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Vorwort 

Hat Goethe recht mit seinem Ausspruch, dass die Geschichte 
des Menschen sein Charakter ist, so wird das um so mehr der Fall 
sein, je willensstärker die Eigenart der Persönlichkeit wirkt ; um so 
mehr wird sein Charakter dann sein Schicksal sein und indirekt 
auch dasjenige seiner Umgebung, seiner Zeit, der Welt, in der er 
lebt. Solche Menschen pflegen der Periode, in der sie wirken, 
so sehr den Stempel ihrer Persönlichkeit auficupragen, dass man 
diese kurz nach ihnen benennt, und es ist ein seltener Beweis der 
Mächtigkeit des Betreffenden, wenn eine solche Bezeichnung eine 
durch Dezennien allgemein gebräuchliche wird. Im Laufe des 
ganzen verflossenen 19. Jahrhunderts hat nur eine Persönlichkeit 
in Livland es vermocht in dieser Weise seiner Zeit seinen Namen 
zu geben, trotz der verhältnismässig vielen bedeutenden Männer, 
die unsere Heimat hervorgebracht hat, und ungeachtet des kurzen 
Zeitraums seiner öffentlichen Wirksamkeit — es ist der Baron Ha- 
milkar v. Pölkersahm. Die Bezeichnung der ^Fölkersahmschen Zeit*', 
der yPölkersahmschen Ideen", der „Fölkersahmschen Reformen* 
sind Gemeingut jedes Gebildeten in den baltischen Provinzen ge- 
worden seit den Tagen, da er seine Furchen zog, und für fernere 
Äonen wird dieser Name den Beweis liefern für die ungewöhnliche 
Bedeutung und Kraft dieses seltenen Menschen. 

Will man daher den Versuch wagen, die Geschichte seiner 
Bestrebungen und Wirksamkeit zu schreiben, so wird man ein 
solches Unternehmen sicher mit der Darstellung seiner Persönlich- 
keit verknüpfen müssen, denn wenn jemals, so ist die Darstellung 
seines Charakters die Geschichte seines Werdens und der Werde- 
gang seiner Reformen die Schilderung seines Wesens. Daher 
kommt es so sehr darauf an, das Material für den beabsichtigten 
Gedenkstein so recht reichlich zur Hand zu haben, hierin aber ver- 
sagt leider das Vorhandene. Dieses erklärt sich nur zu leicht durch 
die politischen Verhältnisse der 40 er Jahre des vorigen Jahrhunderts, 
die es ratsam erscheinen liessen, eingedenk des Wortes «scripta 
manent*^ beizeiten durch Vernichtung von Au&eichnungen even- 
tuellen Schwierigkeiten zu begegnen. 
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Bezeichnend hierfür ist die nachstehende briefliche Mitteilung 
eines der intimsten Freunde Fölkersahms, des Wirklichen Geheim- 
rats und Mitglieds des Reichsrates Georg von Brevem. Einer ihm 
bekannten Dame schrieb er mit Bezugnahme auf seine Korrespon- 
denz mit Fölkersahm: ^Hoffentlich sind meine Briefe aus seinem 
Nachlass verbrannt, wie ich es mit den seinigen getan; sie enthielten 
ein gut Stück Leben und Geschichte aus den Jahren 1844—54/ 

Diese Hoffnung Breverns ist wohl leider in Erfüllung gegangen, 
denn von jenem Briefwechsel, wie auch von anderen Korrespon- 
denzen und Aufzeichnungen persönlicher Natur hat sich im Nachlass 
Fölkersahms nur sehr Weniges gefunden. Schon aus diesem 
Grunde konnte von einer wirklichen, allseitigen Biographie Fölker- 
sahms nicht wohl die Rede sein und das vorhandene Material 
reichte viel eher nur dazu aus, die politische Tätigkeit des Partei- 
hauptes^ und Reformators zu beleuchten. Was indessen an pri- 
vaten Quellen nun doch vorhanden war, wurde mir mit derselben 
Bereitwilligkeit zur Disposition gestellt, die schon meine früheren 
Arbeiten so wesentlich förderte, und macht mir einen erneuten 
und ergebensten Dank an die geehrten Darbringer wiedenmi zur 
angenehmen Pflicht, der ich hiermit nachzukommen mir erlaube. 
Als mir besonders wertvolle Quellen möchte ich hierbei erwähnen: 
die Archive der Familie v. Fölkersahm, die Archive auf den livl. 
Rittergütern: Sepkull, Kersel, Euseküll und die reichen Samm- 
lungen und handschriftlichen Aufzeichnungen des verstorbenen Herrn 
W. von Bock u. s. w. Auch Herrn dim. Landrat E. von Oettingen 
gebührt mein bester Dank für manche wertvolle Hinweise, wie 
auch in demselben Sinne Herrn A. von Tobien. 

Für den weiteren grössten Teil der Arbeit wurden fast lediglich 
ungedruckte Quellen benutzt und zwar, ausser den bereits erwähnten 
Privatsammlungen, vor allem das Archiv der livl. Ritterschaft. 

R. Baron StaSl von Holstein. 

Neu-Anzen, im November 1906. 
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^J^wei grundlegende Geschehnisse waren es vor allem, die um 
^^ die Mitte des XIX. Jahrhunderts dem Schicksal des Livländi- 
schen Landesstaates seine Richtung gaben: 

erstens die Kodifikation des Jus provinciale und 
zweitens die nach ihrem grossen Initiator benannte ^Fölker- 
sahmsche Agrarreform". 

Die Kodifikation des Jus provinciale, wie sie im Jahre 1845 
zum teilweisen Abschluss gelangte, erreichte den Zweck, die 
durch Privilegien, Rechte und Gewohnheiten gesicherte staats- 
rechtliche Stellung der drei Stände: des Adels, der Geistlichkeit 
und der Bürger, durch eine zusammenfassende Darstellung zum 
konzisen Ausdruck gebracht zu haben. 

Unabhängig von dieser Aktion und scheinbar in konträrem 
und destruktivem Sinn zu ihrer aufbauenden Tendenz vollzog 
sich um dieselbe Zeit diejenige Entwickelung, durch welche die 
Grundlage der öflfentlich -rechtlichen Stellung des vierten Standes 
im Landesstaat — der Bauern — zu einem definitiven Abschluss 
gebracht wurde. Dort handelte es sich um eine Kompilation, hier 
um eine Neuschöpfiing, dort um die Konstatierung vorhandener 
Privilegien, hier um die Einräumung neuer Rechte und Existenz- 
bedingungen, zum nicht geringen Teil auf Kosten der Macht- 
befugnisse der herrschenden Klasse. 

Über zwei Dezennien waren vergangen, seit die letzte grosse 
Agrarreform zu ihrem Abschluss gelangt war. 

Am 26. März 1819 war das neue Gesetz vom Kaiser bestätigt 
worden. Die feierliche Proklamierung der Aufhebung der Leib- 
eigenschaft erfolgte in Riga und Arensburg am 6. Januar 1820. 
Der erste Antragsteller und Verfasser des Gesetzes, Landrat 
R J. L. von Samson-Himmelstjerna, war mit seinem Werk wohl 
zufrieden. In seiner bekannten Arbeit: ^Über die Aufhebung der 
Leibeigenschaft in den Ostseeprovinzen, in besonderer Beziehung 
auf das Herzogtum Livland* '), zog er im Jahre 1838, also in einer 



1) Beilage zur Zeitschrift »Das Inland", Jalirg. 1838. 



Digitized by 



Google 



Zeit, da die Erfahrungen mit der neuen Bauerverordnung schon 
in genügender Weise vorlagen, einen Vergleich zwischen dieser 
und der Agrarverfassung von 1804, welcher zu Gunsten der ersteren 
ausfiel. 

„Bei aller Verdienstlichkeit der Bauerverordnung von 1804*, 
so hiess es am Schluss seiner Darstellung, „kann es dem aufmerk- 
samen Forscher nicht entgehen, dass dieselbe dem Zeitgeist 
unmöglich für lange genügen möchte. Denn ihr wohnten in der 
ersten Grundlage zwei Gebrechen bei, über welche all ihre genauen 
und mit umsichtiger Gewissenhaftigkeit ausgeführten Bestimmun- 
gen nicht versöhnen konnten. Das erste Gebrechen war natürlicher, 
das zweite politischer Art. 

Die' Bauerverordnung von 1804 nämlich nahm dem Guts- 
besitzer, was er gesetz- und rechtmässig immer haben und besitzen 
sollte und durfte. 

Sie nahm ihm die freie Verfügfung über seinen eigentümlichen 
Grund und Boden, und Hess den Bauern unter dem Zwange einer, 
wenn auch gemilderten Erbuntertänigkeit oder Bodenangehörigkeit. 

Was Sache war und Eigentum, verwandelte sie in Nutzung; 
was seiner Natur und Eigenschaft nach nicht Sache war, sondern 
Person, das blieb mit der Nutzung als Sache vererbt und an diese 
gebunden." Hieraus sei der politische Missgriflf entstanden, dass 
man „durch blosse Prohibitivgesetze zwei so widerstrebende Ele- 
mente, als Herr und Bauer es sind, miteinander ausgleichen** 
wollte. Das sei dem einen zu viel und dem anderen zu wenig 
gewesen und der alte Erfahrungssatz habe sich wiederum bewährt, 
„dass man nur immer überall zu verbieten habe, um der Über- 
tretung recht gewiss zu sein.** 

So sei die ganze Bauerverordnung „nur als vorübergehender 
Notbehelf" aufzufassen gewesen, wenn sie auch „als Wegweiser 
zu dem, was zuletzt doch kommen musste**, gewiss von viel 
Wert war. Die neue Bauerverordnung von 18 19 habe sich nun 
aber durchaus bewährt. „Kein Ereignis . . . , kein Missverständ- 
nis* habe sich „hervorgetan, dessen Beseitigung mehr geheischt 
hätte, als die besonnene erläuternde und zurechtstellende Einwir- 
kung der für den Bauernstand organisierten Behörden.** Auf eine 
feste und weite Basis habe das neue Gesetz die staatsbürgerliche 
Stellung des Bauern fundiert, und wenn nun die Schule das Ihrige 
getan haben wird, dann sei zu hoffen, dass „bei richtiger Einsicht 
in alle Verhältnisse des Lebens und der menschlichen Gesittung 
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auch ihm der innere Frieden und das Bewusstsein des häuslichen 
Glücks erblühen werde, als süsse Frucht aus tränenreicher Saat 
erstanden"*). 

Als diese lobenden Worte niedergeschrieben wurden, da 
waren schon die Anzeichen dafür vorhanden, dass der Zeitgeist 
wiederum eine Wandlung, jedoch nun im Gegensatz zu eben diesem 
Gesetz durchgemacht hatte, indem er sich gegen die Laissez-faire- 
Theorie wandte, welche 1819 einen so schrankenlosen Triumph 
gefeiert hatte. Sechs fernere Jahre vergingen, da hatte die Ansicht, 
dass auch die Bauerverordnung von 18 19 nur ein vorübergehendes 
Stadium gewesen sei, schon so viel Boden im Lande gefunden, 
dass die Ritterschaft es für unerlässlich hielt aus eigener Initiative 
an eine neue Reform der Agrargesetzgebung zu gehen, deren 
Signatur in der Aufhebung des freien Kontraktrechts zu Gunsten 
von Normen nach den verlassenen Mustern von 1804 bestand. 

Von 1841 bis 1849 dauerte es, bis dem Bauernstande diejenige 
öffentliche Stellung geschaffen wurde, welche für absehbare Zeiten 
die Agrarfrage zu gedeihlichem Abschluss zu bringen geeignet 
erschien. Wiederum wie 1803 und 18 18 standen sich prinzipielle 
Gegensätze schroff gegenüber und sie waren von nun ab von wesent- 
licherer Bedeutung für das Land insofern, als sie dem politischen 
Leben ein bestimmtes Gepräge gaben, welches es bisher nicht 
gehabt hatte. 

Auf dem Landtage von 1839 machte sich bereits der Eiafluss 
jener mächtigen Persönlichkeit geltend, der den grossen Ereig- 
nissen des kommenden Dezenniums die Signatur gab und durch 
wohlorganisierte Parteien einen neuen wichtigen Faktor in das 
politische Leben Livlands einführte. Dieser Mann war der Baron 
Hamilkar von Fölkersahm. 

Dem Lande, welchem er von so grosser Bedeutung werden 
sollte, entstammte er nicht' direkt. Wohl aber gehörte er zu jenem 
altadeligen Geschlecht derer von Völkersahm, auch Fölkersahm 
geschrieben, welches seit herrmeisterlichen Zeiten in Livland 
ansässig gewesen war. Auf Antrag seines Vaters wurde er laut 
Landtagsbeschluss vom 24 Juni 1833 als Glied jener, sub Nr. 25 
der Livländischen Matrikel eingetragenen Familie notiert. Das 
Recht den Titel „Baron" zu führen erlangte sie durch den Senats- 
ukas vom 7. Dezember 1854. 
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Die Wiege Hamilkar von Fölkersahms hatte im Schlosse 
zu Mit au gestanden. Hier war er am 6. Januar 1811 geboren 
worden, als jüngstes der sieben Kinder des Hof- und Regierungs- 
rats Georg Friedrich von Fölkersahm, geb. 1764, gestorben 1848, 
und seiner Gemahlin Benigna Gottliebe von Voigt, verwitwete 
von der Brinken. 

Wenige Monate nach seiner Geburt sahen sich seine Eltern 
infolge des Heranrückens der französischen Armee veranlasst nach 
Petersburg zu ziehen und von dort nach kurzem Aufenthalt daselbst 
im November 18 12 nach Riga, wo Baron G. Fölkersahm im Jahre 
1829 zum Zivilgouverneur ernannt wurde, in welchem Amt er bis 
1847 verblieb und sich die allgemeine Achtung seiner neuen 
Landsleute erwarb. Am 18. November 1848 starb er hochbetagt 
in Riga. 

Hier verlebte der junge Hamilkar nun seine ganze Kinderzeit. 
Als er 6 Jahre alt war, wurde eine Französin, Mademoiselle 
Decombe, ins Haus genommen, um den Sprachunterricht zu fördern. 
Sie wurde die Ursache seiner ersten schmerzlichen Eindrücke, denn 
ihretwegen bekam er einmal Schläge. Er selbst schilderte diesen 
Vorgang in späteren Aufzeichnungen folgendermassen^): 

„Die Demoiselle glaubte als gute Katholikin an den Teufel, 
den ich, fürchtete ich ihn auch sehr, doch nicht anerkennen wollte. 
Es begab sich nun eines Abends, dass besagte Dame mir eine 
Geschichte erzählte, in der ein armer Mann, dem nichts fehlte als 
Ehrlichkeit, nicht allein von einem, sondern von unzähligen Teu- 
feln ... zu Tode gekniffen wurde. Hörte ich die Geschichte auch 
ganz aus, so ermangelte ich doch nicht am Schluss derselben fol- 
gende wortreiche Phrase an sie zu richten: ,Ce n*est pas vrai*, ja 
ich liess sogar das ,Mademoiselle* weg, was die Dame ärgern 
musste. ,Mais le pretre me l'a dit.* Ich blieb bei meinem Satz, 
den ich durch die deutsche Behauptung: ,Es gibt gar keinen 
Teufel', zu unterstützen suchte." Nun sei der Dame die Geduld 
gerissen, sie beeilte sich bei der Mutter zu klagen, welche Gele- 
genheit der kleine Hamilkar benutzte, um sich hinter einen Schrank 
zu verstecken. Beide Damen erschienen, gefolgt von den Geschwi- 
stern, Cousinen und Dienstboten, laut wurde er zitiert, Invektiven 
wie „verdammter Junge, Bengel" etc. klangen an sein Ohr, allent- 
halben wurde er gesucht, doch ohne Erfolg, denn sein Schlupf- 
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winke! war gut und er entschlossen sich nicht zu ergeben. Den- 
noch nahte die Krisis. Als er ,,elnen Augenblick das Alleinsein 
benutzen wollte**, um unter einem bereits untersuchten Bett einen 
vermeintlich noch sichereren Zufluchtsort zu suchen, stolperte bei 
einem zurückkehrenden „Festzug" sein Bruder über die unter dem 
Bett hervorragenden Beine. „Allgemeines Freudengeschrei und 
neue Zitation!** — „Mit voller Ergebenheit in mein Schicksal**, so lau- 
tete es in der Chronik weiter, „blieb ich liegen und antwortete 
nicht, bedachte aber auch nicht, dass ich, unvorsichtig genug, 
gerade den durch altherkömmlichen Brauch den Hieben geweihten 
Teil den ersten Angriffen blossgestellt hatte, ich lag auf dem 
Bauche, das Bett wurde abgehoben, und ich fühlte auf besagtem 
Teil einiges, was mich sogleich bewog, mich aufzurichten** etc. 
„Nicht wenig erstaunt war ich indessen, als . . . eine halbe Stunde 
darauf . . . meine Mutter . . . mir begreiflich machte, dass ich die 
Schläge nur für das Verstecken erhalten habe und nicht für meine 
Behauptung, denn wirklich gebe es keine Teufel, sondern jeder 
böse Mensch sei sein eigener Teufel und für die guten sei durchaus 
keiner da** etc. 

Diese vom Kinde erduldete Erziehungsmethode erfuhr nicht 
die Billigung des gereiften Mannes. Fölkersahm hat seine Kinder 
prinzipiell niemals geschlagen oder schlagen lassen. 

Dass seine Jugendzeit eine schöne gewesen ist, darf daraus 
geschlossen werden, wie schwärmerisch er sie im allgemeinen beur- 
teilte. In seinen Au&eichnungen fanden sich unter anderem hier- 
über folgende Worte: 

„O du schöne Zeit, wo jeder Sturm ein Morgenlüftchen, jeder 
Schmerz nur ein flüchtiger Gedanke ist! Die Seele des Kindes 
hängt wie ein klarer Tautropfen an dem Rosenkelch der Gegen- 
wart, er kennt und sieht nicht die Dornen, über die er hinab- 
gleiten muss in die Erde und die ihn zerreissen werden, wie keine 
Zukunft; so kennt das Kind keine Vergangenheit. Es schwebt wie 
ein Sommerstäubchen in heller Luft und weiss nicht den Weg, den 
es zurücklegt, nicht den kommenden. Noch einmal ruf* ich: o du 
schöne Zeit .... in der die Seele liebt, und nicht der Körper, 
und in der man eben deshalb alles liebt, was Kinder auch dadurch 
zu erkennen geben, dass sie gern alle für Verwandte ansehen 
und so nennen**'). 
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Den ersten wissenschaftlichen Unterricht erhielt der junge 
Hamilkar im elterlichen Hause durch Lehrer und trat dann in das 
Rigasche Gymnasium ein. Dieses absolvierte er nicht. 

Über die Gründe seines Austritts berichtet ein Freund und 
Schulkamerad von ihm folgendes: 

Der Direktor Keussler war ein ganzer Mann und Kraft- 
mensch, sprang kurz und oft hart und rücksichtslos mit seinen 
Schülern um, zeigte aber bei alledem einen Humor und eine Origi- 
nalität, welche anzog, und bei seinem Hinsterben manchem Schüler, 
äuge eine Träne auspresste. Mathematiker und Astronom, brachte 
er seine Mussestunden auf seinem Observatorio am Eckturme des 
Rigaschen Schlosses zu und fasste neben seinen fachlichen Obser- 
vationen mit seinen Femröhren auch oft die weit abwandelnden 
und tummelnden Gymnasiasten ins Auge und überraschte dann 
die harmlosen Sträflinge mit Strafpredigten und Ordonnanzen über 
das Verhalten. 

„Wo waren Sie gestern Nachmittag 5 Uhr 10 Minuten?" 
lautete dann oftmals die Frage, welche entweder mit einer Notlüge 
oder mit Nichtwissen vom jungen Sünder beantwortet ward. 
„Ich weiss es aber ganz genau", donnerte es vom Schulkatheder, 
und nun erfolgte die Aufzählung des ganzen Sündenregisters und 
darauf die Strafe. Auf diese Weise hatten denn wohl auch die 
Gebrüder Fölkersahm irgend eine Ungebührlichkeit oder Gesetzes- 
verletzung begangen, genug, Keussler lless sie vortreten, hielt 
ihnen ihre Delikte vor und sagte: „Nehmen Sie Ihren Ziegen- 
hainer, setzen Sie Ihre Mützen flott auf ein Ohr, grüssen Sie Ihren 
lieben Vater von mir und sagen Sie ihm, solche Taugenichtse 
kann ich nicht brauchen." 

Hiermit waren diese meine Mitschüler aus dem Gymnasio 
entfernt und mir für viele Jahre aus dem Gedächtnis gekommen. 
Hieraus erklärt sich aber zum Teil, dass Hamilkar Fölkersahm 
nicht den Gymnasial- und Universitätskursus im Lande, sondern 
auswärts durchlaufen und schon früh ins Ausland gekommen^). 
Dahin zu gelangen, regte sich bei ihm schon seit 1827 ein mächti- 
ges Streben. 

Dieser heisse Wunsch mag seinen Grund darin gehabt haben, 
dass er früh entwickelt und ein Bedürfnis nach geistiger Anregung 
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empfand. Wie er es schon als iSjähriger Jüngling liebte über 
sich und die Welt nachzudenken und seine Gedanken zu formu- 
lieren, geht unter anderem aus folgenden Aufzeichnungen hervor. 
Als er das neu anbrechende Jahr 1829 mit einem geselligen Syl- 
vesterabend begrüsst hatte, schrieb er am nächsten Morgen : »1829 
— so schreibt die ganze Stadt Riga und alle altstiligen oder alt- 
modischen Städte, seit gestern 12 Uhr. Ich habe das neue Jahr 
mit Honiglaune und Honigwasser, Malaga, empfangen, ich war der 
einzige Herr unter vielen Frauenzimmern. Gebe Gott, dass es 
auch ein Honigjahr werde! Glücklich die, welche in diesem neuen 
Akt nur Statistenrollen spielen, sie werden am glücklichsten sein. 
Die Haupt- und Heldenrollen nehmen gewöhnlich ein grosses, selten 
ein gutes Ende** etc. 

Aus derselben Zeit stammt folgende Notiz von ihm: „Das 
Herz ist die Glockenzunge, die uns zum Gebet fuhren muss, nicht 
das Stück Metall auf dem Turm" *). 

Mit der Erfüllung des Wunsches, ins Ausland zu kommen, 
sollte es aber 1827 noch gute Weile haben, denn vor allem fehlte 
es an den nötigen Geldmitteln. Erst 2 Jahre später fanden sich 
diese. Wie so oft im Leben strebender Jünglinge, sollte auch 
hier ein guter Onkel helfend eingreifen. Dieser Onkel war der 
Bruder seiner Mutter: von Voigt Über diese Zeit der ersten Sor- 
gen und Mühen schrieb er in sein Tagebuch folgendes: 

„Ich will mir und anderen gleich erzählen, dass ich gute 
Hoflfnung habe, in gute Umstände zu kommen. Deutlich ist die 
Sache so: Weil ich nun schon seit zwei Jahren in das Ausland 
reise, um zu studieren, aber nicht hinauskomme aus Mangel an 
Geld, so blieb einmal nichts anderes übrig, als diese Hoffnung auf- 
zugeben und die Reise, was wirklich geschah. Meinen lieben 
Onkel aber, der je weniger er gab, mich desto mehr liebte, um 
bei mir das Wesen uneigennütziger Liebe zu erzeugen, liebte ich 
in jedem Brief an ihn, so dass ich zuletzt bei besonderen Gelegen- 
heiten, als da sind: i. Januar, Geburtstage etc., wirklich in Ver- 
legenheit geriet um Komparative meiner Liebeserklärungen, weil 
an solchen Tagen man alles doppelt lieben muss, oder es sagen. 
Übrigens bin ich dem alten Onkel wohl gut, denn er ist ein braver 
Mann und hat viel für uns getan. Eine neue Gelegenheit, meine 
alten Angriffe auf seinen Beutel zu erneuern, bot sich mir jetzt 
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dar. Die Armee, die ich ihm jetzt auf den Hals sckickte, bestand 
Erstens: aus dem Vortrab; dieser bestand wieder aus einem Vor 
posten: Bescheidenheit; als Unterstützung eine Truppe Artillerie, 
die mit Artigkeiten schoss, hinter ihr kam eine Kompagnie Dank 
barkeit. Zweitens: die Armee selbst, etwa ein Regiment Klagen 
eine Kompagnie prophetischen Jammers, zwei Regimenter Frei 
williger (Bitten mit Sturmleitern), vier Kompagnien leichte Liebes 
tirailleure. Drittens: der Nachtrab, eine Kompagnie Zuversicht 
eine Kompagnie Nachzügler von Dankbarkeit. Der Kommandie« 
rende hiess: Hülfe in der Not. Gott gebe, dass der Feldzug 
gelingt — es wäre mir lieb. Nimmt es mir wohl einer übel, 
dass die ganze Geschichte dumm ist, wenn ich es selbst sage; aber 
habe ich erst die Siegesnachricht, so schreibe ich etwas recht 
Gutes darüber und sage es hinterdrein auch selbst." 

Vermutlich gelang dieser Feldzug, denn tatsächlich fanden 
sich die Mittel, und nun stand dem Jüngling die Welt offen. Acht 
Tage vor seiner Abreise schrieb er seinem lieben Onkel einen 
herzlichen, ebenfalls humoristisch gehaltenen Abschiedsbrief 

„Es sind nun wohl drei Jahre her*, so hiess es unter ande- 
rem dort „dass ich zum ersten Mal den Fuss erhob, um ihn 
über die Grenze zu setzen, seitdem stehe ich wie der Hahn in der 
Bilderfibel, vergebens bemüht aus dem ABC in das Leben hinaus- 
zuschreiten .... Um so sonderbarer ist mir jetzt zu Mut, da der 
Augenblick wirklich heran naht, wo ich den seit drei Jahren 
schwebenden Fuss niedersetzen soll und kann, um den andern zu 
heben, mithin die Aussicht habe, bei fleissiger Fortsetzung des 
Manövers, bald aus diesem 45,000 schläfrigen Bette des Geldstolzes 
und der Dummheit herauszukommen. So würde ich mich wenig- 
stens ausdrücken, wenn einem ABC -Schützen ein Urteil über 
eine ganze Stadt zustände." . . . „Die Zeit, die mir bis zum Nieder- 
setzen des Fusses übrig bleibt, weiss ich nicht angenehmer und 
schöner anzuwenden, als durch einiges Abschiednehmen von allen 
den Lieben, die ich nur mit durch Federn verlängerte Arme erreichen 
kann. Deshalb nun habe ich mich hergesetzt und Federn hinlänglich 
zur Hand genommen, um Ihnen, lieber Onkel, von hieraus um den 
Hals zu fallen und Sie zu bitten, mir Ihre Liebe - crescendo zu 
erhalten. Obgleich heutzutage der Kredit schlechter ist, als jemals, 
so ist das Leihen doch an der Tagesordnung, und dies erleichtert 
mir den folgenden Vorschlag, den ich im Vertrauen auf Ihren Edel- 
mut wage. Da ich keinen Grund weiss, um dessentwillen Sie mich 
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Heben sollten, .... so bitte ich Sie recht sehr mir einen Teil 
Liebe auf mein Ehrenwort zu leihen, .... bis ich heimgekehrt bin, 
und Gelegenheit gefunden sei, sie zu verdienen, wo wir dann Rech- 
nung halten können. Hoffentlich wird sich dann der Staat nicht 
darum scheren, wenn ich Ihnen für das Kapital loo — 700 Prozent 
gebe, da ich es kann, als reicher Mann durch die Anleihe. Zinsen 
von dem Kapital Liebe, das Sie von mir in Händen haben, kann 
ich leider nicht verlangen, da ich es Ihnen ohne Anfrage geschenkt 
habe. Nach dem Privilegio umarme ich Sie tausend Mal (in der 
Wirklichkeit brächte ich Sie dadurch um), indem, — Ihre Hand 
küsse und Ihnen herzlich Lebewohl sage. Ihr Hamilkar Fölkersahm.* 

Acht Tage darauf, d. h. am 30. April 1829, reiste er ab nach 
Berlin und schrieb die Worte nieder: „Die Lerchen sangen das 
Morgenlied und die Erde öffnete ihre Blumenaugen." 

Diese zukunftfrische Stimmung sollte keine Illusion sein. 
Denn in dem Kulminationspunkt geistigen Lebens, in welchen sich 
der hochstrebende junge Mann nun bald versetzt sah, unterlag er 
Eindrücken und Anregungen, welche auf seine junge Entwickelung 
ihre bleibenden Wirkungen ausgeübt zu haben scheinen. 

Es war eine bewegte und schöpferische Zeit in Deutschland 
zu Ende der zwanziger Jahre. Auf allen wesentlichen Gebieten 
menschlichen Denkens und Wirkens regte sich frisches Leben, 
herrschte das Bewusstsein kraftvollen Werdens. 

In politischer Beziehung war Deutschland in eine liberale 
Ära eingetreten. Aus der konservativen Reaktion nach den 
Befreiungskriegen war viel Unzufriedenheit entstanden, aus ihr eine 
mächtige Opposition gegen Staat und Kirche. Zwei sich hart 
bekämpfende Parteien hatten sich gebildet, von denen die eine dem 
Volk möglichst wenige, die andere, genannt die demokratische, 
liberale oder auch radikale, ihm möglichst viele Rechte einräumen 
wollte; sie gewann mehr und mehr an Boden. Die französische 
Revolution warf ihre Schatten voraus. 

In der Literatur machte sich die neue Richtung geltend, 
indem sie die romantische Schule ausser Mode brachte, was ihr 
um so leichter wurde, als sie durch ihr „verbrauchtes mittelalter- 
liches Rüstzeug," ihre „mystische Überschwenglichkeit" und ihre 
„katholisierende Spielerei'' schon lange den Geschmack verletzt 
hatte ^). Entstanden aus dem Bedürfnis der Opposition gegen die 
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verstandesmässige Aufklärung, wurde sie gerade deshalb nunmehr 
beseitigt 

Die Traumlehre passte nicht mehr in die Zeit, in welcher der 
realistische Kampf um Freiheit auf dem ganzen Felde des öffent- 
lichen Lebens wiederum aufgenommen wurde. 

Als massgebendster Gegner dieser romantischen Phantasiespiele 
sass auf dem stolzesten Thron der Wissenschaft und im Zenit seines 
Ruhmes der Staatsphilosoph Georg Friedrich Wilhelm Hegel. 
Besser als jene begründete er sein System der Allmacht des Staates 
als der Verwirklichung der sittlichen Idee, und gern wurde sein 
Lehrsatz, dass das Wirkliche vernünftig und das Vernünftige 
wirklich sei, als eine unantastbare konservative Doktrin ausgenutzt. 
Diese Verherrlichung des Staats als den „absolut vollendeten ethi- 
schen Organismus* vermochte zwar einem Zäsaropapismus um so 
mehr Vorschub zu leisten, als der Kirche gegenüber dem Staat not- 
wendigerweise nur die untergeordnete Stelle eingeräumt werden 
konnte, in einer Weltauffassung, welche lehrte: dass Gott nicht per- 
sönlich, die Seele nicht unsterblich und das Christentum nur die voll- 
kommenste Entwickelungsform des Selbstbewusstseins eines pan- 
theistischen Gottes sei. Doch auch die Liberalen machten sich 
die neue Lehre zu Nutzen. War das Vernünftige wirklich, so hatte 
jeder recht, der den Staat in der, seinem philosophischen Denken als 
richtiger scheinenden Weise umzugestalten suchte, und der Oppor- 
tunismus des Systems passte gut zu den neuerwachten Hoffnungen 
jener Zeit und den idealen Gebilden, die sich der Liberalismus 
im Gegensatz zu den bestehenden Zuständen konstruierte. 

In diese Geisteswelt trat der junge Hamilkar hinein, als er 
sich am 7. November 1829 in Berlin als Student der Jurisprudenz 
hatte immatrikulieren lassen und der Rektor Hegel seine Unter- 
schrift unter das betreffende Dokument gesetzt hatte. Wie homo- 
gen sie ihm war, lässt sich daraus schliessen, dass die damals 
herrschenden oder im Durchbruch sich befindenden Prinzipien 
Zeit seines Lebens auch die seinigen geblieben sind. Von Natur 
in ersfer Linie spekulativ veranlagt, fand er in der Hegeischen 
Philosophie diejenigen Wahrheiten enthalten, die seinem abstrakten 
Denken entsprachen, und der Idealismus dieses Systems blieb stets 
der Ausgangspunkt seiner Deduktionen. Auch ihn führten sie zu 
einer freisinnigen Weltanschauung und zu festbegründetem Opti- 
mismus, der sich im praktischen Leben in einem unerschütterlichen 
Vertrauen zu dem Guten in den Menschen äusserte. 
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Berufen dereinst ein mächtiger Faktor im politischen Leben 
seiner Heimat zu werden, bewies er auch auf diesem Gebiet seine 
Übereinstimmung mit der Zeitströmung, in die er damals hineintrat, 
denn er wurde der unbestrittene Führer derjenigen Partei, die für 
die Erweiterung der Mitbeteiligung der Bevölkerung an den öflfent- 
lichen Angelegenheiten eintrat, und seine Losung lautete: „Nicht 
die Rechte, die jemand ausübt, sondern die Pflichten, die er sich 
auferlegt, geben ihm den Wert." 

So bleibend die Eindrücke gewesen sind, die Fölkersahm in 
Berlin bekam, so kurz war andererseits die Zeit bemessen, die er 
daselbst verbringen konnte. 

Nachdem er sich noch vorübergehend in München aufgehalten 
hatte, musste er schon 1830 nach Livland zu seinen Eltern zurück- 
kehren. Worin der zwingende Grund hierfür lag, ergibt sich 
leider aus dem vorhandenen, im ganzen spärlichen Aktenmaterial 
nicht. Seine Studien setzte er bald darauf in Dorpat fort, wo er sich 
aber nicht immatrikulieren liess, daher auch zu keiner Korporation 
gehörte, sondern nur Collegia hörte und in einem engen Kreis 
von Freunden verkehrte, zu dem namentlich seine kurländischen 
Landsleute Theodor von Bohlschwing und Baron Grotthuss gehörten. 
Dieser Aufenthalt in Dorpat wurde bedeutsam für sein ganzes 
späteres Leben. Denn hier lernte er die Familie des Gouverneurs 
Baron von Kruedener kennen, dessen Tochter Elisabeth seine Gattin 
werden sollte. Die Gegenseitigkeit der Neigfung der beiden jungen 
Leute drängte zu rascher Heirat, und hierin lag wohl der Grund 
dafür, dass Fölkersahm sein Examen in Dorpat nicht machte, son- 
dern darauf bedacht war, sich möglichst bald eine Stellung zu ver- 
schaflfen, die es ihm ermöglichen würde, einen Haushalt zu begrün- 
den. Zu diesem Zweck liess er sich zunächst in der Kanzlei seines 
Vaters, des Zivilgouverneurs, als Exekutor anstellen und wurde 
von dort aus als Ökonomiekommissarsgehilfe im Oktober 1832 
nach Walk übergeführt, als Mitglied der Messungs- und Regulie- 
rungskommission, welche dort bis 1843 an der Katastrierung der 
Domänengüter noch arbeitete. In dieser Stellung feierte er seine 
Hochzeit am 16. Dezember 1832 in noch nicht vollendetem 22. 
Lebensjahre. Bis 1835 behielt ^er diesen Posten, dann nahm er 
seinen Abschied. Obgleich mit einer Livländerin verheiratet und 
durch sie mit vielen Familien im Lande verwandt geworden, ver- 
liess er seine neue Heimat doch wieder, um in seine frühere zurück- 
zukehren; noch sah er keinen bestimmten Lebenspfad vor sich 
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liegen, zunächst musste für die materielle Existenz gearbeitet 
werden. Er ging nach Kurland und arrendierte das Domänengut 
Eckendorff bei Tuckum. Dort blieb Fölkersahm 3 Jahre und 
kaufte dann das Gut Rujen-Grosshof in Livland. 

Von nun an erst fingen diejenigen Aufgaben für ihn Gehalt 
zu gewinnen, denen er sein ganzes späteres Leben widmen sollte. 
Bald übernahm er verschiedene kleine Kommunalposten in seiner Ge- 
gend. So wurde er 1838 Postierungsdirektor der Station Ranzen 
und 1839 Kirchspielsrichtersubstitut. Schon fing man im Lande an 
auf ihn aufmerksam zu werden; der Reiz seiner faszinierenden 
Persönlichkeit begann zu wirken, und er galt schon damals dafür, 
ein „sehr interessanter und wohlverdienter Mann zu sein"'). „Es 
ist und bleibt eine ungewöhnliche Erscheinung'', so schrieb am 29. 
Oktober einer seiner intimsten Freunde, das spätere Reichsrats- 
mitglied Georg von Brevem, an Theodor von Kruedener-Suislep, 
„und es ist mir immer, als atmete ich reine klare I^uft'ein, wenn 
ich ganz ungestört mit ihm diskutieren kann.** Für die Kompli- 
ziertheit dieser Natur sprach ein anderer Brief desselben Freundes 
vom 31. Januar 1840, in dem es hiess: „Hamilkar ist 8 Tage mit 
mir hier in Riga gewesen, ich habe ihn aber nicht gesehen, indem 
er seine materielle Periode hatte; möchte dieser herrliche Geist 
sich nicht durch Abstraktionen zum völligen Egoisten aushöhlen; 
bei allen schönen Versicherungen seines Vaters hätte mich sein 
Benehmen geschmerzt, wenn ich ihn nicht auch von dieser Seite 
gekannt* etc.*). Der Junilandtag des Jahres 1839 war der erste, 
den Fölkersahm in Livland mitmachte. Zwar trat er aus seiner 
Reserve noch nicht heraus und griff nicht handelnd in die öffent- 
lichen Angelegenheiten ein. Wohl aber bildete sich innerhalb eines 
engen Kreises von Freunden und Anhängern seine Stellung schon 
soweit als eine dominierende heraus, dass er ein Faktor bei den 
Beschlussfassungen wurde. Er selbst datiert den Beginn der so- 
genannten „Fölkersahmschen Partei** von diesem Landtag von 1839 
her, rechnete aber freilich damals als wirklich zu ihr gehörend 
nur 5 Personen. 

Von dann an nahm seine Popularität rasch zu. Im Jahre 1841 
regte er in Fellin die Gründung eines landwirtschaftlichen Vereins 
an, wobei er viele Gönner um sich versammelte. Zu diesen ge- 



^) Erinnerungen von W. von Bock. 
») Archiv Suialep. 
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hörte namentlich auch der Kreisrichter von Sivers zu Euseküll, 
dessen patronisierende Fürsorge viel dazu beitrug, dem immerhin 
noch nicht allzu bekannten jungen Kurländer in der livländischen 
Gesellschaft eine Stellung zu machen. In dieser Zeit war es, als die 
Agrarfrage auf Initiative der Ritterschaft wiederum auf die Tages- 
ordnung gesetzt wurde. 

Schon zu Ende der dreissiger Jahre wurden immer häufiger 
und offener die Bedenken ausgesprochen, dass die Bauerverord- 
nung von 1819 doch nicht den Erwartungen entsprochen habe 
und sie nicht das letzte Wort in dieser Sache sein könne. Das 
damals eingesetzte freie Kontraktrecht ohne irgend ein Nutzungs- 
recht der Wirte an dem Bauerlande war in Misskredit geraten und 
es bedurfte nur einer äusseren Veranlassung, um die Agrarfi-age 
wieder in Bewegung zu setzen. Diese fand sich in den schweren 
Missernten der Jahre 1840 und 1841 und den im Zusammenhang mit 
diesen entstehenden Bauerunruhen und kirchenpolitischen Wirren. 
Zwar war sich die Ritterschaft dessen wohl bewusst, dass speziell 
die letzteren nicht direkt als eine Folge der agraren Zustände auf- 
gefesst werden könnten, und der Generalgouverneur war derselben 
Meinung, indem er ausdrücklich erklärte, dass die konfessionelle 
Bewegung „anderen Triebfedern zugeschrieben werden müsse" ^); 
immerhin aber wurde der jeweilige Status der Agrargesetzgebung 
als nicht zweckentsprechend und mithin als Ursache dafür ange- 
sehen, dass die Missernten so sehr drückend dahin wirkten, 
die Bauern zu jedem Mittel greifen zu lassen, um die grosse Not 
zu lindern. Diese Ansicht fand ihren Ausdruck auf dem Oktober- 
konvent von 1841 in einem Antrage des Landrats Grafen Stackel- 
berg-EUistfer, welcher vorschlug: eine Kommission zu erwählen, die 
Vorschläge zu einer Reorganisation der Agrargesetze machen 
sollte*). Der Antrag wurde angenommen und in die Kommission 
folgende Herren gewählt: der Landmarschall A. von Oettingen, 
Landrat R. J. L. von Samson, der zugleich Schriftführer war, 
Landrat Baron Bruiningk-Hellenorm, Landrat von Schultz-Kalzenau, 
dim. Landrat von Rennenkampff-Kürbelshof, Kreisrichter von Hage- 
meister-Gotthardsberg, dim. Kreisrichter von Klot-Puikeln und von 
Sivers-EuseküU. 

Die Kommission sollte ihre Vorschläge bis zu dem im Feb- 



1) Ritterschaftsarchiv, Vol. I, pag. 13 ff, 

*) Ritterschaftsarchiv, Konventsakte vom Oktober 1841, Deüb. Vllf. 
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ruar 1842 bevorstehenden Landtag ausarbeiten und eröffnete im 
Januar jenes Jahres in Dorpat ihre Sitzungen. Veranlasst nun durch 
diese vorliegende wichtige Materie und „unter dem Eindruck der 
Einberunfung jener Januarkommission^ ^) versammelten sich am 
5. November 1841 einige Landtagsglieder in EuseküU auf spezielle 
Einladung des Hausherrn, und zwar namentlich : der Landmarschall 
von Oettingen, die Brüder Friedrich und Eugen von Transehe, 
Baron Wolff-Lysohn, W. von Bock nebst seinem Vater aus Kersel, 
Otto Grünewaldt-Laimetz und Fölkersahm. Als Zweck der Zusam- 
menkunft wurde von diesen letzteren die Notwendigkeit hervor- 
gehoben, dafür zu sorgen, dass „es an einer Vorarbeit für den 
Februarlandtag, unabhängig von der Januarkommission, nicht 
fehle^. Es wurden nun eingehende Denkschriften verlesen, an die 
sich lebhafte Erörterungen schlössen, in denen Fölkersahm schon 
damals Andeutungen in Bezug auf seine Ideen über die Abgrenzung 
des Bauer- vom Hofsland durch den „roten Strich" und die „Quote" 
verlautbarte, Dass er nicht auch in die Kommission gewählt wor- 
den war, wurde von den Anwesenden lebhaft bedauert. In Bezug 
auf den Erfolg ihrer Arbeiten, an denen vor allen der Landrat 
Samson sich beteiligte, machte sich denn auch ein gewisser Zweifel 
geltend. Auch konnte schon damals ein gewisser Gegensatz von 
Fölkersahm zum Landrat Samson bemerkt werden, der sich im 
Laufe folgender Jahre mehr und mehr herausbildete*). 

Als in der Zeit seiner heissesten politischen Kämpfe ein böser 
Traum seine Nachtruhe gestört hatte, da erwartete er, so äusserte 
er sich seinen Angehörigen gegenüber, für den nächsten Tag ein 
parlamentarisches Renkontre mit dem Landrat von Samson"). 

Während, wie schon erwähnt, Fölkersahm selbst den Land- 
tag von 1839 als Zeitpunkt der Entstehung der nach ihm benann- 
ten politischen Partei bezeichnete, nahmen andere Glieder derselben 
an, dass jener 5. November 1841 ihr eigentlicher Geburtstag 
gewesen sei, indem sie der Ansicht waren, dass jene frühere 
vorläufige Gruppierung mehr nur eine „Stimmungsgenossenschaft" 
junger Leute gewesen sei, während es sich nun um eine „prämedi- 
tierte Aktion ausserhalb der oflSziellen korporativen durch jene 
Kommission" handelte. Zwar gehörten zwei der dort damals anwe- 
senden Herren: Bock -Kersel sen. und Grünewaldt, niemals zu ihr. 



1) Erionerungen von W. von Bock. 
^ Erinneruns^en von W. von Bock. 
^ Persönliche Mitteilung: der Nachkommen von H. von Fölkersahm. 
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doch war nun ein Kern vorhanden, der sich einige Monate später 
auf dem fruchtbaren Boden grosser praktischer Gegensätze zu einer 
wirklichen Partei entwickelte. 

Mit Bezugnahme auf jene Versammlung schrieb Fölkersahm 
seinem Freunde Sivers am 13. Dezember 1841 folgendes: 
^Teurer Freund! 

Ich habe mich bei Dir zu rechtfertigen und ist dies mein 
erstes Geschäft nach meiner Rückkehr. Gleich nach meiner Zurück- 

kunft aus EuseküU nahm mein Übel noch mehr überhand 

Ohne dass mein Gesundheitszustand besser wurde, sah ich mich 
endlich zur Reise nach Riga genötigt, wo ich erst nach 8 Tagen 

meine Gesundheit wieder erlangte Ich bin erst gestern aus 

Riga zurückgekehrt, weil die Passage über die Aa unterbrochen 
war Was unsere Wünsche und. Pläne flr die Bauern anbe- 
trifft, so wird mir für das Verhältnis bange. Es sind viele, viele der 
Ansicht die ganze Angelegenheit zu vertagen. Auch manche von 
den Mitgliedern unserer Versammlung scheinen nicht fest in ihrer 
Ansicht. Jedenfalls werdet Ihr in der Kommission einen schweren 
Stand haben. Meine Nachbarn zeichnen sich auch diesmal aus und 
sind sehr geschäftig jede Konzession an die Bauern zu verdächtigen. 
Zum Unglück geht der Lärm von neuem los, Salisburg, Idwen, 
Burtneck und viele andere Gemeinden sind in der grössten Auf- 
regung, meine Leute aber bis jetzt gottlob ! ruhig und vernünftig. 
Ich schreibe Dir heute, da ich nach langer Abwesenheit sehr von 
Besorgungen bedrängt bin, nur flüchtig, hoffe aber, ehe Du nach 
Dorpat fahrst, entweder Dich noch zu sehen oder Dir ausführlich 
über die Angelegenheit, welche uns gleich am Herzen Hegt, schrei- 
ben zu können. Für die Ratschläge wegen des Branntweins meinen 

Dank 

in aufrichtiger Freundschaft 

Dein Fölkersahm»).« 
In Ergänzung hierzu schrieb er am 29. Dezember 1841: 

„Teuerster Freund! 

Zum Scbluss einige Worte über die allgemeine Frage, deren 

Lösung uns alle beschäftigt. Ich habe über das Verhältnis 

unseres Bauernstandes mit Hehn noch viel in dieser Zeit gesprochen 

und mich wie bisher bemüht alles — und besonders was Du mir 



1) Archiv Eusekfill : „Briefe von H. Baron Fölkersahm an Friedr. von Slvers- 
EusckQU 1840-1856.* 
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gesagt, zu erwägen. Dennoch vermag ich nicht meine Gesinnung 
zu ändern. Bei der Besorgnis aber, das, was ich erwünsche, viel- 
leicht noch zu wenig in der Meinung verbreitet ist, um bereits 
allgemeine Anerkennung zu finden, bei der Besorgnis ferner, dass 
deshalb durch ein palliatives und scheinbares Heilmittel das 
Übel nur noch mehr verschlimmert und selbst künftigem Fort- 
schritt nur Hindernisse verschafft würde, bin ich zu der Meinung 
gezwungen, dass es vielleicht notwendig sein kann auf die Aus- 
führung unserer ersten Idee zu verzichten. Bisher war ich völlig 
entschieden auch ohne Hoffnung auf Erfolg — so viel es irgend 
in meinen Kräften stand - sie aufrecht zu erhalten, weil ich kein 
anderes Mittel zu gedeihlicher Entwickelung unseres Bauernstandes 
fand und selbst lieber die Aufrechterhaltung des Status quo gesehen 
hätte, als das Einbiegen in eine Sackgasse, in der man doch wie- 
der einmal umkehren muss. Bessere Überlegung hat mich auf 
einen Ausweg gefuhrt, der, wenn er auch ein Umweg ist, doch 
jedenfalls zu demselben Ziel fuhrt, und ich lege ihn Dir vor, 
mit dem Wunsch und der Bitte, ihn nicht unberücksichtigt zu lassen. 
Das Eigentum ist und bleibt die einzige richtige und natürliche 
Basis, darüber waren auch wir einig. Es handelt sich nur um die 
Herbeiführung desselben. Ich glaube, dass wenn (abgesehen von 
den nötig werdenden Veränderungen im Erbrecht, der Gemeinde- 
ordnung und Normierung der Arbeiten, welche wohl keine oder 
wenig Gegner finden werden) statt alles gezwungenen Verkaufs, 
oder statt gezwungener Erbpacht, nichts dafür geschähe, als dass 
Verkauf und Erbpacht, oder nur Verkauf möglich gemacht werden 
würde, kein Teil verletzt und dennoch beide allmählich zufrieden- 
gestellt werden würden. Es müssten zu diesem Behuf alle die- 
jenigen Hindernisse, welche jetzt dem gesetzlich gestatteten Ver- 
kauf entgegenstehen, hinweggeräumt werden, damit er nicht bloss 
scheinbar, sondern wirklich möglich werde für jeden. Hierzu wäre 
vorzugsweise erforderlich, dass das Kreditsystem sich dazu ver- 
stände, ein für allemal zu bestimmen, wieviel pro Taler Landes- 
wert von der Systemsschuld zurückzuzahlen ist, wenn Teile des 
Bauerlandes verkauft würden, derart, dass jeder Gutsbesitzer will- 
kürlich eines, mehrere oder alle seine Gesinde verkaufen könnte, 
ohne durch das System weiter behindert werden zu können, sobald 
er den festgesetzten Teil des Kaufpreises einzahlt. Das System 
gibt 2700 Rbl. per Haken. Wird demselben nun z. B. für jeden 
Haken Bauerland, den man verkauft, 2700 Rbl. zurückgezahlt, so 
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behält es dennoch bis zur völligen Ablösung der ganzen Schuld 
seine Hypothek auf dem Hofsland und alle Gerechtsame und Ap- 
pertinenz und ist somit nie gefährdet. Ferner müssten in den Kreis- 
oder Kirchspielsgerichten Hypothekenbücher für diese kleinen 
Erbgrundstücke angelegt und so der Kredit der Käufer gestützt 
werden. Im übrigen bliebe der Verkauf, wie bisher, jedem frei, 
keiner wäre aber dazu gezwungen. Wenn nichts weiter als dies 
geschähe und sodann die oft besprochene Abänderung im Erbrecht 
einträte, so würde ich dennoch die Überzeugung hegen, dass ein 
grosser Schritt getan ist, und, wie Ihr, gerne unseren ersten Plänen 
entsagen. Teilst Du irgend meine Ansicht, so suche in der Kom- 
mission für dieselbe zu wirken. Jedenfalls bin ich fest entschlossen, 
wenn die Kommission auch hierauf nicht eingeht, oder wenn diese 
Idee in derselben nicht angeregt wird, einen Versuch durch einen 
Antrag auf dem Landtage zu machen. Wie mir die Sache erscheint, 
so ist es fast unmöglich, dass dieser Wunsch zurückgewiesen wird, 
da er im Grunde nur verlangt, dass das Recht, was den Bauern 
schon so lange zugesichert worden, nun denselben wirklich zugäng- 
lich und nützbar gemacht werde, was es bis jetzt faktisch nicht ist, 
da durch das System allein fast jeder Verkauf unmöglich, jeden- 
falls aber so unabsehbar weitläufig wird, dass wieder Käufer noch 
Verkäufer ihn wagen können. Erzwungene Erbpacht ist Eingriff in 
das Eigentum und Täuschung des Bauern, die er mit seinem letzten 
Blut bezahlen wird. Indessen, um auch die Anhänger der Erbpacht 
zu befriedigen: man gestatte sie, ohne sie zu erzwingen. Ich glaube, 
kein Bauer wird sie eingehen. Leider werde ich wohl vor dem 9. 
nicht nach Dorpat kommen, da meine gute Frau mich noch imm^: 
auf meinen jüngsten Erben warten lässt. 

Mit herzlicher und aufrichtiger Freundschaft 

Dein treuer Fölkersahm" ^). 

Im Februar 1842 trat nun jener denkwürdige Landtag zusam- 
men, der für die Agrarfrage ebenso wichtig war, wie für die Aus- 
bildung der politischen Gegensätze und der beiden Parteien. 

Die Dorpater Kommission hatte fleissig gearbeitet, und ebenso 
gewichtig wie zahlreich wallen die Vorschläge, die sie dem am 3. Febr. 
zusammentretenden Landtage unterbreitete. Sie fing ihren Bericht 
damit an, dass sie „als Hauptgrund der gegenwärtigen Übelstände 
in den bäuerlichen Verhältnissen die Ausschliessung der Bauern 

i) Archiv Busekön: nBriefe« etc. 
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vom Grundbesitz oder von dem in der Bauer Verordnung von 1804 
gegründeten erblichen Nutzungsrechte an den ihnen angewiesenen 
Landereien bezeichnete. Eine teilweise Rückkehr zu jenen Grund- 
sätzen sei erforderlich, wodurch ,den Bauern die verlorene An^ 
hänglichkeit an den Grund und Boden und damit Liebe zur Ord- 
nung und Ruhe' wiedergegeben werden würde"*). Die Unsicher- 
heit der Bodennutzung sei der Hauptgrund für die schlechte 
Bewirtschaftung der Gesinde und diese die Ursache für die zuneh- 
mende allgemeine Verarmung der Bevölkerung. Das beste Mittel 
hiergegen sei der mit Hülfe des Kreditsystems in Aussicht zu 
nehmende Übergang der bäuerlichen Grundstücke in bäuerliches 
Eigentum. Da dieses Ziel sich aber nur nach längerer Zeit 
würde erreichen lassen, so seien zunächst die, für eine gedeih- 
liche pachtmässige Nutzung notwendigen Massregeln in Beratung 
zu ziehen'). Hierzu müsse vor allem eine prinzipielle Scheidung 
zwischen dem steuerpflichtigen Bauerland und dem schatzfreien 
Hofesland in der Weise festgesetzt werden, dass das erstere, so- 
weit es durch die Einschätzung in Haken vom Jahre 1832 bestimmt 
worden sei, für immer als Bauerland dem erblichen Nutzeigentum 
der Gesindeswirte vorbehalten bliebe, jedoch mit folgenden Re- 
striktionen : 

Erstens solle alles seit 1832 bereits faktisch zum Hof hinzuge- 
zogene Bauerland vom Gutsbesitzer nicht zurückgefordert werden 
dürfen, und zweitens sollen 10^ von dem noch vorhandenen Bauer- 
land dem Gutsbesitzer zur freien Disposition überlassen bleiben. 

Ferner sollte die bindende Kraft der Wackenbücher wieder aner- 
kannt und hierdurch das freie Kontraktrecht aufgehoben werden etc. 

Dass ein solches prinzipielles Aufgeben des uneingeschränkten 
Eigentumsrechts am Grund und Boden, wie es in diesen und ähnlichen 
Vorschlägen lag, auf heftigen Widerspruch stossen musste, war 
vollkommen erklärlich; wurden doch jene grundherrlichen Rechte 
als Äquivalent aufgefasst für die 18 19 beseitigte glebae adscriptio, 
und schien es doch vielen Landtagsgliedern zweifelhaft, ob der 
gegebene Augenblick agitatorischer Unruhen geeignet sein dürfte 
den Bauern Rechte zuzugestehen, die nur zu leicht als erzwungen 
aufgefasst werden könnten. 



^j Ritterschaftsarchiv Nr. 87, LandUgsrezess vom Februar 1842, Voi. XL VUC. 
*) Tobien: Baltische MonatsschriA 1881, pa|r. 710 ff. 
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Als daher der deliberiereode Konvent am 25. Januar 1842 
zusammengetreten war, machten sich gleich innerhalb wesentliche 
Gegensätze geltend. 

Hierüber schrieb der Landmarschall A. von Oettingen seiner 
Frau am 28. Januar folgendes: 

„Wir arbeiten hier seit 3 Tagen sehr eifrig, aber demunge- 
achtet geht es sehr langsam vorwärts, weil ich mit der wichtigsten 
Sache, über die Bauerverhältnisse, die auf Kaiserlichen Befehl 
beschleunigt werden soll, den Anfang gemacht. Die Ansichten der 
Kommission finden selbst in der Deputiertenkammer nicht allge- 
meinen Anklang, besonders der Punkt wegen beschränkter Kündi- 
gungsberechtigung der Herren, gegen die sich freilich auch so 
manches einwenden lässt. Ich bezweifle, dass dieser Punkt auf dem 
Landtage durchgehen wird, was ich sehr bedauern würde, weil es 
uns vielleicht höheren Orts als Befehl gegeben wird, was wohl 
sehr schlimm werden könnte" *). Immerhin schloss sich die Majo- 
rität des Adelskonvents den Anschauungen der Kommission an; 
alle Landräte bis auf einen und die Hälfte aller Kreisdeputierten 
erklärten sich mit den Vorschlägen einverstanden. 

Die Gegensätze, die sich schon dort herausgestellt hatten, 
machten sich nun auf dem Landtage in verschärfter Weise geltend. 

Ganz von selbst schlössen sich die Gruppen zusammen. Kein 
Programm wurde a priori entworfen und akzeptiert; die Kraft der 
praktisch vorliegenden Fragen führte die Gleichgesinnten zu gemeia- 
samem Kampf zusammen. Wer das freie Eigentumsrecht von 18 19 
uneingeschränkt erhalten wollte, gehörte eo ipso ebeno sehr zur 
konservativen Partei, wie derjenige sich zur liberalen rechnete, der 
den Zeitpunkt für gekommen sah, diesen Standpunkt zu Gunsten 
bäuerlicher Nutzungsrechte am Grund und Boden aufzugeben. An 
die Spitze dieser beiden sich widerstreitenden Richtungen traten 
auf dem Landtage bald zwei Männer, die weder zur Kommission 
noch zum Adelskonvent gehörten, und dennoch die führenden 
Rollen fibernahmen. Für die Verteidigung der Rechte des Guts- 
herrn war es der Baron Georg von Nolcken zu Lunia und für 
die Beschränkung derselben zu Gunsten der Agrarreform war es 
der Baron Hamilkar von Fölkersahm zu Rujen-Grosshof; der erstere 
ein in den Landesangelegenheiten wohlerfahrener Mann von bereitB 

*) Archir Ladenhof. 
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53 Jahren, letzterer kaum erst 31 Jahre alt, der sich seine parla- 
mentarischen Sporen erst noch zu verdienen hatte. 

Am 3. Februar 1842 trat dieser so bedeutsame Landtag zu- 
sammen. In seiner Eröffnungsrede wies der Landmarschali A. von 
Oettingen auf die grossen Sorgen hin, die das verflossene Jahr dem 
Lande verursacht hatte. Die Frage der Kodifikation der Landes- 
privilegien zugleich mit den agraren Bauerunruhen hatten, so föhrte 
er aus, die heiligsten Rechte in Frage gestellt und Jedem Vater- 
landsfreunde die Brust bewegt, .... wenn er an die möglichen 
Folgen dieser unglücklichen Umtriebe dachte". Dank aber der 
Einsicht der obersten Staatsgewalt und ihrer hohen „rücksichts- 
losen Gerechtigkeitsliebe** könne man im Augenblick etwas ruhi- 
ger in die Zukunft blicken, und nun gelte es, dem der Ritterschaft 
geschenkten Vertrauen zu entsprechen. Dieses könne in erster 
Linie geschehen durch die Verbesserung der bäuerlichen Zustände, 
„ein Wunsch, der jeden wohlgesinnten Mann" im Landtag beseele. 
„Möge der Geist des Friedens und der Eintracht", so schloss der 
Landmarschall seine Rede, „nimmer von uns weichen, möge er 
immer wie bisher die schönen Bande des gegenseitigen Vertrauens 
und der gegenseitigen Achtung fest um uns schlingen" etc.'). 

Diese optimistische Hoffnung schien anfangs in Erfüllung zu 
gehen, insofern in einmütiger Weise am nächsten Tage auf Vor- 
schlag des Kreisdeputierten A, von Löwis und des Landrats von 
Bock-Kersel der Landmarschall von Oettingen gebeten wiu-de, 
sein Amt noch weitere 3 Jahre bekleiden zu wollen, was zu tun 
er sich bereit erklärte. 

Mit Bezug auf diese Wiederwahl schrieb der Kreisdepu- 
tierte Karl von Mensenkampff-Tarwast seiner Frau am 5. Februar 
folgendes: 

„Der Landtag hat am Dienstag begonnen und gestern war 
die Wahl des Landmarschalls, die nach unserem Wunsch entschie- 
den ist, denn Oettingen ist auf die Bitte des ganzen Landes Land- 
marschall geblieben. Die eigentlichen Verhandlungen haben heute 
begonnen und gehen rasch vorwärts, denn Oettingen hat die Gabe 
alles sehr rasch zu fordern, ich möchte behaupten: für Landtags- 
verhandlungen i^t zu rasch, denn er scheint jeden Widerspruch 
nicht gern anhören zu wollen. Die Bauerangelegenheit kommt 
wohl erst in einigen Tagen vor, denn wahrscheinlich wird man 



1) Ritterschaftsarchiv Nr. 87 Vol. XL VIII. 
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damit so lange warten, bis BenkendorfF, der in diesen Tagen erwartet 
wird .... ankommt, Gott gebe uns keinen übereilten Entschluss* *). 

Oettingen selbst schrieb seiner Mutter am 4. Februar gleich 
nach der Wahl die ernsten Worte: 

„Der heutige Tag war ein entscheidender für meine Lebens- 
verhältnisse. Wie man zur Wahl des Landmarschalls schreiten sollte, 
machte der Kreisdeputierte von Löwis im Namen des lettischen 
Bezirks den Antrag, dass der Bezirk auf das Recht der Landmar- 
schallswahl verzichte und einmütig mich ersuche, die nächsten 3 
Jahre noch dem Amt vorzustehen. Ich richtete zu wiederholten Malen 
die Anfrage an die Versammlung, ob nicht einer oder der andere 
auf die verfassungsmässige Wahl bestehen wolle .... worauf der 
Saal die Bitte sehr laut wiederholte, dass ich bleiben möchte. Da 
konnte ich nicht dem allgemeinen Ruf widerstehen, ich betrachte 
ihn wie einen Ruf Gottes, mich dem Dienst meines lieben teuren 
Vaterlandes nicht zu entziehen, soweit es in meiner geringen Kraft 
liegt, gewiss — ich konnte nicht anders tun, Mutter, und wenn es 
mein Leben gegolten! In dem Augenblicke schien mir keine 
Gefahr zu gross, ich nahm den Antrag an und wurde tief gerührt 
von dem aufrichtig gemeinten Dank, der mir von allen Seiten 
zuströmte. 

Hat der Herr mein Gott mir diese Prüfung auferlegt, so werde 
ich sie tragen, und er wird mir seinen gnädigen Beistand auch 
fernerhin verleihen ** etc.*). 

Ebenso einheitlich und friedlich wurde in den folgenden Tagen 
eine ganze Reihe von Deliberanden erledigt, es war die Ruhe vor 
dem Sturm. Am 9. Februar fiel die Sitzung aus, weil mittlerweile 
der erwartete Generaladjutant und Chef der III. Abteilung der 
eigenen Kanzlei des Kaisers Graf Benkendorff in Riga angekom- 
men war und die Ritterschaft ihn im Schloss empfangen sollte. 
Ihn hatte Nikolai I. nach Livland geschickt, um sich durch ihn 
genau über die kirchlichen Wirren sowohl, wie in Bezug auf die 
agrare Frage orientieren zu lassen, resp. die Ritterschaft mit dem 
Willen des Kaisers in Bezug auf diese letztere bekannt zu machen. 

Um 2 Uhr Nachmittags fand die Cour bei ihm statt, über die 
der Kreisdeputierte von MensenkampfF am 9. Februar 1842 seiner 
Frau nachstehendes berichtete: 



1) Archiv Schloss Tarwast. 
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«Eben kommen wir von der Cour beim Grafen Benkendorff» 
der seit gestern hier ist und den versammelten I^ndtag zu sich 
gebeten hatte, um uns den Willen Seiner Majestät mitzuteilen, den 
er dahin ausdrückte: dass der Kaiser das feste V^ertrauen zu dem 
Livländischen Adel habe, dass er alles tun werde, um den Zustand 
der Bauern zu verbessern. 

Dieses zerfalle nun in zwei Teile: Erstens, dass jeder auf 
seinem Gut den Bauern so viel Erleichterung und Hülfe, als die 
Umstände und die Lokalverhältnisse es erlaubten, gewähren möge^ 
jedoch so, dass es nicht wie eine von ihnen ertrotzte Konzession aus- 
sehe. Zweitens, dass der Landtag die durch 20jährige Erfahrung sich 
herausgestellten Mängel und Ubelstände in der Verfassung von 
18 19 heben und verbessern werde. Diese Beschlüsse seien dem 
Kaiser zur Sanktion zu unterlegen, der sie dann, wenn er sie fSr 
gut finde, zu seiner Zeit promulgieren werde, also nicht jetzt, womit 
eigentlich ausgesprochen ist, dass jetzt nichts geschehen soll. Fer- 
ner sagte er, dass der Kaiser stets stolz auf Livland gewesen sei, 
es seine erste Provinz genannt habe, und dass es ihm daher sehr 
leid tue, dass diese Unruhen bei uns stattgefunden und unsere zahl- 
reichen Feinde sich sehr darüber gefreut hätten, weil sie dadurch 
zu beweisen hofften, dass Livland nicht das sei, wofür es der Kaiser 
halte. Auch hielt er es für seine Pflicht, uns zu warnen; denn es 
erschienen in den ausländischen Zeitungen Aufsätze über unsere 
hiesigen Verhältnisse, die vielleicht von wohlmeinenden Personen 
aus unserer Provinz mitgeteilt worden seien, was aber uns unendlich 
schade, indem es den Kaiser ärgere. Daher warne er jeden, der 
eine Korrespondenz ins Ausland habe, solches zu tun, wogegen 
vom Generalgouverneuren sowohl als auch vom Landrat Brui- 
ningk erklärt werden möge, dass solche Mitteilungen nicht aus 
unserer Provinz gekommen seien und sie im Gegenteil hier 
stets die grösste Missbilligung gefunden hätten. Schliesslich 
wünschte er, dass der Landtag 3 — 4 Personen erwählen möchte, 
mit denen er privatim konferieren und denen er seine Ansichten 
und den Willen des Kaisers mitteilen könne, wogegen er von 
ihnen die Ansichten des Landtages zu er&hren wünsche. Hierauf 
empfahl er sich* etc. *). 

Bei Erfüllung dieses letzteren Wunsches kam es nun schon zu 
kleinen Missstimmungen, als Vorboten des nahenden Unwetters. 
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Der Landtnarschall hatte die gewünschte Deputation vorgeschlagen 
und war auf Widerspruch gestossen, der so weit ging, dass 
dem Verlangen Ausdruck gegeben wurde »die Deputierten frei zu 
wählen **; ferner wurde beantragt, bei etwa vorkommenden Ver- 
handlungen zwischen dem Grafen Benkendorfif und dem versammelten 
Adel, diese nicht dem Landmarschall, sondern einer Deputation 
zu überweisen etc. Diese Äusserung eines gewissen Mangels an 
Vertrauen zu dem eben erst einstimmig wiedergewählten Land- 
marschall hatte diesen verletzt und böses Blut im Saal gemacht, 
ohne indessen zu praktischen Massnahmen zu führen. 

Am lo. Februar begaben sich der Landmarschall mit den 
Landräten von Sarason und Graf Stackeiberg, sowie den Depu- 
tierten von Lilienfeld und von Löwis zum Grafen und kehrten von 
dort um 12 Uhr in die Landtagsversammlung zurück. Der Graf 
hatte diesen 5 Herren im allgemeinen dasselbe wiederholt, was er 
bei der Cour am vorhergehenden Tage schon geäussert hatte, es 
war von ihm nur noch hinzugefugt worden, er sei überzeugt, ^^dass 
eine so ausgezeichnete Korporation, wie die livländische Ritter- 
schaft, aus eigener Beratung, ohne dass er auf die Verhandlungen 
weiter persönlich einwirke, dasjenige feststellen werde, was der 
Sache zum Nutzen und der Korporation zu eigener Genugtuung 
gereiche*. 

Als der Landmarschall mit diesen Worten sein Referat ge- 
schlossen hatte, "sah sich der Kreisdeputierte A. von Löwis veran- 
lasst hinzuzufügen, dass der Graf auch noch namentlich folgenden 
Gesichtspunkt aufgestellt habe. Er habe gesagt: ^Man müsse dem 
Bauern nicht nachgeben, weil er im vorigen Jahre unruhig gewesen, 
denn er dürfe nicht glauben, dass irgend eine ihm gereichte Wohltat 
Folge seiner Aufführung sei, sondern er müsse wissen, dass alles 
aus dem freien Willen, aus dem guten Herzen der Herren komme, 
er müsse wissen, dass er einen Herrn habe und dass diesem das 
Land gehöre, nicht ihm, dem Bauern.* 

Diese ergänzende Zurechtstellung des Referats des Landmar- 
schalls blieb ihrerseits nicht ohne Reaktion. Vielmehr erklärten am 
Tage darauf bei der Rezessregulierung zwei andere Glieder der 
Deputation, die Landräte von Samson und Graf Stackeiberg, der 
betreffende Passus in der Rede des Grafen Benkendorfif habe viel 
milder für den Bauern geklungen. Denn der Graf habe nur gesagt, 
dass der Bauer immer wissen werde, dass sein Herr sein Herr 
bleibt und bleiben muss, wenn dieser aus eigenem Willen zur 



Digitized by 



Google 



— 24 - 

Erleichterung des Bauern tun würde, was er tun könne, ^ohne dass 
es als Gesetz und Befehl erscheine." 

Es lag also hierin nach Auffassung jener beiden Herren 
weniger eine Zusicherung des Grafen den Gutsbesitzern gegen- 
über, als vielmehr der Rat an diese, den Umständen freiwillig 
Rechnung zu tragen. Der Landmarschall „bezeugte die Richtig- 
keit der von den beiden Herren angeführten Worte, der Kreis- 
deputierte von Löwis aber erklärte, dass dasjenige, was er gesagt 
habe, wahr sei. Der Kreisdeputierte von Lilienfeld stimmte zwar 
dem Referat der anderen Herren bei, fugte aber hinzu, die Schluss- 
worte seien gewesen : Der Herr müsse Herr des Landes bleiben" *). 
Diese Zwischenfalle, welche teilweise auf sich schon geltend ma- 
chende, jedoch noch nicht öffentlich zum Ausdruck gekommene 
Gregensätze in der Hauptfrage zurückzufuhren waren, trugen das 
Ihrige dazu bei, die Masse des Zündstoffes zu vermehren. Die 
Entladung liess nicht lange auf sich warten. 

Als am II. Februar 1842 der erste Vorschlag der Kommission 
verlesen wurde, der dahin ging: „dass alles Land, was gegen- 
wärtig . . . . , als steuerpflichtiges Land bezeichnet sei, in seiner 
Natur und Eigenschaft für immer steuerpflichtiges, zur unmittel- 
baren Benutzung des Bauern als Nutzniessers bestimmtes Land 
bleiben müsse" *^), da gab es eine grosse Aufregung. 

In einer zeitgenössischen Aufzeichnung schilderte ein Glied 
der liberalen Partei jenen Auftritt folgendermassen : 

„Diese Frage erregte Sturm und eine unerhörte Aufregung. 
Oettingen wurde beinahe von den sich um ihn drängenden Red- 
nern erdrückt» der Stab konnte nicht mehr Ordnung hervorbringen* ^). 
Und dennoch schien es bald darauf, als könnte eine Einmütigkeit 
doch noch wieder festgestellt werden. Eine wichtige prinzipielle 
Entscheidung zu dem ersten Vorschlag der Kommission wurde 
sogar einstimmig gefasst. Fölkersahm nämlich hatte sich mit dem- 
selben nicht einverstanden erklärt. Er hielt ihn für zu spezialisiert 
und für zu eng gefasst. Es käme nicht darauf an, so meinte er, 
welches Land sich jetzt gerade im Besiu des Bauern befinde, „der 
Status quo sei ein zufälliger und könne nicht als Basis für die 

1) Ritterschaftsarchiv, Landta^^sresess vom Februar 1843, Vol. XL VIII pag. 44. 

*) Ritterschaftsarchiv Nr. 8, Landtagsrecess vom Februar 1842, Vol. XLVIII. 

A) Archiv SepkuU Nr. 33. Der Autor dieser Au&eichnung ist nicht mit 
Sicherheit festzustellen ; es ist entweder Herr von Schwebs oder Baron Paul Ungrera- 
Brestfer« 
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Zukunft angenommen werden". Bevor man einen Unterschied 
zwischen dem Hofes- und Bauerland schaflfe, sei es notwendig 
,die Bestimmung des Adels und der Bauerschaft als Stände im 
Staat festzustellen und darnach über das Mass Vereinbarung* zu 
treflfen, „wieviel Land der Adel behalten und wieviel der Bauer 
erhalten solle**. 

Nur auf den Grund und Boden könne der Bauernstand basiert 
sein und ein Teil desselben müsse „ihm immer zugänglich sein**, da 
der Bauer durch die staatsrechtlichen Bestimmungen auf die Grenzen 
Livlands beschränkt und hier zu bleiben angewiesen sei. Nichts 
solle an den bestehenden Gesetzen durch Anerkennung dieses 
Grundsatzes geändert werden und nach wie vor sollten die Bauern 
nur ihnen konform zum Besitze gelangen können. 

Dieser Antrag wurde von dem Landrat Karl Axel Baron 
Bruiningk zu Hellenorm unterstützt, und er trug auf ein eventuelles 
Ballotement über ihn an, das er folgendermassen formulierte: 
„Soll die politische Existenz des Bauernstandes auf Benutzung des 
Grund und Bodens basiert werden?** 

Es hatte den Anschein, als ob nun die Geister aufeinander- 
platzen würden. Denn unmittelbar nach Landrat Bruiningk ver- 
langte nun auch Baron Nolcken ein Ballotement, nämlich über die 
Frage: „Soll das im I. Punkt der Bauerverordnung von 1819 
ausgesprochene unbeschränkte Benutzungsrecht des Grundherrn 
am Grund und Boden in seinem vollen Umfange aufrecht erhalten 
werden? Ja — Nein.** Beide Fragen zu bejahen oder zu verneinen 
war unmöglich, die eine widersprach der anderen direkt, denn 
wenn es von jedem einzelnen Grundherrn abhängen sollte, ob er 
von seinem Lande dem Bauern überhaupt einen Teil zur Nutz- 
niessung einräumen wollte oder nicht, so war die Fundierung 
des bäuerlichen Standes auf Grund und Boden in ganz Livland 
undurchführbar. In klarster Weise waren die Gegensätze formu- 
liert worden, eine definitive Stellungnahme für oder wider musste 
stattfinden. Und dennoch erfolgte sie nicht. Denn als am nächsten 
Tage der Landrat Bruiningk die Versammlung bat: das Ballotement 
durch einstimmige Annahme des in dem Antrage ausgesprochenen 
Grundsatzes zu vermeiden, da schien es, als ob der Frieden erhal- 
ten werden würde. Baron Nolcken nämlich trat an den Stab und 
erklärte sich hiermit einverstanden, indem er ausführte, dass es 
jiiemals und nirgends die Absicht gewesen sei, die Bauern ganz aus 
dem Lande zu verdrängen, und er ausdrücklich in Abrede stellen 
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müsse, dass diese Tendenz sich offenbart hätte. Zugleich aber hielt 
er sein Ballotement aufrecht und betonte noch besonders seine 
Bewahrung davor, dass durch die Annahme des proponierten 
Grundsatzes „nichts gegen .... das Resultat desselben präju- 
diziert sein dürfe*. Hierauf wurde in der Versammlung der Grund- 
satz einstimmig akzeptiert, ^dass die politische Existenz des Bauern- 
standes auf Benutzung des Grund und Bodens begründet bleiben 
solle*. 

Soweit war nun eine Einigung erzielt, jetzt jedoch gingen 
die Wege auseinander. Bevor zu dem Ballotement des Baron 
Nolcken geschritten wurde, legte nun Fölkersahm seinerseits eine 
Bewahrung ein gegen die Konsequenzen der Annahme desselben, 
und Landrat Bruiningk führte aus, wie durch sie „der Zweck der 
Landtagsverhandlung: die Existenz des Bauernstandes zu sichern, 
unmöglich gemacht werde" etc. Zugleich wurde beschlossen, dass 
diejenigen Herren, die sich diesem Protest anschliessen würden, 
ihre Namen zu den Akten geben könnten, eine Massregel, die auch 
zum plastischen Hervortreten der sich gegenüberstehenden Grup- 
pen beitragen musste. Das hierauf folgende Ballotement ergab 
115 Stimmen für und 76 Stimmen gegen den Antrag des Herrn Baron 
Nolcken, mithin hatte der Landtag sich nun einerseits für die un- 
eingeschränkten Rechte der Herren am Grund und Boden erklärt, 
und andererseits beschlossen, dass der Bauernstand ein Recht auf 
Benutzung eben dieses Grund und Bodens habe. Es war voraus- 
zusehen, dass die unterlegene Partei diesen Widerspruch fiir ihre 
Zwecke ausnutzen würde. Durch das Resultat jenes Ballotements 
waren implicite alle Vorschläge der Dorpater Kommission ver- 
worfen worden, soweit sie sich auf Abänderung der Bauerverord- 
nung von 1819 bezogen. Unabhängig hiervon musste der Landtag 
jedoch noch zu dem Antrag der Kommission Stellung nehmen, in 
welchem sie die Wiedereinführung der obligatorischen Wacken- 
bücher nach den Normen von 1804 und 1809 vorschlug. Als dieser 
Gegenstand zur Verhandlung kam und hierüber ballotiert werden 
sollte, ergriff Fölkersahm die Gelegenheit, um nachzuweisen, wie 
auch hierbei der neuliche Beschluss präjudizierlich wirke. Denn 
die Einfuhrung eines Arbeiterregulativs könne leicht in nachteiliger 
Weise auf den Ertrag des Landes einwirken und hieraus die Ten- 
denz entstehen, das Bauerland lieber ganz zur Hofeswirtschaft ein- 
zuziehen. Rechtlich sei das nun möglich, widerspreche aber dem 
von der Ritterschaft anerkannten Prinzip, dass der Bauernstand auf 
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Land basiert sein solle. Daher richte er an die Versammlung die 
Frage, „ob dieselbe einen Grundherrn für berechtigt halte alle Wirte 
seines Gebietes zu vertreiben, die ganze Gemeinde zu sprengen?" ^). 
Nun entstand eine grosse Bewegung in der Versammlung und 
zahlreiche Stimmen erhoben sich gegen die Zulässigkeit dieser 
Fragestellung. Namentlich waren es Baron Nolcken und der Kreis- 
deputierte von Lilienfeld- Oberpahlen, die erklärten, dass „das 
Resultat des vorgestrigen Ballotements über den Punkt I der 
Bauerverordnung von 1819 diese Frage nicht gestatte, weil ein durch 
Ballotement gefasster Beschluss auf demselben Landtage nicht wieder 
aufgehoben werden dürfe" etc. Demgegenüber erinnerte Fölker- 
sahm daran, dass er seine Bewahrung verlautbart habe gegen alle 
Konsequenzen, die aus dem Ballotement des Baron Nolcken etwa 
würden gezogen werden können, daher sei er nun zu dieser Frage 
berechtigt und zu ihr um so mehr veranlasst, „da ihm schon zwei 
Fälle bekannt seien, wo Gemeinden gesprengt worden sind und 
aufgehört haben zu existieren*^. Unterstützt wurde er hierin nament- 
lich von Guido von Liphart-Neuhausen, welcher erklärte, dass, 
9, weil Tendenzen und Gesinnungen nicht die nötige Garantie böten, 
ein Gesetz* verlangt werden müsse, ;, welches den Bauern sichere 
und dessen fernere Existenz als Stand möglich mache!**). Immer 
heftiger wurde die Diskussion, und da eine Einigung nicht zu er- 
zielen war, so forderte der Landmarschall die Landräte auf, ihm in 
die Ratkammer zu folgen, um über die formelle Zulässigkeit der 
Frage Fölkersahms schlüssig zu werden. Das Resultat dieser 
Beratung lautete dahin, „dass die von dem Baron Fölkersahm ge- 
stellte Frage, ob der Grundherr berechtigt sein soll seine ganze 
Gemeinde zu sprengen, als gegründet auf einem rechtskräftigen^ 
einstimmigen Landtagsbeschluss' zulässig sei und falls sie nicht ein- 
stimmig bejaht werden sollte, allerdings über dieselbe ballotiert 
werden dürfe^. Der durch den Beschluss auf den Antrag des 
Baron Nolcken unalteriert gebliebene Punkt I der Bauerverord- 
nung von 18 19, so wurde das Votum der Ratkammer motiviert » 
beziehe sich nur auf die Art und Weise der Nutzung, könne aber 
keineswegs die Existenz der Bauergemeinde als Bauernstand be- 
rühren, was auch noch daraus hervorgehe, dass der gegenwärtige 
Landtag nach diesem Beschluss Bestimmungen in Bezug auf die Bo- 
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dennutzuag durch die Frone zugelassen habe. Die Wirkung dieser 
Resolution wurde in der schon oben erwähnten privaten Aufeeich- 
nung in nachstehender Weise geschildert: „Diese Entscheidung 
fand starken Widerspruch bei der Nolckenschen Partei, doch Oet- 
tingen bestand auf seinem Recht, gebot im Saal Ruhe und Unter- 
werfung und kündigte zugleich an, dass am folgenden Tage über 
die Folkersalimsche Frage ballotiert werden würde. Dieses ent- 
schiedene Auftreten des Landmarschalls erregte grosse Unzufrie- 
denheit bei den Gegnern, und Nolcken fand sogar Veranlassung 
am Stabe zu erklären: ,er werde in Zukunft die Landtagsversamm- 
lung nicht mehr mitmachen und daher nicht ballotieren'. Die Gleich- 
gesinnten sahen die Verfassung verletzt, erstlich durch die Entschei- 
dung des Landmarschalls, welche ihm der Landtagsordnung gemäss 
nicht zustehe, und dann in der Sache selbst, die er entschieden. 
Die Spaltung des Saales war nun Tatsache geworden, der Land- 
marschall und die Landräte im Anklagezustande und die beiden 
Parteien so entschieden in ihren Ansichten sich entgegengesetzt, 
dass kaum an eine Vereinigung zu denken war. Beide erkannten 
indes die Notwendigkeit, zu einer Entscheidung zu kommen, an, 
daher ein Vertrag geschlossen wurde zwischen den Landräten 
und Fölkersahm auf der einen und Nolcken, Lilienfeld und August 
Löwis auf der anderen Seite. . . . Die Rollen waren in der Art 
verteilt, dass Fölkersahm zuerst auftreten musste und die Erklärung 
abgeben: er wäre bereit auf diesem Landtage keine Folgerungen 
aus seiner Frage zu ziehen; Liltenfeld und Löwis dagegen hatten 
die Aufgabe hierauf aufzutreten und den Saal aufzufordern, unter 
der von Fölkersahm nachgegebenen Bedingung, welche die Ver- 
fassungsfrage beseitigte, seine Frage anzunehmen." Sie ihrerseits 
wollten sich für drei Jahre ihres Kündigungsrechts begeben, so 
dass in jeder Hinsicht der Status quo zunächst aufrechterhalten 
bliebe, „bis der nächste Landtag Bestimmung über weitere Folgen 
des Fölkersahmschen Antrages treflfen würde" *). 

Über das Parteiwesen und diesen Versuch zu einem Vergleich 
schrieb der Kreisdeputierte C. von Mensenkampff seiner Frau am 
16. Februar 1842 wie folgt: „Wann das Ende unseres Landtages sein 
wird, kann ich Dir noch unmöglich sagen, denn die Bauerangelegen- 
heit steht noch so, dass man darüber nichts sagen kann, sie wird 
jetzt schon seit 10 Tagen verhandelt und noch sind wir nicht um 
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einen Schritt vorwärts gekommen, denn eine Bewahrung und Pro- 
testation folgt der anderen und die verschiedenen Parteien stehen 
sich so schroff und feindlich gegenüber, dass an keine Vereinigung 
zu denken ist. Es wird wahrscheinlich heute zu einem so offenen 
Bruch und Spalt kommen, wie er seit 1804 nicht bestanden hat, 
denn Nolcken und Lilienfeld, die sich leider vereint zu Parteichefs 
aufgeworfen haben, wollen, wenn ihre Meinunge nnicht durchgehen, 
den Landtag verlassen .... Ihr raüsst Euch nicht wundern, wenn 
Nolcken nächster Tage in Dorpat erscheint und fürchterlich über den 
Landtag schimpft, fürs erste wird er hier noch alles versuchen; Ver- 
handlung auf Verhandlung folg^ sich bei Nolcken, und es wird ge- 
worben nach Möglichkeit; was mich aber am meisten gewundert hat» 
der alte Liphart hat von Anfang an zu uns gehört, und je länger der 
Landtag dauert, desto mehr entfernt er sich von den Ansichten 

Nolckens" etc Nach einigen Stunden heisst es in demselben 

Brief weiter: „Eben komme ich aus dem Saal, wir haben heute 
noch keine Verhandlungen gehabt, denn die Gegenpartei, die ihre 
Sache für verloren ansieht, macht \'orschläge zum Vergleich, die 
heute nachmittag beraten werden sollen, weshalb die Verhand- 
lungen bis morgen vertagt sind, ich erwarte aber wenig davon. 
Lilienfeld hat sich durch sein Verhalten den Weg zum Landrat- 
stuhl für diesen Landtag wahrscheinlich verscherzt und der alte 
Liphart hat viel mehr Aussicht dazu" ^). Es wurde weder der 
eine noch der andere es auf diesem Landtage. 

Auf Grund der obenerwähnten nichtofHziellen parlamentari- 
schen Vereinbarung wurde in der Tat am 17. Februar vorgegangen. 
Lilienfeld und Fölkersahm liessen zum Rezess verschreiben: erstens, 
dass die Opponenten hauptsächlich deshalb den Antrag von Föl- 
kersahm bekämpft hätten, weil sie besorgten, er würde aus der 
Annahme desselben als Konsequenz „eine Quote Landes bestimmt 
haben wollen, die den Bauern zu sichern wäre", und zweitens, dass 
Fölkersahm erkläre, ,,dass er keineswegs beabsichtigt habe, diese 
Konsequenz zu ziehen **. Er habe vielmehr „wohl parlamentarischer- 
weise verlangen können, dass man bei ihm nicht Absichten voraus- 
setze, über die er sich noch gar nicht geäussert habe, und wieder- 
hole daher, dass er die Frage so gestellt habe, wie er sie zuletzt 
ausgesprochen, ohne alle Konsequenzen, die die Bauerverordnung 
von 1819 verletzen könnten, und wie er selbst in ihr keine Verlet- 
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zung der Bauerverordnung sehe"*). Als diese Erklärungen zum 
Rezess verschrieben waren» trat der Verteilung der Rollen gemäss 
Löwis an den Stab und führte aus, wie es auch ihm scheine, dass 
xiie von Fölkersahm aufgeworfene Frage in der Tat der Bauerver- 
ordnung von 1819 nicht widerspreche, ja sogar „in derselben ent- 
halten und daher durch dieselbe beantwortet sei", und somit ein 
Ballotement über sie ganz unnutz sei. Er fordere die Versammlung 
daher auf die Frage einstimmig zu bejahen. 

Die ad hoc geschlossene Koalition erreichte ihren Zweck, 
denn ohne jeden Widerspruch wurde beschlossen zu verschreiben, 
„dass der Gutsherr nicht berechtigt sei seine ganze Gemeinde zu 
sprengen**. Der Frieden schien geschlossen, ging aber nur zu bald 
wieder gänzlich in die Brüche. Denn als nun Fölkersahm nochmals 
seine zu Protokoll gegebenen Erklärungen wiederholt hatte, und 
Lilienfeld, so wie es abgemacht war, vorschlug, der Landtag möge 
bestimmen, „dass provisorisch bis zum nächsten Landtage keine 
Kündigung von selten der Gutsbesitzer* vorgenommen werde, da 
erhob sich wiederum viel Widerspruch im Saal. „Als nun*, so 
heisst es In jener Aufzeichnung weiter, „nach diesen .... Reden 
die Lilienfeldsche Frage dem Saal vorgelegt wurde, trat plötzlich 
Numers auf und erklärte mit lauter Stimme, er werde jenem 
Vertrage (sc. der drei obengenannten Herren) nicht beitreten, er 
halte dennoch die Verfassung für verletzt und protestiere form- 
lich und laut gegen alles, was der Saal jetzt vorhabe. Dann rief 
er alle seine Mannen auf und versammelte sie um sich, um dadurch 
eine imposantere Stellung einzunehmen. . . . Seine Anhänger aber 
waren nicht sehr zahlreich, und so Hess er sich endlich etwas be- 
deuten, verlangte aber am Stabe die Erlaubnis, eine Protestations- 
•schrift gegen das jetzige Verfahren im Kreiszimmer niederzulegen, 
und bestand darauf, dass diese Schrift den Akten beigefugt und 
mit nach St. Petersburg gesandt werde. Oettingen gab ihm dieses 
nicht zu, weil es nicht ohne Sanktion des Saales geschehen dürfe, 
privatim könne er aber sammeln so viel er wolle. Dies erboste 
Numers dermassen, dass er ein lautes ,Sie sehen, meine Herren, 
wie man mit uns umgeht* in den Saal hineinrief. Doch endlich wich 
er der Majorität, das Lilienfeldsche Ballotement wurde angekündigt*"). 

Wie es eben häufig bei Kompromissen zu sein pflegt, so 

^) Laadtagsrezess vom Februar 184a, p^g, 65. 
*) Archiv Scpkull Nr. 33. 
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war es auch hier. Das Resultat gefiel schliesslich keinem der 
beiden Teile; die Konservativen waren geschlagen und die Libe- 
ralen mit ihrem formellen Sieg keineswegs zufrieden. Der Mehr- 
aahl derselben gefiel die ganze Abmachung nicht, denn durch sie 
wurde bis zum nächsten Landtage ein Status quo geschaffen, der 
ihrer Meinung nach auf die agrare Entwickelung lähmend wirken 
würde. „Infolgedessen**, so heisst es in dem mehrerwähnten Bericht 
weiter, „wurde ein Privatlandtag für diese Partei verabredet, und 
an demselben Abend versammelten sich 33 Verschworene in der 
London Tawern an der Dfina. Man sprach sich über die Lage 
der Sachen aus und erkannte die schiefe Stellung, in die man ge- 
raten war.* Nach längerer Diskussion einigte sich die Fraktion 
dahin, am nächsten Tage nicht für, sondern gegen das Ballotement 
von Lilienfeld zu stimmen, trotz des Widerspruchs von Fölker- 
sahm, der sich durch seine Abmachung gebunden zu fühlen aus- 
drücklich erklärte. Wäre dann, so wurde weiter beschlossen, der 
Antrag Lilienfeld durchgefallen, so „sollte der alte Liphart auf- 
treten und erklären, dass der Status quo vom Saal nicht angenom- 
men worden, man also auf gegenwärtigem Landtage, wie solches 
auch namentlich von der hohen Krone verlangt würde, irgend eine 
wichtige Entscheidung in der Bauerangelegenheit treffen müsse, 
und er folgendes vorschlage: Es soll von nun an den Herren 
nicht mehr gestattet sein mehr zu ihren Hofesländereien einzuziehen, 
als zur Kompletierung eines Feldareals von 6 Lofstellen pro Tag 
Gehorch nötig wäre. Das übrige Land dürfe und müsse nur von 
Bauern benutzt werden.* 

In der nächsten Sitzung am 18. Februar „erschien Nolcken 
wieder und erklärte, da der Grund, nämlich die Verfassungsfrage, 
weggefallen, wegen dessen er den Saal nicht mehr besucht, er jetzt teit 
an den Verhandlungen nehmen würde. Der Saal war ganz beson- 
ders mild gestimmt und es ging ausserordentlich ruhig her, wie 
nicht anders möglich nach geschlossenem Frieden. Die Lilien- 
feldsche Frage kam nun zum Ballotement, Liberale und Ultra- 
konservative sagten: Nein!, und die Frage fiel zu grosser Freude 
Niimers* und seiner Anhänger, sowie auch der Unsrigen durch* *), 
and zwar mit 64 gegen 105 Stimmen. „Numers war so ergriffen 
von diesem günstigen Resultat, dass er in seiner Herzensfreude an 
den Stab mit der Aufforderung trat, sich wieder die Bruderhand 
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zu reichen und alles Vorangegangene zu vergessen; zugleich kün- 
digte er an, dass er seine Protestationsschrift mit allen Unter- 
schriften, da der Saal für ihn entschieden, nun zurücknehme. Lip- 
hart machte seinen Antrag, unterstützt von Schwebs, Heinrich 
Hagemeister und Woldemar Bock; diese beriefen sich immer und 
wiederholt auf die durch Bruiningk gelieferte Basis für den Bauern- 
stand, bewiesen Nolcken, dass er sein ,unumschränktes Eigentums- 
recht* durch diverse, den Bauern günstige Detailvorschläge ,selbst 
beschränkt* . . . und wiesen auf die Vorschrift des Generalgou- 
verneurs hin, der die Erledigfung dieser Frage schon jetzt durchaus 
verlange. Es entspann sich eine kurze, aber lebhafte Diskussion, 
doch endlich gab Nolcken, als man das einziehbare Land auf lo 
Lofstellen pro Tag statt auf 6 festsetzte, nach, und das Ballote- 
ment über diese Frage wurde auf den folgenden Tag festgesetzt. 
Dies war ein glänzender Tag; mit einem Schlage hatte man die 
Fixierung des Bauernstandes und sogar die Quote, die am meisten 
Widerspruch gefunden, erreicht"^). 

Doch so ungetrübt die Sonne heiteren Friedens an diesem 
Tage ihre erwärmenden Strahlen zu verbreiten schien, eine dro- 
hende Wolke lagerte dennoch gewitterschwanger über der Ver- 
sammlung. Die energische Haltung des Landmarschalls nämlich, 
die er am 14. Februar bei Gelegenheit der Entscheidung über die 
Zulässigkeit der Fragestellung Fölkersahms in Bezug auf die 
Sprengung einer ganzen Gemeinde beobachtet hatte, war ihm nicht 
verziehen worden. An die Spitze der Opposition gegen ihn trat 
nun derselbe Mann, der zu Anfang des Landtages Oettingen im 
Namen des lettischen Distrikts gebeten hatte, sein Amt noch 3 
fernere Jahre zu bekleiden, nämlich der Kreisdeputierte A. von 
Löwis. Am 17. Februar erklärte er, dass er Protest erhebe gegen 
das Verfahren des Landmarschalls und der Landräte, und am 18. 
Februar, diesem im übrigen so friedlichen Tage, reichte er die 
betreffende Deklaration ein, die im wesentlichen folgendermassen 
lautete: „Durch Landtagsschluss ist festgestellt: ,Die durch die 
Allerhöchst bestätigte Bauerverordnung von 1819 Punkt I garan- 
tierten Eigentums- und Benutzungsrechte des Herrn am Grund und 
Boden sollten unalteriert bleiben.* Nachdem dieser Landtags- 
schluss rechtskräftig angenommen, stellte Herr von Fölkersahm 
die Frage auf: 
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,Soll der Grundherr das Recht haben die ganze Gemeinde 
eines Gutes aufzulösen?^ 

Bei der Diskussion über diese Frage kam es mehrfach zur 
Sprache, dass wenn sie mit ,Nein* beantwortet würde, daraus die 
Folgerung gezogen werden könnte, ,dass also der Herr genötigt 
sei dem Bauernstande ein gewisses Areal, oder eine Quote, */'io 
oder Vj oder mehr oder weniger, von den gegenwärtigen soge- 
nannten Bauerländereien abzutreten oder zu garantieren/ 

Herr von Fölkersahm selbst gab die Richtigkeit dieser Kon- 
sequenz zu, sowie auch von mehreren anderen eingestanden wurde, 
dass eine solche Konsequenz ganz natürlich aus der Verneinung 
der Frage zu ziehen sei. 

Da nun also die aufgestellte Frage durch ihre Folgen gegen 
den Begriff und den Sinn des angeführten Landtagsschlusses an- 
stritt, nach § 46 der Landtagsordnung aber auf demselben Land- 
tage kein Landtagsschluss abgeändert oder ausser Kraft gesetzt 
werden darf, so ward gegen die Frage selbst eingewendet, dass 
sie als verfassungswidrig gar nicht aufgestellt und nicht zum Ballo- 
tement gebracht werden könnte. 

Um diesen Streitpunkt näher zu erörtern, begab sich der 
Herr Landmarschall mit dem Landratskollegium in die Ratkam- 
mer und, nach einiger Zeit zurückgekehrt, verlas der Herr Land- 
marschall der versammelten Ritterschaft das Konsilium der Herren 
Landräte, dahin lautend: 

,Dass die von Baron Fölkersahm aufgestellte Frage allerdings 
zum Ballotement zulässig sei\ welches Konsilium der Herr Land- 
marschall hierauf als seine Entscheidung dem Saale zur Nachach- 
tung vorschrieb, hinzufügend: ,Meinem Ausspruch muss sich ein 
jeder fugen.* 

Wir halten uns nun für verpflichtet, gegen das eben Refe- 
rierte folgende Erklärung abzugeben: 

1. Wir halten das Konsilum der Herren Landräte nicht für 
legal, weil es eine Frage zum Ballotement zulässig erklärt, deren 
Folgerungen auf Aufhebung eines schon rechtskräftig bestehenden 
Landtagsschlusses gerichtet sind etc. 

2. Wir halten den Herrn Landmarschall durchaus nicht für 
berechtigt, durch seinen alleinigen Ausspruch das Konsilium der 
Herren Landräte dem Saal als Gesetz vorzuschreiben, allerwenig- 
sten in einem Fall, wo die Entscheidung selbst gegen die Verfas- 
sung streitet, wo ein grosser Teil der Versammlung sich bereits 
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gegen die Zulässigkeit der Frage ausgesprochen, und es noch 
nicht ausgemacht ist, ob die Frage nicht von der Majorität ver- 
worfen werden würde. 

Der Landmarschall kann nicht sagen: Meinem Ausspruch 
muss sich ein jeder fugen, und somit die Versammlung nötigen 
wollen, einen möglicherweise vom Herrn Landmarschall begange- 
nen Irrtum gegen ihre eigene bessere Überzeugung als Vorschrift 
anzunehmen. 

Wir protestieren daher gegen das Konsilium der Herren 
Landräte und das Verfahren des Herrn Landmarschalls als verfas- 
sungswidrig, bewahren uns gegen alle ähnliche künftige Vorfalle 
und legen hiermit diese Protestation zum Rezess des heutigen 
Tages, da wir uns gestern solches vorbehalten haben/ 

Unterschrieben war diese Protestation von ca, 60 Personen, 
unter denen sich befanden: A. von Löwis. H. von Kahlen. W. 
von Löwis. Rittmeister von Berg. Major A. von Gersdorff. A. 
von Kahlen. O. von Transehe. Paul von Kahlen. Graf Sievers. 
R. von Huene. August von Löwis. J. von Kahlen. O. Graf Sievers. 
Obrist A. von Wrangell. Karl von Kahlen. Kapitän von Tiesen- 
hausen. G. von VietinghofF. G. von Transehe. M. von Löwis. 
Graf G. Manteuffel. Baron Mengden. E. von Transehe. Graf T. 
M. Mengden. G. von Berg. Gustav Buddenbrock. Georg von 
Engelhardt. Th. von Helmers^n. W. von Kahlen. Karl von 
Krüdener. G. von Nolcken IL Gustav von Berg. Obrist Graf 
Koskull. G. Baron Nolcken. E. von Nolcken. L. von Lilienfeld. 
G. von Numers. Gotthard von Liphart. Boltho. B. von Stackel- 
berg. M. von Lilienfeld. Reutern. Baron Delwig. Obrist G. 
von Sivers. R. von Engelhardt. Tiesenhausen. A von Staden. 
C. von Tiesenhausen. A. von Tiesenhausen, cand. jur. A. G. K. 
von Transehe-Roseneck'). 

Der Landrat von Samson empfing diese Bewahrung und 
erklärte, er werde eine Widerlegung gegen sie beibringen. Dieses 
geschah im Namen aller Landräte am 19. Februar zu Beginn der 
Landtagssitzung. „Eine meisterhafte Schrift*', so hiess es in jenem 
zeitgenössischen Bericht, „wurde uns vorgelegt, die aus hundert 
Beispielen das Verfahren der Landräte und des Landmarschalls 
rechtfertigte; doch Löwis, Nolcken etc. blieben bei ihrem Satz 
und. waren nicht zu überzeugen* *). 

1) Rittcrechaftaarchiv Nr. 100 Vol. L. 
«) Archiv Sepkull Nr. 33. 
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Gleichzeitig reichte nun auch die Gegenpartei eine von über 
loo Personen unterzeichnete Deklaration ein, in der das Verfahren 
des Landmarschalls als ein vollkommen legales hingestellt wurde. 
Diese hatte folgenden Wortlaut und war von nachstehenden Land- 
tagsgliedern unterschrieben: ^Indem Endesunterzeichnete deklarie- 
ren, dass sie die am gestrigen Tage eingelegte Protestation wider 
die von dem Herrn Landmarschall von Oettingen am 14, d. Mts. 
auf dem Landtage erfolgte Entscheidung nicht allein mit gerechter 
Missbilligung zurückweisen, sondern ausdrücklich hiermit ausge- 
sprochen wissen wollen, dass derselbe im fraglichen Falle nach 
eingeholtem Consilio der Landräte völlig verfassungsgemäss und 
wie es seit einer langen Reihe von Jahren immer bisher beobach- 
tet worden, verfahren, ersuchen sie hiermit den Herrn Landmar- 
schall, ihren aufrichtigsten und verbindlichsten Dank für die Art 
und Weise entgegenzunehmen, wie er unter den allseitig anerkannt 
schwierigen Verhältnissen dieses Landtages seinem hohen Amte 
vorgestanden. Riga, den 19. Februar 1842. 

I. Kreisdeputierter J. von Stael-Holstein. 2. C. von Liphart. 
3. Kreisdeputierter von Hagemeister. 4. Fürst Barclay de Tolly. 
5. H. von Brackell. 6. C. J. Baron Schoultz. y. C. B. von Ungern- 
Sternberg. 8. Leonhard Campenhausen. 9. Karl Baron Bruiningk. 
10. G. von Stryk. 11. C. von Maydell. 12. W. von Bock. 13. W. 
von Stryk. 14. A. von Samson. 15. Major Wrangell. 16. Fürst 
Lieven. 17. Landrichter Baron WolfF. 18. W. von Grotc. 19. R. 
Schoultz. aa B. von Transehe. 21. W. Baron WolfF. 22. Obrist 
Grote. 23. J. Blanckenhagen. 24. G. von RennenkampfF. 25. B. von 
Wulf. 26. E. von Stryk, 27. R. von Freymann. 28. H. v. Stryk. 
29. C. von Sivers. 30. L. von Klot. 31. Kreisrichter von Klot. 
32. J. von Sivers. 33. A. von Stryk. 34. T. von Maydell. 35. A. von 
Krüdener. 36. E. von Vietinghoffi 37. P. von Ungern -Sternberg. 
38. A. von Vegesack. 39. E. von Reutz. 40. Direktor von Samson. 
41. Hamilkar von Pölkersahm. 42. J. von Maydell. 43. E. von 
Tiesenhausen. 44. J. von Tiesenhausen. 45. C. von Engelhardt. 
46. F. von Sivers. 47. C. von Mensenkampff. 48. A. von Ditmar. 
49, Alexander von Reutz. 50. Der Delegierte Rigas. 51. A. von 
Rennenkampff. 52. A. von Budberg. ^53. Guido Liphart. 54. Karl 
Eduard von Liphart. 55. P. A. von Sivers. 56. F. von Schwebs. 
57. M. von Wulf. 58. H. von Stael-Holstein. 59. R. von Engelhardt. 
60. P. Fürst Lieven. 61. Ernst von Maydell. 62. Th. Baron Cam- 
penhausen. 63. Lothar von Schwebs. 64. von Samson. 65. G. von 
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Richter. 66 J. von Wulf. 67. Th. von Krüdener. 68. H. von Hage- 
meister. 69. A. von Mey endorfF. 70. BaronF.V.v.Schoultz. 71. Kreis- 
richter von Transehe. 72. Landrat von Richter. 73. Landrat von 
Rennenkampflf. 74. Karl v. Wrangeil. 75. Ed. v. Krüdener. 76. Prä- 
sident A. von Stiemhielm. 77. R. v. Ceumern. 78. R. von Engel- 
hardt. 79. H. von Wilcken. 80. C. von Brummer. 81. von Bluhmen. 
82. A. von Freymann, 83. Ernst Gideon Klebeck. 84. W. von Pi- 
stohlkors, 85. A. von Pistohlkors. 86. E. von Sivers. 87. O. von 
Krüdener. 88. Ordnungsrichter C. von VietinghofF. 89. Otto von 
Liphart. 90. Gustav von Krüdener. 91. D. von Wilcken. 92. J. von 
Hanenfeldt. 93. G. von Koskull. 94. F. von Transehe. 95. Land- 
richter Baron R. Ungern -Sternberg. 96. Clemens Baron von WolfF. 
97. Fr. von Bruiningk. 98. Landrat R. J. L. Samson. 99. Landrat 
R. Stackeiberg. 100. Landrat Otto von Vegesack. loi. Landrat von 
Bock. 102. Landrat A. von Wulf. 103. Joseph Baron von WolfF. 
104. Graf G. von Mellin. 105. Landrat Bruiningk. 106. Hofrat von 
Berg. 107. Kirchspielsrichter G. von Krüdener.* 

So traten sich die Parteien immer schroffer gegenüber; die 
momentan erzielte Einmütigkeit war wieder entschwunden und 
schwer wurde dieser Zwiespalt als eine für die gedeihliche Erledi- 
gung der Landtagsangelegenheiten ernste Gefehr empfunden. Ge- 
leitet von diesen Sorgen und Gesichtspunkten und in der Meinung, 
dass der gegenwärtige Moment der geeignete sei, um durch einen 
Appell an die Ritterschaft ausgleichend zu wirken, hielten die 
Landräte es für notwendig eine Ermahnung an den Landtag zu 
richten, welche nun auch verlesen wurde und folgenden Inhalt 
hatte: Nach dem Willen des Kaisers sei der gegenwärtige Landtag 
versammelt, um unter Benutzung der seit 1819 gemachten Erfah- 
rungen über die »Verbesserung des Bauernstandes* zu beraten. Er 
vermeide es von sich aus ein Gesetz hierfür zu erlassen, „damit der 
Bauer in diesem freiwilligen Akt des Wohltuns ein neues Band 
erkenne, das ihn an seinen Herrn als Herrn fessele". Was ist nun 
bisher geschehen? Statt mit der altbewährten Ruhe zu beraten und 
die Vorlagen zu beprüfen, habe man sich „in Streitfragen verirrt, 
die . . . von dem vorgestreckten Ziel entfernten", habe man »deut- 
liche Gesetze unter Abstimmung gebracht* und »die Gemüter durcli 
Parteiungen und Zwiespalt aufgeregt*. Eine Pflicht des Landsrats- 
koUegii sei es, die Aufforderung an den Saal zu richten, »dem Streit 
der Meinungen zu entsagen und nicht das Durchfuhren dieser oder 
jener Ansicht zum Ehrenpunkt zu machen, nicht an dem Buchstaben 
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dieses oder jenes Paragraphen ... zu hängen und daraus Rechte 
und Pflichten zu deduzieren" etc. Was erringe man „auf dem jetzt betre- 
tenen Wege im Kampfe der Meinungen und in der Aufregung des 
Zwiespalts?** Nichts anderes als dass die Staatsautorität als Gesetz 
auferlegen werde, was die Ritterschaft „aus eigener Anerkennung 
selbst zu tun verschmähte*. „Das sei ferne!" Was jetzt geschehe, 
sei für alle Zeiten getan; was jetzt verscherzt werde, sei für alle 
Zeiten verloren. Hieran zu mahnen sei die Pflicht des Landrats- 
koUegiums. Selbständig möge man handeln und frei „von jedem 
Einfluss, der störend in die ruhige Beschliessung greift" etc. 

Nachdem diese Ermahnung vorgetragen worden war, Hess der 
Landmarschall nun nochmals den Schluss der Widerlegung der Land- 
räte gegen den Protest des Herrn von Löwis und seiner Genossen 
verlesen, in dem es hiess: 9,Das Landratskollegium muss, seiner 
Obliegenheit genügend, auf das bestimmteste darauf antragen, dass 
das in der Sonnabendsitzung von dem Herrn Landmarschall und 
den Herren Landräten beobachtete Verfahren als in dem Herkom- 
men gegründet und daher als verfassungsmässig anerkannt und der 
Protest des Herrn Kreisdeputierten von Löwis, zur schuldigen Ge- 
nugtuung für den Herrn Landmarschall, retradiert und von den 
Landtagsakten gänzlich entfernt werde." Alsder Landmarschall hierauf 
die Versammlung aufforderte sich zu diesem Antrag zu äussern, da 
zeigte es sich, dass die mahnenden Worte der Landräte, für die 
vorliegende Frage wenigstens, die gewünschte Wirkung nicht erzielt 
hatten. Denn wiederum entwickelte sich eine lebhafte Diskussion 
über diesen Gegenstand und heftig bekämpften sich die Vertreter 
der verschiedenen Meinungen. 

Ein grosser Teil der Versammlung sprach sich zwar zu Gunsten 
der Widerlegung der Landräte aus, sie fand aber auch entschie- 
dene Gegner, so namentlich in dem Kreisdeputierten von Lilienfeld, 
der erklärte, dass „ihn die angeführten Präzedenzfalle nicht über- 
zeugt hätten" etc. Da es sich daher erwies, dass eine gütliche Eini- 
gung nicht zu erzielen war, trug Herr von Brackel auf ein Ballo- 
tement über die vorliegende Frage an, welches am nächsten Tage 
vorgenommen werden sollte. 

Durch diese Vorgänge sah sich nunmehr der Landmarschall 
veranlasst von seinem eben erst von neuem übernommenen Amt 
zurückzutreten. In längerer Rede motivierte er diesen seinen Ent- 
schluss. Von Beginn der Landtagsverhandlungen an, so führte 
er aus, habe er bemerken müssen, wie der Samen „des Miss- 
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trauens gegen" ihn ^in • das Gemüt so mancher* seiner 
„geehrten Mitbrüder verpflanzt worden sei*. Gleich zu Anfang 
sei ihm die teilweise Missbilligung des Saales auf die von ihm vor- 
geschlagene Deputation an den Grafen BenkendorfF ein Sympton 
hierfür gewesen, dann der Antrag, etwa notwendig werdende Ver- 
handlungen mit dem Grafen nicht ihm, sondern einer Deputation 
zu übertragen, femer die ergänzenden Zusätze zu seinem Referat 
über das Gespräch mit BenkendorfF. Schon bei den ersten Ver- 
handlungen habe sich der Landtag in zwei entschieden gegenein- 
ander auftretende Parteien gesondert, die durch Ballotement 
und Gegenballotements, Bewahrungen und Gegenbewahrungen 
nach den heftigsten Diskussionen von mehr als 8 Tagen zu keinem 
Resultat gekommen seien. Die von 60 Landtagsgliedern unter- 
schriebene Protestation gegen eine gesetzmässige Entscheidung 
des Landmarschalls, die Zustimmung eines Teiles des Saales zu 
dem Vorgehen des Herrn von Numers hätten ferner das Ihrige 
dazu beigetragen, um ihn zur Überzeugung zu bringen, „dass ein 
grosser Teil der versammelten Herren* sein „Benehmen bei der 
Leitung des Landtages missbillige, dass* er „sich des allge- 
meinen Vertrauens nicht mehr zu erfreuen habe*. „Unter diesen 
Umständen und insbesondere in Erwägung, dass durch aufgeregte 
Leidenschaften und ordnungswidrige Koalitionen, deren unselige 
Früchte am Tage liegen, der gegenwärtige Landtag sich gerade 
nicht vorteilhaft auszeichne*, fühle er sich nicht mehr im stände 
die Verhandlungen zu leiten. Er glaube nicht den Vorwurf irgend 
einer Parteilichkeit verdient, sondern mit redlichem Wollen die Inter- 
essen der Ritterschaft gefordert zu haben. Er bäte nunmehr den 
ältesten Landrat, von Samson, den Stab wieder von ihm zu 
empfangen, den er ihm vor drei Jahren „mit so herzlichen Ermah- 
nungen übergeben habe, Ermahnungen*, die in seinem Herzen 
feste Wurzel gefasst hätten. — Die heftigen protestierenden Zurufe . 
eines grossen Teiles der Versammlung vermochten nicht Oettin- 
gen zu bewegen von seinem Entschluss zurückzutreten, Samson 
empfing den Stab, erklärte aber seinerseits, unter den obwaltenden Um- 
ständen die Leitung nicht übernehmen zu können, sich vielmehr 
zum Generalgouverneur begeben zu müssen, um dessen Befehl 
über den Fortgang der Landtagsverhandlungen zu erbitten. An 
demselben Tage schrieb Oettingen seiner Mutter über diese Vor- 
gänge nachstehendes: „Während ich noch keine direkte Antwort 
von Ihnen, liebe Mutter, auf die Anzeige erhalten habe, dass ich auf 
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3 Jahre das Landmarschallsamt behalten, werde ich zu Ihrer 
grossen Überraschung heute die Meldung geben, dass ich seit 
einer Stunde meinen Stab und mein Amt niedergelegt, aber in 
allen Ehren, das können Sie mir glauben. Eine von 60 Gliedern 
unterschriebene Protestation gegen mein Verfahren, das ich zur 
Entscheidung einer geteilten Meinung beobachtet, brachte mich 
dazu. Die Gutgesinnten alle stimmten mir bei, selbst der alte 
Liphart, der mir die Hand drückte mit den Worten: ,Sie haben 
wie ein Ehrenmann gehandelt'. Mir ist sehr leicht ums Herz, das 
Gefühl erfüllter Pflicht und die jetzige unabhängige Stellung tun 
recht wohl^).*' In den Verhandlungen des Landrats Samson mit dem 
Generalgouverneur Baron Pahlen hatte dieser energisch auf 
sofortige Fortsetzung der Landtagsverhandlungen gedrungen und 
darauf, auf verfassungsmässigem Wege für einen anderen Leiter 
zu sorgen, wenn Oettingen sich nicht bewegen lassen sollte den 
Stab wieder zu übernehmen. In seinem betreffenden Schreiben 
vom 20. Februar Nr. 313 hatte der Chef der Provinz das unzwei- 
deutige Verlangen geäussert, dass dieser Landtag Beschlüsse fassen 
müsse darüber: Erstens, wie die Bauern zu schützen wären gegen 
Bedrückungen durch die Fronleistungen, und zweitens, ^wie die, 
die Existenz des Bauernstandes gefährdenden willkürlichen Ein- 
ziehungen des Bauerlandes und Kündigungen der Wirte* vermieden 
werden können. Die Beschlüsse hierüber seien ihm noch vor 
Schluss des Landtages vorzustellen, nebst sämtlichen dazu gehö- 
rigen Verhandlungen und auch den Minoritätsvoten. 

Ebenso wie 18 18 bei Gelegenheit der Frage der Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit, so befand sich also wiederum die Ritterschaft 
unter einer starken Pression der Staatsgewalt. Was übrigens das 
Verlangen des Generalgouverneurs betraf, ihm auch die Vorschläge 
der Minorität zu übergeben, so wurde festgesetzt, dass demselben 
nur in Bezug auf die gegenwärtigen Bauerangelegenheiten zu ent- 
sprechen sei, ohne Präjudiz für die Zukunft, «da verfassungsmässig 
nur die wirklichen Landtagsbeschlüsse zur Vorstellung gelangen 
können". Ausserdem sprach noch der Saal, in dazu gewordener 
Veranlassung, den Wunsch aus, „dass von dieser Erlaubnis oder 
Vorschrift auch jetzt kein Gebrauch gemacht werde," im Interesse 
der Erhaltung der bestehenden Verfassung und bisherigen Ver- 
fahrensweise". Diese Aufforderung blieb nicht ohne Wirkung auf 
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einige Landtagsglieder, die das Gegenteil zu tun beabsichtigten ^) *). 
Nach Verlesung dieses Schreibens forderte Landrat Samson die 
Versammlung auf: den Landmarschall Oettingen zu bitten, den Stab 
wieder zu übernehmen. Einstimmig wurde nun der Wunsch ge- 
äussert, dass dieses geschehen möge, und als ausserdem durch das 
nun folgende Ballotement des Herrn v. Brackel mit 113 Stimmen 
gegen 53 Stimmen das Verfahren des Landmarschalls als verfas- 
sungsmässig anerkannt worden war, da erklärte Oettingen, dass 
er sich verpflichtet fühle dem Wunsch der Majorität nachzugeben 
und den Stab wieder zu übernehmen, jedoch nur für die Dauer 
dieses Landtages. Denn ein einstimmiger Wunsch, ihn zu be- 
halten, sei jetzt nicht mehr möglich und er wolle „den Teil der 
Versammlung, bei welchem er diesen Wunsch nicht mehr voraus- 
setzen könne, nicht in die Verlegenheit bringen, solchen auszu- 
sprechen*^ *). Diese ganze Angelegenheit, welche so viel Ärger- 
nis verursacht hatte, war hiermit zu einem relativ befriedigenden 
Abschluss gebracht und endete mit dem Antrag des Landmar- 
schalls, beide unterzeichneten Erklärungen zu den Akten zu legen. 
„In Berücksichtigung des allgemeinen Wunsches der Versammlung*, 
so hiess es am Schluss eines Briefes, den Oettingen seiner Mutter 
über diese Vorgänge am 22. Februar 1842 schrieb, „und in Anbe- 
tracht der Nachteile, welche uns ein solcher Bruch aus Petersburg 
herbeifuhren könnte, entschied ich mich dahin, das Amt für die 
Dauer dieses Landtages wieder anzutreten mit der ausdrücklichen 
Bedingung, dass für die nächsten 3 Jahre ein anderer Landmar- 
schall gewählt werden sollte Zu morgen ist die Wahl 

meines Nachfolgers angesetzt. Dieses, teure Mutter, ist das Tat- 
sächliche, was ich Ihnen in aller Kürze dargestellt habe, von den 
Kämpfen, die ich in dieser bewegten Zeit zu bestehen gehabt, will 
ich nichts sprechen, sie waren schwer, aber mit Gottes barmher- 
ziger Hülfe habe ich sie bestanden, körperlich haben sie mir nicht 
geschadet, meiner Seele sind sie aber, ich fühle es, zum g^rossen 
Heil gewesen. Ich habe geleritt mich selbst zu überwinden und 
Selbstverleugnung mit Demut auszuüben. Der Herr sei für diese 
Prüfung gepriesen, aus der er mich glücklich errettet hat. Bei 
meinem leidenschaftlichen Charakter hat man meine Ruhe und 
meine Selbstüberwindung bewundert. Gott gab sie mir, ich habe 

i) Landtagsrezess. v. Febr. 1843 pag 024 und 

2) Archiv SepkuU Nr. 33. 

3) Landtagsrezess. v. Febr. 1842 pag 99. 
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wirklich gar kein Verdienst daran, das fühle ich in meinem Inner- 
sten. Dass ich aber für die nächsten 3 Jahre des mühevollen Amtes 
los und ledig bin, des freue ich mich wohl sehr, und wird auch 
Ihnen, teuerste Mutter, dieses recht eine erfreuliche Nachricht sein. 
Nach einem Sturm folgt Windstille, die Gemüter scheinen beru- 
higt und die Verhandlungen nehmen einen raschen Fortgang. 
Indessen ist uns durch die unnützen Streitigkeiten und Partei- 
ungen soviel Zeit vergangen, dass wir wenigstens noch 14 Tage 

zu tun haben werden* etc. ^). In der Tat war noch an 

demselben 21. Februar, nachdem Oettingen den Stab wieder über- 
nommen hatte, eine der wichtigsten vorliegenden Agrarfragen 
in aller Ruhe und Sachlichkeit diskutiert und erledigt worden. Es 
handelte sich um den Antrag des dim. Landmarschalls von Lip- 
hardt^ in Bezug auf die Designierung des Bauerlandes und der 
Quote, über welche nunmehr ballotiert werden sollte. Bevor dazu 
geschritten wurde, bat Baron Nolcken noch um das Wort. Er 
war bereits bei der Rezessregulierung am 19. Februar von seinem 
am 18. Februar gemachten Kompromissvorschlag zurückgetreten 
und wandte sich nun in eingehender Rede gegen den ganzen 
Antrag. Um nichts Geringeres handele es sich, so führte er aus, 
,ials um eine Verletzung der Basis, auf welcher das Eigentums- 
recht am Grund und Boden begründet sei; his jetzt hätten die 
Herren allen Grund und Boden mit gleichem Recht besessen*, nun 
sollen 2 verschiedene Kategorien von Land geschaffen werden, 
von denen die eine der Eigentumssphäre des Herrn bedeutend 
entzogen würde. Nur so lange steht ein Recht fest, bis es unver- 
letzt bewahrt werden kann, daher sei er überzeugt davon, dass 
es sich jetzt um den Besitz des Landes überhaupt für den Adel 
handle, keine menschliche Macht werde die Bewegung mehr auf- 
halten können, zu der dieser Antrag den Impuls gebe. Und dabei 
werde der Zweck desselben, nämlich durch vermehrte Sicherstel- 
lung die Zufriedenheit des Bauern zu bewirken und künftigen Auf- 
regungen vorzubeugen, nicht einmal erreicht werden. Denn ein 
unmittelbarer materieller Vorteil würde ihnen ja hieraus gar nicht 
entstehen, wohl aber wären die moralischen Folgen sehr bedenk- 
liche. So wie vor 600 Jahren, scheide noch heute die Verschieden- 
heit von Nationalität und Sprache die Herren von den Bauern 



>) Archiv Luhdenhof. 

^ Karl Gouhard von Liphart, Landmarschail von 1833 bis 1836. 
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schroff voneinander, noch immer seien jene für die letzteren die 
Eindringlinge, die ihnen ihr Land genommen und es ihnen unrecht- 
mässig vorenthalten. Werde nun durch ein Gesetz der grösste 
Teil desselben der freien Disposition der Herren entzogen, so 
würde eine solche Massregel nur als eine willkommene Abschlags- 
zahlung auf ihre ursprüngliche Forderung aufgefasst werden und 
immer nachdrücklicher würden sie ihr vermeintliches Eigentums- 
recht am Lande geltend machen. Die Existenz der Adelskorpora- 
tion stehe bei diesem Ballotement auf dem Spiel. 

Einmütig habe die Versammlung anerkannt, so antwortete 
ihm Fölkersahm, dass der Bauernstand auf Land zu 
gründen und im Gemeindeverbande zu erhalten sei, und nur über 
die Art der Ausführung teilten sich 'die Meinungen. Die einen 
wünschten das hierfür Erforderliche durch ein Gesetz festzustellen, 
die anderen wollten sich nicht binden und beschränken. Diese 
letzteren bäte er zu bedenken, dass ein Zustand ohne Gesetz kein 
sicherer sei, beim besten Willen, bei ernstester Überzeugung bleibe 
die Ausführung doch individueller Ansicht überlassen. Fest be- 
stimmt müsse werden, wieviel Land der Adel dem Bauern zur Be- 
nutzung überlassen, wieviel er selbst behalten wolle. Ein solches 
Gesetz werde den Bauern vor Willkür sichern, ihm die Anhäng- 
lichkeit an seine Heimat wiedergeben, aber zugleich den Herrn 
schützen in dem, was er behält. Auch die Landräte Samson und 
Bruiningk sprachen sich für den Antrag aus. Ersterer meinte, 
dass ein Recht durch strengen unbeschränkten Gebrauch weniger 
gesichert erscheine, als durch einen massigen, und Baron Bruiningk 
führte aus, wie angezeigt es sei, selbst an Konzessionen zu gehen, 
die man für notwendig halte, um zu vermeiden, dass die Staatsre- 
gierung es tue, die die Aufgabe habe, die Bauern wie alle Staats- 
bürger zu schützen. Nach diesen Reden wiu-de zum Ballotement 
geschritten, durch welches mit 107 bejahenden gegen 76 vernei- 
nende Stimmen festgesetzt wurde: 

„Dass das noch nicht eingezogene steuerpflichtige Land der 
steuerpflichtigen Bauergemeinde soweit zur Benutzung und Ernäh- 
rung erhalten bleiben soll, dass nur soviel davon eingezogen 
werden darf, als zur Kompletierung eines Feldareals von 10 Lof- 
stellen pro Tag des Gehorchs erforderlich ist." 

So hatte denn der zunächst in Thesi anerkannte abstrakte 
Lehrsatz, dass der Bauernstand auf Benutzung des Grund und 
Bodens basiert sein müsse, Form und Gestalt gewonnen und 
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war durch Zuweisung konkret designierten Landes für ihn zu einer 
praktischen Tatsache geworden. Umgekehrt verlor das hingestellte 
Prinzip des unbeschränkten gutsherrlichen Benutzungsrechts alles 
Landes seinen praktischen Wert und schrumpfte zu einem von 
den Verhältnissen überholten Theorem zusammen. Der heisse 
Kampf war zu Ende, der Sieg neigte sich der liberalen Partei 
zu. Die Kommissionsvorschläge wurden von nun ab fast ohne 
Diskussionen akzeptiert, Liberale und Konservative taten sich zu- 
sammen, um nun, nachdem die grossen Prinzipienfi^gen entschieden 
waren, im Detail möglichst Gedeihliches zu stände zu bringen. 
So machte selbst das Haupt der konservativen Partei, Baron 
Nolcken, manchen mit grosser Majorität akzeptierten reformatori- 
schen Antrag, so in Bezug auf die Reorganisation der Kirchspiels- 
gerichte, yum den Bauern mehr Vertrauen zu dieser Behörde zu 
geben*, wie auch namentlich das Schuldenwesen der Bauern be- 
treffend. In jenem Referat über den Landtag von 1842 hiess es 
hierüber folgendermassen : „über das Schuldwesen der Bauern 
wurden von Nolcken Anträge sehr liberaler Art gemacht und 
namentlich festgesetzt, dass man den Bauer, wenn er bankrott ge- 
macht , nicht länger als 2 Jahre zum Abarbeiten seiner 

Schulden anhalten und ihn dann nicht mehr hindern darf in eine 
andere Gemeinde überzutreten. Während des Abarbeitens muss 
er beköstigt werden und auch für den Unterhalt seiner Familie 
hat man zu sorgen^ etc. ^). 

Die wichtigste Angelegenheit war nunmehr noch die Land- 
marschallswahl. 

Die Stellung, die sich Fölkersahm schon im Lande 
errungen hatte, war eine derartige, dass der erst 31 jährige junge 
Mann als Kandidat zu diesem Posten in Aussicht genommen wurde. 
In dem Skrtinium am 23. Februar erhielt er 56 Stimmen. Dieses 
veranlasste den Landrat Samson daran zu erinnern, „dass er als 
Sohn des Zivilgouverneurs nicht zum Landmarschall gewählt 
werden könne*. In dem darauffolgenden Ballotement wurde der 
Kreisdeputierte von Hagemeister-Gotthardsberg mit 99 Stimmen 
zum Landmarschall erwählt, dann hatten noch die beiden Depu- 
tierten V. Löwis und v. Transehe mehr Stimmen als Fölker- 
sahm, auf den sich 55 vereinigten. Am nächsten Tage sah er sich 
mit Bezugnahme auf jene Äusserung von Samson gedrungen zu 
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erklären, dass er die Vermutung zurückweisen müsse, ^als wenn 
Familienbeziehungen auf das Benehmen eines öffentlichen Beamten 
Einfluss haben könnten". Im Gegensatz hierzu könne er nur ver- 
sichern, „dass er einen solchen Einfluss nicht kenne und seine 
Unabhängigkeit und Unbefangenheit überall zu bewahren wissen 
werde". Samson erwiderte, dass er „es für seine Pflicht gehalten 
habe, auf diese Familienbeziehung, die im Gesetz nicht vorgesehen 
sei, aufmerksam zu machen und auf die Kollisionen, die** hieraus 
entstehen könnten. „Bei den anerkannt achtungswerten Qiarak- 
teren der beiden Männer, von welchen hier die Rede sei", war es 
um so leichter in dieser Hinsicht jetzt Bestimmungen zu treffen, 
„ohne dass es als Persönlichkeit erscheine*. Hierauf sprach 
Fölkersahm sein Bedauern darüber aus, dass Samson ihm solches 
nicht früher angedeutet habe, um ihm die Möglichkeit der Initia- 
tive zu lassen, nunmehr trage er darauf an, dass in die Landtagsord- 
nung eine betreffende ergänzende Bestimmung aufgenommen würde. 
Er habe gestern absichtlich nicht gleich eine Entgegnung gegen 
Samson verlautbart, um nicht eventuell die Wirkung jener Äusse- 
rung auf die Wahl abzuschwächen, und heute habe ihn nur „die 
Überzeugung, dass die Stellung als Landtagsglied durch eine 
solche Andeutung gefährdet werden muss, bewogen, diese Dis- 
kussion zu veranlassen*. Landrat Bruiningk „trat hierauf an den 
Stab und versicherte, die aufrichtige Teilnahme und Hochachtung, 
mit welcher das Erscheinen des Baron Fölkersahm aufgenommen 
worden sei; dieser Versicherung, welche mit Herzlichkeit ausge- 
sprochen wurde, stimmte die Versammlung bei"^). Noch auf dem- 
selben Landtage wurde als Ergänzung zum § 24 der Landtagsord- 
nung einstimmig beschlossen, dass „derjenige, dessen Vater oder 
Stiefvater, Sohn oder Stiefsohn, Bruder oder Stiefbruder, Schwieger- 
vater oder Schwiegersohn, Stiefschwiegervater oder Stiefschwieger- ^ 
söhn Generalgouverneur oder Zivilgouverneur ist", nicht auf die 
Wahl zum Landrats- oder Landmarschallsamt gebracht werden 
darf. Da der Zivilgouverneur Baron Fölkersahm erst im Jahre 
1847 seinen Abschied nahm, so war sein Sohn bis dahin von der 
Kandidatur zu diesem höchsten Landesposten exkludiert. Weder 
kam dieser in die Repräsentation, noch auch sein grosser Gegner 
Nolcken, der in der Landratswahl gegen Oettingen durchfiel. Erst 
am 10. März 1842 wurde der so wichtige Landtag geschlossen. 
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Über die letzten Tage desselben schrieb der nunmehr zum 
Landrat erwählte dim. Landmarschall von Oettingen seiner Mutter 
am 5. März: „Nun, dem lieben Gott sei gedankt, die Landtags- 
versammlungen nähern sich ihrem Ende. Wenn wir in dieser 
Woche die drei Tage angestrengt auch in den Nachmittagsstun- 
den arbeiten, so bleibt zum Montag wenig nach und so würde 
dann spätestens am Dienstag den 10. es zum Schluss kommen. 
Nachdem ich den Stab wieder ergriffen, scheint sich der Sturm 
gelegt zu haben, die Leidenschaften waren beschwichtigt und in 
den 16 letzten Tagen ist das Geschäft sehr gefördert worden, 
dabei hat sich auch der alte gute Geist des Landtages wieder 
eingestellt. Sie können mir es glauben, teure Mutter, wie ich in 
meiner Seele den Herrn preise für die Hülfe, die er in seiner 
Gnade mir sichtlich hat zukommen lassen. Dieser innige Dank 
hat sich in meinem Wesen eingeprägt, ich werde dessen ewig ein- 
gedenk sein** '). Mit anerkennenden und beruhigenden Worten 
entliess der neue Landmarschall die Landtagsglieder. Alle hätten 
„nur das Gute und wahre Beste redlich gewollt", „die wesent- 
lichen Verbesserungen im Zustande der Bauern, diesem achtungs- 
werten Stand, .... die Sicherstellung seiner Existenz und die 
Erhaltung desselben auf der angestammten Scholle* seien die 
schönsten Zeugen für die loyalen Gesinnungen der bisherigen Be- 
ratungen*. „Möge denn auch Friede und Eintracht", so rief er 
aus, „wieder bei uns heimisch werden und solches der verdiente 
Lohn ihrer wahrhaften Bemühungen um das Gemeinwohl sein!* 

Nur zu bald jedoch sollte es sich zeigen, dass dieser warme 
Wunsch auf einer Illusion beruhte. Das laufende Jahr noch führte 
die sich jetzt in scheinbarer Einmütigkeit Trennenden wieder auf 
demselben Kampfplatz zusammen, heisser und schärfer entbrannte 
der Streit; mächtig stiessen wieder die Parteien aufeinander und 
in wechselvollem Schlachtenglück hiess es wieder: hie Nolcken! 
hie Fölkersahml 

Dass letzterer in seinem politischen Wirken nun zunächst 
lahmgelegt war dadurch, dass er in die Repräsentation nicht 
hineingekommen war, empfand er selbst sehr und sprach seine 
Empfindung hierüber in einem Brief an seinen Freund Krüdener- 
Suislep aus: 

„Wie sehr ich*, so hiess es dort, „mit allem meinem Streben, 
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meinen Wünschen und Gedanken dem Entwickelungsgang. von mir 
als wahr erkannter Ideen in der Zeit angehöre, brauche ich 
nicht zu sagen, was die Verwirklichung derselben aber . . . an- 
betrifft, so werdet Ihr mir nicht das Zeugnis versagen, dass ich, 
wo mir die Möglichkeit zum Handeln gegeben war, dieser alle 
meine Kräfte zuwandte. Diese Möglichkeit war und ist nicht mehr. 
Wo ist die Arena, in der ich für die Sache etwas tun könnte? 
Der nächste Landtag! Da dürfte alles zu spät sein! Der blosse 
Ideenaustausch in der Unterhaltung kann wohl mich fordern, 
nicht die Sache, ist also für diese gleichgültig. Ich kann mich 
nicht anders ansehen, als wie ein Vorspannpferd, wie dieselben 
wohl in Deutschland bei Anhöhen, die die ebene Strasse unter- 
brechen, gebraucht werden; man hängt sie vorn an die Deichsel, 
sie ziehen, bis die Anhöhe überwunden ist, und werden dann 
wieder in den Stall gestellt bis zu weiterem Gebrauch für den 
nächsten Reisenden. So nützen diese Tiere immer auf demselben 
Berge. Ich bin jetzt im Stall bis zum nächsten Landtage, ob ich 
nicht auf diesem stallsteif erscheine, ist gleichfalls ungewiss. Für 
diesen besonderen Fall habe ich also im engen Kreise meines 
Gutes zu wirken, meine Kräfte aber, wie bisher, zu eigener För- 
derung zu nutzen und zu schweigen.^ 

Der Landtag vom Februar 1842 hatte iii Paragraphen akzep- 
tiert, welche dazu dienen sollten die bäuerlichen Verhältnisse zu 
verbessern. Von diesen wurden schon bis zum April 1842 22 
Punkte, die sich auf die Frone bezogen, als Allerhöchst bestätigt 
publiziert. Sie enthielten die wichtige Bestimmung, dass allen 
Fronpachtkontrakten das Wackenbuch als Grundlage dienen 
sollte, und dass alle solche, bei denen das nicht der Fall war, mit 
dem 23. April 1842 exstinguieren sollten. Konform dem Standpunkt, 
den die Regierung während des Landtages vom Februar beobachtet 
hatte, dass nämlich dem Volk die Reformen als von der Ritter- 
schaft ausgehend zum Bewusstsein gefuhrt werden sollten, hatte 
der Generalgouverneur Baron Pahlen das LandratskoUegium mit 
der Publikation dieser Verordnung betraut. Das war an sich 
ganz korrekt, misslich war es aber, dass er von sich aus an 
diesen 22 Punkten diverse Änderungen gemacht hatte, die mit 
den Absichten des Landtages nicht ganz übereinstimmten, dass er 
ferner diesen Bestimmungen rückwirkende Kraft beilegte und sie 
nur als einen „Versuch zur künftigen definitiven Festsetzung* dar- 
stellte. Das Landratskollegium publizierte die 22 Punkte mit diesen 
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Veränderungen, was ihm später viel Unannehmlichkeiten ein- 
trug*). Ferner schrieb Fahlen bald nach Fublikation der neuen 
Gesetze den Kirchspielsrichtern in willkürlicher Weise durch ein 
Zirkulär vor darauf zu achten, dass die Gutsherren bis zur ge- 
schehenen Kaiserlichen Entscheidung über die betreffenden Land- 
tagsbeschlüsse ihr Kündigungsrecht nicht mehr frei auszuüben 
berechtigt seien. Eine Kündigung und Aussetzung eines Bauern 
dürfe von nun ab nur auf ein Urteil des Kirchspielsgerichts hin 
erfolgen *). Diese Massregeln des Generalgouverneurs hatten viel 
Beunruhigungen ins Land gebracht in Bezug auf die Folgen, die 
die Landtagsbeschlüsse nach sich ziehen würden, und manchem 
Landtagsgliede mögen damals die warnenden Worte Nolckens in 
die Erinnerung zurückgekehrt sein. Bald kamen nun besorgnis- 
erregende Symptome hinzu. Dem Junikonvent von 1842 wurde 
von Baron Fahlen mitgeteilt, dass der Kaiser befohlen habe zur 
Wahl von Deputierten der Ritterschaft zu schreiten, die Glieder 
einer in Fetersburg für die Durchführung der Agrarreform nieder- 
gesetzten Kommission werden sollten. Der Konvent designierte 
hierzu ausser dem Landmarschall den Landrat v. Oettingen und 
Baron Georg Nolcken-Lunia. Ihnen ward die kurze Instruktion: 
„Für die Aufrechterhaltung der Landtagsbeschlüsse zu wirken.** 
Als diese Delegation im Oktober 1842 in Fetersburg eintraf, er- 
fuhr sie, dass der Generalgouverneur auch dort willkürlich vorge- 
gangen war. Er hatte bei Übersendung der Landtagsbeschlüsse 
an den Kaiser Bemerkungen beigefugt, die sie wesentlich mo- 
difizierten, ohne die Landesrepräsentation hiervon zu benach- 
richtigen. Später stellte es sich heraus, dass sie „ganz im Sinn 
der Vorschläge der Dorpater Kommission abgefasst waren*. Da 
diese Remarquen einen wesentlichen Bestandteil des der Kommis- 
sion vorliegenden Materials bildeten und der Auflfassung der De- 
putierten nach mit dem wahren Sinne der Landtagsbeschlüsse nicht 
vereinbar, mithin der ihnen gewordenen Instruktion zuwider 
waren, so beantragten sie gleich in der ersten Komiteesitzung, 
dass der Livländische Adel über die Anwendbarkeit der Bemer- 
kungen des Generalgouverneurs ferst gehört werde, „indem 
selbige die wichtigsten Lebensfragen fiir den Adel: ,das unan- 
tastbare Besitzrecht am Grund und Boden*, in Frage stellten*'^). 

1) Tobien: „Beiträge etc.*S Balt. Monatsschr. 1881 pag. 721. 

^) RitterschafVsarch. Akte betr. die Verbesserung des Bauernstandes Vol. li p. 142. 

S) Landtagsresess. v. Dezember 1842 pag. 3. 
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Daher bäten sie um die Erlaubnis einen extraordinären Landtag 
zusammenberufen zu dürfen, der dann in der Lage sein würde 
ihnen eine andere Vollmacht zu erteilen, die es ihnen möglich 
machen würde an den Komiteeverhandlungen teilzunehmen, um 
deren Sistierung sie bis dahin bitten müssten. Der Kaiser gestat- 
tete beides, beschränkte aber die Kompetenz des Landtages in- 
sofern wesentlich, als er eine Erneuerung der Diskussion über 
die Bauerangelegenheit verbot und als einzige Aufgabe desselben 
die Wahl einer Kommission bezeichnete, um die Bemerkungen des 
Generalgouverneurs zu beprüfen'). 

Am 8. Dezember 1842 trat dieser extraordinäre Landtag zu- 
sammen und der Landmarschall von Hagemeister betonte in seiner 
Eröflfnungsrede, wie es als ein Vertrauen des Kaisers dankbar 
empfunden werden müsse, dass er der Ritterschaft gestattet habe 
jene Vorschläge des Baron Pahlen hierselbst „beprüfen zu dürfen". 
Zwar scheine es eine starke Beschränkung zu sein, dass der Land- 
tag nichts weiter zu tun haben solle, als ein Komitee von 5 Glie- 
dern zu erwählen, um diesen Gegenstand zu beraten, doch sei 
andererseits hierdurch immerhin „eine Instanz mehr gewonnen^ 
worden, um „die Sache gehöriger zu beleuchten*, als es der Fall 
gewesen wäre, wenn sie gleich im Petersburger Komitee beraten 
und entschieden worden wäre. In den folgenden Tagen wurde 
nun zur Wahl der Kommissionsglieder geschritten, wobei festge- 
setzt worden war, dass hierbei sowohl von den früheren Teilneh- 
mern der Dorpater Kommission, wie auch von den Petersburger 
Delegierten zu abstrahieren sei. Als erstes Glied wurde mit 103 
Stimmen der Kreisdeputierte v. Lilienfeld erwählt, als zweiter der 
Kreisdeputierte v. Löwis mit 76, als dritter der Hofgerichtssekre- 
tär von Tiesenhausen mit 73 Stimmen. Dann folgten der Kreis- 
deputierte Dr. V. Sivers-Kusthof als 4. und Kreisrichter E. v. Tran- 
sehe als 5. Mitglied der Kommission, dessen Mandat, da er er- 
klärte, es nicht übernehmen zu können, auf den Landrat v. Tran- 
sehe überging, der nach ihm die meisten Stimmen hatte. 
Pölkersahm hatte in dem ersten Wahlgang gar keine, in den 
4 letzteren nur 28 bis 40 Stimmen auf sich vereinigt. Schon dieses 
Resultat liess darauf schliessen , dass die Machtstellungen der Par- 
teien sich seit dem Februarlandtag verschoben hatten, waren 
doch Lilienfeld und Löwis die wesentlichsten Stützen der Nolcken- 
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sehen Fraktion, und gehörten doch auch Dr. v. Sivers und Tiesen- 
hausen zii ihr, während nur Transehe eine vermittelnde Stellung 
einnahm *). 

Der erste Gegenstand der Landtagsverhandlungen war der- 
jenige, der die Veranlassung zur Zusammenberufung des Landtags 
gewesen war, nämlich der Antrag der 3 Petersburger Delegierten 
Hagemeister, Oettingen und Nolcken „wegen Erteilung einer am- 
pleren Vollmacht". Es hatte sich die Auffassung verbreitet, dass 
wer für die Erteilung dieser weitgehenden Vollmacht war, impli- 
cite auch die Möglichkeit zugab und im Grunde den Wunsch hatte, 
die Beschlüsse des Februarlandtages ganz oder teilweise, nament- 
lich in Bezug auf die Einschränkung des Eigentumsrechtes am 
Grund und Boden, wieder aufzuheben. Daher wurde die Sache 
als eine prinzipielle Parteifrage von grösster Wichtigkeit be- 
handelt. Im deliberierenden Konvent hatten sämtliche Deputierte, 
ausser Herrn v. Stryk, für die Erteilung einer solchen gestimmt, 
dagegen hatten die Landräte dem Sentiment des letzteren adsti- 
puliert, welches dahin lautete, dass die Instruktion vom Junikon- 
vent aufrecht zu erhalten sei. Die Landräte Bruiningk und Samson 
hatten schriftlich ausgeführt, für wie untunlich sie es hielten, den 
Willen des Landtages durch eine unbeschränkte VoUmachf der 
individuellen Uberzeugjung der Delegierten unterzuordnen, um so 
mehr, als es bekannt sei, dass ihre Überzeugung mit einem der 
wesentlichsten Landtagsbeschlüsse nicht übereinstimme, wie es 
auch aus ihrem Delegationsbericht hervorgehe. Als nun am 12. De- 
zember diese Angelegenheit zur Verhandlung kam, stellten sich 
die Delegierten auf einen Mittelstandpunkt zwischen beiden Kammer- 
voten. Baron Nolcken erklärte nämlich fast im Widerspruch zu 
seinem und seiner Kollegen Antrag, dass die Herren „eigentlich 
nicht um eine Vollmacht bäten, sondern nur um die Zurücknahme 
der ihnen vom Junikonvent erteilten Instruktion". Denn ihre 
Stellung im Komitee sei gar nicht diejenige von Delegierten oder 
Mandataren, sondern sie seien Mitglieder desselben, „die mit- 
stimmen könnten und sollten nach ihrer Überzeugung". Daher 
brauchten sie weder eine Vollmacht noch eine Instruktion, sondern 
nur eine Liberierung von letzterer. Dem gegenüber sprachen 
sich der Landrat Bruiningk und Fölkersahm dahin aus, dass die 
Delegierten nun einmal vom Konvent erwählt und instruiert 
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und daher an ihre Instruktion gebunden seien. Sobald sie meinten/ 
dass sich das mit ihrer Stellung im Komitee und ihrer Überzeu- 
gung nicht vertrüge, müssten sie aufhören Delegierte der Ritter- 
schaft zu sein. Nach der Definition ihrer Aufgaben in Peters- 
burg, wie Baron Nolcken sie eben gegeben habe, so meinte 
Fölkersahm, sei es ganz unmöglich den Herren eine ampje Voll- 
macht zu erteilen. ^Denn wenn jemand frei nach seiner Über- 
zeugung stimmen wolle, so könne er nicht vorausbestimmen, was 
er votieren werde, und wenn nun gar 3 Personen so stimmen 
sollten, die möglicherweise unter sich verschiedener Ansicht 
werden könnten, und ebenso verschiedener Ansicht mit der Ritter- 
schaft, die ihrerseits unverändert bleiben müsse, weil sie auf ge- 
fassten Beschlüssen beruhe, so verbiete sich eine solche Ertei- 
lung einer Vollmacht von selbst. Die legislative Gewalt des Land- 
tages, für die er verantwortlich sei, könne nicht auf diese Weise 
übertragen werden, daher könne es sich auch nur handeln um 
Delegierte mit festen Instruktionen. Nach den Erklärungen des 
Baron Nolcken hätten die Herren bereits aufgehört Delegierte zu 
sein, man könne sie als solche nicht mehr betrachten, sondern 
nur als InteUigenzen, die man aus der Provinz dahin berufen habe, 
um durch ihren Rat die Arbeit zu fördern, ähnlich wie es sich 
mit den Delegierten zur Revision der Redaktion des Baltischen 
Kodex verhielt." In gleichem Sinne entwickelte Woldemar v. Bock, 
dass der Landtag doch nicht das Recht habe Jemand zu bevoll- 
mächtigen dasjenige zu tun, was er selbst nicht tun dürfe, d. h. 
von den zur Kaiserlichen Bestätigung vorgestellten Landtagsbe- 
schlüssen vom Februar abzugehen'*. Baron Nolcken betonte noch- 
mals, dass die Herren eine solche Vollmacht gar nicht mehr be- 
gehrten, sondern nur Zurücknahme der Instruktionen, und teilte 
mit, dass sie selbst wohl an die Möglichkeit ihres Rücktritts und 
eine Neuwahl gedacht hätten, dass ihnen aber eröffnet worden sei, 
wie ein solcher Rücktritt nur auf ein wirkliches Abschiedsgesuch 
erfolgen könne. Da sie mithin Delegierte bleiben sollten, so bäten 
sie „die frühere hindernde Instruktion zurückzunehmen". Nach 
diesen Erörterungen, welche mit grosser Ruhe gemacht worden 
waren, schlug schliesslich Fölkersahm einen Ausweg vor, welcher 
allgemeine Zustimmung fand. Er proponierte folgenden Wortlaut 
zum Beschluss zu erheben: „Der versammelte Landtag hat aner- 
kennen müssen, wie die infolge höherer Anordnung vom Kon- 
vente erwählten Mitglieder des in St. Petersburg Allerhöchst er- 
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richteten Komitees keineswegs als Bevollmächtigte oder vertretende 
Deputierte oder Delegierte des Landtags angesehen werden können, 
weshalb der Konvent auch nicht befugt war ihnen eine Vollmacht 
oder Instruktion zu erteilen." Die 3 Herren erklärten sich hiermit 
vollkommen befriedigt und zogen ihren Antrag auf Erteilung einer 
ampleren Vollmacht zurück. Diese wichtige Frage wurde also 
zur allgemeinen Zufriedenheit erledigt, und zwar aus folgenden 
Gründen. Nolcken und seine Kollegen waren froh die sie hin- 
dernde Instruktion los zu sein, und da sie selbst momentan nicht 
mehr beanspruchten, gab sich auch seine Partei hiermit zufrieden. 
Die Liberalen ihrerseits wünschten sich Glück, in Anbetracht der 
überwältigenden Mehrzahl der konservativen Gegner, wenigstens 
die Erteilung der ampleren Vollmacht vermieden zu haben, die 
unzweifelhaft erfolgt wäre, .wenn Nolcken auf ein betreflfendes 
Ballotement bestanden hätte. In jenem zeitgenössischen Manu- 
skript wird dieser Erfolg mit den Worten gefeiert: „In Sachen, 
betreffend die von den Delegierten geforderte amplere Vollmacht, 
hat Fölkersahm agiert wie ein kühner Schiffer, der in die See 
fahrt und nun ruft: vogue la galere, den Kompass in der Hand, 
sein Ziel vor Augen, wartet er auf den ersten günstigen Wind, 
um sicher und ungefährdet in den Hafen zu fahren. Es war gar 
keine Frage, dass eine ungeheuere Majorität bereit war die Voll- 
macht zu erteilen, so dass nun Nolcken als Bevollmächtigter der 
Ritterschaft tun und lassen konnte, was ihm beliebte .... Baron 
Fölkersahms Verdienst allein ist*s . . . ., dass die Ritterschaft die 
Delegierten als ihre Bevollmächtigten desavouiert, ihnen weder 
Vollmacht noch Instruktionen erteilt, sondern sie als selbständige 
Intelligenzen ansieht und dafür erklärt, die vom Konvent erwählt 
sind, um ganz selbständig nach ihrer individuellen Überzeugung 
zu handeln. Sonach bleibt der Landtagsschluss vom Februar der 
Beschluss der Ritterschaft, und es ist der Kommission und den 
in ihr sitzenden Gliedern der Ritterschaft anheimgestellt, mit dem- 
selben zu machen, was sie wollen. Natürlich werden sie den Land- 
tagsschluss morden, aber die Ritterschaft hat keinen Teil an dem 
Morde und hat sie dazu nicht autorisiert* etc.^). 

Über die ersten Eindrücke dieses Landtages sprach sich 
auch der Herr C. v. Mensenkampff in seinem Brief an seine Frau 
vom 10. Dezember 1842 aus: „Der Landtag*, so schrieb er, „hat 
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schon sehr stürmisch begonnen und wird wohl noch so fortfahren, 
denn die Gemüter sind sehr aufgeregt gegeneinander, und es 
kann auch nicht anders sein nach dem, was hier alles vorgefallen 
ist, an Frieden ist gar nicht zu denken. Nur ist unsere Partei jetzt 
sehr schwach, indem die Mehrzahl mit fliegender Fahne zu den 
Gegnern übergegangen ist* ^). Wie stark in der Tat die Nolcken- 
sche und wie schwach dagegen die Fölkersahmsche Partei auf 
diesem Landtage war, das sollte bald aus der Sphäre der Vermu- 
tungen in diejenige der ziffernmässigen Realität treten. 

Nachdem der positive Antrag erledigt war, handelte es sich 
auf diesem Landtage wesentlich nur noch um die kritische Behand- 
lung des seit dem Februar Geschehenen. Gleich am Anfang des 
Landtages hatte Fölkersahm mit Bezugnahme auf die §§ 3 u. 4 
der Landtagsordnung darauf hingewiesen, dass die Delegierten 
nicht berechtigt gewesen waren einen ausserordentlichen Landtag 
zu provozieren. Dieses sei Reservat des Konvents. Ihre Sache 
werde es sein die Versammlung davon zu überzeugen, dass die 
Gründe so notwendige und wichtige gewesen seien, um sie zu 
zwingen von der Verfassung abzuweichen. Diese sei „auch ein 
Eigentum, das die Ritterschaft ebenso wie das Eigentum am Grund 
und Boden zu schützen habe*, daher wolle er für die Zukunft 
Garantien schaflfen dafür, dass solche Abweichungen von der Ver- 
fassung nicht wieder vorkämen, und richte zu diesem Zweck an 
die Versammlung die Frage: „ob Mitglieder der Ritterschaft, 
geleitet von der Überzeugung, dass es dem Lande nütze, von 
der Verfassung abweichen dürfen?" Herr v. Löwis suchte zwar 
dieser Ansicht dadurch zu begegnen, dass er bemerkte, wie diese 
Frage nicht auf der Tagesordnung stände, Fölkersahm antwortete 
ihm aber, dass die Verfassung jederzeit zur Tagesordnung ge- 
hören müsse, und Nolcken gab zu, dass das Recht, diese allge- 
meine Frage zu stellen, keineswegs bestritten werden könne, und 
forderte Fölkersahm nur auf sie zu reponieren, bis die Angelegen- 
heit wegen der Vollmacht an die Delegierten erledigt sein würde. 
Darauf ging jener ein, sich ein Ballotement über seine Frage vor- 
behaltend. Zwei Tage darauf, als man sich über die Stellung der 
Delegierten geeinigt hatte, wurde jene Debatte von Fölkersahm 
wieder entamiert. Nolcken griff die Frage als eine zu allgemein 
gefasste an, Fölkersahm erwiderte, dass sie so gestellt sein 
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müsse, weil hier vom speziellen vorliegenden Fall ganz abge- 
sehen werden sollte. Landrat Bruiningk wollte die Entscheidung 
über sie auf den nächsten Landtag verschieben, und so wurde mit 
grosser Lebhaftigkeit diskutiertf bis Landrat Samson eine Fassung 
vorschlug, die allgemeinen Beifall fand. Es wurde festgesetzt, 
dass das Verfahren der Delegierten kein Präjudiz für die Zukunft 
sein solle. An der Verfassung solle dadurch nichts geändert 
werden und die §§ 3 u. 4 der Landtagsordnung ihre volle Kraft 
behalten. So schien diese Sache wiederum friedlich erledigt zu 
sein, doch beruhigte sich Nolcken dabei nicht. Er trat nämlich 
nun mit dem Verlangen hervor, der Landtag solle entscheiden, ob 
er „die von den ritterschaftlichen Komiteegliedern angegebenen 
Motive ihres Verfahrens für triftig anerkenne oder nicht". Viel- 
fach suchte man das auf diese Frage annoncierte Ballotement zu 
vermeiden, indem darauf hingewiesen wurde, dass dadurch eine 
Diskussion über die Bemerkungen des Generalgouverneurs pro- 
voziert werden würde, die unzulässig sei, und Fölkersahm 
schlug vor, der Landtag möge anerkennen, dass die Herren in 
der besten Absicht gehandelt hätten, und diese müssten sich hiermit 
begnügen, da sie doch selbst eingeständen, formell von der Ver- 
fassung abgewichen zu sein. Die Herren gingen hierauf nicht ein 
und schliesslich wurden aUe weiteren Versuche vom Landmarschall 
niedergeschlagen, indem er kraft seines Amtes entschied, dass 
das Ballotement zulässig sei. Bevor zu demselben geschritten 
wurde, Hessen Bruiningk, Fölkersahm und Schwebs verschreiben, 
dass sie „die gute Absicht der Herren* zwar wohl anerkennen 
könnten, nicht aber die Gründe fiir hinreichend hielten, um von 
der Verfassung abgewichen zu sein. Diese Erklärung rief sofort 
eine Gegenerklärung hervor, veranlasst durch Herrn v. Numers, 
der, unterstützt vom Kreisdeputierten von Kahlen und Stackelberg- 
Abia, zu Protokoll gab, dass er „in Anerkennung der von den 
Herren Komiteegliedern angebrachten Gründe für ihr Verfahren 
ihnen seinen herzlichen und von keiner Parteilichkeit influierten 
Dank ausspreche*. 

Das Resultat des Ballotements war für die liberale Partei ein 
überraschendes und erschütterndes : mit 102 gegen nur 27 Stimmen 
wurde die Frage: „Erkennt der Landtag die von den ritterschaft- 
lichen Herren Komiteegliedern angegebenen Motive ihres Verfahrens 
für triftig an?** bejaht. 

In jenem erwähnten Aktenstück hiess es zu diesem Resultat; 
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„Diese kleine Minorität hatte 7 Tage den Zumutungen der Majo- 
rität widerstanden, was vorzugsweise das Verdienst Fölkersahms 
bleibt; nun ergab es sich, wie gering wir an Zahl waren. Ob- 
gleich das Ballotement geheim ißt, sind die Namen der Minori- 
tätsmänner wohlbekannt, so entschieden hat jeder von ihnen sich 
erwiesen. Der Dank an die Delegierten in üblicher Form fiel nun 
weg; es wurden Unterschriften zu demselben gesammelt und ihr 
Resultat waren 62 Namen Nolken hat uns mit der Bezeich- 
nung ,die faktiöse Minorität' beehrt. Und sollte man es denken, 
dieselben Männer, die den gewesenen Deputierten alles zugestanden, 
für ihre Verfassungsverletzung ihnen sogar einen Dank zugedacht 
hatten, unterstützten Nolcken und Löwis in ihren härtesten An- 
griflfen gegen Samson wegen Verfügungen, die derselbe als resi- 
dierender Landrat hatte ausgehen lassen, und zwar: a) weil er 
in der Bauerverordnungskommission ein Sentiment abgegeben, 
welches von der Ansicht der Majorität der Deputierten im Konvent 
abwich; b) weil er die Allerhöchst bestätigten Landtagsbeschlüsse 
vom Februar und zwei Bemerkungen des Generalgouverneurs zu 
denselben an die Kirchspielsrichter versandt, und weil er einen 
Auszug aus der Bauerverordnung von 1804 hatte abdrucken lassen 
und den Gütern zugesandt habe** *). 

In der Tat wurde ein ernster Angriff gegen den Landrat 
Samson vorbereitet. Sämtliche Deputierte hatten die Publikation 
der Zusätze des Generalgouv6rneurs zu den Landtagsbeschlüssen 
und die Auszüge aus der Bauerverordnung seitens der Residierung 
als Fehler empfunden und auf sofortige Einforderung aller ver- 
sandten Exemplare angetragen. Diese Zusätze zu dem 21. und 
22. Funkt der l^estätigften Landtagsbeschlüsse enthielten Schutz- 
massregeln für die Bauern, insofern in ihnen neue Aufmessungen 
und Taxationen in der Kultur gestiegener Bauerländereien verboten 
und diese nur dort gestattet wurden, wo der Bauer „neues, ihm 
ursprünglich nicht abgegebenes Land aufgenommen** hatte. Auch 
wurde es nicht gestattet, die Frohne nach Massgabe desWacken- 
buches in den Fällen zu steigern, wenn sie bisher geringer 
war, als sie nach dem Wackenbuch hätte sein können, weil zu 
präsumieren sei, dass [das Bauerland dann zu hoch eingeschätzt 
worden ist. Die Publikation der Auszüge aus der Bauerverord- 
nung von 1804 hielt man für sehr misslich, „weil diese sich auf 
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Zustände und Verhältnisse bezögen, die mit den jetzigen in direktem 
Widerspruch ständen*. In Bezug auf diesen Punkt erklärte Land- 
rat Samson sogleich, „dass der Abdruck dieser §§ von der Resi- 
dierung im Versehen zugelassen worden sei und er solches Ver- 
sehen ohne Widerspruch zugeben müsse** ^). 

Baron Nolcken und Herr von Löwis waren mit dem Sen- 
timent der Deputierten nicht einverstanden, sie fanden, dass die 
beantragte Rüge eine zu geringe Reaktion gegen das Verfahren 
der Residierung sei, und trugen daher auf Ballotement über die 
Frage an, ob durch die geschehenen Promulgationen „wesentliche 
Interessen der Ritterschaft verletzt worden seien". Auch diese 
Sache wurde als Parteifrage behandelt und daher war der Aus- 
gang derselben von vornherein entschieden. Fölkersahm wies 

zwar darauf hin, „wie es nur die Aufgabe des Landtages 

sein könne, ein Handlung, die er auch nicht billige, zu tadeln, 
nicht aber dabei die Person zu verletzen, von welcher jedenfalls 
angenommen werden müsse, dass sie in der Überzeugung ge- 
handelt habe, dem Lande zu nützen, und dass ihm daher das Urteil, 
das Baron Nolcken vorschlüge, viel zu hart erscheine*. Dieser 
aber liess sein Ballotement nicht fallen, Samson unterstützte ihn 
darin, und so kam es denn zu demselben. „Nur durch mannig- 
fache Diskussionen, durch Hinweisung auf Samsons unsterb- 
liche Verdienste und Beteiligung des Landmarschalls gelang es 
die Majorität etwas zu spalten, und somit votierten 64 gegen 54, 
dass Samson (d. h. die Residierung) wesentliche Interessen der 
Ritterschaft preisgegeben und beeinträchtigt habe**, so hiess es in 
jener Chronik. „Zu der Minorität gehörten: der Ritterschafts- 
sekretär Budberg und der Notair Engelhardt, Bruiningk, Vater und 
Sohn, 2 Stryks, 2 Bocks, Woldemar und Heinrich (Söhne des 
Landrats), Landrat Richter, Armin und Eugen Samson, Julius 
Maydell - Linamäggi, Robert Anrep, Sivers - Heimthal, Fölker- 
sahm, Brackel, Schwebs; Fritz Sivers-Euseküll hat durch einen 
Zufall nicht votiert, gehörte aber sonst zu den Obigen. Zum Land- 
tag waren nicht gekommen: Liphart, Landrat Bock, Stael und 
Grote, die ebenfalls sich den Obigen angeschlossen haben würden* *). 
Bald darauf fuhr der Landtag auseinander. 

So wichtig dieser und namentlich der vorhergehende Landtag 
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fiirdie AgrarentwicklungLivlands gewesen waren, eine fernere grosse 
Bedeutung hatten sie gehabt für die Ausbildung des parlamenta- 
rischen Lebens der Ritterschaft. Unter der taktischen Führerschaft 
Nolckens und Fölkersahms hatten sich zwei politische, streng ge- 
schiedene Parteien formiert, die ihre Existenzberechtigung in dem 
Boden einer in legislativer Hinsicht noch mit grossen Machtbefug- 
nissen ausgestatteten Korporation fanden. In diesem autonomen 
Gemeinwesen konnten sich die Ideen des mobilen Fortschritts wie 
des stabilen Konservatismus fast ebenso frei geltend machen, wie 
in anderen Staatsganzen, und natürlich war es dann, dass sich für 
sie der Drang nach organischer Formgestaltung geltend machte. 
Aus diesem entstanden die Parteien, die sich nach westeuropäi- 
schem Muster ausbildeten. Das Jahr 1842 war für Livland die 
eigentliche Geburtszeit der Fraktionen und gewiss trug dazu nicht 
wenig bei, dass sich zwei Persönlichkeiten fanden, die besonders 
geeignet erschienen als Kristallisationspunkte für sie zu dienen. 
Auf den Sieg der liberalen Sache im Februar war im Oktober 
eine grosse Reaktion gefolgt. Die konservative Partei hatte eine 
Übermacht gezeigt, die auf beiden Seiten überrascht hatte. Aber 
war auch die liberale Fraktion geschlagen worden, ihr Führer 
hatte doch auf diesem Landtage für die zukünftige Stellung im 
Lande viel gewonnen. Zwar hatte er nur über eine kleine, aber 
sehr ergebene Schar unbedingter Anhänger zu verfügen gehabt, 
und bei keiner Wahl war er durchgedrungen, aber er hatte die 
Gelegenheit wahrgenommen, einer überlegenen Macht gegenüber 
die ganze Fülle seiner geistigen Gaben, seines rhetorischen und 
taktischen Geschicks, seiner vollen Persönlichkeit zur Geltung zu 
bringen, hatte Bewunderung erregt und war noch mehr in den 
Vordergrund getreten, als es im Februar der Fall gewesen war. 
In diesem Sinne schrieb der Berichterstatter in jenem mehrfach 
erwähnten Referat über die Landtage von 1842 von ihm die 
fast begeisterten Worte nieder; „Fölkersahm ist ohne allen 
Zweifel die eminenteste Erscheinung auf dem Landtage, ein Genie 
in Beziehung auf Rhetorik und parlamentarische Taktik, wie es 
überall höchst selten vorkommt, und dem hier niemand zur Seite 
gestellt werden kann, dessen Argumenten geradezu die ganze 
Versammlung freiwillig aus Überzeugung oder zähneknirschend 
folgen muss." „So wie es aber an die Ballotierkasten geht und 
die Argumentation der Kügelchen gilt, namentlich bei Wahlen^, 
da wird er, Jederzeit aufs schmählichste zurückgesetzt, er konnte 
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in der grossen Versammlung nur auf etwa 2^ Stimmen mit Sicher- 
heit rechnen, und das äusserste, was für ihn errungen werden 
konnte, waren 40 Stimmen. Als Kreisdeputierter fallt er jedesmal 
durch gegen eine schreiende Majorität, bei allen Wahlen wird 
er verworfen, ausserdem in jeglicher Beziehung angegriflfen. 
Wenn aber dieser Mann an den Stab tritt mit seiner impo- 
nierenden Haltung, so lauscht alles seinen wohlgesetzten Reden, 
seiner wohlklingenden Stimme, seine Gegner müssen selbst ihm 
die Waflfen herantragen, mit welchen er sie vernichtet, sie fürchten 
seine Geistesgegenwart, seine treffenden Repliken und ziehen be- 
schämt ab, um heimlich zu machinieren. Mittlerweile aber nimmt 
er jeden Moment wahr, und ehe seine Gegner sich versehen , hat 
er die ganze Versammlung so hineingezogen in seine Schlussfolge- 
rungen, dass sie ihm zustimmen muss, wenn sie nicht in die abge- 
schmacktesten Behauptungen geraten will. Ist es so weit, so weiss 
er, scheinbar vermittelnd, aber dennoch scharf sein Ziel im Auge 
behaltend, einen Beschluss per Akklamation herbeizuführen, und 
ivenn dieser feststeht und er nun weiter argumentiert, so merken 
erst die Gegner, wohin er sie führt** ^). Doch trotz dieser Aner- 
kennung, ja Bewunderung seiner Anhänger und der Stellung, die 
er sich bei ihnen gemacht hatte, war Fölkersahm durch die 
Niederlage auf diesem Landtage sehr deprimiert. In dieser Stim- 
mung fand ihn einer seiner Parteigenossen, der zugleich Schrift- 
führer der Fraktion war, Herr W. v. Bock, noch im März 1843, 
als er ihn in Rujen-Grosshof besuchte. „Dass der Echec*, so 
schrieb er hierüber in seinen Memoiren, „den er im Dezember 
1842 erlitten, ihm unlieb war, konnte ich ihm nicht verdenken. 
Auf dergleichen muss indes jeder gefasst sein, der die politische 
Arena betritt. Ich fand ihn aber in einer Stimmung vor, die 
alles Zuzubilligende überschritt. Tiefe Erbitterung gegen seine 
Gegner und Groll über das Verhalten der Ritterschaft im allge- 
meinen war der Grundton. Der auf der Rednerbühne stets so 
elegant Massvolle erging sich in leidenschaftlichen Äusserungen. 
Nach dem Erlebten müsse die Sache neu und anders ange- 
fasst werden, und zwar vom Standpunkt ,unabweisbar sozialer 
Forderungen'. Der Gesamteindruck, den ich empfing, war ent- 
schieden der, einen schonungsbedürftigen Kranken vor mir zu 
sehen. Ich erinnere mich, bald darauf einem näheren Freunde, bei 
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dem der Fölkersahmkultus, anders kann man die Verzückung des 
damaligen Engouements nicht nennen, noch in voller Blüte stand, 
von meinen denn doch bedenklichen Wahrnehmungen redend ge- 
standen zu haben** etc.*). 

Diese Depression mag wohl dazu beigetragen haben, seinen 
Plan zur Ausfuhrung zu bringen, auf längere Zeit mit seiner 
ganzen Familie von damals schon 6 Kindern ins Ausland zu ziehen. 
Ermüdet von den politischen Kämpfen, niedergedrückt von seinen 
Misserfolgen, fühlte er sich hingezogen zu dem Gebiet, welches 
seine eigentliche geistige Heimat war, den Beschäftigungen mit 
wissenschaftlichen Fragen und der Entwickelung seiner Bildung, 
die stets durch seine Lebensereignisse unterbrochen worden war, 
sowohl in Riga, wie in Berlin, als auch in Dorpat. „Der Sommer 

1843**, so lautete es in jenen Erinnerungen weiter, „war 

kaum angebrochen, als es hiess, Fölkersahm gedenke auf unbe- 
stimmte Zeit ins Ausland zu ziehen, um durch Universitätsstudien 
sein Wissen zu vertiefen. In der Tat erschien er eines Tages in 
Begleitung seines Freundes Sivers in Kersel, wo ich mich damals 
aufhielt, um meinem Vater und mir einen Abschiedsbesuch zu 
machen* etc.*). 

Zwei ganze Jahre blieb er fort, von denen er das erste fast 
ausschliesslich seinen Studien in Berlin widmete, „aufs eifrigste"^) 
arbeitend. 

Wie sehr das in der Tat der Fall war, ging aus den beiden 
folgenden Briefen aus Berlin hervor, die er bald nach seiner An- 
kunft daselbst an Friedrich von Sivers richtete: 

D -. 12. Nov. o 
»ß^^^"*' 31. Okt. ' ^«43- 

Teurer Freund! 

Gleich nach meiner Ankunft hier hatte ich einen Brief an 
Dich angefangen, meine Zeit wurde aber sodann so sehr in An- 
spruch genommen, dass er bis heute unbeendigt blieb, wo ich so 
viel Vollständigeres über mein hiesiges Leben mitteilen kann, dass 
ich ihn gar nicht absende. So gern ich sonst von mir am wenig- 
sten spreche, so mache ich in diesem Briefe eine Ausnahme, um 
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Dich mit meiner hiesigen Lebensweise, die sich nun schon so ziem- 
lich gestaltet hat, bekannt zu machen; vor allem mag ich nicht 
unerwähnt lassen, wie schon der blosse Übertritt aus meinem Ge- 
burtslande in mein Vaterland, ohne die ewig dauernden Sympathien 
für das erstere zu verdrängen, mich recht eigentlich — und das 
Gefühl bei demselben mich wiederum mit meinem Entschluss, dessen 
Ausführung manchen schweren Kampf gekostet, von welchem der 
letzte und schwerste, die Trennung von meinem alten Vater, vor 
allem mich auf die dunkle Seite meines Unternehmens hinblicken 
liess — aussöhnte. Es war nicht dasselbe neugierige Verlangen nach 
Fremdartigem, was mich als junger Mensch bei einem gleichen 
Schritt begleitete, sondern im Gegenteil das Gefühl der Überein- 
stimmung meiner inneren Entwickelung mit der äusseren Umge- 
bung, wie wir denn wohl alle, erzogen unter dem Einfluss deutscher 
Sitte, mit ihrem sinnigen Streben, ihrer prunklosen Ordnung und 
gemütlichen Formen, uns heimisch fühlen werden in einer Umge- 
bung, die sogleich, selbst in ihren kleinen einzelnen Teilen, das 
wirklich Gewordene, organisch Besonnene erkennen lässt, im Gegen- 
satz zu dem künstlich erzwungenen Gemachten, das bei uns, trotz 
der ungeheuren Mittel des grossen Reichs und des vielleicht ebenso 
redlichen Strebens der Regierung jeden Fortschritt, jede Einrich- 
tung bezeichnet. Wenngleich erst wiederholte Eindrücke es mög- 
lich machen, sich von ihnen Rechenschaft zu geben, so ist es doch 
gewiss, dass selbst schon Tilsit, bei völliger Gleichheit aller Ele- 
mente, solchen Unterschied fühlen lässt, und bald nimmt man auch 
wahr, wie er eben darin besteht, dass hier Gewohnheit und Über- 
einstimmung der gesetzlichen Formen mit dem inneren Bedürfnis 
das hervorbringen, worin bei uns die rohen Bestandteile sich 
nur infolge äusseren Einflusses, mit Widerstreben fügen. Dieses 
Charakteristische des ersten Eindrucks ist auch bis jetzt das 
Hervorstechendste für mich in allem Folgenden, bis auf Berlin ge- 
blieben, das ich ungemein verändert und zu einer grossen Stadt 
herangewachsen fand. Ich übergehe die erste Zeit, wo ich, wie 
man wohl bei der Rückkehr in einen Kreis guter, lieber Freunde 
von einem zum andern geht, mit herzlichem Gruss, erst sich seines 
Anblicks erfreuend, ehe man den lang vermissten Verkehr wieder 
aufnimmt. Von einem Ort zum anderen, vom Mausoleum ins 
Theater, vom Diorama in die Universität, von der Kirche in den 
Tiergarten, vom Studenten zum Professor ging und mich ganz 
kindisch freute, dass alle diese Dinge nun fürs erste mein waren. 
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Sobald ich mich in etwas orientiert hatte und vor allem nachdem 
ich den lockenden Speisezettel, die lang entbehrte geistige Speise, 
im Katalog der Vorlesungen übersehen und alle die seltenen tüch- 
tigen Kräfte gemustert, welche hier vereint sind, überkam mich 
ein solches Verlangen, gerade in dem, was ich nun zu Hause, sei 
es wie es sei, nie haben kann, recht zu schwelgen, dass ich mit 
meinem Entschluss, jedem neuen Genuss vorläufig zu entsagen, 
bald im reinen war. So überaus interessant und gewiss auch 
belehrend es für mich hier gewesen wäre, auch einen Teil meiner 
Zeit für die Gesellschaft und den persönlichen Verkehr mit so 
vielen ausgezeichneten Personen und in gebildeten und in diesem 
Augenblick obendrein von den wichtigsten Zeitfragen bewegten 
Kreisen zu bestimmen, so habe ich dennoch die Teilnahme an 
solcher Geselligkeit fürs erste aufgegeben, zum Teil, weil sie mich 
dann doch vielleicht ganz konsumiert hätte, da es hier, wo die 
besseren Kreise im ganzen nicht leicht zugänglich sind und zum 
grössten Teil mit der sogenannten grossen oder ersten Gesell- 
schaft im Zusammenhange stehen, nicht gut möglich ist eine Grenz- 
linie zu ziehen und auf andere Weise rasch in nähere Beziehungen 
zu kommen, als dass man sich der Gesellschaft ganz hingibt, 
zum Teil aber, weil ich doch noch einmal hierher zurückkehre. 
Das positive Element des Wissens, wie es durch die Universität 
hier jedem zugänglich gemacht, verspricht mir um so grösseren 
Genuss, als die Resultate der ihm gewidmeten Zeit mich auch 
wieder zu grösserem Genuss befähigen. So habe ich denn recht 
viele Collegia zu hören angefangen, und mein Tag ist dadurch so 
verwendet, dass mit Ausnahme der Morgenstunden, die, wie natür- 
lich, durch die notwendige Lektüre ihre Bestimmung haben, nur 
ein paar Abendstunden für mein häusliches Leben übrig bleiben, 
wodurch denn der Winter mir hier in äusserlicher Einförmigkeit, 
aber unendlich genussreich zu schnell verfliessen wird. Es versteht 
sich indes, dass ich dennoch einige Personen aufgesucht, wie 
Meyendorff, einige Professoren, deren Bekanntschaft ich Blums 
freundlicher Empfehlung verdanke, und einige, die mich zu sehr 
anzogen, um nicht auch ohne Empfehlung ihre Bekanntschaft zu 
erzwingen. 

Um nun aber meiner Frau, deren Leben durch diese Zeitver- 
wendung nicht eben an Annehmlichkeiten gewonnen, nicht ohne 
einen kleinen Ersatz für die Einsamkeit zu lassen, benutzte ich die 
letzten freien Tage vor Beginn der Vorlesungen zu einer Eisen- 
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bahnfahrt nach Leipzig und Dresden, wo wir teils im Kreise frühe- 
rer Bekannten, teils in dem von Landsleuten einige angenehme 
Tage verlebt und wohin wir, sobald die Vorlesungen geschlossen, 
für einige Wochen zurückkehren wollen. Wenngleich so spät im 
Jahre, begünstigte uns doch die Witterung insoweit, dass wir auch 
die Spaziergänge auf der Terrasse etc. geniessen konnten und uns 
im voraus auf den Gang im Frühling freuten. Das ist so ziemlich 
alles, was ich Dir von unserem hiesigen Leben erzählen kann. 

Über die hiesigen Zustände, soweit es mir bisher möglich 
gewesen ist sie zu überblicken, ist wenig Interessantes zu sagen, 
und muss ich nur anführen, wie ich zu meinem Erstaunen als das 
Charakteristische der Stimmung in Berlin die höchste Unklarheit 
bezeichnen muss. Liest man, was in politischer Literatur jeder 
Tag hier Neues bringt, so glaubt man, dass in Deutschland ein 
sehr reges bewusstes politisches Leben existiert. Dem ist aber 
nicht so, und genaue Berührung mit den Personen, welche diese 
Ideen zu ihrer ausschliesslichen Beschäftigung machen, zeig^, dass 
sie wirklich in der überwiegenden Anzahl nicht wissen, was sie 
wollen, und die Bedeutendem gestehen es selbst ein. Aus Livland 
habe ich nur wenig Nachricht gehabt und so wird mich ein Brief 
von Dir noch mehr freuen, da ich seit meiner Abreise namentlich 
von Dir gar nichts erfahren. Von Anrep habe ich wenigstens 
gehört, durch Familie Krüdener aus Karkell, die hier passierte, 
dass wieder fleissig gejagt worden, und habe ich hier häufig, bei 
den schönen Herbsttagen, die wir hatten, an unsere frohen, ge- 
mütlichen Jagdgesellschaften zurückgedacht. Von Livländern ist 
hier, ausser den jungen Leuten, die ich wenig sehe, nur George 
Bock, welcher nur nachts herumgeht, wo wir andern schlafen, und 
der alte Liphardt, mit dem ich recht oft ein paar Stunden ver- 
plaudere und der hier ganz gemütlich im Genuss von Musik und 
Bildern lebt. Im Januar erwartet er Karl Liphardt, auf dessen 
Ankunft ich mich auch recht freue. Heute hat Astav Berg, der 
mit seinen Damen hier einige Tage zubrachte, uns verlassen, um 
wieder nach Dorpat zurückzukehren. Grünewaldt, der nur ein 
oder zwei Tage hier war, habe ich leider, soviel Mühe ich mir 
gab, nicht auffinden können. Er schien so^ sehr durch seine 
Pflichten in Anspruch genommen, dass er fast gar nicht zu Hause 
gewesen, und die durch Vegesack an ihn gerichtete Bitte, mich 
wissen zu lassen, wo und wann ich ihn sprechen könne, ist ihm 
entweder nicht zugekommen, oder hat er sie nicht berücksichtigen 
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können. Ich habe es um so mehr bedauert, als ich gerne durch 
ihn Euch allen herzliche Grüsse gesandt hätte. Wie sind Eure 
Ernten ausgefallen und machen die Preise der Kartoffeln den 
Roggenausfall wieder gut? Wenn auch im Augenblick mit ande- 
ren Gegenständen beschäftigt, denke ich oft an unsere Interessen 
zurück und nehme den grössten Anteil nicht nur an persönlichen 
Verhältnissen meiner Freunde, sondern auch an den allgemeinen. 

Die herzlichsten Grüsse in treuer Freundschaft 

Dein H. F." 

„Berlin, d. 3. Februar 1843. 
Teurer Heber Freund. 

Mein Lebenslauf seit meinem ersten Brief an Dich ist bald 
erzählt. Ich habe mit sehr viel Eifer und Lust die angefangenen 
Beschäftigungen verfolgt, und es haben mich diese nach und nach 
so umsponnen, dass, immer mehr den Wert der Tagesstunden be- 
rechnend, ich allmählich alles andere beiseite gesetzt habe, so z. B. 
allen Umgang und dergl. So genussreich auch der Umgang, der 
Besuch der Kunstsammlungen etc. hätte sein können, so war doch 
dies schwer mit den vielen Vorlesungen, welche ich besuchte, und 
den Vor- und Nacharbeiten, welche sie nötig machen, zu vereinen, 
und ich kam in Gefahr eines durch das andere zu stören. Natür- 
lich war nun die Wahl bald getroffen. So bin ich denn in den 
letzten Monaten völlig Einsiedler geworden und sehe ausser den 
beiden Liphardts, wenn ich vielleicht i oder 3 mal die Woche im 
Vorübergehen auf ein halb Stündchen hineingehe, niemand, ausser 
meinen Dozenten auf dem Katheder. Diese völlige Abgeschlossen- 
heit ist auch die Veranlassung geworden, dass ich meine Frau, 
welche diese Einsamkeit, ohne denselben Gewinn zu haben wie 
ich, teilen musste, und der auch ich, eben weil zu beschäftigt, 
keinen Ersatz gewähren konnte, nach Dresden vorausgesandt, da, 
obgleich sie sich gern in das stille Leben fügte, es mir selbst 
drückend wurde, sie ganz ohne Zerstreuung zu lassen, wie ich 
denn namentlich, da gerade die Abendstunden mir wichtig waren, 
sie nicht einmal ins Theater fuhren konnte. In Dresden findet sie 
Freundinnen und Bekannte, und Dresden ist um soviel billiger als 
Berlin, dass die getrennte Wirtschaft eher eine Verminderung als 
Vermehrung der Ausgaben für mich herbeifuhrt. Nur für meine 



Digitized by 



Google 



_ 63 - 

Person ist mir diese Abgeschlossenheit keineswegs peinlich, sondern 
ich fühle mich ganz wohl in ihr, und bedauere nur abends, wenn 
die Mitternacht sich ankündigt, dass der Tag nicht i6 statt 12 
Stunden hat. So weiss ich Dir denn auch von Berlin und dem 
hiesigen Leben wenig zu erzählen, kann aber dafür zu Deiner Be- 
ruhigung Dir sagen, dass ich die Landwirtschaft keineswegs ver- 
gesse und dass alle meine Beschäftigungen auch mit ihr in innig- 
stem Zusammenhang stehen, wie denn in ihnen gerade jetzt die 
Naturwissenschaften eine bedeutende Rolle einnehmen. Ist dann 
aber die Theorie so nicht vernachlässigt, so denke ich auch für 
die gleich wichtige Praxis zu sorgen, indem ich mich fleissig mit 
den hiesigen Zuständen bekannt zu machen suche, um so mit dem 
eintretenden Frühling ein desto helleres Auge für alle gewerblichen 
Zustände zu haben; darf ich nun die eigenen zu Hause gewon- 
nenen Erfahrungen und die genaue Kenntnis unserer landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse billig auch für mich in Anschlag bringen, 
so hoffe ich auf diese Weise mich so auszustatten, dass ich mit 
wirklichem Gewinn beobachten und Erfahrungen sammeln kann. 
Da die Vorlesungen hier in Deutschland nicht viel mehr Zeit vom 
Jahre nehmen, als die Ferien, so tut man, wie auch von allen ge- 
schieht, die gleichen Zweck haben, besser, während des Semesters 
alle Kraft und Zeit der Theorie zuzuwenden, und dann wieder die 
freie Zeit ganz der Anschauung und der praktischen Seite, nicht 
aber beides zu gleicher Zeit zu vereinen. Was mir sodann aus 
dem Gesammelten teils in landwirtschaftlicher, teils in technischer 
Hinsicht beachtenswert erscheinen wird, werde ich gewiss Euch 
mitteilen, selbst auf die Gefahr, manches alte Bekannte zu sagen. 
Meine Pläne für den Sommer sind noch nicht definitiv festgesetzt, 
da es mir z. T. an Müsse gebricht, alles recht zu erwägen, und 
werde ich auch wohl darüber in Dresden bestimmen, wo ich jeden- 
falls gleich nach Beendigung der Vorlesungen, d. i. Ende März n. 
St., zuerst mich hinbegebe. Überschlichen mich nicht oft Zweifel 
an meinen Eigenschaften und an der Fähigkeit, überhaupt etwas 
Tüchtiges leisten zu können, so wäre ich wohl recht zufrieden, so 
oft aber, und dies ist häufiger der Fall, als Du es glauben wirst, 
mich die Vorstellung, dass am Ende das Material, der Stein, ich 
selbst, der sorgfältigen und kostbaren Schleifung nicht wert ist, 
beängstigt, so treten auch Besorgnisse fiir die Zukunft mir ent- 
gegen und verstimmen mich. Und dennoch konnte ich nicht 
anders handeln, als wie ich getan, und fühle deutlich, nur einer 
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inneren Notwendigkeit gefolgt zu sein. In solchen Momenten 
arbeite ich dann noch ein paar Stunden mehr und beruhige mich 
mit dem Bewusstsein, wenigstens von dem Willen und Streben, 
nützlich zu werden und zu sein, durchdrungen zu sein. Es gehört 
übrigens mehr Energie dazu, als es scheinen mag, in meinem 
Alter so ganz in die Schulstube zurückzukehren, wie ich es bisher 
getan. Unsere Landesangelegenheiten betrüben mich wohl, je 
mehr ich bisher in meiner früheren Meinung mich hier befestigt. 
Der Landtag wird beklagenswerte Resultate bringen, und ich bin 
überzeugt, dass sie unvermeidlich sind und dass ich auch in der 
Heimat der guten Sache doch nicht mehr hätte nützen können, 
weil ich im Lande zu wenig gelitten bin, wofür mich persönlich 
freilich das Wohlwollen meiner Freunde überreichlich entschädigt, 
wodurch aber doch jede nützliche Wirksamkeit ausgeschlossen 
wird. Liegt es ohne mein Wissen in meiner Art zu sein, in 
meinem Standpunkt oder in der äusseren Stellung, ich weiss es 
nicht, aber ich habe in der letzten Zeit den festen Glauben ge- 
wonnen, dass meine Gegenwart der guten Sache eher schadet als 
nützt, und natürlich ist diese Wahrnehmung nicht ohne Einfluss 
auf das jeweilige Verlangen, mir einen anderen Wirkungskreis zu 
schaffen, geblieben; obgleich nicht bloss dieses Verlangen die Ur- 
sache meiner Reise war, sondern nur der Wunsch, meine Kräfte 
zu vermehren, da ich sie sowohl dort, als für jede andere Sache 
zu gering fühlte, weshalb ich denn auch immer dem Versuch, nach 
meiner Rückkehr wieder Landwirt zu werden, treu bleibe. 

H. Fölkersahm** »). 

Hier war es ihm vergönnt wieder einmal denjenigen Interessen 
leben zu können, die ihm die eigentlich adäquaten waren, wieder 
einmal sich erheben zu können in die lichten Sphären des abstrakten 
Denkens. Dass er die nun folgende Zeit hierfür benutzte, ging 
auch aus einer philosophischen Arbeit hervor, die damals niederge- 
schrieben wurde. In ihr legte er quasi seine Weltanschauung und 
sein Glaubensbekenntnis nieder, wie er sich selbst ausdrückte: 
sein „Verhältnis zur Welt, und die Welt*, wie er sie sich ^zu eigen 
gemacht*, hatte. Seit jenem Jahr 1830, da er zuerst den Einflüssen 
der Hegeischen Philosophie unterlag, hatte diese fortlaufend in 
Berlin ihren dominierenden Platz behauptet. Als der Meister in 
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vollem Besitz seines Ruhmes am 14. November 1831 von der Cho- 
lera hinweggerafFt worden war, da erst erlangten seine Schriften 
die weiteste Verbreitung. Eine begeisterte Zahl von Schülern 
suchte die kühne Lehre der Einheit vom Sein und Denken in allen 
seinen Teilen auszubauen. Konservative wie Radikale fanden 
hierbei in gleicher Weise ihre Rechnung. Hegel selbst hatte die 
Liberalen stets bekämpft und sich für einen Konservativen ge- 
halten. Er fi*eute sich, wenn seine Anhänger sein pantheistisches 
System mit dem Christentum in Einklang zu bringen suchten, 
und hielt sich durch seine Lehre von der inneren Notwendigkeit 
des Vorhandenen für den berufenen Vertreter des staatserhaltenden 
Prinzips. Hierin befand er sich in voller Übereinstimmung mit 
den massgebenden Organen des Preussischen Staats und daher 
kam es, dass nach seinem Tode der Unterrichtsminister Altenstein 
den König veranlasste ^den Beyruther Rektor Gabler, einen trocke- 
nen, hochkonservativen Hegelianer, der auf jedes Wort des Meisters 
schwor und einen Widerspruch zwischen der Identitätsphilosophie 
und der christlichen Offenbarung nirgends zu entdecken vermochte* ^), 
auf den Berliner Lehrstuhl zu berufen. Jedoch auch die Radikalen 
machten sich die neue Lehre zu Nutzen. War das Wirkliche ver- 
nünftig, so argumentierten sie in der erprobten dialektischen Me- 
thode, dann war zugleich das Unvernünftige unwirklich. Wolle 
man sich daher nicht einem mechanisch-materialistischen Indiffe- 
rentismus hingeben, so sei es Pflicht zu ergründen, was vernünftig 
sei, denn nur dadurch könne das Unwirkliche als Unvernünftiges 
beseitigt werden. Ihr Organ fand diese Richtung der „Jung-Hege- 
lianer* in den seit 1838 erscheinenden Hallischen Jahrbüchern, 
woselbst sie sich berufen fühlten ^die wahre Wirklichkeit, das 
Zeitbewusstsein, das Echtpositive, das letzte historische Resultat*^ 
zu vertreten. So beherrschte, wenn auch in ganz divergierenden 
Richtungen hin, das durch Hegel angeregte philosophische Denken 
noch fast die gesamte intellektuelle Welt Deutschlands, als 
Fölkersahm nach Verlauf von mehr als einem Dezennium sich 
wieder in der geistigen Metropole desselben befand. In dieser 
Atmosphäre schrieb er im Laufe des Jahres 1843 jene philosophi- 
sche Arbeit nieder, die den Titel „Beziehungslehre* führte und 
deren Inhalt in Kürze folgender war: 

Die Aufgabe der Wissenschaft ist das „eigentlich Seiende, 



1) Treitschke: „Deutsche Geschichte/^ Viertes Buch pag. 483. 
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das Ewige** zu finden und das solchergestalt Gefundene im 
ganzen All der Erscheinungen nachzuweisen. Sie kann nur eine 
menschliche sein, weil allein schon die Frage, ob es ein über- 
menschliches Wissen gibt, auf dem Missverständnis beruht, dass 
sie von der Idee eines solchen übermenschlichen Wissens ausgeht. 
Es liegt aber ein Circulus vitiosus darin, wenn ich von übermensch- 
lichem Wissen spreche und die Bezeichnung an sich schon aussagt, 
dass es ein solches nicht geben kann. „Nichtmenschliches Wissen 
ist Nichtwissen"^). Der Ausgangspunkt für das menschliche 
Denken ist nur die Schöpfung, das heisst das Vorhandene. Aus 
der Vielgestaltigkeit der einzelnen Erscheinungen desselben, aus 
ihrem Wechsel, ihrem Werden und mithin „Nichtvorhandensein" 
das allen Dingen Gemeinsame, zu Grunde Liegende zu erkennen, 
ist die Aufgabe dieses Denkens. Um dieses konkrete Vorhanden- 
sein der Dinge auf ihr „blosses Sein" zu reduzieren, ist es not- 
wendig eine fortgesetzte Abstraktion der „sinnlich wahrnehmbaren 
Eigenschaften" derselben - in Anwendung zu bringen. Wir ge- 
langen dann nach Überwindung „der Begriffe der Mannigfaltig- 
keit und Mehrzahl" auf den Gegensatz des Subjekts, d. h. eines 
Etwas, das betrachtet, und des Objekts, d. h. eines Etwas, das be- 
trachtet wird, auf dem des Ichs und Nicht - Ichs, oder endlich, 
wenn dieses auch anders auszudrücken versucht wird, auf das 
blosse Ich, das sich setzt und dann sich selbst Objekt ist, oder 
umgekehrt. „Dieses unendliche Subjekt, das also der Inhalt des 
Ganzen ist, setzt sich als Objekt und ist also nichts anderes als 
dieses Objekt selbst und das Objekt nichts anderes als das 
Subjekt als Objekt." 

Hierbei nun aber „verobjektiviert" sich das Subjekt dennoch 
ebensowenig ganz, als auch das gesetzte Objekt doch wieder 
Subjekt ist, so dass beide eine Totalität bilden, dessen einziges 
wesentliches Merkmal eben dieses Setzen ist, d. h. eine ewige 
Beziehung zwischen ihnen. In dieser Notwendigkeit verschwindet 
der Begriff vom Gegensatz. Er liegt nicht in einer Entgegen- 
stellung, sondern in einer Beziehung seiner Teile zueinander. Es 
gibt keinen Gegensatz, wenn nur Beziehungen vorhanden und 
sich entgegenstehende Begriffe doch untrennbar sind, sich „gegen- 
seitig einander ihren Wert" gebend. „Der wesentliche Inhalt der 
Schöpfung ist die Beziehung ihrer selbst auf sich selbst, ihrer Teile 
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untereinander, nicht freiwillige entschliessende, sondern notwen- 
dige Unmöglichkeit sich nicht zu beziehen. Wesentlich und blei- 
bend, ewig ist nichts anderes in ihr, als diese Beziehung." „Diese 
Beziehung ist Liebe; Liebe ist die Beziehung an sich/ Sie kann 
kein Gegenteil haben, denn die Nichtbeziehung würde das Nicht- 
vorhandensein des Subjekt-Objektes bedeuten, also gleich sein dem 
Nichts. Ist die Beziehung daher als Liebe im weitesten Sinne zu 
bezeichnen, so würde der Hass als Gegenstand das Nichts haben. 
Dieser Hass des Nichts ist gleichbedeutend mit der Liebe, die 
Liebe ist Beziehung, die Beziehung ist der wesentliche Inhalt der 
Schöpfung, mithin beginnt diese mit dem Hass des Nichts, d. h. 
mit der Liebe. Die Schöpfung ist nur Darstellung der Beziehung, 
„die sich selbst, durch sich selbst darstellende Beziehung wird zur 
Schöpfung" '). Könnte ein Teil derselben von dem anderen ab- 
strahieren, „so wären Myriaden von Schöpfungen in grässlicher 
Einsamkeit jede für sich, es wäre das All gefüllt mit Leichen von 
Atomen, das Weltall wäre tot, es wäre nichts als Tod, Gott 
hätte aufgehört". Gäbe es ein beziehungsloses Sein, so wäre es 
eben ein solches, dessen Wesen Nichtsein wäre. Die Beziehung 
ist das Ursprüngliche, das nicht zu werden braucht, um zu sein, 
„weil ihr Wesen das Werden ist, der Urakt". Diese Selbsttätig- 
keit der Beziehung, diese Selbstemanation der Liebe ist die 
Schöpfung, die in ihr dargestellte Beziehung ist polar und „der 
richtige Begriff der Polarität ist das Geschlechtliche". Mithin ist 
die Schöpfung „das Geschlechtlich werden der Beziehung", das 
Konkretwerden der Liebe, was nur geschlechtlich möglich ist. 
Das Wesen des Geschlechtlichen besteht darin, dass jeder Pol nur 
durch den anderen das ist, was er ist. „Es liegt in ihm zugleich 
die grösstmöglichste Sonderung und die grösstmöglichste Vereini- 
gung", die Unmöglichkeit voneinander zu abstrahieren. Die Natur 
weist eine geschlechtliche Polarisierung teleologisch in fortlaufender 
Steigerung auf. Im Unorganischen zeigte sich das Bestreben, ohne 
jedoch noch zur geschlechtlichen Sonderung zu gelangen. Der 
Stein, das Metall sind noch hermaphroditisch und das Bestreben 
der Sonderung tritt nur als Magnetismus, Elektrizität etc. hervor. 
In der Pflanzenwelt wird sie erkennbar, in der Tierwelt tritt sie 
deutlich hervor, im Menschen erreicht sie die äusserste Individua- 
lisierung. Hier wird die beim Tier nur erst organische Beziehung 
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zu einer wesentlichen, sie tritt in der reinsten Form der Liebe auf 
und gelangt zur Selbständigkeit. Was vorher quasi nur prophe- 
tisch angedeutet wurde, kommt nun im Menschen, als der Form 
der dargestellten Liebe, zum freien Bewusstsein. Sie produziert 
sich ihm, um ihrer weiteren Entwickelung entgegenzusehen, denn 
„die ganze Geschichte der Ewigkeit ist nur Geschichte der Liebe**, 
und erst vom Menschen an beginnt sie wirklich, vorher befindet 
sie sich erst im Stadium der Genesis. Ist die Produktion des 
Menschen „und mit ihm des Gedankens^ einmal erreicht, so kann 
sie nun ihrer weiteren Entwickelung entgegenstreben. Die Auf- 
gabe der Gattung Mensch ist „die Beziehung selbst, vollständig 

im eigentlichen Sinne zustande zu bringen**, während die 

Natur vorher daraufhin zu arbeiten hatte, die Gattung zu schaffen. 
Es hatte „die Natur die Aufgabe, den Menschen hervorzubringen, 

damit der Mensch Gott hervorbringe ** „Gott ist zwar 

immer da, aber als Gott tritt er in der Schöpfung erst im 
Menschen auf." Die grösste Verschiedenheit im Menschen kommt 
in den Geschlechtern zur Ausbildung, die intensivste Polarisation, 
daher auch die intensivste Beziehung. „Der Mensch ist Mann und 
Weib, Mann und Weib ist der Mensch." »Der Mann ist der aus- 
gehende Teil der Schöpfung des Menschen, das Weib die zurück- 
kehrende, der Mann der Beginn, das Weib die Vollendung." „Das 

Weib ist das natürliche Objekt des Mannes und umgekehrt, 

und in dieser ausschliesslichen Beziehung aufeinander lieg^ das 
Geschlechtliche, im Geschlechtlichen aber kommt die Wesenheit 
des Menschen zur konkreten Erscheinung." Wie in der ihn um- 
gebenden Natur das Wesen der Dinge in den von ihnen zu reali- 
sierenden Zwecken zu suchen ist und die ganze Schöpfung ein Ziel 
haben muss, so unterlieget auch der Mensch derselben Bestimmung 
des Alls. „Dieses Ziel besteht in der Darstellung der Liebe, sie ist 
der Welt- und Lebenszweck." ^In der geschlechtlichen Liebe liegt 
die Offenbarung der Liebe selbst, Liebe im allgemeinen Sinne ist 
Gottesbewusstsein, Liebe im engen Sinne Gottesdienst. Die Verei- 
nigung zweier Wesen ist das Gebet, das Hosianna der Natur" *). 
Die Aufgabe des Menschen im Leben ist Entfaltung, Darstellung 
seiner selbst , er hat in sich nur zu entwickeln, zu ent- 
ölen, nichts von sich zu sondern, nichts zu unterdrücken. Er 
ist gut von Natur und Fremdes, Feindliches ist nur Unentwickeltes 
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in ihm, daher bejahe sich der Mensch, nie aber wende er sich 
gegen sich, so wird er gut werden. „Der Mensch hat sich selbst 
zu schaffen, seine Erschaffung zu vollenden. Jeder Mensch ist 
Original. Es gibt kein Modell für den Menschen.** Seine Moral 
besteht darin, zu lieben. Darstellung der Liebe ist Welt- und Lebens- 
zweck, daher darf sie nie negiert werden. „Liebe ist Schöpfung, 
Liebe ist wesentlich Gegenwart, unendliche." Sie ist schlechthin 
frei, daher ist es falsch nur ein Wesen oder mehrere Heben zu 
wollen; ein Zwang darf nicht herrschen, auch nicht in Bezug auf 
die Dauer einer Liebe. »Wie der Mensch als Mensch alles lieben 
muss, um seine Isolierung von der Natur aufzuheben, so muss er 
als Mann, als Weib fortwährend ein Wesen ganz lieben, um seine 
geschlechtliche Isolierung aufzuheben. Treue ist nur ein staats- 
bürgerlicher konventioneller Begriff"*). Sie ist bejahte Liebe, die 
Liebe an sich aber ist nie untreu. „Beharren bei einer Liebe kann 
nie Pflicht sein", weil es in der Liebe überhaupt keinen Vorsatz 
oder Kampf gibt. Anders steht hierin das Weib als der Mann. 
Bei diesem braucht die frühere Liebe nie ganz zu schwinden, er 
kann sich vielmehr einer anderen Liebe völlig und unbegrenzt 
hingeben, ohne die frühere zu negieren oder als Irrtum zu empfinden, 
weil seine Liebe Vervollständigjung seiner selbst ist. Das Weib 
dagegen kann, weil ihre Liebe ganz Hingebung ist, nur dann ganz 
lieben, wenn nur ein einziger der Gegenstand ihrer Liebe ist. 
„Daher auch die Möglichkeit, dass ein Mann zu gleicher Zeit im 
Verhältnis zu zweien Weibern stehen kann, wie in der Polygamie, 
ohne moralische Vernichtung, während beim Weibe ein solches 
Doppelverhältnis" die völlige Zerstörung ihrer Weiblichkeit invol- 
vieren würde. „Sinnlicher Besitz ist keine Bedingung des Besitzes*", 
denn dieser ist vor allem ein geistiger. Der bloss sinnliche Genuss 
zweier Menschen bedeutet das Aufgeben des menschlichen zu 
Gunsten des tierischen Standpunktes. „Wollust ist der sinnliche 
Verkehr zweier Leichen.** Sünde aber ist lieben zu können und 
es nicht zu tun. Denn die Liebe ist Glück und Glück und Liebe 
ist Leben, und nur im Glück entfaltet sich der Mensch, nie im 
Unglück, daher ist Glück Pflicht, wie es die Liebe ist. Aufgabe 
der Gesellschaft ist daher eine Form zu finden, in der die Liebe 
nie negiert zu werden braucht, denn ihr Zweck ist die Vereinigung 
aller Menschen zu unendlicher Darstellung der Liebe in nie enden- 

1) a. a. O. pag. 30. 
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der Mannigfaltigkeit. Hierin liegt eine kosmische Bedeutung, denn 
Liebesbewusstsein ist Gottesbewusstsein, Bewusstsein der Beziehung, 
der Einheit des Alls. In der ganzen Schöpfung ist Gott, aber 
erst im Menschen kommt sie über ihn zum Bewusstsein, daher gibt 
es erst vom Menschen an einen Gott, der nicht bloss Schöpfung, 
sondern Wesen ist. Mithin entwickelt sich Gott zum bewussten 
Gott erst im Menschen. Einen von der Welt getrennten Gott 
kann man sich nicht denken. „Weil dadurch Gott weltlos, die 
Welt aber gottlos würde.** »Gott und die Welt immer eins, wobei aber 
Gott nicht durch die Welt, aber die Welt durch Gott ist, Gott ist 
nicht die Welt, aber die Welt ist Gott", und der Begriff des 
Menschen ist nichts anderes als das Gottesbewusstsein der Natur. ^ 
Ganz willkürlich ist die Einteilung des Menschen in Seele und Leib. 
Ihre Entstehung verdankt sie dem allgemeinen Gesetz, demzufolge 
der Mensch über sich selbst klar wird nur durch den Prozess der 
Sonderung und Vereinigung. Faktisch aber ist der Mensch weder 
Seele noch Leib, sondern Seele gewordener oder werdender Leib. 
„Der Leib ist nicht die Umhüllung der Seele, die sie einmal ent- 
behrte und von der sie sich wieder einmal befreien wird, sondern 
er ist eins mit ihr. Der Mensch ist bewusstgewordener Leib oder 

zur Welt, zur Existenz gekommene Seele, Geist , es ist der 

fertigen Natur nicht der Odem in die Nase geblasen worden, son- 
dern die fertig gewordene Natur, der zustande gekommene Leib 
ist der Mensch." In jedem Menschen schuf sie die Fähigkeit eines 
wenigstens subjektiven Verständnisses der Welt und des Lebens- 
zweckes, denn das Sichbewusstwerden der Natur, die vollständige 
Produktion der Idee durch die Materie, „die Überwindung der 
materiellen Isolierung durch den Geist* war ja eben der teleolo- 
gische Zweck der Entwickelung bis zum Menschen. Zwar ist nun 
diese Fähigkeit abhängig von der jedesmaligen Stufe der Ideen- 
entwickelung und zu einer objektiven Auffassung wird ein be- 
stimmtes Mass des kultivierten philosophisch-dialektischen Denkver- 
mögens erforderlich sein, für die unmittelbare Wahrnehmung des 
Wesens der Schöpfung aber hat man den Begriff des Glaubens 
als eine Notwendigkeit statuiert, um durch intuitives Erkennen das 
Abweichen von der Wahrheit bei zu fortgesetzter abstrakter Speku- 
lation zu vermeiden. Allein dieser Glaube macht erst recht wieder 
Irrtümer möglich. Denn er sonderte den Inhalt der Schöpfung 
von dieser ab, zeigte das Spiegelbild Gottes und verhüllte ihn 
selbst und bemühte sich vergeblich, den Menschen von der wirk 
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liehen Welt durch Symbole abzulösen. Daher erweitere sich der 
Glaube zur Liebe und er wird sich von der Schranke befreien, 
^die er sich selbst durch Fiktionen gesetzt hat", denn die Natur 
^soU im Menschen nicht bloss Gott, sondern auch sich selbst glauben". 
Im Begriff des Glaubens liegt die Vorstellung eines geschehenen 
Abfalls enthalten, er drückt die Wiederherstellung eines direkten 
Verhältnisses zum Ewigen aus und setzt ausser sich selbst in dua- 
listischer Weise etwas, was nicht er ist, voraus. Die Liebe dagegen 
hat keinen Anfang und kein Gegenteil, sie ist ursprünglich und 
allein, und jede Existenz beginnt erst mit dem Zustandekommen 
ihrer Beziehung, ihrer Liebe zu einer anderen Existenz. Sie schafft 
im Menschen zuerst das Streben nach Isolierung, der Selbsterkennt- 
nis als Individuum, um ihn dann die Notwendigkeit empfinden 
zu lassen, sich als Gattung zu fühlen und durch die Polarisierung 
die „Entpersonifizierung** zustande zu bringen. Dieses Aufheben 
der Isolierung ist das Ziel der geistigen Entfaltung des Menschen 
und geht gleichen Schritt mit der sich bewusst werdenden Grund- 
idee der Schöpfung. Besteht diese letztere in der unausgesetzt 
sich wiederholenden Isolierung und Polarisierung, so ist die Gestal- 
tung ihrer Einheit durch Hervorbringung der Beziehung die Auf- 
gabe des Lebens. Hat der Mensch diesen Entwickelungsgang 
durchgemacht, hat er gelernt sich mit anderen Wesen eins zu 
fühlen, so ist die Isolierung, „der egoistische Standpunkt bereits 
völlig überwunden" und der Zweck des Lebens ist erreicht. In 
fortschreitender Selbstentäusserung und je mehr die individualisie- 
rende Absonderung überwunden wird, um so mehr schwinden im 
Alter die „Persönlichkeitsqualitäten**, die organische Trennung von 
der Natur wird um so unnützer und das Ablösen des äusseren 
Menschen findet seinen Abschluss im Tode. Dadurch kommt 
nun auch materiell zustande, was geistig bereits erreicht ist, 
nämlich die ursprüngliche Beziehung und Vereinigung mit dem 
Wesen der Schöpfung. So ist denn auch der Tod materielles Zu- 
standekommen der allgemeinen Idee Liebe, Beziehung. 

Will man nun die Stellung dieser WeJtauffassung bestimmen, 
so wird zunächst im negativen Sinne gesagt werden dürfen, dass 
sie weder zum Materialismus, noch zum Theismus zu rechnen ist. 
Zu ersterem deshalb nicht, weil die durch die Sinne wahrnehm- 
bare Körperwelt keineswegs für das Absolute, für das Primäre 
gehalten wird, auf welches auch die Erscheinungen des geistigen 
Lebens zurückzufuhren wären. Im Gegenteil, hierzu ist die Schöp- 
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fang erst das Produkt eines geistigen Prinzips, der dargestellten 
Liebe, die jene hervorbringt, um sich im Menschen ihrer selbst 
bewusst zu werden. Es unterscheidet also die Weltauffassung 
zwischen Erscheinung und Ding an sich, was der Materialismus 
nicht tut. Die Beziehung ist der „Urakt" und ihre Selbstemanation 
wird zur Schöpfung mit zunächst unbewusstem, aber teleologischem 
Ziel. Auch hierin scheidet sich dieses System prinzipiell von einer 
mechanisch-kausalen Weltauflfassung, die eine Zwecksetzung als 
Prinzip der Erklärung der Naturerscheinungen nicht zulässt. 

Doch auch vom Theismus unterscheiden sich die hier nieder- 
gelegten Gedanken wesentlich. Ein persönlicher Gott, als Urheber 
aller Dinge, findet in jenem System keinen Raum. Zwar wird für 
jene letzte und höchste Ursache, die Liebe, der entlehnte Ausdruck 
„Gott" und für die Darstellungsform der Beziehung der ebenfalls 
entlehnte Begriff „Schöpfung* gebraucht, doch ist dabei weder 
ein von dem Universum unabhängiges vernünftiges höchstes Wesen, 
noch auch ein von diesem durch einen freien bewussten Willens- 
akt geschehenes Schaffen der Welt gemeint. „Die Natur hat die 
Aufgabe den Menschen hervorzubringen, damit der Mensch Gott 
hervorbringe*, der zum ersten Mal in der Schöpfung im Menschen 
als Gott auftritt. Somit würden, wenn das Vorhandensein eines 
persönlichen, schaffenden Gottes angenommen worden wäre, jene 
Sätze den Widerspruch enthalten, dass der Schöpfer zum Geschöpf 
gemacht würde, was nicht gemeint sein kann. „Gott und die Welt 
sind immer eins", so heisst es an einer anderen Stelle, „die Welt 
existiert nicht ohne Gott, aber auch Gott nicht ohne die Welt." 
„Das Weltall ist die Persönlichkeit Gottes" etc. Durch dieses Ab- 
lehnen der Transzendenz der Gottheit charakterisiert sich diese 
Weltauffassung als eine pantheistische. Die Gottheit in der über- 
tragenen, metaphysischen Bedeutung des Wortes ist identisch mit 
dem Weltall und bezeichnet das Prinzip aller Dinge, im vorliegen- 
den Fall die Liebe. Aus diesem Urquell emaniert die Schöpfung 
zu immer vollkommenerer Ausgestaltung dieser unendlichen Welt- 
kraft. Sie ist das yoovfiBvoVy aus welchem die Welt als ^avvofievov 
erzeugt wird, das ovra>< ov der Eleaten. Ihr Schüler Empedocles 
vertrat die Seinslehre in sehr ähnlicher Weise wie Fölkersahm. 
Das den empirischen Erscheinungen zu Grunde Liegende, die Dinge 
Anordnende ist ihm die fpiXia y.al ve7xog, Liebe und Hass. Aus 
ihnen erklärt er die Gesetze der Wahlverwandtschaft in der an- 
organischen Natur, das Sichsuchen und Fliehen der Stoffe, wie sie 
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in entgegengesetzten Polaritäten feindlich auseinandergehen, um 
sich dann wieder zu finden und zu umarmen. „Was ist denn über- 
haupt", so argumentiert er, „der in der ganzen Natur unter den 
verschiedensten Formen durchgängig auftretende polare Gegen- 
satz anderes, als eine stets erneuerte Entzweiung, auf welche die 
inbrünstig begehrte Versöhnung folgt?" ^) 

In demselben Sinne heisst es im kürzlich erschienenen Werk eines 
jungen Gelehrten: „Auch die Liebe ist nur Beziehung polarer 
und ergänzungsfahiger Faktoren; ohne diese wäre sie undenkbar. 
Auch bei der Liebe sind die Faktoren streng korrelativ und ohne 
möglichen Bezug aufeinander gar nicht existierend, ein Mann an sich 
oder ein Weib an sich sind absurde Vorstellungen" ^). 

Die Form des Idealismus, wie sie sich in der Philosophie 
Fölkersahms zeigt, dürfte sich, was die neuere Zeit anbelangt, am 
ehesten mit derjenigen von Fichte, Schelling und Hegel vergleichen 
lassen. Die Substanz, das Seiende, als welche Fichte das absolute 
Ich, Schelling die absolute Identität und Hegel die absolute Idee 
bezeichneten, ist für Fölkersahm die absolute Beziehung, die Liebe 
an sich. Er unterscheidet sich von dem kritischen Idealismus 
Kants, insofern dieser die vollkommene Unmöglichkeit metaphy- 
sischer Erkenntnis des Dinges an sich vertritt und ihm alles, was 
wir von der absoluten Wirklichkeit wissen, nur Vorstellungsverbin- 
dungen sind. Öfter findet sich Fölkersahm in Übereinstimmung 
mit den Anschauungen jenes Dreigestirns. So mit Fichte, wenn er 
den Begriff des blossen Ich als den prinzipiellen hinstellt, aus dem 
alles Übrige durch Deduktion abzuleiten sei, so auch mit Schelling, 
wenn er die Identität in den beiden Sphären des Ich und Nicht- 
Ich, das Subjekt-Objekt betont und „das Individuum mit der Tota- 
lität der Gattung in Einklang zu setzen sucht" ^), so endlich auch 
mit Hegel. Für Fölkersahm bestand die Identität des Subjekt- 
Objekts in nichts anderem, als in dem sich bald als Subjekt, bald 
als Objekt setzenden unendlichen Subjekts, und in diesem „Setzen" 
erblickt er die von vornherein notwendige, nie wegzubringende 
„Beziehung". Ihm ergab sich hieraus „die wichtige Berichtigung 
des Begriffes vom Gegensatz, dass sein eigentliches Wesen nicht 
in der Entgegenstellung, sondern in der Beziehung seiner Teile 
besteht*. Ganz ähnlich argumentierte Hegel. Durch den dialekti- 



') cf. Schopenhauer: „Parerga" etc. pag. 39 ff. 

2) cf. H. Graf Keyserling: „Das GefUge der Welt" pag. 235. München 1906. 

^) Dr. A. von Oettingen: „Moralstatistik^^ pag. 36. 
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sehen Prozess ergibt sich als eigentliche Identität, was in dem 
absoluten Geist als innerer Widerspruch erscheint. „Der Geist 
tritt sich selbst gegenüber, als ob er ein fremdes Subjekt wäre; 
da er es aber selbst ist, der sich gegenübertritt, so ist er das auf 
sich selbst zurückgeführte Unendliche. Oder mit anderen Worten: 
der absolute Geist entdeckt in sich zwei Naturen, durch seine Be- 
ziehung zu sich selbst wird er ein anderer. Diese Beziehung zu 
sich ist für ihn, als absoluten Geist, das Unendliche"*). Wie in 
der Philosophie Fölkersahms das absolute Ziel des Weltprozesses 
darin besteht, dass die Liebe sich ihrer selbst bewusst werde, so 
stellt Hegel dasselbe Postulat für den Geist hin. Alles, was seit 
ewigen Zeiten geschieht, das Leben Gottes selbst und alles, was 
sich In der Welt offenbart, strebt nach dem Ziele hin, dass der 

Geist sich erkenne, sich als Objekt setze „dass er in sich 

selbst zurückkehre* etc.*). 

Eine notwendige Konsequenz des Pantheismus ist dass seine 
Anhänger Optimisten sind. Denn ist die Welt Gott und Selbst- 
zweck, so muss sie ungeachtet ihrer scheinbaren UnvoUkommen- 
heit im einzelnen, doch im ganzen gut sein. Dieser Meinung 
hatten schon im Altertum und im Mittelalter die pantheistischen 
Richtungen gehuldigt, Spinoza, der stets ausdrücklich die Lätitia 
Preisende, war Optimist, und auch hierin stimmt Fölkersahm mit 
Hegel überein, dessen pantheistische Grundansicht im allgemeinen, 
wie speziell seine Lehre von der Entwickelung der Vernunft den 
Pessimismus ausschloss. 

Fölkersahm war Optimist im vollsten Sinne des Wortes. Er 
glaubte ebensosehr an einen zum Sieg der Liebe führenden Welt- 
prozess, wie an die guten Anlagen der menschlichen Natur. Daher 
findet sich in seiner Philosophie auch weder ein Schuldbewusstsein, 
noch wird das religiöse Bedürfnis der Erlösung betont. Zur 
Apologie der Ansicht in Bezug auf diese guten Anlagen des 
Menschen hob er in einer Aufzeichnung hervor, dass es bisher an 
Mut gefehlt habe, den Glauben an die göttliche Natur des Menschen 
oflfen auszusprechen, weil man stets fürchtete, es würde dieses 
Bekenntnis seinen Kampf gegen das Böse erlahmen lassen. Und 
doch habe im Gegenteil „nichts den moralischen Aufschwung 
und Fortschritt so sehr gehemmt, als die Vorstellung von Erb- 
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Sünde, von Abfall, ursprünglich Bösem** etc. Denn statt im 
Menschen die mächtige Sehnsucht nach dem Guten zu entfalten, 
wird hierdurch das höchste Streben ,,zu einer kleinlich ängstlichen 
Flucht vor dem Bösen* gestaltet, „während die Lüge, dass sie ihm 
nie ganz gelingen könne, auch selbst diese seine Kraft lähmt*. 
Dagegen sei der einzige wahre und fruchtbare Gedanke der: „Der 

Mensch kann vollkommen gut werden und es ist nicht 

allein nichts im Menschen, was dem Guten widerstrebt, sondern 

alles in ihm gut zu sein und seine vollständigste 

Entfaltung ist auch die des Guten. Der Mensch ist gut. Es ist 
nichts in ihm, was das Gute unmöglich macht, aber alles, was das 

Böse unmöglich macht." „Es ist Zeit, dass der Mensch 

seinen eigenen Mut dadurch belebe, dass er sich sagt: Alles 
was gut ist, ist es auch das Höchste, das Sublimste, ist für mich 
erreichbar! Nicht bloss ich, wir alle können so gut werden, als 
wir es uns nur zu denken imstande sind"^). 

Welch grosser Faktor die Liebe in allen ihren Formen in 
seinem Bewusstsein war, sprechen unter anderem auch die nach- 
stehenden Aphorismen aus: 

„Bücher kann man lieben, deshalb können sie für die Ent- 
wickelung der Seele auch nicht Menschen ersetzen. Menschliche 
Entwickelung oder Zweck der menschlichen Entwickelung ist nichts 
anderes, als alles und alle ganz lieben zu können und zu lieben." 



„Liebe ist die Taucherglocke auf dem Meere der Leidenschaften ; 
solange sie dich schützend umgibt, kannst du seine Perlen ge- 
winnen; ohne sie wird es dein Grab.* 



„Du sollst die Menschen lieben, nicht weil sie deine Brüder 
sind, sondern weil du sie liebst, sollen sie deine Brüder sein.** 



„Über die Räume der Erde hat für den Gedanken die grosse 
Erfindung des elektromagnetischen Telegraphen aus dummen 
Metallfedern eine Brücke geschlagen. Er fliegt auf ihr mit Blitzes- 
schnelle dahin und gewinnt Stunden und Tage dem Leben. Aber 
seit ewig hat für das Herz des Menschen die Liebe nicht bloss die 
Räume der Erde, sondern den Raum besiegt, nicht bloss Tage und 
Stunden gewonnen, sondern die Zeit selbst überwunden, und 
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bedarf keines Metalldrahtes, damit zwei Herzen, wenn auch im 
Raum getrennt, stets beieinander sind und einander fühlen, Liebe 
einander schenken und voneinander empfangen.* 

„Willst du wissen, ob du wahrhaftig liebst, so frage dich 
nicht, ob du an der Seite dieses Mannes glücklich sein könntest, 
vielmehr, ob du auch unglücklich, an seiner Seite bleiben kannst." 

„An der Uhr ist das Gewicht die Kraft, welche das Werk in 
Bewegung setzt, während der Pendel die Bewegung regelt. Es 
gibt viele Menschen, welchen der Verstand das Gewicht ist und 
das Herz der Pendel. Dieses sind kluge, vielleicht gute Menschen . 
Es gibt andere, bei denen das Herz das Gewicht ist und der Verstand 
der Pendel; dies sind nicht, nur gute, sondern liebe Menschen." etc.^) 



Ein ganzes Jahr verbrachte Fölkersahm mit eifrigen Studien, 
bis zu 14 Stunden am Tage, in Berlin. Seine Familie hatte er 
bald nach seiner Ankunft in Deutschland in Dresden placiert, wohin 
er selbst nur zu den Ferien kam. Erst nach Ablauf dieses Studien- 
jahres siedelte er selbst auch nach Dresden über. 

Bedeutsam wurde der Aufenthalt daselbst ihm und auch Liv- 
land insofern, als er hier ein Kreditinstitut kennen lernte, welches 
er mutatis mutandis für geeignet hielt, um bei uns zur Ermög- 
lichung eines freien bäuerlichen Grundeigentums zu dienen. Die 
Sächsische Rentenbank diente ihm als Muster zu der später in 
Livland von ihm vorgeschlagenen „Bauerrentenbank**. 

Fortdauernd schwebte ihm überhaupt die Aufgabe vor, seine 
Reise möglichst für kommende Zeiten für sein Land und seine 
Stellung fruktifizierend auszunutzen. Wohl auch aus diesem Gesichts- 
punkt heraus entschloss er sich eine Reise nach Paris zu unter- 
nehmen, um sich dort durch einen längeren Aufenthalt die voll- 
ständige Kenntnis der französischen Sprache anzueignen. 

Zu Anfang Mai des Jahres 1844 unternahm er diese Reise, 
die jedoch weniger lange ausgedehnt wurde, als er es anfangs 
voraussetzte. Eine Anzahl von Briefen schilderte die wechselnden 
Eindrücke, die er von ihr empfing. Er zwang sich zu regelmässi- 
gen Aufzeichnungen, was seiner* Liebhaberei durchaus nicht ent- 
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sprach. Gleich in seinem ersten Briefe an seine Frau hiess es 
hierüber: ,Ob ich diesem Vorsatz*, alles Erlebte zu notieren, „treu 
bleiben werde, ist sehr zweifelhaft, da es eigentlich meiner Natur 
zuwider ist, ein Protokoll über mein Leben aufzunehmen, oder in 
die Vergangenheit, sei es auch die nächste, zu blicken, da mir das 
rasche, fortdauernde Verbrauchen von Zukunft das Wesen des 
Lebens, und auch nur diese Vorstellung vom Leben mir ange- 
messen ist* etc. 

Die Reise ging über Leipzig, Altenburg, Hof, Nürnberg, teils 
per Eisenbahn, teils, da diese damals noch nicht sehr verbreitet 
war, per Postchaise zunächt bis Bayreuth. Ungehalten äusserte er 
sich über die Postexpedition in Bayern, die ,an Russland erinnere**, 
noch mehr waren ihm Gespräche über Russland dabei lästig, die 
sein ihm „immer dummer** erscheinender Reisegefährte, ein preussi- 
scher Rittmeister, fortdauernd entamierte. Denn sie setzten ihn 
stets „in das Dilemma zu lügen oder die Wahrheit zu er- 
zählen und dann der ohnehin widerwärtigen preussischen Eitelkeit 
Wasser auf die Mühle gegeben zu haben". 

Sehr erfreut war er, in Bayreuth eine hübsche Statue von Jean 
Paul, des damals noch so populären Dichters, auf dem Marktplatz 
zu finden, die ihm der König Ludwig L hatte errichten lassen *). 

Weiter führte ihn sein Weg über Bamberg nach Frankfurt 
am Main. Noch seien, so schrieb er von hier seiner Frau, die Ein- 
drücke nicht derartige gewesen, dass ihr Wunsch habe in Erfüllung 
gehen können, nämlich ihn zum Ausruf zu veranlassen: „Ich bin 
recht glücklich!** Der vSchmerz der Trennung von den Seinigen 
habe daran eine grosse Schuld. „Eigentlich unfähig zum Geniessen** 
habe er ihn gemacht und das „Gefühl des Alleinseins** lasse „keine 
rechte Heiterkeit aufkommen*^. „Oft, sehr oft**, so hiess es in dem 
Brief weiter, „denke ich an Euer stilles Häuschen, an Dich und die 
Kinder, und nicht immer ohne Besorgnis, wie es Euch ergeht, ja 
zuweilen, wenn mir plötzlich so recht lebhaft der Gedanke kommt, 
dass Du ganz aUein mit den Kindern in der Fremde bist, so er- 
schrecke ich und kann kaum der Angst Herr werden, und wie be- 
ruhige ich mich dann mit der Vorstellung, wie still und ruhig 
Dresden ist und wie im Grunde Euch dort keine Gefahr droht, die 
meine Gegenwart abwenden könnte** etc. 

Einen unerwarteten Genuss bereitete ihm die Ariadne von 
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Dannecker, „ein Klagelied" aber möchte er darüber schreiben, 
dass ein so göttliches Weib an Frankfurt gebannt ist, dieser ihm 
so unsympathischen Stadt, und der Umstand, dass sie wirklich in 
Frankfurt bleibt, überzeuge ihn zu seinem Schmerz, „dass sie von 
Marmor ist". Freude habe er an der Tätigkeit der Menschen „in 
ihrem Streben nach Gewinn und Reichtum, Freude an der indu- 
striellen Bewegung ...... Freude an dem regen Handel und an 

den geistreichen Verwickelungen in dem Spiel mit dem Symbol 

alles materiellen Besitzes, dem Geld Es muss aber die 

Handlung selbst das Streben .... sein, das als Charakter des 
Orts hervortritt, oder ganz entgegengesetzt, das blosse Verwan- 
deln des vorhandenen Symbols in seine mannigfachen Genüsse, 
wie es in London, in Paris stattfindet, wenn der Anblick des Reich- 
tums wohltun soll. Wenn aber, wie in Frankfurt, man nichts an- 
deres erkennt, als bloss was zwischen beiden liegt, der dumme 

Besitz des Monopols , wenn das Geld als ernster Zweck 

an sich und für sich als Ausdruck des Benehmens aller 

Bewohner einer Stadt entgegentritt, dann ist ein natürlicher Ekel 
die notwendige Folge längerer Betrachtung. Ganz Frankfurt atmet 
die Frage: „Wieviel?" Ganz Frankfurt tönt von der Antwort: „So- 
viel!" Alle Menschen daselbst erscheinen wie verschiedene Münzen, 
ein grosser Haufen Scheidemünzen und viele Taler darauf, die 

ehrerbietig die Unterlage für einige Dukaten bilden" etc. 

Gern verliess Fölkersahm daher diese Geldstadt, um über 
Heidelberg nach Karlsruhe zu gehen. Unterwegs traf er mit 
August von Oettingen, Karl von Engelhardt und anderen Bekannten 
zusammen. In Karlsruhe machte er zwei Sitzungen der dortigen 
Kammer mit und meinte in einem Briefe an seine Frau, dass die 
dort gehörten Reden ihn über seine Landtagsreden „getröstet" 
hätten. Von dort ging es in Gesellschaft vieler Landsleute zurück 
nach Heidelberg, dann nach Mannheim, Mainz und Wiesbaden. Hier 
machte er die Bekanntschaft des Juristen C. O. v. Madai^), mit dem 
er sich rasch befreundete. Derselbe „beredete* Fölkersahm „auf 
alle Weise auf ein paar Monate ganz nach Wiesbaden zu ziehen, 
um mit ihm das Livländische Recht durchzuarbeiten", und versprach 
ihm, „dass er es sich zu einer besonderen Aufgabe machen würde", 
ihm „durch ein Privatissimum nützlich zu sein". Fölkersahm war 
sehr geneigt auf dieses Anerbieten nach einiger Zeit, d. h. nach 
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seiner Rückkehr aus Paris, einzugehen, und schrieb hierüber seiner 
Frau folgendes: ^So entgegenkommend und mit solchem Eifer, 
wie er mir dieses Anerbieten machte, hat es doppelten Wert, da 
ich gewiss wäre, dass er sich Mühe geben und ich also in kürzerer 
Zeit mehr lernen würde, als vielleicht sonst mit langer Anstrengung, 
und gerade das, was mir für eine Laufbahn in den Provinzen 
nützlich ist. Wie ich dies möglich mache, weiss ich noch nicht, 
natürlich erst nach Paris" etc. ^). 

Als Fölkersahm einige Monate später diesen Plan ausführen 
wollte, musste Madai Wiesbaden verlassen, was er lebhaft be- 
dauerte. 

Von Wiesbaden reiste Fölkersahm nach Bingen und genoss 
in vollen Zügen den Anblick des Rhein. „Ich habe eine sehr ge- 
nussreiche Zeit zugebracht", schrieb er aus diesem Ort, „und viel- 
leicht glückliche Augenblicke gehabt, fast gegen meinen Willen, 
wie denn auch in diesem Augenblick, wo ich von meinem Schreib- 
tisch aus in eine wahrhaft paradiesische Gegend sehe, trotz aller 
trüben Gedanken und trotzdem, dass ich allein bin, es doch un- 
möglich ist, sich nicht wohl zu fühlen Hier einige Wochen 

zu verleben, mit Dir, meine L., dafür würde ich in diesem Augen- 
blick viel, sehr viel geben" etc. Störend war es ihm, dass diese 
Reise soviel Geld kostete; zweimal hatte er an der Spielbank sein 
Glück versucht, jedesmal aber 15 Taler verloren. 

Weiter auf der Reise über Ems, Koblenz nach Köln traf er 
seinen Freund, den Ritterschaftssekretär Goswin von Budberg, und 
Karl von Liphart. Mit letzterem zusammen machte er die Bekannt- 
schaft von Ernst Moritz Arndt. „Wie ich in einer kurzen Stunde 
den deutschen Mann lieben und verehren lernte", schrieb er seiner 
P>au. Noch einige Tage verlebte er am Rhein, dann musste er 
fort an das Ziel seiner Reise, nach ParTs. 

Der damals bereits hergestellten Eisenbahnroute entsprechend 
nahm er seinen Weg von Köln über Aachen, Lüttich, Antwerpen 
und Brüssel. Einem überwältigenden Eindruck unterlag er, der 
das Theater im allgemeinen nicht liebte, dort der Darstellung der 
Tragödin Rachel als Hermione in Racines Andromache. Mit der 
ganzen Glut innerer Leidenschaftlichkeit, die das Wesen dieses 
Mannes ausmachte, äusserte er sich hierüber. Seit Riga sei es sein 
unstreitig grösster Genuss gewesen, „der einzige, der" ihn „wirk- 
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lieh ganz erregte*. ,Ich bin in meinem Innersten*, so fahr er fort, 
„so erregt, so aufgewühlt, dass jede Erscheinung gegenüber der 
inneren Glut mir bleich und farblos vorkommt. Alles, was ich 
bisher gesehen, was ich bis jetzt an Eindrücken gehabt, so vieles 
ich auch bewnindernd anerkannt, es ist nicht durchgedrungen, hat 
mich nicht ergriffen, sich meiner nicht bemächtigen können. Als 
die Rachel sprach, war mir wohl, ich war in dieser elektrischen 
Eigenschaft in meinem Element. Ich begreife, dass sie allgemein 
bewundert wird, bin aber überzeugt, dass es doch nur wenige 
sind, die gerade das an ihr geniessen, was mich hinreisst. Nur 
jemand, der selbst die ganze Tiefe und die ganze Glut, die durch 
die völlige Entfaltung und den Kampf der Leidenschaften im 
menschlichen Herzen möglich ist, kennt, kann diese vibrierenden 
Worte ganz begreifen. Ich zweifele, dass Paris mir etwas zu bieten 
haben wird, was ich, bei meiner Art, die Sachen anzusehen, und 
bei meiner Gleichgültigkeit gegen alles, was nicht das Innerste, 
das Herz im Herzen der Menschen ist, ihr an die Seite stellen 
werde. Sie hat mich befriedigt!**) 

In Paris, wo Fölkersahm um die Mitte des Juli 1844 eintraf, 
fühlte er sich anfangs sehr wohl. Seine Reiseeindrücke bis hierher 
fasste er in einem Brief an Sivers vom 15. September 1844 folgen- 
dermassen zusammen: 

„Paris, d. 15. September 1844. 

Teuerster Freund! 

Ich habe zuerst mich über mein langes Schweigen zu recht- 
fertigen. Hast Du aus diesem Schweigen geschlossen, dass ich 
in der ganzen Zeit Eurer weniger gedacht, als bisher, so hast Du 
mir unrecht getan. Gerade in der Zeit, welche seit meinem letzten 
Briefe verflossen, habe ich, unter dem unausgesetzten Wechsel der 
Eindrücke, bei der sich stets steigernden Anregung zur Mitteilung, 
die Nähe und das Herz der Freunde mehr als je vermisst und oft 
erst dann recht, was mich umgab, geniessen können, wenn ich 
Euch an meine Seite dachte. Wieviel grösser muss der Genuss 
einer solchen Reise sein, w^enn man nicht allein ist, wenn man sie 
in Gesellschaft eines Freundes macht. Wenn man recht viel zu 
sagen hat, so wird man stumm, weil man gern alles sagen möchte, 
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und es doch nicht kann. Das ist der einfache Grund, wenn Du die 
naturliche Faulheit im Briefschreiben, die fast jedes Menschen 
Fehler ist, noch hinzurechnest, welcher mich bisher gestört. Um 
Dir einen Blick auf meinen bisherigen Lebenslauf zu gewähren, 
also zuerst von meiner Reise: Ich bin, nachdem ich an den Rhein 
kam, recht langsam vorwärts gegangen. Ich habe Heidelberg, 
Wiesbaden (wo ich mit Madai ein paar sehr angenehme Tage 
verlebt), Baden-Baden, Ems besucht und endlich in Rolandseck 
14 Tage zugebracht, um mich mit dem alten Rhein einzuleben, und 
wirklich gibt es keine andere Gegend, die der deutschen Gefühls- 
weise so entspricht, als diese. Das sind die Bilder, das ist die 
Natur, an welcher deutsche Poesie und deutsches Gefühl sich aus- 
gebildet. Ich werde an diesen Aufenthalt, obgleich ich fast immer 
ganz allein war, immer mit Genuss zurückdenken. Vom Rhein, 
den ich nicht weiter als bis Köln verfolgt, bin ich nach Aachen, 
Lüttich, Antwerpen, Brüssel gegangen, d. h. auf Eisenbahnen ge- 
flogen. Leider habe ich dies herrliche Land eben nur von der 
Eisenbahn aus gesehen und bin also an all dem Schönen und Lehr- 
reichen, das es darbietet, flüchtig vorübergeeilt. Dennoch gibt 
selbst dieser flüchtige Blick die Hauptumrisse zu einem Bilde von 
Kultur und Entwickelung, das, wenn man es auf dem Hintergrund 
.unserer Zustände betrachtet, märchen- und feenhaft erscheint. Es 
gibt noch manche andere Punkte, wo man den Reichtum und die 
Resultate ernstlichen Fleisses konzentriert und zusammengehäuft 
sieht wie einen Feenschau, aber dieser Teil von Belgien unter- 
scheidet sich von allem, was ich bisher gesehen, dadurch, dass der 
Reichtum wie eine goldene Decke, die der Fleiss über das ganze 
Land ausgebreitet, erscheint. Es ist nicht angehäufter Reichtum, 
es ist ausgebreiteten Denke Dich in den freundlichsten und sorg- 
fältig gepflegtesten Teil Deines Gartens, dehne ihn in Deiner Phan- 
tasie zu Quadratmeilen aus, setze alle Lustschlösser und Peters- 
burger Datschen und freundliche Landhäuser, die Du je gesehen, 
hinein, ziehe nach allen Seiten Eisenbahnen, während Du ihren 
Linien von Zeit zu Zeit einige Felsen oder Berge entgegenstellst, 
bloss um sie sogleich durch irgend ein kühnes Gewölbe zu durch- 
brechen oder zu überbrücken, und Du hast ein Bild, das Belgien 
gleicht, in dem aber noch was schöner ist als die lachende Gegend, 
die lachenden heiteren Gesichter der Bewohner, deren Leben nicht 
ein Wechsel von Vergnügen und Arbeit ist, sondern ein Gemisch 
von beiden. Möglich, dass die Schnelligkeit des Bahnzuges noch 
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etwas dazu beiträgt, das Bild zu verschönern, da die einzelnen 
Häuser und Landsitze näher aneinandergerückt, die einzelnen 
Feldstücke kleiner erscheinen. Jedenfalls muss durch dieselbe 
Schnelligkeit auch wieder mancher angenehme Eindruck verloren 
gehen, so dass ich überzeugt bin, dass wenn man das Land auch 
zu Fuss durchstreichen würde, man jedenfalls nicht weniger, son- 
dern noch mehr befriedigt wäre. Durch einen solchen Anblick 
wird man erst instandgesetzt sich darüber Rechenschaft zu geben, 
welche Reichtümer in der Erde schlummern, und denkt man dann 
an unsere Güter, an unsere im Vergleich zu diesen Strecken un- 
geheure Bodenflächen, so kann man nicht umhin sich für reich zu 
halten, sich im Besitz eines Schatzes zu fühlen, dessen Wert man 
bisher nie überrechnet, während man auf der anderen Seite sich 
der grössten Niedergeschlagenheit nicht erwehren kann in dem Be- 
wusstsein, dass alle Hauptbedingungen zur Entwickelung uns fehlen, 
dass diese Entwickelung noch lange, lange durch unsere ungeord- 
neten Rechtszustände niedergehalten werden wird und dass wir im 
Besitz der grössten Schätze doch verarmen müssen. Ich nehme mir 
vor. Dir über dies alles und inwieweit meine bisherigen Ansichten 
über unsere landwirtschaftlichen Zustände durch das, was ich seit- 
her gesehen, befestigt, inwiefern modifiziert worden, ausführlich zu 
schreiben und werde diesen Vorsatz gewiss bald ausführen. Heute 
will ich nicht weiter darauf eingehen, weil dies meinen Brief länger 
zurückhalten würde und ich das Bedürfnis fühle. Euch wieder 
einmal von mir Nachricht zu geben, damit Ihr mich nicht vergesst. 
Nun habe ich noch von Paris ein paar Worte zu sagen. Es 
hat fast alle meine Erwartungen übertroffen, fast alle! Dafür aber 
auf einigen wenigen Punkten auch mich wieder gar nicht befriedigt, 
sondern einen unangenehmen Eindruck gemacht. Wer sehen und 
immer sehen will, der muss hierher kommen. Man hat Paris nie 
ganz besehen und kann nie damit zu Ende kommen. Wer nichts 
tun und doch ganz sicher vor Langerweile sein will, wer MilUonen 
ausgeben und wer Millionen erwerben will, wer geniessen will, 
wer heute nicht weiss, wonach er morgen verlangen wird, aber 
doch gewiss sein möchte, für jede seiner Launen alles zu jeder 
Zeit vorbereitet zu finden, mag nach Paris kommen. Er wird zu- 
frieden sein, er wird hier alles finden und nichts zu opfern brauchen 
als Zeit, Geld und seine gute Meinung von den Menschen. Wie 
lange ich noch in Paris bleibe, ist ungewiss, nicht so lange aber, 
als ich anfangs beabsichtigte. Meine Frau ist in Dresden im Kreise 
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guter und lieber Bekannten und ich habe oft und die besten Nach* 
richten von ihr. Da meine heutigen Zeilen eben nur eine kurze 
Nachricht von mir sein sollen, um mein längeres Schweigen gut 
zu machen» ihnen aber ein ausführlicher Brief folgen soll, so 
schliesse ich sie mit herzlicher Empfehlung an die Deinigen und 
freundlichen Grüssen £ur alle Freunde. Behalte wie bisher lieb 
Deinen 

treuen H. F.* 

An seinem Reiseziel angelangt, blickte er auf die Zeit zurück, 
die nun seit über einem Jahr hinter ihm lag, und schrieb hierüber 
am 19. Juli seiner Frau folgendes: ,|£ndlich hier! Weniger er- 
staunt über Paris selbst, als darüber, mich hier zu sehen. Erinnere 
ich mich nun recht lebhaft an Rujen, vergegenwärtige mir alle 
meine dortigen Verhältnisse und die unzähligen Schlingen, die sie 
um mich gelegt hatten, und finde mich dann hier, so muss ich 
selbst über die Energie des Willens, der diese Veränderung möglich 
machte, erstaunen, und kann mich kaum des Gefühls, leichtsinnig 
gewesen zu sein, erwehren* etc. 

Geleitet von seinem ältesten Bruder Theodor, der damals 
Konsul in Paris war, lernte er die Stadt kennen, und sie gefiel 
ihm gut. Nicht das Gefühl habe man, in eine Stadt gekommen 
zu sein, sondern wie in ein ganzes Reich. „Ich glaube", so schrieb 
er, „dass Paris der Ort ist, an dem ich hätte zufrieden sein können, 
und gestehe jedenfalls zu, dass, um mit Gesundheit und vielem 
Geld in Paris am Leben nicht Genuss zu finden, man verrückt 
sein muss. Das Geld ist aber hier wichtiger, als an irgend einem 

anderen Ort*', hier bedeute es mehr als wo anders, .... 

„Wunsch, Freiheit, Zauberstab, weil jeder alles für Geld haben 
kann. Das Material, die Mittel zu jeder Art von Genuss, sinn- 
lichem wie geistigem, sind bis zur äussersten Grenze des Möglichen 
disponibel und für alle Launen in Bereitschaft gelegt. Mit wenig 
Geld hier zu leben, d. h. zu gemessen, nicht bloss zu existieren, ist 
vielleicht schwerer als irgendwo an einem andern Ort, da selbst 
Dinge, die überall nicht in den Handelsverkehr gehören, wie Liebe 
und Freundschaft etc., hier Marktgegenstände sind, aber gewiss 
ist es nicht unmöglich, wenn man lange hier bleibt. Ob es mir 
gelingen wird, ist zweifelhaft, jedenfalls hoflfe ich aber hier die 
berauschende Gewissheit zu erlangen, dass es einen Ort gibt, der 
mir nach dem Sinn ist* etc. Diese zuversichtliche Stimmung hielt 

6* 
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nicht gar lange an. Dabei mag gerade der oben erwähnte Mangel 
an genügenden pekuniären Mitteln, der ihm sein ganzes Leben 
hindurch ein so lästiger Hemmschuh war, auch hier die bewegende 
Ursache abgegeben haben. Bereits nach wenigen Wochen fühlte 
er sich in Paris nicht mehr ganz wohl, es kam eine gedrückte, 
pessimistische Stimmung über ihn. „Ich bin unzufrieden mit 
meinem Aufenthalt*, so schrieb er am 8. August 1844, «zum Teil, 
weil mir hier wie überall das fehlt, was mir am nötigsten, 
Menschen, wie ich sie denke und nicht finde, zum Teil, weil ich 
für den speziellen Zweck meines Aufenthaltes nicht genug Förde- 
rung finde. Öffentliches Leben, d. h. Verkehr mit Menschen an 
öffentlichen Orten, findet hier gar nicht statt, und so sind Theodor 
und mein französischer Lehrer die einzigen Menschen, die ich 
spreche, was denn am Ende nicht hinreicht, um in sechs Monaten 
eine Sprache zu erlernen. Die augenblickliche Erregung, in die 
mich Paris versetzen konnte, war bald vorüber, da alles bloss 
Ausserliche keine grosse Gewalt über mich hat. Die Lebensweise, 
die ich bisher gefuhrt, wird Dir am besten beweisen, wie unabhängig 
ich von diesen Eindrücken bin. Ich stehe um 7 oder 8 spätestens 
auf, trinke Kaffee und beschäftige mich mit französisch Lesen, 
Schreiben etc. bis 12 Uhr, dann erscheint mein Lehrer, der meine 
Arbeiten korrigiert etc. Er bleibt bis gegen 2, Sobald er mich 
verlassen, kleide ich mich an und setze die früheren Beschäftigungen 

fort bis 4 oder 5 Uhr Zwischen 6 und 7 gehen wir mit 

Theodor zum Mittagessen, das uns in der Regel bis 8 in Anspruch 
nimmt. Dann verlässt mich in der Regel Theodor, und ich trinke 
auf dem Boulevard oder im Palais Royal meinen Kaffee, gehe V« 
Stunde spazieren und kehre um 9 — 10 Uhr nach Haus zurück, wo 
ich bis 12 Uhr lese und dann mich niederlege. Ausnahmen von 

dieser Lebensweise sind ein paar Mal vorgekommen , so 

am Sonntag, wo ich in der Regel grössere Spaziergänge gemacht, 
um die Stadt zu sehen, mehr aus Pflicht, als weil ich dazu Lust 
hätte.* Ruhig und gern werde er diesen Ort verlassen. „Es ist 
kaum möglich*, so fuhr er fort, „all dies leere Treiben, was man 
Leben nennt, mehr überdrüssig zu sein, als ich es bin, und dennoch 
fühle ich, dass in mir mehr Lebenskraft, Leidenschaft und Genuss- 
fähigkeit liegt, als in den Menschen allen, die ich kennen lerne 
und leben sehe, aber nur nicht für das, was sie so nennen. Ich 
werde von meiner ganzen Reise nur einen Gewinn haben: zu der 
deutlichen Vorstellung und Überzeugung gekommen zu sein, dass 
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mir nicht zu helfen ist. Ich suche mir zuweilen Lust zu einer 
Reise nach Italien oder sonst zu machen, aber vergebens! Ich 
würde das alles recht gern gesehen haben, um so und so viele 
Bilder mehr in meiner Erinnerung zu haben, ich möchte es ge- 
sehen haben, aber ich habe keine Lust es zu sehen. Es hat keinen 
Reiz für mich. Genug von mir. Du siehst, ich bin wie ich war, 

recht, recht müde und ohne Freude Das oder vielmehr 

die Theater habe ich noch nicht besucht. Die Rachel ist noch nicht 
hier und die übrigen haben für mich keinen besonderen Reiz, da, 
wie Du weisst, ich überhaupt kein grosser Freund vom Theater 
bin" etc. 

Eine angenehme Unterbrechung war ihm die Ankunft des 
alten dim. Landmarschalls von Liphart, seines politischen Partei- 
genossen der Landtage von 1842. Für einen Herrn in seinen 
Jahren und seinen pekuniären Mitteln findet er Paris den ange- 
messensten Aufenthalt der Welt. ^Eine wunderbare Selbstverjün- 
gung muss es sein", so lautete sein Brief vom 15. September 1844, 
;.an diesen Ort zu kommen, wo alles vereinigt ist, was eine schlum- 
mernde Genusslust zu beleben vermag, wenn jemand, nicht wie 
ich, nach Dingen Sehnsucht hat, die vielleicht gar nicht existieren. 
Für ihn ist Paris wirklich mit allem da, was es besitzt, was nicht 
für jeden der Fall ist, da er den Schlüssel zu allem in seinem 
Portefeuille hat. Er ist reich genug, um für seine Person sich 
alles zu gewähren, ohne zu berechnen.* Denn Paris verlange nur 
Geld für alle seine Gaben. Auch der jämmerlichsten Existenz 
biete es hierfür alle seine Reize dar. Zwar auch der Beste, Klügste 
könne sich dort wohl fühlen, aber ^auch das miserabelste Subjekt 
ist hier völlig an seinem Platz". Dem Zwerge wie dem Riesen 
passe dieser Zauberkittel: Paris, gleich gut. Der nichtige Mensch 
wird, wenn er nach Paris kommt, ausrufen : „Das ist der Ort für 
mich!*, weil der Schlüssel zu ihm das Geld ist. Nur eine Eigen- 
schaft gebe es im Menschen, die ihm Paris ungeniessbar mache, 
das sei die Poesie'). Es war natürlich, dass Fölkersahm seinen 
Aufenthalt in einer Stadt abkürzte, die im grossen und ganzen 
seinem Geschmack so wenig entsprach. Die projektierten 6 Mo- 
nate wurden auf ca, 2 reduziert, denn wenige Tage nach diesem 
letzten Brief reiste er über Rouen nach London ab. Hier war es 
namentlich der „Löwe des politischen Tages Disraeli, der ihn, 
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nicht bloss als Parlamentarier, sondern auch als Romancier, als 
Verfasser zumal des ,Coningsby*, stark impressionierte ').** Doch 
auch hier blieb er nicht lange, weil der Aufenthalt ein sehr kost- 
spieliger war*). Anfang November war er schon wieder in Paris 
zurück und am ii. dieses Monats reiste er per Post nach Strass- 
burg weiter, welches er der schlechten Wege wegen erst nach 
54 Stunden erreichte. Dort bestieg er die Eisenbahn und traf am 
15. November über Karlsruhe in Wiesbaden ein. „Ich weiss nicht", 
schrieb er seiner Frau von hier an demselben Tage, „ob es Dir 
soviel Freude machen wird, mich Dir um 90—100 Meilen näher 

zu wissen, als mir dieses Beruhigung gewährt. Im Grunde 

hast Du Ursache darauf stolz zu sein, dass nach allen den 
Warnungen, Deinen Mann nicht allein nach Paris zu lassen, ich 
mit Vergnügen diesen Ort verliess. Sammelplatz aller Genüsse, 
Vorratskammer alles dessen, was der Mensch ersonnen, um das 
Leben zu schmücken, hat es mir, dem genussverlangendsten 
Menschen, doch den Eindruck einer Wüste hinterlassen .... und . . 
ich habe mit einigem Wohlgefallen den deutschen Boden betreten, 

mit Lust die deutschen Gesichter wieder gesehen Wäre es 

nicht gegen meinen Grundsatz und meine Lebensansicht, die Ver- 
gangenheit zu beklagen, ich würde jammern über die schöne Zeit 
und das schöne Geld, das ich in Paris geopfert. Was ich am 
meisten bedauere ist, dass diese Ausgaben mich so ziem- 
lich erschöpft*).* 

Bald daraufkehrte Fölkersahm nach Dresden zurück und ver- 
brachte dort noch den Winter und einen Teil des Sommers 1845. 
Die Eindrücke seiner nunmehr absolvierten weiten Reise resü- 
mierend, schrieb er von hier aus am 9. Dezember 1844 Sivers: 

„Dresden, d. 9. Dezember 44. 

Teurer Freund! 

Meine Umgebung hat teils durch ihren raschen Wechsel, teils 
durch ihre Bedeutsamkeit während der letzten sechs Monate Zeit 
und Aufmerksamkeit so konsumiert, dass ich Angehörige und 
Freunde nur in einzelnen Gedanken zu mir heranziehen konnte. 
Das Herz findet auch im buntesten Gewühl der Erscheinungen noch 



1) Erinnerungen vonW. von Bock, pag. 15. 

8) Briefliche Mitteilung von Baronesse A. v. Fölkersahm. 

8) „Reisebriefe" pag. 41. 
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iftimer Momente, in denen es sein Recht geltend macht, und Mittel, 
auch in die fremdartigsten und gedrängtesten ßeschäftigungeü einen 
Gedanken an die Freunde hineinzuschieben. Es beginnt allaugen- 
blicklich Briefe zu schreiben, die Kopf und Hand nur nicht aus- 
fuhren, weshalb über längeres Schweigen auch nur diese sich zu 
verantworten haben, von denen es im Stich gelassen. 

Seit einigen Tagen in Dresden und im Genuss der gemüt- 
lichen Ruhe und des Familienlebens, kann ich auch des Verkehrs 
mit den Freufiden nicht länger entbehren 

Ich habe bei der vorgerückten Jahreszeit aus Paris, wo mich 
ein boshafter Zufall (das jetzt so seltene Verlorengehen eines 
Briefes, den ich erwartete) fast 3 Wochen länger zurückgehalten, 
als ich bestimmt hatte, eine unerfreuliche Rückreise gehabt. Sie hat 
mich die Erfahrung machen lassen, dass auch Chausseen dem Regen 
nicht widerstehen und sich in grundlose Wege verwandeln lassen, 
und würde fast ohne Annehmlichkeit gewesen sein, wenn in dem 
Moment, da meine Geduld ihrem Ende nahe war, mich die Eisen- 
bahn nicht in einem Tage von Strassburg nach Wiesbaden versetzt 
hätte, wo ich mich 8 Tage aufgehalten, sowohl um mit Madai zu- 
sammen zu sein, als um meinem lieben Rhein noch einen Abschieds- 
besuch zu machen. Er sah zwar mit seinen entlaubten Bäumen 
und traubenleeren Weingärten recht alt und heruntergekommen 
aus, wusste mich aber doch im Tale durch sein Wasser, auf den 
Bergen durch seinen Wein zu beleben und zu erfreuen. Madai, 
den ich schon im Sommer auf einige Tage besucht, hat eine pas- 
sende und angenehme Stellung in seinem Beruf, bewahrt aber 
unserer Heimat das teilnehmendste und wärmste Interesse. Es tut 
wohl, sich davon zu überzeugen, wie wir auch unter den ungün- 
stigsten Verhältnissen gewisse Eigenschaften zu bewahren gewusst, 
die dem Fremden, auch wenn ein viel reichhaltigeres Leben ihn 
entschädigt, doch den Aufenthalt unter uns zu einer bleibenden und 
lieben Erinnerung macht. Auch will ich es hier nicht verschweigen, 
dass der Umgang mit den Menschen hier durch ihre vielseitigere 
Ausbildung und den grösseren Reichtum an Interessen anregender, 
aber nicht befriedigend ist. Ein gewisser kleinlicher Egoismus, 
zum Teil durch die komplizierteren materiellen Bedürfnisse und 
Verhältnisse herbeigeführt, hat so manche Gefühle, welche dazu 
bestimmt sind, den eigentlichen Inhalt des Lebens zu bilden, um 
alle Energie gebracht, so manche natürliche Verhältnisse, aufweichen 
aller gemütliche, befriedigende Verkehr beruht, gelockert. Es ist 
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nicht immer so hier gewesen und wird nicht immer so bleiben, 
aber für den Augenblick hält die industrielle Umwälzung, welche 
in der letzten Zeit stattgefunden und noch immer fortdauert, alles 
übrige danieder. Der engere Verkehr, wie er früher durch ge- 
meinsame Interessen, Korporationen oder Standesverhältnisse ver- 
mittelt und erhalten wurde, ist gelöst, aber die Mehrzahl wogt 
noch in dem plötzlich erweiterten Verkehr ohne andern Leiter, als 
die kleinlichsten Geld- und Genussinteressen, bewusstlos herum 
und das an die Stelle getretene öffentliche Leben hat sich noch 
nicht über ein wirres Wirtshausleben und eine unstäte Ruhelosig- 
keit erheben können, denen die Eisenbahnen eine unerwartete Be- 
friedigung darbieten. Man durchläuft weite Strecken und eilt an 
Tausenden von Menschen vorüber, kommt aber mit immer wenigeren 

in Berührung. Mag es sein, dass mir alles aus dem Leben 

in unseren Provinzen jetzt günstiger erscheint, da es in der aus- 
gleichenden Beleuchtung der Vergangenheit vor mir liegt, aber 
etwas weniger kleinlich, als die Leute hier, sind wir jedenfalls. 

Soll ich Dir nun über meine Reise und die Beschäftigungen 
der letzten Monate etwas sagen, so wird es Dich freuen zu hören, 
dass, soviel es mir möglich war, ich auch auf Landwirtschaftliches 
geachtet. Leider ist in meinem Briefe zu wenig Raum, um mich 
über die allgemeineren landwirtschaftlichen Verhältnisse auszu- 
sprechen. Natürlich sind es nur die ganz allgemeinen Grundsätze 
aus meinen Ansichten über unsere Zustände, wie sie Dir bekannt 
sind, welche ich hier durch Betrachtung der Verhältnisse in andern 
Ländern prüfen konnte, da, was das Besondere, Einzelne anbetrifft, 
unsere ganz abweichenden Lokalverhältnisse eigentlich keinen Ver- 
gleich gestatten. Diese Abweichung liegt nicht bloss in den land- 
wirtschaftlichen Gebieten, sondern zumeist in der ganz verschie- 
denen Entwickelung und Ausbildung aller übrigen Verhältnisse, 
die mit der Landwirtschaft und den Formen des Bodenbesitzes in 
viel innigerem Zusammenhang stehen, als man in der Regel anzu- 
nehmen gewohnt ist. Diesen ganz allgemeinsten Teil meiner An- 
sichten habe ich nun hier, und durch das, was ich gesehen, mehr 
als je befestigt, und zwar ebenso sehr, wenn ich die Dinge bloss 
aus dem staatswirtschaftlichen Standpunkt, als wenn ich mich 
bemüht, sie aus dem einseitigen unseres Korporationsinteresses 
und des Vorteils anzusehen. Die wesentlichste Veränderung in 
meinen Ansichten besteht darin, dass ich mich überzeugt glaube, 
wie, soll uns überhaupt durch uns selbst geholfen werden, wir 
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unsere gaoze Aufmerksamkeit nur auf unsere materiellen Verhält- 
nisse zu wenden und uns namentlich mehr um Handelsbeziehungen 
und dergl. zu bekümmern haben» und dass ich mehr als je allen 
ins Detail gehenden künstlichen Verbesserungen und Beschrän- 
kungen in unsern Bauerverhältnissen, wie z. B. den freien Kon- 
trakten etc., feind bin, weshalb ich auch die Annahme der 77 Punkte 
mit ihren unzusammenhängenden vagen Bestimmungen für ein sehr 
unerfreuliches Ereignis halte, was bald genug an den Tag kommen 
wird. Was nun die Landwirtschaft selbst anbetrifft, so hat mancherlei 
Vollkommenes, das ich namentlich in England gesehen, wenigstens 
mir den Nutzen gebracht, dass es meine Liebe für die Landwirt- 
schaft zuweilen bis zum Enthusiasmus gesteigert, und dass ich 
mich überzeugt, wie in der Landwirtschaft die eigene Sorgfalt die 
Hauptsache, und dann oft mit den einfachsten Mitteln das Ausge- 
zeichnetste geleistet werden kann. Eine Seite, die mich besonders 
interessierte, auch deshalb, weil diese am leichtesten bei so kurzem 
und flüchtigem Aufenthalt berücksichtigt werden kann, sind die 
landwirtschaftlichen Maschinen. Hier habe ich nun aber zu meinem 
Erstaunen sehr wenig Neues, was ich nicht wenigstens aus Be- 
schreibungen gekannt, gesehen, und noch weniger für uns Zweck- 
mässiges, wenn ich manches in den Branntweinsküchen ausnehme, 
indes die Anwendung in der Regel auf dem so grossartigen Be- 
trieb beruht, wie er bei uns noch nicht vorkommt 

Obgleich ich nur 14 Tage in England gewesen und über 
4 Monate in Frankreich, so denke und spreche ich lieber über 
England, wo mir alles gefallen, als über Frankreich, wo mir wenig- 
stens sehr viel missfallen. 

So viel Vergnügen mir diese Reise gemacht, so bin ich doch 
recht zufrieden, mich hier wieder mit Ruhe beschäftigen zu können, 
und bleibe daher jetzt in Dresden, wo es mir auch nicht an den 
Mitteln dazu fehlt. Die Passverordnungen, welche mich mit uner- 
schwinglichen Summen bedrohen, sowie manche Schwierigkeiten, 
die dadurch für mich erwachsen, dass EckendorfF mir im vorigen 
Jahre weniger getragen hat, als ich zu erwarten berechtigt war, 
haben mich zu dem Entschluss gebracht, schon im nächsten Sommer 
zurückzukehren und mich wiederum nach Eckendorff zu begeben, 
das mir noch für einige Jahre Beschäftigung und nützliche Tätig- 
keit darbietet und von wo ich dann mit Gottes Hülfe mich weiter 
durchschlagen werde. Meine Reise ins Ausland ist, obgleich ich 
sie solchergestalt abzukürzen gezwungen bin und daher manchem. 
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was ich hier für mich zu erwerben hoflfte, entsagen muss, mir doch 
von grossem Nutzen gewesen und ich bedauere sie nicht. Auch 
wird sich, hoffe ich, dieser Nutzen in Zukunft durch grössere Ruhe 
und Beharrlichkeit bei manchem Streben erweisen. Hätte ich 
freilich meinem Plan gemäss 3 Jahre daran setzen können, was 
jetzt durch die Passverordnungen, deren jeden Tag noch neue 
folgen können, nicht gestattet, so wäre die Ausbeute für mich eine 
andere gewesen, da ich jetzt manche Beschäftigung habe ganz 
unterlassen müssen, weil ich die Unmöglichkeit einsehe, es in 
dieser Zeit zu etwas zu bringen; indes tröste ich mich damit, dass 
man auch zu Hause arbeiten kann, wenn man hier sich nur erst 
wieder Mut und Anregung geholt. Wenn Du einen Tag Zeit 
hast, so hoffe ich, benutzt Du ihn zu einem Brief an mich, nach 
dem ich um so mehr verlange, da ich gerade von Dir auch indirekt 

lange keine Nachricht gehabt. Nun lebe wohl, teuref Freund. 

Grüsse mir herzlich Anrep, dessen Ritt ich gern in die Zeitungen 
bringen möchte, und empfiehl mich bestens den Deinigen. 

Meine Adresse hier ist: Marienstrasse 18. Lebe wohl und 
behalte lieb 

Deinen treuen H. F.** 

Zu jener Zeit wurde in Deutschland die Phrenologie eifrig 
betrieben. Zu den bedeutendsten Vertretern der Lehre Franz 
Joseph Galls gehörte nach dessen 1828 erfolgtem Tode der Phre- 
nolog Noel in Dresden. Derselbe machte viel Ansehen in der 
dortigen Gesellschaft, und viele Landsleute redeten Fölkersahm zu, 
sich auch untersuchen und beurteilen zu lassen. Er ging darauf 
ein, jedoch nur unter der Bedingung, dass er Noel vorher nicht 
kennen lernen sollte. Es erfolgte darauf die Messung und Unter- 
suchung seines Schädels. Das Urteil Noels lautete folgender- 
massen: Das Charakteristische des Cerebralnervensystems des Baron 
Hamilkar von Fölkersahm, insofern es äussere Merkmale indizieren, 
besteht nach meiner Ansicht in Folgendem: 

Tätigkeit und Energie des Seelenlebens überhaupt, obwohl 
mit keiner grossen Kraft sehr anhaltende Anstrengung zu ver- 
tragen. Die sog. Gefühls- und intellektuellen Fähigkeiten sind beide 
sehr stark entwickelt, beträchtlich über die Norm. Unter erstereö 
sind mehrere Anlagen zu besonderen Gemütstätigkeiten sehr auf- 
fallend, die auch merkwürdige Gegensätze darstellen, das auffal- 
lendste, alle Kombination berücksichtigt, ist sehr grosses Wohl- 
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wollen; dadurch starke Sympathie für die Freuden und Leiden an- 
derer, reges Interesse an allem, was das Wohl und die höhere 
Bildung des Menschengeschlechts betrifft, und sehr warme Gefühle 
der Freundschaft für einzelne. Zugleich aber ist die Anlage in 
grossem Grade vorhanden, Widerwillen, Unzufriedenheit bis zur 
Reizbarkeit und Arger, wo das Hässliche, kurz, wo alles, was mit 
verschiedenen Richtungen der Ansichten, Begierden, des Geschmacks 
uns hemmend im Leben entgegenkommt, zu empfinden. 

Als Knabe war er wohl leicht aufgeregt und heftig, doch 
jetzt werden die Gefühle des Argers mehr innerlich tätig, als leicht 
äusserlich ausgedrückt. Für alles Grosse, Edle, Schöne sehr emp- 
fänglich, das Ehrgefühl sehr rege, Beleidigungen tief empfindend, 
keineswegs stolz oder hochfahrend. Von Hause aus empfänglich 
für religiöse Lehren, das Rationelle aber berücksichtigend und 
keine Neigung zur Bigotterie habend. Auch bei aller Empfindlich- 
keit des Gemüts, bei aller Neigung zum Enthusiasmus, sowie an 
einer guten Sache, und bei einer starken Veranlagung vorzutreten 
und seine Meinung und sein Interesse zu verteidigen, keineswegs 
streitsüchtig oder unbesonnen. Das Gefühl als Gegensatz der be- 
schriebenen Reizbarkeit und Empfänglichkeit des Gemüts bildet 
wieder einen merkwürdigen Kontrast. Sinn für Eigentum gut ent- 
wickelt und bei aller Freigiebigkeit schwerlich verschwenderisch. 
Im ganzen das Gefühlsleben, die poetischen und spekulativen Rich- 
tungen mehr vorherrschend, als die Neigung zu grosser, anhal- 
tender, praktischer Tätigkeit. Die intellektuellen Fähigkeiten an 
und für sich zeigen sehr lebendige Auffassung der Erscheinungen 
der Aussenwelt, grosse Wissbegierde, Interesse für Naturwissen- 
schaften, Kunst, Musik, Länder- und Völkerkunde, sowie Fähig- 
keiten für Geometrie. Das Denken ist Bedürfnis. Der Verstand 
ist klar und logisch, nach Ursache und Verwandtschaft der Dinge 
wird geforscht. Bei der vorherrschenden Neigung zum Poetischen 
ist es aber anzunehmen, dass die mathematischen Wissenschaften 
weniger kultiviert worden, als solche, die der Einbildungskraft und 
dem Spekulativen mehr Raum lassen. 

NoeL 
Dresden, 1845. 

Im Spätsommer 1845 traf er mit seiner Familie in Livland 
wieder ein. ,Das Nächste, was ihn seinen politischen Freunden 
von 1842 wieder in Erinnerung brachte, war ein Uthographiertes 
Zirkulär, bestimmt die Aufmerksamkeit auf das Königlich 



Digitized by 



Google 



- 92 — 

Sächsische Institut der ,Rentenbank* zu leiten Daran 

schloss sich ein erster Entwurf der Anpassung dieses Instituts an 
das livlandische Bedürfnis einer bäuerlichen Kreditanstalt: der 
erste Keim der nachmals der Agrar- und Bauerverordnung von 

1849 einverleibten Bauerrentenbank" *). 

Mittlerweile hatte die politische Entwickelung in Livland 
ihren Fortgang genommen. Im Januar 1843 hatten sich die auf 
dem Dezemberlandtag 1842 erwählten 5 Deputierten nach Peters- 
burg begeben, um an den Sitzungen des dortigen Komitees nun 
wieder teilzunehmen. Die prinzipielle Tätigkeit desselben rich- 
tete sich im allgemeinen gegen die Beschlüsse, die auf dem Fe- 
bruarlandtag 1842 gefasst worden waren, und stimmte überein 
mit derjenigen konservativen Forderung, die sich auf dem Land- 
tag vom Dezember 1842 geltend gemacht hatte. So stiess die 
Idee einer eventuellen Einräumung eines Teiles des Grund und 
Bodens zur ausschliesslichen Nutzung des Bauernstandes auf leb- 
haften Widerspruch. Man bestritt sogar dem Landtag das Recht, 
einen solchen, das Privateigentum betreffenden Beschluss zu fassen. 
Die Wiedereinführung der obligatorischen Wackenbücher wurde 
als ein Rückschritt bezeichnet, da diese nur ein Korrelat der Leib- 
eigenschaft gewesen seien. Überhaupt meinte man im Petersburger 
Komitee, dass so wenig als nur irgend möglich an der Bauerver- 
ordnung von 18 19 zu ändern sei, schon deshalb, „damit der liv- 
landische Bauer nicht erschüttert werde in seinem Glauben an die 
Stabilität der Gesetze*)*. Das Gutachten des Generalgouverneurs, 
welches im Sommer 1842 als nicht konform mit den Beschlüssen 
des Februarlandtages empfunden worden war, stellte sich nun als 
ein Dokument dar, welches gegenüber den sich jetzt geltend 
machenden Tendenzen des Komitees jene Beschlüsse nicht nur nicht 
angriff, sondern im wesentlichen vertrat. Es wurde aber nicht 
weiter berücksichtigt, vielmehr bestätigte der Kaiser im Juni 1843 
eine Zusammenstellung von 77 Paragraphen, welche dem Reichs- 
rat seitens des Komitees zugegangen und von demselben beprüft 
worden waren. Es wurde dieses Opus bezeichnet als eine „Er- 
gänzung zur ßauerverordnung von 1819* und war eine Art agra- 
risch-bäuerlichen Provisoriums. Dem nächsten Landtag wurde es 
anheimgestellt, auf gesetzlichem Wege um eventuelle Abänderungen 
nachzusuchen. Auch wurden diese Artikel noch nicht als Gesetz 
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promulgiert, weil die hierüber befragte Bauerverordnungskommis- 
sion in Riga sich dahin ausgesprochen hatte, mit der Publizierung 
zu warten, bis der Landtag sich geäussert haben würde, und vor- 
erst noch die Bauerverordnung von 1819 nebst den im Frühjahr 
1842 emanierten Ergänzungsparagraphen beizubehalten. 

Der Termin für den ordinären Landtag wäre der Februar 
1845 gewesen. Auf Wunsch des Adelskonvents aber wurde er 
antizipiert, und bereits im September 1844 ^^^ ^^^ Landtag zur 
Beratung zusammen, ^um solchergestalt die bäuerlichen Verhält- 
nisse in Livland möglichst bald definitiv festzustellen**'). 

In seiner Eröffnungsrede am 5. September 1844 betonte der 
Landmarschall von Hagemeister, dass die Arbeiten der Petersburger 
Kommission „stets nur die auf dem letzten ordinären Landtag sich 
deutlich ausgesprochene Meinung der grossen Mehrheit des Adels 
vor Augen gehabt*. „Bei möglichster Aufrechterhaltung der Bauer- 
verordnung von 1819*^ habe man in den Arbeiten zugleich „einen 
Geist wahrhafter Humanität vorherrschen lassen*. Nun sei die 
Ritterschaft in der Lage dem Landvolk die Gewissheit zu geben, 
dass dasselbe sich „nach und nach bis zum Erbgrundpächter herauf- 
schwingen^ könne, „um auf solche Weise das höchste Ziel seines 
vernünftigen Strebens zu erreichen*. „Den nötigen Aufschwung* 
sehe man hierbei in „der freien Konkurrenz, diesem alles beleben- 
den Prinzip fortschreitender Entwickelung, damit die Elemente des 
Guten sich hierbei selbst geregelte Bahn brechen* etc.*). 

Hagemeisters Triennium war abgelaufen. Am nächsten Tage 
wurde der Kreisdeputierte von Lilienfeld-Oberpahlen zum Landmar- 
schall gewählt, mithin ein Glied der konservativen Partei; nächst ihm 
hatte Baron Nolcken-Lunia im Skrutinium die meisten Stimmen, 
erklärte aber, wegen häuslicher Verhältnisse die eventuelle Wahl 
nicht annehmen zu können. 

Für die gänzliche Ablehnung der 77 Paragraphen trat niemand 
im Saal ein. Die Gegensätze zeigten sich vielmehr nur darin, dass 
die einen diese Vorschläge en bloc annehmen und die anderen 
ihnen Vervollständigungen beifiagen wollten, um doch womöglich 
noch das Wesendiche der Beschlüsse des Februarlandtages zu 
retten« Zu letzteren gehörten namentlich Bruiningk und Samson 
und die Herren W. von Bock und von Schwebs, zu ersteren 
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Baron Nolcken-Lunia, Landrat Baron MeyendorfF, Landrat von 
Oettingen und Kreisdeputierter von Löwis. Die Majorität des 
Adelskonvents hatte sich für die unveränderte Annahme der 77 
Paragraphen ausgesprochen. Zu der Minorität gehörte der Land- 
rat von Samson. In einem eingehenden Expose hatte er die 77 
Paragraphen einer scharfen Kritik unterzogen und nachzuweisen 
gesucht, wie sehr sie im Gegensatz zu den humanen Absichten 
des Landtages vom Februar 1842 stünden. Damals sei namentlich 
beschlossen worden, dass das „sogenannte Bauerland in unmittel- 
barer Benutzung des Bauernstandes, zu seiner Existenz als Stand 
verbleiben sollte" und dass „die Fronpachtkontrakte ..... nur auf 
Grundlage der Wackenbücher und des Regulativs nach Mass 
und Art zur Sicherung der Existenz des Bauern als einzelnen ab- 
zuschliessen seien" etc. Es müsse befremden, dass die 77 Para- 
graphen diese beiden wichtigen Beschlüsse «ganz unberührt" lassen, 
und man müsse hieraus folgern, ,dass man eigentlich auf die Be- 
festigung und vielleicht gar auf die Entwickelung der gutsherr- 
lichen Rechte, statt auf die Nutzung der seit 18 19 gemachten Er- 
fahrungen und auf die darauf zu gründende Verbesserung der 
bäuerlichen Zustände bedacht gewesen, d. h. dass man die von 
Seiner Kaiserlichen Majestät gestellte Aufgabe durchaus nicht ge- 
löst hat* .... „So wie in den 77 Punkten der Bauernstand in 
seiner Gesamtheit als solcher dadurch verletzt worden ist, dass 
man durch Vermeidung des Wortes Bauerland auch den BegfriflF 
davon mit auffallender Eifersucht aufzuheben gesucht und alles 

Andenken daran, der Bauerverordnung von 1819 zuwider, 

zu vertilgen getrachtet: ebenso ist das einzelne Individuum des 
Bauernstandes in Feststellung seiner Fronleistungen dadurch ver- 
letzt worden, dass man das Wackenbuch vermieden .... 

hat . . .** etc. Daher proponiere er, auf die Grundsätze, die der 
Februarlandtag von 1842 ausgesprochen habe, wieder zurückzu- 
greifen und dahingehende Gesuche an den Kaiser zu richten etc. 
Auf dem Landtage eröffnete die Diskussion über die 77 Para- 
graphen Baron Nolcken-Lunia. Er rekapitulierte, wie die Beschlüsse 
des Landtages vom Februar 1842 durch diejenige des Dezember- 
landtages 1842 aufgehoben worden seien. Infolgedessen hätten 
die Deputierten in Petersburg „die Landfrage, als sie dort ange- 
griffen worden, fallen lassen." Landrat Baron Meyendorff riet sehr 
davon ab, diese Ergänzungsparagraphen zur Bauerverordnung von 
18 19 abermals in Petersburg einer Beratung zu unterziehen und 
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somit in eine Sphäre zu bringen, wo sich gerade gegenwärtig Ein- 
flüsse derselben bemächtigen könnten, die das Interesse der Ritter- 
schaft höchst wahrscheinlich weniger wohlmeinend ins Auge fassen 
dürften, ^Is es durch die „so ausgezeichnet günstige für Livland 
organisierte Kommission" geschehen sei. 

Über den Eindruck, den diese Rede auf den Saal hervor- 
brachte, schrieb der Kreisdeputierte C. von Mensenkampff seiner 
Frau am ii. September 1844 wie folgt; „In einer ftilminanten Rede" 
sprach sich der Landrat Baron MeyendorfF „gegen die Tendenz 
der russischen Staatsregierung, d. h. gegen den Kaiser nicht, son- 
dern gegen das Ministerium aus, und dahin, dass unsere zahlreichen 
Feinde, zu denen viele hochgestellte Staatsmänner und Minister 
gehörten, Veranlassung nehmen würden, uns Feindseliges auszu- 
wirken, denn die Tendenz der russischen Regierung ist, fügte er 
hinzu, dahin zu gelangen, dass in dem ganzen weiten Slavenreich 
nur eine Sprache, eine Religion und ein Gesetzbuch herrsche. Eine 
Rede also, wie Du siehst, wie sie vielleicht noch nie in unserem 
Saal gehört worden ist ; dennoch glaube ich, dass der Mann, wenn 
er auch recht haben mag, dennoch in dieser Sache zu schwarz 
sieht, denn wir haben entschieden den Kaiser auf unserer Seite, 
doch machte die Rede grossen Eindruck" etc.'). 

Herr W. von Bock bekämpfte diesen opportunistischen Stand- 
punkt und sprach sich gegen die Majorität des Adelskonvents aus. 
Er halte es nicht für ratsam, „ein Provisorium um jeden Preis 
gegen einen definitiven Zustand einzutauschen, bevor dieser noch 
gehörig geprüft und gut befunden worden* sei, und Landrat Baron 
Bruiningk sprach sein Bedauern über die Wendung aus, die die 
Bauerangelegenheit nach den Beschlüssen vom Februar 1842 ge- 
nommen habe. Namentlich sei in den 77 Paragraphen das Auf- 
geben der Norm durch die Wackenbücher zu beklagen. Baron 
Nolcken, Landrat von Oettingen und Landmarschall von Hage- 
meister erklärten hierauf, dass [sie anfangs ihr Möglichstes getan 
hätten, um die wackenbuchmässige Norm bei Fronkontrakten zu 
erhalten, und nur „den triftigen Gründen, die gegen dieselbe an- 
geführt worden, nachgegeben hatten". Diese Gründe hätten nament- 
lich darin bestanden, dass durch die gesetzliche Stipulierung eines 
Wackenbuchs „der Fronpachtkontrakt dem vollkommen freien 
Geldpachtkontrakt gegenüber begünstigt erscheine, während es 
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doch ein fundamentales Prinzip jeder Legislation sei, Zustanden, 
deren Aufhören beabsichtigt worden, keine Vergünstigung vor 
anderen zuzugestehen. Überhaupt sei es ja misslich, „das freie 
Kontrahieren zwischen zwei über ihr Privateigentum akkordieren- 
den Interessenten durch gesetzliche Bestimmungen zu limitieren", 
und die Erfahrung lehre, dass die Beobachtung solcher Bestim- 
mungen unmöglich kontrolliert werden könne etcJ). 

Noch lange und lebhaft wurde hierüber diskutiert; Herr von 
Schwebs führte für die Nützlichkeit der Wackenbücher an, dass 
sie sich trotz ihrer ungünstigen Stellung seit 1819 ohne gesetz- 
lichen Schutz doch in der Praxis erhalten hätten. Den wiederholten 
durchschlagenden Argumentationen des Baron Nolcken gegenüber 
neigte sich der Saal mehr und mehr der Ansicht hin, dass die 
77 Paragraphen wirklich, wie er sich ausdrückte, „einen Hafen vor 
mancher drohenden Gefahr^* darstellten. Indem er dieses nachzu- 
weisen suchte, führte er aus, „wie in der kurzen Zeit vom Februar- 
landtag 1842 bis jetzt sich schon so vielfache, die Rechte und 
Interessen der livländischen Grundbesitzer bedrohende und beein- 
trächtigende obrigkeitliche Anordnungen .... kundgegeben hät- 
ten", und kam wieder auf die mit Zutun der Residierung im Som- 
mer 1842 promulgierten 22 Punkte der Landtagsbeschlüsse nebst 
den Zusätzen des Generalgouverneurs zu sprechen, indem er 
diesen Vorgang bedauerte. Von der liberalen Seite wiurde dieses 
Vorgehen wiederum, wie im Dezember 1842, als ein Angriff gegen 
Samson aufgefasst, und wie sehr ein solcher empfunden und ge- 
furchtet wurde, ging auch aus dem nachstehenden Brief des Kreis- 
deputierten C. von Mensenkampff an seine Frau vom 18. September 
1844 hervor. „Unser Landtag*', so schrieb er, „wird wieder durch 
unvorhergesehene Zwischenfalle aufgehalten, so wiederum Sonn- 
abend, wo Nolcken in seinem Angriff auf Samson so weit ging, 
dass er ein Ballotement .... stellte, ob Landrat Samson noch 
das Vertrauen des Saales besitze oder nicht. Dieser Ausfall aber 
ist von der Mehrzahl des Saales, selbst von den entschiedensten 
Anhängern Nolckens, mit solchem Missfallen aufgenommen worden, 
und das Ballotement hätte gewiss mit grosser Mehrheit für Samson 
entschieden, so dass Nolcken sich veranlasst sah zu erklären, dass 
er bedauere, es gestellt zu haben, und es zurücknehme. Nachdem 
noch andere Ehrenerklärungen vom Saal Samson gemacht wur- 
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den, erklärte dieser sich damit zufrieden, dankte für das Vertrauen, 
womit denn die Sache abgemacht war. Du kannst Dir denken, 
wie uns diese Sache aufgeregt hat" ^). 

Den Vorschlag des Kreisdeputierten von Löwis, der das 
Ballotement gleich über alle 77 Paragraphen zusammen beantragte, 
suchte Samson damit zu bekämpfen, dass er ausführte, wie durch 
ein solches Verfahren der einzelne in seinem Recht, über die spe- 
ziellen Punkte sein Votum zur Geltung zu bringen, verletzt werde, 
jedoch vergebens. Das Ballotement in der vorgeschlagenen Form 
wurde auf den nächsten Tag angesetzt. 

Am 9. September 1844 ^wurde sodann mit 99 bejahenden 
gegen 42 verneinende Stimmen beschlossen, dass zu verschreiben sei : 

„Da es sowohl für den Gutsherrn, als für den Bauernstand 
höchst wünschenswert ist, dass der provisorische Zustand, in wel- 
chem sich die bäuerlichen Verhältnisse immer noch befinden, end- 
lich aufhöre und auf diesem Landtage ein festes Rechtsverhältnis 
herbeigeführt werde, es ferner auch künftigen Landtagen unbe- 
nommen bleibt, falls sie bei der praktischen Ausübung der 77 Er- 
gänzungsparagraphen der Bauerverordnung von 18 19 durch die 
Erfahrung Mängel entdeckt haben sollten, deren Abänderung od^r 
Beseitigung wünschenswert erscheine, solche Emendationen von 
sich aus zu bewerkstelligen, so ist an Se. Kaiserliche Majestät von 
Seiten der Livländischen Ritterschaft die untertänige Bitte zu unter- 
legen : 

Es wolle Se. Kaiserl. Majestät geruhen, die von der St. 
Petersburger Kommission ausgearbeiteten und vom Reichsrat revi- 
dierten 77 ergänzenden Paragraphen zur Bauerverordnung von 
18 19 zu promulgieren und in Kraft treten zu lassen." 

Über dieses Resultat hiess es in dem schon oben erwähnten 
Brief des Herrn von Mensenkampff weiter : „Durch dieses Ballote- 
ment sind natürlich alle unsere Hoffnungen für den Augenblick 
zerschlagen, was ja übrigens vorauszusehen war. Indessen hatten 
wir die Satisfaktion, dass mit Ausnahme von Nolcken und Oettingen, 
die diese Arbeit selbst gemacht hatten, die meisten ihrer Anhänger 
selbst, und namentlich der Vizepräsident Löwis, erklärten, dass 
sie an dieser Arbeit unendlich viel und vielleicht mehr als ihre 
Gegner auszusetzen hätten, dass sie aber aus Furcht, dass man in 
Petersburg aus der Verwerfung Veranlassung nehmen würde, uns 
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ein ganz neues Gesetzbuch für die Bauerverhältnisse zu geben, das 
wahrscheinlich sehr nachteilig sein würde, für die unveränderte 
Annahme dieser 77 Paragraphen stimmen.* 

Trotz dieses Beschlusses wurden aber dennoch die gesetz- 
lichen Wackenbücher, gegen die so energisch ins Feld gezogen 
worden war, nicht beseitigt. Der Generalgouverneur Baron Pahlen 
trat für sie ein. Als der Beschluss des Landtages nach Pe- 
tersburg abging, schickte er gleichzeitig seine abweichende Mei- 
nung über diesen Punkt dorthin, und infolgedessen trat gerade 
dasjenige ein, was Landrat Baron MeyendorfF als sehr gefahr- 
drohend geschildert hatte — die 77 Paragraphen kamen doch wie- 
der zur Beratung in die Kommission. Es zeigte sich bald, dass 
selbst die Staatsorgane an ihnen sehr viel auszusetzen hatten, und 
das Resultat der neuen Verhandlung war zunächst, dass das 
Wackenbuch, gemäss den 22 im Frühjahr 1842 bestätigten Punkten 
der Beschlüsse des Februarlandtages, seine gesetzliche Kraft 
wenigstens provisorisch bis zum nächsten ordinären Landtage be- 
halten sollte. Auf diese Weise wurde diese Norm, die prinzipiell 
bereits beseitigt war, zunächst für einige Zeit und dann definitiv 
durch die Bauerverordnungen von 1849 ^^^ ^860 erhalten. 

Im November 1845 wurden die so emendierten 77 Para- 
graphen als Gesetz promulgiert. Sie wiesen viele Widersprüche auf. 
So erhielt der § i dem Gutsherrn zwar das volle unbeschränkte 
Eigentumsrecht am Grund und Boden gemäss der Bauerverordnung 
von 1819; andererseits aber sollten die Kirchspielsrichter befugt 
und verpflichtet sein die Pachtkontrakte zu beprüfen ; die Guts- 
besitzer waren verpflichtet den Pächtern io°/o für jedes entmisste 
Pachtjahr zu zahlen, wenn sie deren Gesinde verkauften oder in 
Erbpacht vergaben ; für die Fronpachtkontrakte sollten die Wacken- 
bücher als Norm dienen etc. Mit solchen und ähnlichen Bestim- 
mungen war die Idee eines unbeschränkten Eigentumsrechts nicht 
gut vereinbar^). 

In dieses Stadium war die Agrarfrage getreten, als Fölkersahm 
nach Livland zurückkehrte. Zwei Monate nach seiner Ankunft 
begab er sich auf längere Zeit nach Petersburg. I>ort wurde bald 
die Unzufriedenheif mit diesem provisorischen Gesetz eine allge- 
meine, und das Land kam zur Überzeugung, dass jenes die er-, 
hoffte Konsolidierung der agraren Verhältnisse auch nicht einmal 
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für kurze Zeit bewirkt habe. Zunächst erschienen zahlreiche Staats- 
beamte aus Petersburg, um sich mit den Verhältnissen in Livland 
bekannt zu machen, so der Staatsrat Liprandi, abgesandt aus dem 
Ministerium des Innern; dann der General Krusenstern, die Flügel- 
adjutanten Opotschinin, Jefimowitsch und Annenkow, dann auch 
der Gehälfe des Ministers des Innern Geheimrat Senjäwin. Sie 
alle, namentlich aber letzterer, äusserten die Überzeugung von 
dem schweren Druck, unter dem die livländischen Bauern seufzten, 
und erklärten, dass hierin der wahre Grund für die Bewegung zur 
griechischen Kirche zu suchen sei, unter deren Schutz sie der Not 
zu entgehen hofften. Diese Ansicht wurde bestärkt durch die 
Nachricht, die der General Baron Lieven in Bezug auf eine 
Äusserung des Kaisers in Palermo verbreitete, der, so hiess es, 
erklärt habe: „Die Aufregung der livländischen Bauern sei ganz 
natürlich, da der Adel zur Verbesserung ihres Zustandes nichts 
tun wolle* '). 

Pessimistisch in hohem Grade beurteilte auch Fölkersahm die 
Situation der Landesverhältnisse. Am i8. Oktober 1845 S^^ ^^ 
dieser Stimmung in einem Briefe an Friedrich Sivers folgender- 
massen Ausdruck: 

„Mit unseren übrigen Angelegenheiten sieht es 

traurig genug aus. Während die neue Proklamation in beiden 
Sprachen an die Bauern abging, welche eine etwas vernünftigere 
Fassung hat, sind gleichzeitig lo russische Popen mit offenen Or- 
dern zu ihrer Beförderung ins Land abgesandt, um ihren neuen 
Glaubensgenossen notige Dienste zu erweisen, und diese werden 
wohl nicht ermangeln die Bauern vollends aufzuregen. Hier ge- 
winnen Bürger und Chanikoff immer mehr Übergewicht über den 
Generalgouverneur und lassen keinen Tag vorübergehen, ohne 
gegen Stadt oder Land etwas Nachteiliges oder Beleidigendes an- 
zustellen. Seit einigen Tagen ist wiederum ein Beamter des Mi- 
nisters, Staatsrat Liprandi, hier, wie es mir scheint, ein tüchtiger 
Mann, der wenigstens an dem Schmutz, mit dem man uns und zu- 
gleich die Religion besudelt, keinen Geschmack findet. Es ist 
möglich, dass seine Anwesenheit Veränderungen zu Wege bringt. 
Was kann das uns aber helfen? Dass einmal gestörte Verhältnisse 
sich nicht so rasch wieder herstellen, dass eine in jeder Beurteilung 
und Wahl der Mittel zu ihrem Heil urteilslose Bevölkerung, die 
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aber tum Bewusstsein ihres unbehaglichen und rechtlosen Zustandes 
gekommen, sich nicht wieder so leicht von ihren ihr emmal aufge- 
zwungenen Einbildungen zurückbringen lässt, haben wir seit 1840 
erfahren. Durch diese zweimaligen schonungslosen und gewissen- 
losen AngriflFe auf alle unsere Verhältnisse, durch das ehrgeizige 
und kein Mittel scheuende Bestreben einiger oberen und unteren 
Beamten, die sich zu sehr kompromittiert haben, um zurückzu- 
schreiten, sind alle unsere Verhältnisse, alle Zustände so in Frage 
gestellt, dass wenn auch ein augenblicklicher Stillstand eintritt, 
doch weiter kein Heil davon zu erwarten ist, wenn nicht allge- 
mein bei uns von Grund aus eine Änderung eintritt, was ich nicht 
zu hoffen wage. Die Zeit und die Verhältnisse sind so schlimm 
geworden, dass es die Frage ist, ob wir überhaupt genug tüchtige 
Leute besitzen, um alle Amter, die hier wichtig sind, zu besetzen, 
tüchtig nicht bloss im Kopf, sondern im Herzen, und einer völligen 
Hingebung an ihre Pflichten fähig. Wo sie aber jetzt finden, wie 
sie an ihren Platz stellen, den man bisher nur nach egoistischen 
Parteizwecken klassifiziert hat? Dass aber auf dem bisher be- 
schrittenen Wege, mit den bisher mit Vertretung unserer Inter- 
essen betraut gewesenen Personen und Mitteln ein gnanstiges Re- 
sultat zu erzielen, die Aufgabe zu lösen sei, dazu gehört der kind- 
liche Wunderglaube, den dies im Mittelalter übliche Verständniss 
der Bibel lehrt und der freilich keinen Anstoss nimmt sich der 
Hoffnung hinzugeben, dass dürre Stäbe Feigen tragen werden, und 
den ich nicht besitze. Es gehört ferner dazu eine Offenbarung, 
wie sie auch nicht mehr vorkommt, denn nur dieser würde es 
möglich werden, das grosse Publikum dazu zu bringen, dass, was 
uns geschieht, kein zufälliges Ereignis, sondern ganz natürliche, 
seit Jahren von vielen vorhergesehene Folge unseres Benehmens 
ist. Eine gänzliche Veränderung unseres Systems, eine fast gänz- 
liche Veränderung des Personals, ein gewaltiger Aufschwung und 
eine bleibende Anstrengung aller unserer Intelligenz und unseres 
Pflichtgefühls, ein glänzendes Hervortreten nun mehr wahrnehm- 
barer deutscher Tugenden — das ist es, was uns allein helfen kann, 
was aber kaum möglich erscheint. 

Lebe wohl. Küsse Deiner verehrten Frau die Hand und 
behalte lieb 

Deinen treuen H. F." ') 
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Bemüht, sich über die livländischen Zustände zu orientieren 
und mit praktischen Vorschlägen nach Petersburg zurückkehren zu 
können, wandten sich der Geheimrat Senjäwin und der Flügelad- 
jutant Opotschinin an den Landrat von Samson mit der Bitte, 
ihnen zu helfen. Seine Stellungnahme auf den Landtagen 1842 u. 
1844 war ihnen bekannt geworden und er galt für den weitaus 
besten Kenner livländischer rechtlicher und ökonomischer Verhält- 
nisse. Beide Herren forderten ihn auf, „ihnen das Material zu 
Massnahmen zu liefern, die das Schicksal des Bauernstandes ver- 
bessern und seine ökonomische Lage auf fester Basis gründen 
sollten". Eine gleiche Aufforderung erging an Samson von Seiten 
des seit 1845 ^^ Stelle des Baron Pahlen neuernannten General- 
gouverneurs Golowin. Samson war anfangs zweifelhaft, ob er 
diese Bitten erfüllen sollte oder nicht. Denn einerseits lag darin 
das indirekte Zugeständnis, dass die religiöse Bewegung nicht 
auf unerlaubter Propaganda, sondern in der Tat auf die missliche 
wirtschaftliche Lage der Bauern zurückzuführen sei, und zweitens 
schien ihm eine solche Arbeit nicht ganz verträglich mit seinem 
Amt als Landrat zu sein, weil sie leicht die Freiheit der Beschluss- 
fassung des Landtages präjudizieren konnte. Dennoch erklärte er 
sich schliesslich bereit die gewünschten Vorschläge zu machen, und 
zwar deshalb, weil „man immer allgemeiner an Landablösung, 
Erbpacht etc. zu denken begann und dergleichen Massregeln" ihm, 
bei dem damaligen Notstand, als durchaus unausführbar erschienen. 
Er überreichte daher den Herren ein Memoire, in welchem er fol- 
gende Ausgangspunkte fiir eine Reform als notwendig angab: 

„I. Dass mit Vorbehalt freier Erb-, Geld- und Naturalienpacht 
bei Fronpachten, die gegenwärtig fast allgemein noch bestehen 
und bei jetziger Sachlage noch fortbestehen müssen, die Wacken- 
bücher und das dazu gehörige Regulativ unabänderliche Normen 
der Frone bleiben, es müsste denn, wider Erwarten, der Ritter- 
schaft gelingen, auf dem nächsten Landtage, der Allerhöchsten 
Unterschrift gemäss, eine Auskunft zu ermitteln, welche bei gänz- 
licher Beseitigung der Wackenbücher und bei ganz freien Kon- 
trakten, den Bauer gegen alle Überlastung und Willkür hinreichend 
sicherstelle. 

2. Dass die Gesindestellen dem Bauer nicht auf ungewisse 
Zeit zu bloss persönlichem Besitz, sondern auch für seine Nach- 
kommen auf Grundlage der Bauer Verordnung von 1804 abgegeben 
werden, so dass der Gutsherr sie nur aus eben in dieser Verordnung 
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enthaltenen Gründen und nach ergangenem kirchspielsgerichtlichen 
Urteil abnehmen, der Bauer selbst aber sie nach erfolgter gesetz- 
licher Kündigung seines Kontraktes verlassen dürfe. 

3. Dass das Erbgesetz, wie es die Bauerverordnung von 1819 
verordnet, gehoben und das der Bauerverordnung von 1804 wieder- 
hergestellt werde. 

4. Dass der Knechts- und der Magdldhn in jedem Kirch- 
spielsgerichtsbezirk nach der LokaUtät für einen Zeitraum von 
näher zu bestimmenden Jahren in seinem Minimum dergestalt regu- 
liert werde, dass Knecht und Magd, wenn ihnen kein höherer Lohn 
in der Gemeinde freiwillig geboten wird, sich für dieses Minimum 
bei einem Wirt verdingen müssten, und endlich 

5. Dass der Unterricht in den Bauerschulen auf einen zweck- 
mässigeren und dauerhafteren Fuss normiert werde/*) 

Zugleich schlug Samson vor, der Kaiser möge, nachdem diese 
5 Punkte als Grundlage festgestellt worden wären, zur Ausarbei- 
tung des Details eine besondere Kommission ernennen, in die nur 
wenige sachkundige Männer der Provinz zu berufen wären, die 
unter der Leitung eines Staatsbeamten das Projekt für den Kaiser 
auszuarbeiten hätten. Sollte es dann dem Landtag auch noch ge- 
stattet werden, sich über diese Arbeit der Kommission auszu- 
sprechen, so würde letztere die durch ihn veranlassten Meinungen 
zu begutachten haben. 

Es war anzunehmen, dass dieser Vorschlag auf fruchtbaren 
Boden gefallen war, denn nachdem der Generalgouverneur Golowin 
gegen die Mitte des Januar 1846 nach Petersburg abgereist war, 
erhielt Samson ein vom 19. Januar datiertes Schreiben mit der 
Nachricht, dass der Kaiser in der Tat „zur Durchsicht der Bauer- 
angelegenheiten in Livland einen Komitee ernannt habe". In ihn 
sollten ausser dem Landmarschall noch 4 Glieder der Ritterschaft 
treten, von welchen er, der Generalgouverneur, 2 zu ernennen 
und der Adel die beiden anderen zu erwählen habe. Infolge- 
dessen forderte er Samson auf, einer der von ihm zu ernen- 
nenden %a sein. »Votre Excellence croira sans peine*, so lau- 
tete es in dem sehr verbindlichen Schreiben, „qu*avec Testime 
particuliere, que j*ai pour ses lumieres et son experience, je mette 
Tempressement le plus sincere ä la prier de vouloir bien etre Fun 
des membres du Comite, que je suis autorise ä nommer. Je suis 
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persuade, Monsieur, que vous ne refuserez pas de concourir ä 
des travaux d'une importance aussi notable pour les interets du 
pays* etc.'). 

Unmittelbar nach Empfang dieses Briefes erschien bei ihm 
der Gouverneur Fölkersahm, um seinen Entschluss zu erfahren. 
Er teilte ihm mit, dass sein Sohn Hamilkar der zweite Delegierte 
sei, den Golowin von sich aus ernannt habe, und dass der Baron 
Karl Bruiningk zu Palloper, ältester Sohn des Landrats, an 
Samsons Stelle treten würde, wenn dieser der Aufforderung nicht 
Folge leisten wolle. Samson erklärte, dass er sich diese Sache 
überlegen müsse. Kaum war der Gouverneur fort, so trat der 
Ritterschaftsnotar Engelhardt bei ihm ein. Er sei, so sagte er, 
von Petersburg aus beauftragt, Samson zur Ablehnung der an ihn 
ergangenen Berufung zu vermögen, damit der Adelskonvent sich 
in der Lage befände, ihn seinerseits als ritterschaftlichen Dele- 
gierten zu erwählen „und durch seine Wahl ihm eine angemessene 
Stellung in der Kommission" zu geben. „Man garantiere" ihm 
„diese Wahl; über den Garanten selbst jedoch dürfe er sich nicht 
aussprechen"*). „Diese Äusserung", so schrieb Samson hierüber 
in sein Tagebuch, „schien mir mehr als sonderbar. Ich sollte die 
verbindliche Einladung des Generalgouverneurs ausschlagen ; darin 
hätte offenbar eine Unart gegen den ersteren gelegen. Ich sollte 
mich auf einen einflussreichen, aber unbekannten Garanten ver- 
lassen. Das wäre um so unvorsichtiger gewesen, als ich von der 
Mehrzahl der Konventsglieder eben keine günstige Stimmung 
gegen mich zu erwarten Ursache hatte. Was konnte ich mit allen 
Antecedentien seit 1842 anders vermuten, als die Absicht, mich 
desto sicherer im Adelskonvent durchfallen zu lassen und meinen 
Anteil an den Bauerangelegenheiten gänzlich zu beseitigen, sobald 
ich den Generalgouverneur durch Ablehnung seiner Berufung 
mehr oder weniger verletzt hätte." Auf Grund dieser Erwägungen 
teilte Samson Golowin am 23. Januar mit, dass er auf seine Propo- 
sition eingehe, und bat ihn um ein Reskript, in dem er zu rück- 
haltloser Darlegung seiner Überzeugungen verpflichtet werden 
sollte, damit er als Landrat jede Zumutung zurückweisen könne, 
als wäre er Werkzeug gouvernementaler Absichten. Dieses Re- 
skript erhielt er am 31. Januar 1846. 
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Der Adelskonvent erwählte zu Delegierten der Ritterschaft 
einstimmig den Landrat von Oettingen und mit 12 gegen 7 Stimmen 
den Baron Nolcken zu Lunia. Eine Instruktion wurde ihnen nicht 
erteilt, „da positive Landtagsbeschlüsse vorliegen und demnach 
auch nur wieder der Landtag hierin Verfügung treffen kann*. Der 
Landmarschall wurde ersucht dahin zu wirken, „dass dasjenige, 
was in Bauerangelegenheiten beliebt werden sollte, einem extraor- 
dinären Landtage zur Beratung vorzulegen sei, bevor es 

definitiver Beschluss werde". Samson fasste diese Wahl so auf, 
dass der Konvent es für notwendig finde, gegen ihn „und den 
Baron Fölkersahm eine kräftige Opposition, unterstützt vom Land- 
marschall, zu bilden*. „Nach allem dem, was die Land- 
tage von 1842 bis 1844 Gutes und Böses über mich gebracht 
haben, begriff ich vollkommen die Schwierigkeiten meiner Lage. 
Desto unerwarteter musste es mir sein, dass man sich, wenigstens 
scheinbar, mit meiner Berufung ganz zufrieden äusserte, während 
die des Baron Fölkersahm allgemein missfiel.* ') 

Wurde auch Oettingen, als vermittelnde, zwischen den Par- 
teien stehende Persönlichkeit, einstimmig gewählt, so handelte es 
sich in Bezug auf Nolcken wohl um eine Fraktionswahl. Über die 
Wünsche und Befürchtungen wegen der zu dieser Delegation zu 
designierenden Personen und die politischen Konjunkturen schrieb 
Woldemar von Bock seinem Freunde Theodor von Kruedener- 
Suislep aus Schwartzhof am 2. Februar 1846 folgendes: 

„Unter Deinen Mitteilungen über die Delegationsfrage ist mir 
nur dieses neu, dass für den Fall der Erwählung Samsons von 
selten des Landes der Generalgouverneur gesonnen sei, auf ihn 
zu Karl Bruiningks Gunsten zu verzichten, gegen welchen ich 
übrigens in einem Augenblick, wo es hauptsächlich auf Reinheit 
und Entschiedenheit der Gesinnung, auf Reinheit von der eigent- 
lich uns mit Guillotine und Laternenpfahl zu kurierenden Pest der 
Transaktionslustigkeit ankommt, nichts einzuwenden weiss.* Mit 
Besorgnis erfüllte ihn die Eventualität, dass die „Bauerverfassungs- 
frage* in Petersburg wieder in Anregfung gebracht werden könnte. 
Die Folgen hiervon sah er als unberechenbar an, namentlich wegen 
der, so setzte er seinen Brief fort, „Unvermeidlichkeit eines Zwie- 
spalts in unserer eigenen Mitte, unter den Augen unserer Feinde. 
Dass Fölkersahm dieses nicht sollte voraussehen, scheint mir, so- 
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weit ich ihn zu kennen glaube, unwahrscheinlich. Eher wäre 
Samson, der schon früher gezeigt hat, dass ihm der Sieg gerade 
seiner Absichten am Herzen liege, einer solchen Verblendung 
fähig. Dem sei aber, wie ihm wolle, wir werden es, ich fürchte, 
erleben, dawSS Nolcken dann doch in die Delegation kommt, und 
dann wird sich nur zu bald ergeben, dass die ganze Sache, wenn 
nicht von unseren Feinden angezettelt, wenigstens so angezettelt 
ist, wie sie es uns immer wünschen können." Seiner Auffassung 
nach wolle nämlich im Grunde die Regierung dasjenige, was die 
liberale Partei vertrete, „aber nicht um des Rechts willen, sondern 
weil sie bei den Bauern als Beglücker erscheinen, folglich sie uns 
als deren Bedrücker erscheinen lassen will. Darum ergriff sie 
die Gelegenheit, die ihr die Nolckensche Partei mit konservativem 
Fanatismus darbot, mit beiden Händen, uns die Initiative der Re- 
form, wie wir sie 1842 ergriffen hatten, aus der Hand zu winden 
und einstweilen die 77 Paragraphen zu bestätigen, über deren 
Herkunft die Bauern nicht im Zweifel sein konnten. Da trete 
denn nach kurzer Zeit die Regierung hervor und sage zum Volk: 
,Seht, das habt Ihr von Eueren Herren zu erwarten.* Dann 
nehme sie die Idee von 1842 wieder auf, nur mit dem Unterschied, 
dass sie jetzt wie eine Wahrheit erscheine, die den Bauern trotz 
der Herren zu teil werde, während sie ihnen damals durch sie zu 
teil geworden wäre, und, um nichts zu unterlassen, nimmt man 
uns die beiden einzigen Männer vorweg, die, falls sie von unserer 
Seite hingingen, fähig wären das Werk der Reform als unser 
Werk erscheinen zu lassen.** ') 

Nachdem nun Nolcken und Samson Kollegen in der Kom- 
mission geworden w^aren, lag es ersterem daran, den persönlichen 
Zwiespalt auszugleichen, der durch die auf seinen Antrag im De- 
zember 1842 geschehene Desavouierung der Handlungsweise Samsons 
als residierendem Landrat, sowie des auf dem letzten Landtage 
beabsichtigten ernsten, wenn auch im wesentlichen paralysierten 
Angriffs zwischen beiden Männern von dann an noch fortbestand. 
Er Hess Samson daher am Tage nach der Wahl durch den Land- 
rat von Oettingen sagen, dass er einsehe, seither gegen ihn, wenn 
auch nur im Eifer für die von ihm verfochtene Ansicht, zu weit 
gegangen zu sein. Er sehe selbst seinen Fehler und die verschul- 
dete Ungebühr ein, „sei zu jeder genugtuenden Erklärung bereit 
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und bitte, das Vorgefallene in Vergessenheit zu stellen**. Oettingen 
entledigte sich dieses Auftrages und setzte dabei auseinander, wie 
notwendig es sei, „dass unter den Delegierten aus der Provinz 
keine Zwietracht herrsche, um frei von aller Persönlichkeit zum 
allgemeinen Besten die Intelligenzen walten zu lassen". Samson 
erwiderte, dass er zu einem Entgegenkommen bereit sei, verlangte 
aber von Nolcken eine Ehrenerklärung, die in Gegenwart des 
Landmarschalls und Oettingens abzugeben sei. „Denn was zwischen 

beiden vorgefallen sei, habe das ganze Landtagspersonal zum 

Zeugen gehabt, daher könne die beabsichtigte Aussöhnung kein 
Akt bloss privater Verständigung sein." Hiermit war Nolken ein- 
verstanden und die formliche Aussöhnung fand noch an demselben 
Tage statt. »Der Landmarschall", so schrieb Samson in sein Tage- 
buch, „schlug die Hände auseinander, die Baron Nolcken und ich 
uns geboten hatten. Auffallend war mir Nolckens sichtbare Bewe- 
gung. Was namentlich ihn besonders bewegte, weiss ich nicht. 
Das ganze Publikum jedoch nahm mit Beifall die Aussöh- 
nung auf. Meinerseits war sie herzlich gemeint, wenn auch mit 
einiger Besorgnis, dass sie mit den ewigen Frieden schliessenden 
kriegführenden Mächten vielleicht ein gleiches Schicksal teilen 
möchte." ^) 

Bald darauf reisten die Delegierten nach Petersburg ab. 

Der Kaiser hatte auf Vorschlag des Ministers des Innern 
Perowsky angeordnet, dass vor dem Zusammentritt der grossen 
Kommission zuerst noch ein vorbereitendes Komitee versammelt 
werden sollte „zur vorläufigen genauen Erwägung der später zu 
beschliessenden Gegenstände". Dieses Komitee sollte bestehen 
unter dem Vorsitz des Ministergehulfen Senjäwin aus den 5 liv- 
ländischen Delegierten, dem Direktor der zu den Apanagen gehö- 
renden landwirtschaftlichen Schule Baikow, „als durch seine Er- 
fahrung in der Landwirtschaft bekannt**, und dem Gliede des 
Ressorts der Reichsdomänen Staatsrat Roschitzky, abdelegiert 
vom Domänenminister Grafen Kisselew. 

Bald nach Samsons Ankunft in Petersburg kam der Minister-' 
gehülfe Senjäwin zu ihm und teilte ihm mit, dass er als Vorsitzender 
des vorbereitenden Komitees von den Delegierten „Materialien zum 
Behuf seiner Beratungen** erwarte. Samson erwiderte, dass er sich 
darin täusche, die Deputierten würden voraussichtlich vielmehr er- 
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klären, dass sie ihrerseits zur Verbesserung des Zustandes der 
Bauern nicHts anzutragen hätten, denn die 77 Paragraphen wären 
eben erst publiziert worden, und man müsse ihre Wirkung ab- 
warten Es sei vielmehr nun Sache der Staatsregierung, 

„von sich aus die ausgemittelten Mängel in der bäuerlichen Gesetz- 
gebung anzugeben*^. Diese Erklärung schien Senjäwin zu akzep- 
tieren. In der Folge änderte aber Samson diesen seinen Stand- 
punkt. Senjäwin kam immer wieder zu ihm, um seinen Rat zu 
hören, der Minister fragte ihn wiederholt um seine Meinung und 
es schien ihm bedenklich, „Personen, denen die inneren Verhält- 
nisse der Provinzen gänzlich unbekannt waren, die erste Richtung 
aller Beratungen und jeglicher Beschlussfassung zu überlassen". 
So entschloss sich Samson denn in der Folge, Senjäwin durch Vor- 
arbeiten für die erste Sitzung des vorbereitenden Komitees zu 
helfen, und redigierte ihm 5 Punkte, die in grosser Allgemeinheit 
dasjenige enthielten, was Samsons Meinung nach notwendig war, 
um dem Mangel des Gesetzes von 18 19 abzuhelfen. 

An demselben Abend, als Senjäwin bei ihm gewesen war, ver- 
sammelten sich alle Delegierten bei Samson, „um sich über den 
Gang, den die Beratungen der Kommission zu nehmen hätten, 
gemeinschaftlich zu besprechen". Alle waren der Meinung 
Samsons, dass man auf die Initiative der Regierung bestehen 
müsse. Im übrigen gingen die Ansichten auseinander. Die drei 
ritterschaftlichen Delegierten bildeten eine Gruppe für sich. Bei 
ihnen „schien sich die Absicht festgesetzt zu haben, dass man 
sich auf nichts weiter einlassen, sondern lediglich auf die Erfah- 
rungen berufen müsse, die auf Grund der 77 Paragraphen 

bis zum nächsten Landtage zu machen wären" ^). Samson, um seine 
Meinung gefragt, antwortete erasiv. Fölkersahms Ansicht, „dass 
das Land, das die Bauern zur Nutzung inne hätten, ihnen zu diesem 
Behuf auf immer zu überlassen und abzutreten sei, damit sie nach 
dem Sinne des Gesetzes in der Tat einen freien Stand im Staate 
bilden könnten", stiess auf heftigen Widerspruch. Die Erörterungen 
hierüber „endeten mit der brüsken Erklärung des nun schon un- 
geduldig gewordenen Landmarschalls, dass das alles un- 
nütze Ideen und leere Phrasen seien". Herr von Lilienfeld sollte 
in wenigen Wochen die für ihn harte Erfahrung machen, dass diese 
Ideen im Gegenteil sehr praktisch wurden und ins Leben traten. 
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Am folgenden Tage kam Senjäwin wiederum zu Samson in 
sichtbarer Ratlosigkeit darüber, eine Operationsbasis für seine 
Kommissionssitzung zu finden, und sagte ihm, dass der Minister 
Perowsky ihn auch in diesen Angelegenheiten zu sprechen wünsche. 
Am 24. Februar fand die Zusammenkunft statt. Der Minister 
sagte Samson, dass er leider zur Überzeugung gekommen sei, dass 
er sich, „mit der Sache wenig bekannt, bei Abfassung der 77 Er- 
gänzungsartikel auf die Meinung der livländischen Deputierten zu 
sehr verlassen habe*. Jetzt sehe er seinen Irrtum ein und frage 
ihn, den er „seither für liberal gehalten, worauf es bei der vor- 
zunehmenden Reform der bäuerlichen Verhältnisse gegenwärtig 
eigentlich ankommen möchte?*^ Samson antwortete ihm, dass das 
Wesentliche der Reform in einem Zurückgreifen auf die Grund- 
sätze der Bauerverordnung von 1804 liegen müsse. Der freie Bauer, 
den das Gesetz von 18 19 heimatlos gemacht habe, müsse „bei aller 
Freizügigkeit eine feste Wohnstätte durch Vererbung seiner Ge- 
sindeswirtschaft und des Gesindesinventariums auf seine Deszen- 
denz** zurückerhalten, und hierdurch „würden f5r jetzt die gegen- 
wärtig ganz unausführbaren eigentlichen Erbpachten" ersetzt 
werden etc. 

Zu diesen Unterhandlungen mit Senjäwin und Perowsky ge- 
sellten sich bald noch Beziehungen zur Grossfurstin Helene, die 
durch den Akademiker von Baer vermittelt wurden. Sie hatte 
Samsons historischen Versuch über die Aufhebung der Leibeigen- 
schaft mit grossem Interesse gelesen. Nunmehr wünschte sie eine 
Darlegung seiner Ansichten in Bezug auf die gegenwärtigen Ver- 
handlungsgegenstände kennen zu lernen, die sie durch Vermitte- 
lung von Baer erhielt, und erklärte sich mit ihnen „vollkommen 
einverstanden". Sie Hess ihm diese ihre Meinung sagen und ihn 
auffordern, seinen Standpunkt fest aufrecht zu erhalten: „qu'il 
tienne ferme", zugleich wünschte sie ihn nächstens persönlich hier- 
über zu sprechen. Vorher, d. h. am 2. März 1846, empfing sie 
sämtliche Delegierte in Audienz. Sie benutzte hierbei die Gele- 
genheit, sich eingehend über die bäuerlichen Angelegenheiten in 
Livland zu unterhalten und eine Mahnung hieran zu knüpfen. 
„Diese gegenwärtige Gelegenheit**, sagte sie, „sei zu benutzen, um 
durch menschenfreundliche Bestimmungen Livland auf der bisher 
behaupteten Höhe gegenüber Russland zu erhalten. Von dem 
Resultat der jetzigen Beratungen würde mehr oder weniger für 
die Zukunft die ganze Existenz Livlands abhängen.* Der Landrat 
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von Oettingen und Baron Nolcken meinten zwar, dass die 77 Para- 
graphen auch schon viel Gutes und Ergänzendes zur Bauerverord- 
nung von 18 19 enthielten, und ersterer führte aus, wie seiner An- 
sicht nach „in neuerer Zeit sich der Zustand der Bauern sehr ge- 
bessert habe und sie wohlhabender geworden seien". Die Gross- 
fürstin aber war anderer Meinung. Sie „vermisste bei allem, was 
auch zum Besten der Bauern geschehen sei, ein durchgreifendes 
Rechtsprinzip, was sich darin hauptsächlich bekunde, dass die wohl- 
tätige Organisation nach der Bauerverordnung von 1804 ausser 
Kraft gesetzt und der Bauer seit 1819 vom Landbesitz gänzlich 
abgeschieden sei, denn früher sei er dem Wesen nach Landbesitzer, 
wenn auch nicht Grundbesitzer gewesen" etc. Nolcken erzählte bei 
dieser Gelegenheit, wie Liphart seinen Bauern Grundbesitz ange- 
boten, diese ihn aber nicht angenommen hätten, und wie hieraus 
auf den geringen Kulturzustand derselben zu schliessen sei. Die 
Grossfurstin Hess dieses Beispiel aber nicht gelten, sondern erwi- 
derte, „dass die Dummheit einzelner kein Beweis dafür sei, dass 
ein ganzer Stand keiner wesentlichen Verbesserung seiner Stellung 
bedürfe"^), und schloss mit den Worten: „Ich bitte Sie, meine 
Herren, tun Sie um Ihres eigenen Besten willen jetzt, im entschei- 
denden Augenblick, Ihr möglichstes, und**, fügte sie lächelnd hinzu, 
„auch Sie, Herr von Nolcken, der Sie Ihre Bauern gut halten und 
gute Bauern haben sollen, bitte ich darum.** 

Diesen Ruf, das Gedeihen seiner Bauern im Auge zu haben, 
hatte sich Baron Nolcken namentlich auch durch seine Stellung- 
nahme zur Frage des Überganges der Bauerländereien in den 
eigentümlichen Besitz der Bauerpächter begründet. In der Tat war 
er einer der ältesten und einflussreichsten Vertreter der Ansicht, 
dass der Verkauf des Bauerlandes, und zwar mit Hülfe des Kredit- 
systems, nicht nur aus humanen, sondern namentlich aus politischen 
Motiven eine Notwendigkeit sei. In diesem Sinne hatte er schon 
auf der Generalversammlung der Kreditsozietät vom Februar 1842 
einen Antrag eingereicht, der den Zweck verfolgte, den Verkauf 
von Bauerland zu erleichtern. Dieser Antrag schloss mit folgenden 
Worten: 

„Das Entstehen einer zahlreichen Klasse von Bauergrund- 
eigentümern, die ihre Grundstücke mit demselben Rechte besitzen, 
wie wir die unsrigen, nämlich titulo oneroso, scheint mir von gar zu 
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entscheidender Wichtigkeit zu sein, und ich wage zu behaupten, 
dass mehr als ein Fall denkbar ist, wo unsere Existenz von dem 
Vorhandensein eines solchen konservativen Elementes in dem 
politischen Organismus unseres Landes abhängen kann.**) 

Wenige Tage nach jener Audienz lud die Grossfurstin den 
Landrat Samson allein zu sich ein und besprach nochmals während 
1 7« Stunden die grosse Landesangelegenheit mit ihm. Sie zeigte 
wiederum viel Interesse und Sachkenntnis hierbei und wieder- 
holte ihre Mahnung, eine Verbesserung der bäuerlichen Verhält- 
nisse vorzunehmen, „um keinen Angriffspunkt den Übelwollen- 
den übrig zu lassen". 

Von diesen persönlichen Verhandlungen mit Senjäwin, 
Perowsky und der Grossfurstin machte Samson nur Fölkersahm 
Mitteilung, nicht den anderen Delegierten, die sich ihrerseits fort- 
dauernd bemuhten ihn davon zu überzeugen, dass man zunächst 
nur an den 77 Paragraphen festhalten müsse. Samson verhielt 
sich hierbei zurückhaltend, merkte aber, dass sie bei den Reichs- 
ratsmitgliedern Graf Pahlen und Baron Hahn, sowie beim General- 
adjutanten Baron Lieven eine erfolgreiche Propaganda machten. 
Dennoch hatte diese Ansicht wenig Aussicht auf Erfolg, da der 
Kaiser selbst sich in Gegensatz zu ihr gestellt hatte. Am 28. Februar 
nämlich fand die Audienz der Delegierten bei ihm statt in An- 
wesenheit des Thronfolgers, der Generaladjutanten Graf Pahlen, 
Baron Georg Meyendorff, Baron Pahlen, des Ministers Perowsky 
und Golowins, der die Delegierten vorstellte. Die Einzelheiten 
dieses Empfanges sind publiziert worden und daher bekannt*). 

Fölkersahm schilderte diesen Vorgang in einem Brief an 
Fr. Sivers vom 4. März 1846 folgender massen : 

„Petersburg, 1846 4. März. 
Teuerster Freund! 
Ich hätte Dir gern früher einige Worte geschrieben, wenn 
sich eine sichere Gelegenheit gefunden hätte. Über den Gang 
unserer Angelegenheiten lässt sich in Hinsicht auf die Kommission 
noch wenig sagen, da wir heute die erste Sitzung der Vorbereitungs- 
kommission gehabt. Soviel ist und scheint indes gewiss, dass 
wir loyalere Bestimmungen, als die 77 §§ enthalten, fassen werden 



1) Dr. Baron H. Engelhardt: „Zur Geschichte der Livl. adlig. Güterkredit- 
Sozietät", 1903, pag. 70 ff. 

>) W. von Bock: „Uylaodische Beiträge'' Bd. II pag. xio ff. 
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und müssen. Am 28. Februar hat uns der Kaiser empfangen. Es 
geschah mit so ausgezeichnetem Wohlwollen, mit solcher väterlichen 
Offenheit, dass wir in jedem Fall unter den gegebenen Verhältnissen 
ihm für die Art und Weise, wie er mit und zu uns gesprochen, 
den grössten Dank schuldig sind. Nachdem er im allgemeinen 
sein Bedauern über die letzten Ereignisse und über die Stimmung 
der Bauern ausgesprochen, sagte er, dass es ihm durchaus not- 
wendig erscheine, dass radikale Verbesserungen der Zustände 
versucht würden, dass das bisher Geschehene unzulänglich erscheine 
und dass er auf die Gesinnung und auf die gute Absicht des Adels 
dabei vertraue, es aber doch für nötig gehalten, dass das Gou- 
vernement den Impuls gebe. Sodann versicherte er uns, wie er 
und sein Haus uns stets die gnädigste Gesinnung und Anerkennung 
bewahrt habe und bewahren werde, wie man nie die Absicht 
gehabt, uns in unseren Rechten zu kränken, und wie es eine Sünde 
von uns wäre, wenn wir je daran zweifelten. Wir hätten uns 
immer ritterlich benommen und würden es wohl auch in Zukunft 
und so wie bisher seine wohlwollende Gesinnung verdienen. Die 
kirchliche Bewegung sei nicht vom Gouvernement ausgegangen. 
Das Gouvernement könne aber diejenigen, welche sich an die 
orthodoxe Kirche wenden, nicht zurückweisen. Der Bischof sei ein 
ruhig vernünftiger Mensch, der hierbei unschuldig sei. Unsere 
^ Prediger und die grossen Kirchspiele seien mit daran schuld und 
dergl. mehr. Von unserer Seite ist soviel als möglich berichtigend 
erwidert worden. Zugegen waren General Lieven, Meyendorff, 
Peter Pahlen und Golowin. Zuletzt suchte Peter Fahlen zu 
eruieren, dass die 77 §§ allen Bedürfnissen entsprächen und dass 
man, ehe diese eben promulgierten Bestimmungen ihre Wirkung 
geäussert, gar nicht über die Lage der Dinge urteilen könne. Dies 
erfreute, wie Du denken kannst, Nolcken etc.; ich bedauerte es, 
schwieg aber, weil hier, wo wir vor dem Thron standen, wir 
natürlich einander nur stützen, nicht schwächen mussten, und weil 
mir die Kommission als eigentliche Arena blieb. Ich bedauerte 
diese Episode, weil sie Veranlassung wurde, dass die Herren sich 
die mehr als deutlich ausgesprochenen Wünsche wieder zu ver- 
hüllen und auszureden strebten. Der Empfang war bei dem Thron- 
folger am 23., beim Grossfürsten Michail am 3. und bei der Gross- 
fürstin Helene am 4. ein ebenso erfreulicher. 

Die Sachen haben sich nun meiner Ansicht nach so gestellt, 
dass wir, wenn wir in der Bauerangelegenheit auf loyale Weise 
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unsere Pflicht tun, wieder eine sehr günstige Stellung einnehmen 
können und dann wohl auch für unsere Kirchenfrage etwas erlangen 
werden; dass es mit dieser bisher schlimm steht, wirst Du, trotz 
der gnädigen Äusserung, wohl erkennen, indes halte ich sie nicht 
ganz für hoffnungslos. Die kaiserlichen Worte, welche an uns 
gerichtet worden, hatten natürlich auch ihre üblen Partien, z. B. 
einiges über „Russen und Deutsche", dass wir nicht Deutsche, 
sondern Livländer und als solche Russen wären und dergl.; indes, 
ich lege mit Recht, ohne unsere Stellung und die Folgen zu über- 
schätzen, darauf grossen Wert, dass der Kaiser gerade diese wohl- 
wollende und ehrende Art, mit uns zu verfahren, gewählt, weil 
darin eine Anerkennung unserer Denkungsart liegt, die auch 
wiederholt ausgesprochen wurde. 

Noch sind zu Kommissionsgliedern Lieven und Meyendorff 
ernannt. 

Was ich Dir hier geschrieben, bitte ich dringend nur für 
Dich allein zu behalten, da ich es nur, so wenig und flüchtig es 
auch ist, getan, weil ich wusste, dass Du gern etwas von mir über 
die Sache hören würdest. Ich schreibe sonst an niemanden, weil 
durch das Weitererzählen immer das Gesagte entstellt wird und 
so wieder hier zurückkommt, wo der Schreiber dann in Verlegenheit 
gerate. Gern würde ich Deinen Brief, für den ich Dir herzlich 
danke, ausfuhrlich beantworten, es ist mir bis heute aber wirklich 
unmöglich gewesen die Zeit zu finden. Die Ablösungspläne be- 
schäftigen auch mich sehr und ich werde suchen, drin zu tun, was 
möglich ist. Wenn Du im Laufe der Zeit mich wieder mit einem 
Brief erfreust, so werde ich Dir sehr dankbar sein. Grüsse Max 

und Robert und behalte lieb 

Deinen treuen H. 
Den 5. März. 

Ich sende diesen Brief zur Sicherheit über Riga. . .** u. s. w.^). 

Soweit das Gespräch die bäuerlichen Verhältnisse berührte, 
präzisierte der Kaiser seine Ansicht dahin, dass „die Bauerverord- 
nung von 1819, die nach den Ansichten und Meinungen des Adels 
selbst zu Stande gekommen sei, die guten Früchte nicht getragen 
habe, die der Kaiser Alexander von ihr erwartet habe. Im Gegen- 
teil habe sich der Zustand der Bauern wesentlich verschlimmert.** 
Nun sei es Sache der Staatsregierung selbst, zu entscheiden, „und 



1) Archiv Euseküll: „Briefe»« etc. 
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nicht die Ansichten und Vorschläge des Adels als alleinige Grund- 
lage gelten zu lassen**. Der Versuch eines Widerspruchs des Grafen 
Pahlen, im Sinne des Standpunktes der drei ritterschaftlichen Dele- 
gierten zu Gunsten der 77 Paragraphen, hatte keinen Erfolg. Der 
Graf führte aus, wie durch diese jene ungenügende Bauerverord- 
nung von 1819 ergänzt werde, dass sie eben erst Allerhöchst be- 
stätigt seien und ihre Wirkung abgewartet werden müsse, zumal 
der Kaiser „auf den Landtag die näheren Bestimmungen verwiesen 
habe". „Freilich habe ich jene Artikel bestätigt*, erwiderte der 
Kaiser, „weil sie unter Teilnahme des Adels mir vorgestellt wur- 
den, und ich mich auf seine Ansicht verliess .... Allein es zeigt 
sich, dass man mehr tun müsse" etc. Die weiteren Bemühungen 
von Pahlen, Meyendorff und Lieven, den Zustand der livländischen 
Bauern als nicht so schlimm darzustellen, schienen dem Kaiser nicht 
zu gefallen. „Prüfe nun", so schloss der Kaiser seine Anrede, 
„die Kommission alles, was in der Sache not tut, und bleiben Sie 
eingedenk der Ihnen gestellten Aufgabe, damit der Zweck so voll- 
ständig als möglich erreicht werde .... Ihre Rechte und Ver- 
fassungen stehen unter dem Schutz der Gesetze, unter Meinem 
Schutz .... Halten Sie sich aber auch fern von allen fremden 
Einflüsterungen; bei dem, was im Ausland vorgeht, vergessen Sie 
nicht, dass Sie keine Deutsche, sondern seit 130 Jahren Russen 
sind .... Russen sind Sie, wenn auch deutschen Ursprungs, 
bleiben Sie es denn auch nach Ihren Rechten und Verfassungen, 
aber seien Sie auch Russen ganz und gar, — de coeur et d'äme." 

In Bezug auf den Gegenstand dieser letzten Bemerkung hatte 
der Kaiser am nächsten Tage mit dem Landmarschall, den er allein 
noch einmal zu sich bestellte, noch ein Gespräch. Infolge dieser 
Unterredung äusserte Herr von Lilienfeld dem Landrat Samson 
gegenüber seine dahin gehende Meinung, „dass man auf die jungen 
Gemüter in der Provinz einzuwirken und sie aller Extravaganzen 
in Ansichten und Urteilen zu entfremden habe; dass man von allem 
sogenannten Deutschtum abscheiden und sich in die Idee der ,Ein- 
heit des Russischen Reiches* finden müsse. Hierin liege die einzige 
Garantie für die Provinz und für die Erhaltung ihrer Rechte und 
Verfassungen. Wenn auf diese Weise alle offenkundige Opposition 
vermieden würde, so hätte der Adel in dem Kaiser nicht nur seine 
stärkste, sondern auch einzigste Stütze.^ Landrat Samson pflichtete 
dieser Ansicht bei und liess dieses alles „natürlich gelten*^). 

1) Samson: Tagebuch pag. 35. 
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Als die Herren nach der grossen Audienz entlassen waren, 
rief einer der ritterschaftlichen Delegierten dankerfüllt über das 
Eintreten des Grafen Pahlen für die 77 Paragraphen im Korridor 
aus:« „Gott segne unsern alten Pahlen!" Von seinen Gesinnungs- 
genossen hatte er diesen Segensruf verdient, denn als er nach der 
Audienz mit dem Minister Perowsky noch bei dem Kaiser blieb, 
hatte er abermals umständlich entwickelt, wie vor allem jetzt die 
Erfahrungen in Bezug auf die 77 Paragraphen abgewartet werden 
müssten, bevor man neue Massregeln ergreifen könnte. Die Ver- 
armung der Bauern sei nicht Folge des Gesetzes von 18 19, sondern 
nur einer voreiligen Freigebigkeit und unzeitigen Grossmut der 
Gutsbesitzer, die darin bestanden habe, dass sie zugleich mit der 
Freilassung den früheren Erbuntertänigen auch alle deren Schulden 
nebst den Gesindesinventarien geschenkt hätten, welch letztere sehr 
bald verzettelt worden seien. Der Kaiser war aber dennoch bei 
seiner Meinung geblieben und hatte eine genaue Revision der 
Bauerverordnungen für unerlässlich gehalten. Der Minister des 
Innern Perowsky interpellierte bald darauf den Landrat von 
Samson darüber, welche Bewandtnis es eigentlich mit diesem Akt 
der Grossmut des Adels im Jahre 18 19 habe. Samson erläuterte 
ihm, dass diese Grossmut insofern „ihre Grenzen gehabt** habe, 
als damals den Bauern nur die alten Schulden bis zum Jahre 
18 13 erlassen und ihnen auch nur dasjenige Inventar geschenkt 
worden sei, das „vor 1813 zur Gesindesökonomie vorgestreckt 
worden war*. 

Nachdem die Delegierten noch vom Thronfolger und vom 
Grosdfursten Michael empfangen worden waren, rückte allmählich 
der Termin der ersten Sitzung der vorbereitenden Kommission 
heran. Am 5. März 1846 fand sie statt. 

Der Geheimrat Senjäwin eröffnete die Verhandlungen mit der 
an die Delegierten der Ritterschaft gerichteten Aufforderung, ihre 
Ansichten über die Mittel darzulegen, die geeignet wären, um die 
zur Zeit noch bestehenden Mängel hinsichtlich der Verordnungen 
für die Hvländischen Bauerverhältnisse zu beseitigen. Wie es ihm 
Landrat Samson schon vorausgesagt hatte und unter den drei 
Deputierten vereinbart worden war, so fiel die Antwort auf diese 
Aufforderung aus. Der Landmarschall und Baron Nolcken ent- 
wickelten, „dass, da die Notwendigkeit, in den Verhältnissen der 
Bauern Änderungen zu treflFen, von der Regierung ausgesprochen 
worden sei, der Adel seinerseits erwarten müsste, dass dieselbe 
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auch die Mittel vorschlagen werde, wie den von ihr anerkannten 
Mängeln abzuhelfen sei*. Von dieser Seite abgewiesen, wandte 
sich Sinjäwin nun an die beiden Delegierten der Regierung mit 
demselben Ansuchen. Man einigte sich schliesslich dahin, dass der 
Präsident zunächst seine eigene persönliche Ansicht über dasjenige 
eröffnen solle, „worin er die Bauerverordnung von 1819 nebst den 
77 Ergänzungspunkten der Berichtigung annoch bedürftig erachte*. 
Hierauf erklärte Sinjäwin, dass seiner Überzeugung nach zur Wohl- 
fahrt des Bauern wie zum Vorteil der Gutsherren zunächst folgende 
Gesichtspunkte als Grundlage einer Reform zu dienen hätten. Es 
wäre erforderlich: 

i) die Mittel aufzufinden, um in ein gemeinsames Interesse 
den Bauern und den Gutsherrn zu stellen, so dass der eine in dem 
Wohlsein des andern seinen Vorteil finde; 

2) in dem Bauern die Anhänglichkeit an den Grund und Boden 
zu wecken, und zwar dadurch, dass man ihm eine bleibende Wohn- 
stelle, mehr als bisher stattgefunden habe, sichere; 

3) bei dem Kontraktschliessen dem Bauern mit dem Grund- 
herrn gleiche Selbständigkeit zu gewähren; 

4) dem Bauern und dem Grundherrn eine gegenseitige Garantie 
für Erfüllung des untereinander geschlossenen Kontrakts zu ver- 
schaffen, so dass alle Willkür von der einen und von der anderen 
Seite entfernt werde, und 

5) die Verhältnisse zwischen Wirten und Knechten nach festen 
Grundsätzen zu bestimmen^). 

Dieses waren die 5 Punkte, die Landrat Samson dem Geheimrat 
Senjäwin aufgesetzt und ^^absichtlich in solcher Allgemeinheit . . . 
eines Abends bei ihm im Kabinett dergestalt reguliert hatte*'*). 
Diese Punkte sollten allen Delegierten zur schriftlichen Beantwortung 
mitgeteilt werden, und Samson wie Fölkersahm wurden speziell als 
von der Regierung erwählte Glieder aufgefordert, abgesonderte 
Gutachten einzureichen. 

Nun war der Augenblick gekommen^ da sich zeigen musste, 
wie die Gruppierung innerhalb der 5 livländischen Delegierten sich 
formieren würde. Vielfaltige Besprechungen füllten die nächsten 



1) Archiv SepkuU Nr. 37. Protokoll der ersten Sitzung des vorbereitenden 
Komitees. 

*) Samson: Ta^buch pag^. 43. 

8* 
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Tage aus. Nolcken versuchte es noch wiederholt, Samson von 
der Gefahr Jeder direkten Einlassung von selten der Deputierten* 
zu überzeugen und wandte hierzu „alle Mittel der Überredung an*, 
jedoch vergebens. Samson suchte ihn „auf die Unschicklichkeit 
einer solchen Opposition .... und auf die Unmöglichkeit auf- 
merksam zu machen", dass er als von der Regierung ernannter 
Delegierter der offiziellen Aufforderung, seine ohnehin bekannten 
Ansichten zu formulieren, ausweiche, stiess aber auf ebensowenig 
Verständnis. So arbeitete denn Samson seinen Antrag an den 
Komitee aus. Da sich ferner die drei Herren: der Landmarschall, 
Landrat v. Oettingen und Baron Nolcken, nun doch durch den 
ganzen seitherigen Gang der Angelegenheiten und so viele Aller- 
höchste und autoritative Äusserungen davon überzeugt hatten, dass 
an ein starres Festhalten der 77 Paragraphen nicht mehr zu 
denken sei, so war eine Verständigung mit Samson von vornherein 
wahrscheinlich, und zwar nach dem Prinzip, dass es richtig sei, von 
zwei Übeln das geringere zu wählen. Denn ihnen erschien Samson 
immer noch viel weniger radikal als Fölkersahm, und eine Spaltung 
der Meinungen auch noch zwischen diesen vier Herren wollten sie 
nicht herbeiführen, da die seinige, „wie sie äusserten, doch mehr 
oder weniger von Gewicht sein müsste". Dasselbe Bestreben 
möglichster Einigung empfand Samson und so kam es denn auch 
zu einer solchen. Zugleich aber lehnte Samson es ab, mit ihnen 
zusammen einen gemeinsamen Antrag einzureichen, „um nicht auf 
irgend eine Weise gebunden zu sein, um den Anschein einer Kon- 
vention .... zu vermeiden und um Fölkersahm nicht glauben zu 
machen", als habe er »mit jenen drei Herren*, die er die »Trium- 
vire" nannte, „einen Akkord wider ihn geschlossen". Daher 
schickte er ihm seinen fertigen Antrag. Als er dieses getan hatte, 
schrieb er in sein Tagebuch: „Also immer Rücksichten, immer 
Politik und umsichtige Besorgnis." Das Wesentliche dieses Antrages 
bestand darin, dass er: 

erstens: dem Gesindespächter das Recht einräumte, nach 
seiner eigenen Bestimmung einen abgelaufenen Pachtkontrakt 
fortzusetzen, oder selbst in einen erblichen zu verwandeln, je- 
doch nur gegen Übernahme wackenbuchmässiger Leistungen, 
und 

zweitens: den Gutsherrn verpflichtete, wenn eine Gesindes- 
stelle vakant würde, zum Behuf wackenbuchmässiger Besetzung 
derselben, eine Publikation zu erlassen, und wenn sich ein Pächter 
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meldete, mit ihm zu kontrahieren. Erst dann, wenn sich von Jakobi 
bis zum nächsten St. Georg-Tage kein Liebhaber meldet, sollte er 
befugt sein, über die vakante Gesindesstelle nach Belieben zu ver- 
fügen. Samson war hierbei von dem Gesichtspunkt ausgegangen, 
dass es richtiger sei, „aus den Zuständen des einzelnen bäuerlichen 
Gesindesinhabers heraus an die Reform heranzutreten, statt allge- 
meine Grundsätze für die Konsolidierung des ganzen Bauernstandes 
als solchem auszusprechen, aus denen sich die Rechtslage des ein- 
zelnen a posteriori deduzierend konstruieren sollte". Er nannte 
seine Methode die synthetische, die andere die analytische, und 
war der Meinung, dass die erstere dem gemeinen Mann klarer 
und begreiflicher sein würde, schon weil sie kürzer wäre als die 
andere. Freilich hatte der Landtag vom Februar 1842 auf den 
Vorschlag Fölkersahms gerade den sog. »analytischen** als den 
zu betretenden Weg bezeichnet, und hierin spitzte sich nun der 
Gegensatz zwischen beiden zu. Kaum hatte daher Fölkersahm den 
Antrag erhalten, so erschien er bei Samson und äusserte „sich 
verwundernd darüber, dass er von dem seither von ihm immer 
behaupteten Glaubensartikel: ,Was Bauerland ist, solle, nach 
Abzug der Landquote, auch Bauerland bleiben*, aufgegeben habe**. 
Samson erwiderte, dass er sich nach wie vor zu diesem Satz 
bekenne, dass es ihm aber nicht darauf ankomme, wie er aus- 
gedrückt werde. Mit seinem Vorschlag sei alles erreicht, was 
jener Satz bezwecke. Denn wenn seine Proposition Gesetz würde, 
so stünde es dem Bauern frei: entweder Grundeigentum zu 
kaufen, und will er dies, -Va des Landwertes mit Hülfe des 
Kreditsystems an sich zu bringen, oder er könne aus einem 
einfachen Pächter ein Erbpächter werden oder Pächter bleiben, 
wobei er bei jeder Erneuerung des Kontraktes ein Vorzugs- 
recht habe. Somit sei jede Willkür des Gutsherrn unmöglich 
gemacht und „alles erreicht, was in dieser Hinsicht zu wünschen 
gewesen**. Zugleich aber vermeide man hierbei das Aussprechen 
einer Formel, „die einerseits jetzt, wo nach der Ansicht einiger 
Reformatoren eine Landablösung oder Landabteilung erzwungen 
werden müsse, zu weit fuhren könne, andererseits aber den 
Bauer in seinem Wahn, dass er zum Lohn des Konfessions- 
wechsels Land erblich zugeteilt erhalten werde, nur zu sehr 
bestärken würde** ^). Eine Scheidung der sog. Bauerländereien von 

1) Samson: Tagebuch pag. 47. 
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dem Hofesland zur Nutzniessung des „Bauernstandes" habe an sich 
nichts Stabileres als die vorgeschlagenen Punkte für den einzelnen, 
da es für diesen vor allem auf die Beschränkung des gutsherr- 
lichen Kündigungsrechtes ankomme; für den Gutsherrn dagegen, 
„den man doch nicht ganz unberücksichtigt lassen könne**, liege 
dabei die Gefahr vor, dass die Regierung, bei steigender Bevöl- 
kerung, das hergegebene Stück Bauerland bald zu gering finden 
und mehr Zuteilung verlangen könnte etc. Fölkersahm aber „ver- 
harrte bei seiner Ansicht, dass in allem Vorgeschlagenen nur ein 
Prinzip der Gnade ausgesprochen sei, während er ein Rechtsprinzip 
festgestellt haben wolle". Darum müsse den Bauern eines jeden 
Gutes ein für allemal ein bestimmter Teil des Landes angewiesen 
werden. Auf Samsons Frage, „was denn dem Individuo aus dieser 
Basis zugute kommen solle?*, antwortete Fölkersahm: „Diese Be- 
stimmungen behalte er sich vor." „Welche denn?" fragte Samson 
weiter. „Langjährige Kontrakte", erwiderte jener*). Samson 
meinte, dass „eine so strenge Scheidung in der Natur des Motivs 
zur Sache selbst nichts tue", und es nur darauf ankäme, was dem 
„einzelnen Bauern und seiner Gesamtheit wirklich zugute kommt". 
Die Herren konnten sich nicht einigen, und so reichte denn jeder 
von ihnen getrennt sein Gutachten bei dem Komitee ein. Dem- 
jenigen von Samson schlössen sich in ihrem Votum der Landmar- 
schall, Landrat von Oettingen und Baron Nolcken an. Baron 
Fölkersahm entwickelte in einem umfangreichen Expose seine 
Ansichten. 

Bei einer Untersuchung des gegenwärtigen Zustandes des 
livländischen Bauern, so führte er aus, müsse man von dem § 48 
der Bauerverordnung von 18 19 ausgehen, der da lautet: „dass die 
livländischen Bauern einen eigenen freien Stand bilden sollen." 

Der Geist dieses Gesetzes bezwecke die Konsolidierung und 
Garantie der Existenz der aus Pächtern und Knechten bestehenden 
Gemeinden zu sichern und sie zu schützen vor willkürlicher Auf- 
lösung durch Herbeiführung eines gesicherten Besitzes. Dieses 
Ziel sei aber seit 18 19 fast gar nicht erreicht worden. Denn fast 
kein Bauer befinde sich im „Besitz von Eigentum oder gesichertem 
Besitz seines Ackers" und keine Gemeinde sei vor einer will- 
kürlichen Aufhebung geschützt. Nach § i der Bauerverordnung 
von 1819 sei der Grundbesitzer so unumschränkter Herr des Grund 
und Bodens, dass er zur Erhaltung der Gemeinde nicht verpflichtet 

^) Samsoo: Tagebuch pag. 51. 
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werden könne. Dem Bauernstand werde zwar das Recht zu existieren 
nicht bestritten, es sei aber nur gän2dich unbestimmt, wo er existieren 
solle. Tatsächlich nun werde alljährlich Bauerland in Hofesfelder 
umgewandelt und faktisch gebe es „bereits einzelne Güter, wo 
sämtliche Pachtstücke oder Gesinde aufgehoben, mithin Gemeinden 
aufgelöst worden" seien. Daher müsse der Bauer das Gefühl be- 
kommen, keine Heimat zu haben, gänzlich von der Willkür des 
Gutsherrn abhängig zu sein und jede Anhänglichkeit an Grund 
und Boden verlieren. Der Landtag vom Februar 1842 habe es 
versucht eine Lösung dieser agraren Schwierigkeit zu finden, 
indem er dem Bauernstand als solchem eine rechtliche Basis 
schaffen wollte. Alle Bestimmungen, die dem einzelnen Bauern 
Rechte erteilen, wie die Aufhebung des Kfindigungsrechts etc., 
involvierten erstens wirkliche Verletzungen des Privateigentums 
der Gutsbesitzer, nützten dem Stand wenig und provozierten Um- 
gehungen. Das wichtigste sei, „dass der Stand in seinen Be- 
ziehungen zum Boden .... rechtliche Garantie erhalte". Was 
sodann das Verhältnis des einzelnen Bauern zum Grundherrn be- 
treflfe, so sei der Mangel langjähriger Pachtverhältnisse zu beseitigen. 
Seit 1819 seien „fast nur einjährige, höchstens dreijährige Kontrakte 
üblich gewesen. Der Grund hierfür lasse sich teils in der Lust an 
der neugewonnenen Freiheit der Bewegung, zum Teil in dem 
historisch begründeten und leider auch historisch gerechtfertigten 
Misstrauen" finden, die dem Bauern jede dauernde Verpflichtung 
unangenehm machten. Namentlich aber habe auch die völlige 
Ungewissheit darüber mitgewirkt, ob ihm die auf das Gesinde an- 
gewandten Meliorationen bei Ablauf des Kontraktes vergütet 
werden würden. Daher sei eine gesetzliche Normierung der ge- 
ringsten Dauer der Pachtkontrakte bei einer „auf fester Basis 
ruhenden Kontrolle der Anforderungen der Grundherren bei Fron- 
kontrakten" notwendig. Geschehe dieses für den „einzelnen, nach- 
dem dem ganzen Stande der nötige Acker garantiert worden", dann 
würde die Anhänglichkeit an den Grund und Boden bald wieder- 
kehren. Um nun jene Kontrolle in Bezug auf die an den Fronpächter 
zu erhebenden Ansprüche zu gewähren, hätten bis 18 19 die Wacken- 
bücher gedient. An ihre Stelle trat seit jenem Jahre die fireie 
Konkurrenz. Da diese aber von der im konkreten Fall niemals 
zutre£fenden Voraussetzung des Vorhandenseins zweier ökonomisch 
gleich kräftiger Kontrahenten ausgeht, wenn sie gedeihlich wirken 
soll, so sei es natürlich gewesen, dass der minder begünstigte 
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Bauer häufig in Nachteil geriet. Daher habe man in neuerer Zeit 
die Wackenbücher wieder in Anwendung gebracht. Diese seien 
aber keineswegs mehr zutreffend. Bald schätzten sie das Land 
zu hoch, bald zu niedrig ein. Man habe daher zwar wohl 
neue Messungen gestattet, diese hingen aber stets nur von der 
Anordnung des sie bezahlenden Herrn ab, und würden doch wohl 
in der Regel auch nur dann vorgenommen werden, wenn die frühere 
Schätzung als zu niedrig, und unterbleiben, wenn sie als zu hoch 
erscheinen würde. F'ür den letzteren Fall gebe es keine ge- 
setzliche Handhabe. Es müsste daher ein Mittel gefunden werden, 
welches in beiden Fällen die Möglichkeit gebe, „das richtige Ver- 
hältnis der Leistungen und des Bodenwertes einer vorläufigen 
Kontrolle zu unterziehen**. Solches müssedurch Ernennung besonderer 
Beamten des Adels, denen die Bestimmung über eine vorzunehmende 
Messung obläge, erreicht werden. Mehr indessen als jede Kontrolle 
werde die Abgrenzung des Bauerlandes „den Grundherrn von über- 
triebenen Forderungen abmahnen", um keine wüsten Gesinde zu 
behalten, und er „diesen Nachteil nicht mehr, wie bisher, durch 
Einziehung aufheben kann*. Ferner müsse alles getan werden, 
um die Fronkontrakte allmählich in Geldpachtkontrakte umzuwandeln. 
Daher dürfe man z. B. Erbpachtkontrakte auf Fronen nicht ge- 
statten. Das Ziel der agraren Entwickelung sei das bäuerliche 
Grundeigentum, wie es schon in den beiden Bauerverordnungen 
von 1804 und 1819 in Aussicht genommen worden sei. 

In Berücksichtigung dieser Motive formulierte dann Fölker- 
sahm eine Reihe von Vorschlägen, die im allgemeinen pure auf 
die Beschlüsse des Februarlandtages von 1842 zurückgriffen und 
deren wesentlichste folgendermassen lauteten: 

A. 

Bestimmungen über die Lage des ganzen Bauernstandes und 
sein Verhältnis zum Stande des Grundbesitzers. 

Es ist notwendig, dass zur rechtlichen Limitierung des § i der 
Bauerverordnung von 18 19 und des § i der Allerhöchst bestätigten 
77 Ergänzungsbestimmungen vom Jahre 1844 festgesetzt werden: 

I. dass zur gesetzlichen Sicherung der Fortexistenz des Bauern- 
standes das gegenwärtig im Besitz desselben befindliche steuer- 
pflichtige Land den Bauergemeindegliedern zur Benutzung und 
zum Unterhalt erhalten werde, mit alleinigem Ausschluss dessen, 
was zur Komplettierung eines Feldareals von 10 Lofstellen per 
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Tag des wackenbuchmässigen Gehorchs für den Hof noch er- 
forderlich ist (Landtagsschluss Februar 1842); 

IL dass die dem Bauernstande zur Benutzung gesicherte Quote 
Landes, bei gemessenen Gütern längstens in zwei Jahren, bei 
ungemessenen in etwa 4 Jahren, in der Natur durch Grenzführung 
abgeschieden und der Gemeinde eingewiesen werde, bis zu welcher 
Zeit jede noch nicht stattgefundene Einziehung von Bauerland 
nicht gestattet werden soll .... 

IV. dass der nächste livländische Landtag beauftragt werde 
Einzelbestimmungen darüber zu entwerfen, auf welche Weise solche 
zu dem der Gemeinde gesicherten Lande gehörigen Gesinde, 
welche längere Zeit hindurch aus Mangel an Pächtern unbenutzt 
oder wüst blieben, von dem Grundherrn zu benutzen sind, und in 
welchen Fällen und unter 'welchen Bedingungen es der Gemeinde 
freistehen soll ein solches Gesinde von sich aus auch ohne Zu- 
stimmung des Herrn zu besitzen und zu vergeben .... 

B. 

Verhältnisse der einzelnen Bauern zu anderen und ihrem 
Grundherrn. 

I. Nächst den bisherigen Bestimmungen der Bauerverordnung 
von 18 19 und der Allerhöchst bestätigten 77 ergänzenden Para- 
graphen, welche in Kraft verbleiben, ist es notwendig zur Er- 
weiterung und ferneren Entwickelung beider obigen Verordnungen 
festzusetzen : 

i) dass mit Beziehung auf § 3 der ergänzenden Bestimmungen 
binnen eines Zeitraums von 6 Jahren sämtliche Pachtkontrakte 
schriftlich abgefasst sein müssen, zu welchem Behuf in jedem Ge- 
meindegericht nach einer zu entwerfenden Form gedruckte Schemata 
vorrätig zu halten sind; 

2) dass hinfort Pachtkontrakte nicht auf kürzere Dauer als 9 
(wenigstens 6) Jahre geschlossen werden sollen und für beide 
Teile auf Erb- und Erbnehmer gehen müssen ; 

3) Dass bei Fronkontrakten, oder wenn in Pachtkontrakten 
Fronleistungen ausbedungen werden, welche das Mass der wacken- 
buchmässigen Leistungen übersteigen, diese auf Antrag des Pächters 
beim Kreisgericht einer Revision unterworfen sein sollen. 

Eine solche Revision soll durch 3 zu diesem Zweck vom 
Landtage für jeden Kreis zu erwählenden Personen ausgeführt 
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werden, deren Ausspruch darüber bestimmen wird, ob die Steigerung 
motiviert oder durch eine neue Messung zu berichtigen ist, wobei, 
w^enn nur einer derselben die Messung verlangt, diese eintreten 
oder der Kontrakt auf das Wackenbuch reduziert werden muss etc. 

5) Bei allen Pachtkontrakten auf Geld oder Naturalien soll 
nur Hülfsgehorch, und zwar nicht mehr als die Hälfte des wacken- 
buchmässigen, vorbehalten werden können. 

6) Erbpachten können ohne nähere Bestimmung nur auf Geld 
geschlossen werden; auf Naturalien nur mit Festsetzung des Geld- 
werts derselben, auf Frone nur unter der Bestimmung des Kanons, 
nach dem die Verwandlung in Geld stattfinden soll, zu welcher 
nach Ablauf einer bestimmten Anzahl Jahre (etwa 10 Jahre) auf 
Provokation des Pächters der Grundherr verpflichtet sein soll . . , 

9) Bei jeder erfolgten Auflösung eines Pachtkontrakts ist der 
Pächter nicht nur für Melioration an Gebäuden u. s. w., sondern 
auch ausdrücklich für die erweisliche des Bodens zu entschädigen. 

II. Da in den Bauerverordnungen von 1804 und 18 19 gleich- 
massig dem livländischen Bauern das Recht, Grundeigentum zu 
erwerben, erteilt worden, durch diese Berechtigung aber schon das 
Ziel, nach welchem er zu streben hat, bezeichnet ist, so wird es 
Pflicht, auch jetzt nicht allein alle Hindernisse, welche sich der 
Erwerbung des Grundeigentums bisher für ihn entgegenstellten, 
hinwegzuräumen, sondern auch die Herbeiführung desselben, in- 
soweit sie ohne Verletzung des jederzeit als unantastbar anzu- 
sehenden Eigentumsrechts der gegenwärtigen Besitzer möglich ist, 
durch zweckmässige Bestimmungen vorzubereiten. Es ist auszu- 
sprechen, dass 

i) die Erwerbung des freien Grundeigentums oder einer 
diesem sich nähernden Form des gesicherten Besitzes dasjenige 
Ziel sei, welches die gegenwärtige und künftige agrarische Gesetz- 
gebung in Livland stets Im Auge zu behalten habe; 

2) dass die Erwerbung nur durch Kauf, vom Adel bewilligte 
Ablösung oder sonst auf eine Weise, welche dem Grundbesitzer 
den vollen Wertbetrag, nach Abzug der ruhenden Schuld des 
Kreditsystems, in disponiblem Kapital sichert, stattfinden könne; 

3) dass es dem Landtage obliege, sich seinerzeit mit Ent- 
wurf einer Ablösungsordnung zu beschäftigen und Se. Kaiserl. 
Majestät um diejenigen unterstützenden Massregeln und Kon- 
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Zessionen zu bitten, welche zur Ausführung derselben notwendig 
erscheinen etc.^). 

Eine Abschrift dieses Antrages schickte Fölkersahm nebst 
folgendem Brief an seinen Freund Friedr. Sivers nach EuseküU. 

»Petersburg 1846. 
Teurer Freund. 

Ich sende diese Zeilen durch Grünewaldt. Er besitzt eine 
Abschrift meines ersten Antrages bei der Kommission, den ich auf 
die an mich und Samson ergangene Aufforderung, unsere persön- 
liche Überzeugung auszusprechen, eingereicht. Es wird mir lieb 
sein, wenn Du ihn liest und vielleicht auch anderen, wo Du es 
passend findest, mitteilst. Es ist mir lieb, dass man sich überzeuge, 
dass ich aus dem, was ich hier schreibe und sage, auch keinen 
Augenblick lang dem Lande ein Geheimnis machen will. Samson 
hat meine Meinung verlassen und sich zu den andern gestellt — 
so stehe ich denn allein, aber um so fester. Das Alleinstehen hat 
mich nie geschreckt, weil ich meine Rechtfertigung in meinem 
Innern habe und weiss, dass ich auch ohne Stütze nicht aus dem 
Gleichgewicht kommen werde. Dass meine Stellung und mein 
Geschäft dadurch für mich persönlich sehr viel Unangenehmes 
herbeiführt, magst Du denken. Es ist dies um so mehr der Fall, da 
meine Kollegen, von welchen ich es freilich schon gewohnt bin, 
dass sie das Recht, eine abweichende Meinung, überhaupt eine zu 
haben, nicht anerkennen und stets alles ins Persönliche ziehen, sich 
auf das unfreundlichste gegen mich benehmen. Man sondert sich 
ab, man beklagt sich, man fallt harte Urteile, vermeidet mich — 
kurz tut alles, um mit Ostentation mich in der Meinung wie jemand, 
der gegen den Adel auftritt, hinzustellen. Jede Diskussion selbst 
über unbedeutende Meinungsverschiedenheiten, die gar nichts auf 
sich haben und an denen ich weiter nicht festhalte, wird mit Ani- 
mosität begonnen und fortgesetzt etc. Du kannst es denken, dass 
im Grunde es nur ein einziger Punkt ist, an dem ich starr festhalte 
und der mir dies zuzieht. Es ist die vielbesprochene Landquote. 
Dir, der selbst fest ist und sich nicht durch äusserliche Angriflfe 
bestimmen lässt, brauche ich nicht zu sagen, dass dies alles ohne 
Einfluss auf mich bleibt. Ich gehe ruhig meinen Weg und beharre 
bei dem Vorsatz, mich durch alle solche persönliche Angriffe weder 
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reizen noch unterdrücken zu lassen. Ich abstrahiere davon. Was 
Du in meinem Antrage, der meine Überzeugung enthält, jedoch 
so ausgesprochen, dass er soviel als möglich die 77 §§ bestehen 
lässt, weil sie einmal vom Landtage angenommen, was Du in ihm 
vielleicht zu widerlegen findest, sind Dinge, auf die ich weniger 
halte. Die beiden wesentlichen Punkte für mich sind die Landquote 
und dass bei Erbpachten eine bestimmte Frist festgestellt werde, 
wo die Ablösung eintreten muss, wenn der Bauer sie verlangt. 
Die Vorschläge der anderen Herren sind nur darauf berechnet, 
sich im Augenblick loszukaufen, und können nie allgemein zur 
Anwendung kommen, da der Herr hundert Mittel behält zur Um- 
gehung, worauf sie basiert sind. 

Ich bin übrigens neugierig, ob es viel Beifall bei uns finden 
wird, dass ein Zustand eingeführt werde, wo irgend ein Bauer — 
vielleicht ein Kerl, der unruhig ist, Grieche etc. — zu Dir oder zu 
seinem Herrn kommen kann und ihm ohne weiteres sagen, ich 
will dies und das Gesinde auf 25, auf 30 Jahre, auf ewig behalten, 
und wo der Herr ihm antworten muss: „Nun ja, wenn Du es willst, 
so habe ich keinen Willen und muss wohl!" 

So, wie der Vorschlag gemacht worden, würde dies indes 
nicht eintreten, da man ihn immer umgehen kann. Das ist aber 
das Schlimme. Denn ich habe die unerschütterliche Überzeugung, 
dass wenn man diesmal nicht etwas wirklich Bleibendes, Lebens- 
fähiges für den Bauern tut und wieder den Kaiser, wie bei den 
77 §§, täuscht, es nur unser Verderben herbeifuhren muss. 

Lebe wohl! 

Treu Dein H." % 

Dass Samson nicht unrecht hatte, wenn er meinte, mit sehr 
weitgehenden Reformplänen der Regierungsorgane rechnen zu 
müssen, ging aus einer Idee Senjäwins hervor, die er dem 
Landrat gegenüber am 13. März entwickelte, ihn um seine Mithülfe 
ersuchend. Um die Bauern an den Boden zii fixieren, schlug er 
vor, ihnen ihr Gehöft mit den Häusern und Gärten unentgeltlich 
und erblich abzutreten, wenn sie mehrere Jahre hindurch da- 
selbst gewohnt hätten. „Aus Liebe zu diesem Platz", meinte er, 
„würde der Bauer dann auch bewogen werden die zugehörigen 
Äcker und Heuschläge in Pacht zu nehmen, und welches Glück, 
wenn er wisse, dass der Baum, den er im eigenen Garten gepflanzt. 
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noch seine Enkel beschatten wurde.** Er bat Samson, ihm „seine 
Idylle in einem schriftlichen Aufsatz weiter entwickeln zu wollen". 
Dieser suchte ihn auf das Exzentrische dieser Idee aufmerksam zu 
machen und erklärte, ihm hierin nicht helfen zu können'). 

Am 20. März 1846 fand nun die zweite Sitzung des vorberei- 
tenden Komitees statt. Als die Verhandlungen begannen, stellte 
es sich heraus, dass die Versammlung sich in zwei gleich stark 
vertretene Gruppen teilte. Mit dem Landrat von Samson stimmten 
die drei ritterschaftlichen Delegierten, wie Samson in seinem Tage- 
buchbemerkte, „ungeachtet des früher geäusserten Widerspruchs . . ., 
um aus dem Dilemma zu kommen, in das die Fölkersahmsche For- 
derung sie gebracht hatte**. Senjäwin, Baikow und Roschitzky 
akzeptierten im wesentlichen das Projekt von Fölkersahm. An 
der Hand der beiden eingereichten Anträge wurden die gegen- 
seitigen Ansichten entwickelt und lebhaft diskutiert. Einerseits 
wurde betont, „dass die erforderlichen Garantien nicht sow^ohl dem 
Bauernstände in seiner Gesamtheit, als vielmehr den einzelnen 
Pächtern zu erteilen seien**, andererseits sprach Fölkersahm in 
Übereinstimmung mit dem Landtagsschluss vom Februar 1842 die 
Meinung aus, „dass nicht sowohl die Rechte des einzelnen Gesin- 
deswirten zu erweitern, sondern vielmehr die ganzen Bauergemeinden 
in der Benutzung des steuerpflichtigen Bodens zu sichern, dem ein- 
zelnen Bauern aber namentlich künftighin die Mittel, sich Grund- 
eigentum zu erwerben, zu erleichtern seien**. 

An dem Projekt des Landrat Samson wurde namentlich aus- 
gesetzt, dass es für die wachsende Bevölkerung keine Sicher- 
heit gewähre, da alle Pachtstellen, für die sich nach geschehener 
Publikation gegenwärtig keine Pächter melden würden, auf immer 
der willkürlichen Verfügung des Gutsherrn verfallen würden. Es 
seien daher die in Aussicht genommenen Garantien von Zufällig- 
keiten abhängig. Ausserdem könne der Gutsherr dieses Vakant- 
bleiben noch befordern durch eine neue Messung, „um es dem 
Pächter unmöglich zu machen, alle Bedingungen des neuen Katasters 
zu erfüllen** etc. 

Gegen den Vorschlag des Baron Fölkersahm führte man im 
wesentlichen an, dass es ein zu gewaltsames Eingreifen in das 
grundherrliche Eigentumsrecht sei; dass ferner eine Notwendigkeit 
hierfür nicht vorliege, „da es in Livland noch lange mehr Pacht- 

1) Samson: Tagebuch pag. 53. 
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stellen geben werde als Pächter, und dass endlich der Erwerb von 
Grundeigentum seitens der Bauern bisher noch durchaus nicht als 
Ziel der Gesetzgebung aufgefasst werde. Vielmehr würde hierdurch 
dem künftigen Landtag nur ein Zwang auferlegt werden. Ebenso 
sehr waren die vier anderen adeligen Deputierten gegen eine Ab- 
teilung einer Quote vom Bauerland zur freien Disposition des 
Gutsherrn, weil diese „eilen werden, ihre Aussaaten bis auf 
lo Lofstellen zu komplettieren, wodurch viele Pachtstellen einge- 
zogen werden würden". Dem letzteren Punkt stimmten auch 
die russischen Glieder zu und hielten es nur für statthaft, dass der 
Gutsherr denjenigen Teil des Bauerlandes zu seiner Verfügung 
erhalte, der nach Abzug des „zur Sicherung jeder einzelnen, jetzt 
bestehenden Gesindeswirtschaft" nach einer anzustellenden Berech- 
nung etwa übrig bleiben würde. 

Im wesentlichen stimmten diese Herren aber, wie schon er- 
wähnt, mit dem Projekt des Baron Fölkersahm überein. Sie teilten 
auch seine Bedenken wegen der Brauchbarkeit der Wackenbücher 
und meinten, dass man die gegenwärtigen Verhältnisse der livlän- 
dischen Bauern nicht verbessern könne, „ohne die Taxationsprin- 
zipien und die Wackenbücher selbst zu regulieren". Hierauf er- 
klärte Fölkersahm, „dass, falls die von ihm vorgeschlagenen Mass- 
regeln angenommen werden, er die Prüfung der Taxationsprinzipien 
und der Wackenbücher für überflüssig halte; sollten aber die 
Ansichten der anderen Adelsdeputierten gesetzliche Kraft erhalten, 
so werde die Revision des Taxationssystems unumgänglich, denn im 
letzteren Falle werde die Sicherung der Rechte der Bauern auf den 
Boden von der Richtigkeit der Wackenbücher abhängig gemacht**. 
Über viele wichtige Dinge wurde volle Einmütigkeit im Ko- 
mitee erzielt, so in Bezug darauf, dass einem Pächter vor Ablauf 
seiner Kontraktzeit nur auf richterliches Erkenntnis hin gekündigt 
werden dürfe, und die Meliorationsentschädigung, die er zu verlangen 
hat, so auch in Bezug auf die Unteilbarkeit des zu vererbenden 
Gesindesinventars und die Festsetzung einer Pachtzeit für Fron- 
kontrakte von nicht weniger als 6 Jahren etc.'). 

Zum 26. März 1846 war die Schlusssitzung des vorbereitenden 
Komitees anberaumt worden. Vorher hatten Beratungen der ade- 
ligen Glieder, „mit Ausschluss von Baron Fölkersahm"*), stattge- 
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funden, um sich darüber zu einigen, wieder auf der letzten Sitzung 
aufgetauchten Gefahr der Revision der Taxationsgrundsätze zu 
begegnen wäre. Samson übernahm ihre Apologie zu schreiben, 
die in die Form eines Protestes gekleidet wurde. Nach Ver- 
lesung desselben auf der Sitzung am 26. März erklärte jedoch 
Fölkersahra, „dass, da seine Vorschläge wegen Abteilung des 
Bauerlandes nicht pure angenommen worden seien, er eine Revision 
der Taxationsgrundsätze und Prüfung der Wackenbücher allerdings 
für notwendig halte*. „Darob**, so schloss Samson seinen Bericht 
hierüber in seinem Tagebuch, „erschraken Lilienfeld, Oettingen 
und Nolcken sehr!** 

Nach fünfstündiger Debatte erreichte diese letzte Sitzung des 
vorbereitenden Komitees ihr Ende. Es folgten nun die Osterferien, 
während welcher alle offiziellen Arbeiten ruhten. Dagegen wurde 
privatim eifrig weiter verhandelt und neue Kombinationen ent- 
wickelten sich in Erwartung des Zusammentritts des grossen 
Komitees. Zu diesem gehörte auch der Domänenminister Graf 
Kisselew, dessen Stellungnahme von Bedeutung war. Samson 
hatte ihn kennen gelernt und besuchte ihn am 2. Ostertage. „Das 
Gespräch^, so schilderte Samson diese Zusammenkunft, „hatte die 
bäuerlichen Verhältnisse in Livland und Russland zum Gegenstand. 
Er sieht darin klarer als Senjäwin, Baikow und Roschitzky. Gleich- 
wohl trübt seinen Blick noch mancher Nebel. Beide Herren, 
Kisselew und Fölkersahm, haben eine Schule durchgemacht. Wer 
von ihnen ist des andern Präzeptor und wer der Schüler gewesen? 
Beide sind dem Bauersmann zu abstrakte Metaphysiken Gutes 
oder Richtiges zur Unzeit getan, schlägt immer in seinen Gegen- 
satz um" *). 

Mittlerweile wurde es immer allgemeiner bekannt, dass es 
eine Lieblingsidee des Kaisers geworden wäre, „den Bauern eine 
Landquote zur ausschliesslichen Benutzung zuzuweisen**, und dass 
ihn die Minister Perowsky und Kisselew hierin möglichst unter- 
stützten. Dieser Standpunkt entsprach dem Beschluss des Februar- 
landtages von 1842 und der Auffassung von Fölkersahm, jedoch 
mit dem Unterschied, dass keine Komplettierung des Hofeslandes 
auf Kosten des Bauerlandes in Aussicht genommen wurde. 

Die erste politische Körperschaft, die sich diesen massge- 
benden Grundsatz zu nutze machte, war die estländische Ritterschaft. 
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In den letzten Tagen des April 1846 erschien der estländi- 
sche Ritterschaftssekretär von Peetz in Petersburg und unterlegte 
dem Minister Perowsky „im Namen der estländischen Ritterschaft 
die Bitte um Bestätigung des Landtagsbeschlusses vom Jahre 1842*', 
demzufolge auf jedem Gute eine Quote des Landes als spezielles 
„Bauerland" ausgeschieden werden solle. Als Haupterfordernis 
zur Ordnung der dortigen Bauerverhältnisse hatte jener Landtag 
wörtlich bezeichnet „die feste Begründung eines Staatsbürger- 
standes aus den Bauern, dessen zukünftiges Wohl dadurch sicher- 
gestellt würde, dass man ihm eine hinreichende Landquote unter 
besonderen Bedingungen als erblichen Besitz zuteilt und dadurch 
zugleich die Frone in Geld- oder Naturalpacht verwandelt" *). 

Die livländischen Vorgänge in der Bauerfrage nach dem 
Landtage vom Februar 1842 hatten dann bestimmend auch auf die 
Entwickelung in Estland gewirkt. Auf Veranlassung des Kaisers 
sollte an die Durchsicht der dortigen Reformvorschläge nicht früher 
herangetreten werden, als bis die Frage in Livland allendlich ent- 
schieden sei. So wurden die Verhandlungen in den Agrarsachen 
Estlands unterbrochen und nur beschlossen, den Landtagsbeschluss 
von 1842 Pkt. 4, demzufolge bis 1845 keine Pachtstelle gesprengt 
werden durfte, in verbindender Kraft zu lassen. Erst im Juni jenes 
Jahres regte der Generalgouverneur die Sache wieder an durch 
den Auftrag an den Ritterschaftshauptmann, „sofort über die Bauer- 
frage in Beratung zu treten und der Staatsregierung Vorschläge 
zur Regulierung der Bauerangelegenheiten in Grundlage der für 
Livland festgestellten 77 Ergäazungspunkte zu machen*. 

Der ritterschaftliche Ausschuss erklärte hierauf, er halte sich 
hierzu nicht kompetent, „da die 77 Punkte zu stark von den 
Grundsätzen abwichen, die die estländische Ritterschaft in ihrem 
Landtagsbeschluss von 1842 festgestellt habe, und weil über die 
letzteren von Seiten der Staatsregierung noch keine Entscheidung 
getroffen sei**. 

Mittlerweile aber drängte die zunehmende Gährung im Lande 
zur Eile. Der Ritterschaftshauptmann M. von Essen wurde beauf- 
tragt die Bestätigung der Landtagsbeschlüsse von 1842 oder 
wenigstens eine entschiedene Antwort auf sie zu erlangen. In Er- 
füllung dieser Anordnung wandte sich Herr von Essen an den 
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Minister des Innern Perowsky mit einer Eingabe nebst einem Me- 
moire, in dem er hervorhob, dass „infolge der Verzögerung in der 
Bestätigung der Landtagsbeschlüsse von 1842 ein Zustand, der 
schon vor 7 Jahren als unhaltbar anerkannt worden sei, noch 
immer fortbestehen müsse" '). 

Der Überbringer dieses Memoires war der obenerwähnte 
Ritterschaftssekretär G. von Peetz. 

Die unmittelbare Veranlassung für dieses beschleunigte Vor- 
gehen Estlands sah man in der politischen Erwägung, dass es 
richtig sei, „durch freiwilliges Entgegenkommen im Anerbieten 
einer Landquote aller ferneren Nachfrage in Betreff des ,über- 
spannten Bauergehorchs' zu entgehen**, die gerade in Bezug auf 
Estland immer energischer erhoben w^urde. „Wie jedermann weiss**, 
schrieb Samson in Bezug auf diese Politik des „Prävenirespielens** 
von Seiten Estlands in sein Tagebuch, y,kamen die Estländer auch 
zu Anfang dieses Jahrhunderts der ihnen nebst Livland bevorste- 
henden Gütermessung und Regulierung durch das dem Kaiser 
Alexander willkommene Anerbieten, die estländischen Bauern frei- 
zulassen und alle Leibeigenschaft bei sich aufzuheben, zuvor. Liv- 
land musste von Estland und Kurland enklaviert 

dem Beispiel dieser beiden benachbarten Provinzen folgen** etc. 
Wie zu erwarten stand, wurde die Bitte Estlands vom Kaiser sehr 
gut aufgenommen, der für die dortigen Bauerangelegenheiten einen 
besonderen Komitee ernannte, zu dem der Ritterschaftshauptmann 
von Essen und als Glieder des Adels der dim. Ritterschaftshaupt- 
mann von Lilienfeld, sowie Otto von Grünewaldt - Koik hinzu- 
gezogen wurden. 

War schon dieses Vorgehen Estlands präjudizierlich, so wurde 
es ferner bedeutsam, dass das Reichsratsmitglied Geheimrat Baron 
Paul Hahn-Asuppen sich derselben Meinung anschloss. Er hatte 
sich noch im Februar zu dem Standpunkt der drei ritterschaft- 
lichen Delegierten bekannt und änderte ihn nun vollkommen. 
Er stimmte nun weder mit diesen, noch auch in allem mit Fölker- 
sahm überein, sondern erklärte im Hauptkomitee, dessen Mitglied 
er war, „auf eine Festlegung alles Bauerlandes, wie es die Guts- 
karten bezeichnen**, antragen zu wollen. Lilienfeld, Oettingen und 
Nolcken waren über diesen Wandel sehr unglücklich, Samson da- 



1) cf. Axel V. Gernet: „Geschichte und System des bäuerlichen Agrarrechts 
in Estland", pag. 2cx> ff. 
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gegen stand zu ihm teilweise sympathisch, da er, wie schon er- 
wähnt, sehr entschieden gegen die Fölkersahmsche Idee einer Ab- 
teilung eines Teiles des Bauerlandes zur freien Disposition des 
Gutsbesitzers eingenommen war, gegen diese „zwei Verfassungen 
in einem Staat". Andererseits missfiel ihm hierbei aber dieses zu 
theoretische, auch ^analytische* „Festlegen des sämtlichen Bauer- 
landes * ohne gleichzeitige Sicherung der Existenz des einzelnen 
Pächters. Daher erklärte er auch in einer am 7. Mai 1846 statt- 
findenden Versammlung dem Baron Hahn, dass er im Prinzip mit 
ihm übereinstimme und nur wünschen müsse, dass der einzelne 
Gesindeswirt dadurch geschützt würde, dass der Gutsbesitzer nicht 
über die vakant gewordenen Pachtstellen beliebig verfügen dürfe, 
wie Samson solches in der Komiteesitzung bereits beantragt hatte. 
Am 19. Mai 1846 teilte ihm darauf Geheimrat Baron Hahn mit, 
dass er sich nunmehr mit den Generaladjutanten Graf Peter Pahlen, 
Baron Pahlen und Baron MeyendorfF definitiv über das abzuge- 
bende Votum geeinigt habe. Neben der bereits früher beschlos- 
senen „Festlegung des Bauerlandes* in der Weise, dass „eine 
Schmälerung des 1819 anerkannten steuerpflichtigen Landes unter 
keiner Bedingung zu gestatten sei**, sollte namentlich noch bean- 
tragt werden: 

i) Um einem Proletariat der Knechte vorzubeugen, sei mit dem 
Eintritt der Geld- und Naturalienpacht zur Disposition jedes Gutes 
ein Quantum dieses steuerpflichtigen Landes zu stellen, gleich den 
unter der Frone von jedem Knechte bei dem Wirten besessenen 
I V2 Lofstellen Ackerland in jedem Feld, nebst Wiesen und 
Gartenland. 

2) Dem Gutsherrn sei für den F'all, dass sich kein Pächter 
findet, gestattet, die leerstehenden Gesinde drei Jahre mit Hofes- 
kraft zu bearbeiten, nach Verlauf dieser Frist sei er aber gehalten, 
diese Gesinde, gemäss den vom Landtage zu treffenden Bestim- 
mungen, an ein Gemeindeglied zu vergeben etc. etc. 

Durch diesen letzten Punkt hatte also das Bedenken von 
Samson Berücksichtigfung gefunden und nichts lag fernerhin einer 
Einigung zwischen ihm und diesen Herren im Wege. Daher empfahl 
er auch den drei ritterschaftlichen Delegfierten nunmehr dringend 
die unveränderte Annahme der Vorschläge des Baron Hahn, traf 
aber hierbei zunächst noch auf recht energischen Widerstand, ob- 
gleich sich die Herren mehr und mehr in die Minorität gedrängt 
sahen. Denn gar zu gefahrlich erschien ihnen die Situation. 
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Landrat Oettingen berichtete Samson, dass Lilienfeld und 
Nolcken über die Ideen Hahns „ausser sich* seien, und dass 
„letzterer mit diesem in eine höchst aufgeregte Diskussion geraten 
sei* und „dem gänzlichen Ruin des Adels entgegensehe**. Daher 
war es natürlich, dass diese Herren sich nur mit dem grössten 
Widerstreben und in zwölfter Stunde zu einer Einigung bereit 
erklärten. 

Mit Rücksicht auf diese veränderte Situation schrieb Fölker- 
sahm am 9. Mai 1846 nach Euseküll: 

„Petersburg, 1846 d. 9. Mai. 

Teuerster Freund. 

Nach recht langer Zeit wird es mir wieder einmal möglich 
Dir zu schreiben. Effektiv sind wir seit jener Zeit wenig fortge- 
rückt; dennoch sind im Wesen der Sache einige Umgestaltungen 
der Ansichten eingetreten. Jetzt erwarten wir mit jedem Tage den 
Beginn der Sitzungen und sodann wird, da deren höchstens 2—3 
sein werden, unser Geschäft wohl beendigt sein. Das Resultat 
lässt sich nicht mit Gewissheit voraussehen und so kann ich nur 
einiges über den verschiedenen Standpunkt der einzelnen Personen 
sagen. Ein reifliches Nachdenken und die genauere Kenntnis der 
Verhandlungen des ersten Komitees hat mehrere Personen anders 
gestimmt. Im Anfang stand ich allein, schroff nicht allein meinen 
Mitdeputierten, sondern auch allen hiesigen Landsleuten P. Pahlen, 
M. Pahlen, Meyendorff, Hahn etc. gegenüber, und von allen den 
deutschen Gliedern des künftigen Komitees war nur Lieven (der 
Generaladjutant) mit mir gleicher Ansicht. Jetzt haben Hahn und 
Pahlen und wahrscheinlich auch M. Pahlen und Meyendorff ihre 
Meinungen dahin geändert, dass sie die Notwendigkeit, das Bauer- 
land dem Bauern zu sichern, anerkennen, zugleich aber nichts von 
dem Aussprechen einer Quote wissen wollen. Statt dessen soll, 
da man findet, dass durch meinen Vorschlag nur für die Wirte, 
nicht für die Knechte gesorgt sei, eine gewisse Zahl von Lofetellen 
für jeden Knecht dem Herrn zugestanden werden, sobald Ver- 
wandlung der Frone in Geld oder Naturalienpacht eintritt, um 
auf diesen die Knechte für die eigene Wirtschaft placieren zu 
können. Bis dahin soll der Status quo erhalten werden. Ich kenne 
diese Idee nur vom Hörensagen, also nicht mit allen Details. 
Nichtsdestoweniger erkenne ich sie aber schon jetzt, wie Anrep zu 
sagen pflegt, für einen Schecken, auf den ich mich nicht setze. 

0* 
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Die Berechnung mit Knechten ist eine so bunte, dass wieder der 
Willkür Tor und Tür offen ist, der Grundsatz, auch für die Knechte 
Land garantieren zu müssen, ist geiährlich, und der Umstand, dass 
nun die eigentliche Entscheidung der Frage wieder auf Jahre hin- 
ausgeschoben wird, ein Klotz im Wege für alles Weitergehen. 
Die von meinen Mitdeputierten ausgesprochenen Ansichten und 
Vorschläge werden von den Herren verworfen. Ob diese, nämlich 
Nolcken etc., bei ihren Propositionen beharren werden, weiss ich 
nicht, da ich sie gar nicht sehe, weil sie es noch immer für vorteil- 
haft halten, die grösste Abneigung gegen mich zur Schau zu tragen, 
was eine sehr kindische Pc4itik ist. Es versteht sich, dass nun, 
obgleich, wie Du aus dem Obigen siehst, dadurch, was Hahn und 
Fahlen wollen, eigentlich das Wesentliche und Richtige meines 
Antrages anerkannt wird, obgleich dies eigentlich der einzige 
Funkt ist, weshalb man das ganze Geschrei gegen mich erhoben. 
Alle diese Herren, weil sie einmal so gewaltig über mich geschrien 
haben, suchen sich jetzt das Ansehen zu geben, als sei die Idee 
hrer Anschläge eine ganz andere, als seien sie mit mir noch immer 
in ebenso grossem Widerspruch. Natürlich gönne ich ihnen dies 
Vergnügen und störe sie gar nicht, da mir an persönlicher Aner- 
kennung gar nichts, an der Sache alles liegt. Ich habe durch 
Bruiningk und andere manches über die Ansichten im Fellinschen 
erfahren und namentlich über Deine, Ditmar, Mensenkampff. 
Am 17. d. Monats ist eine Gelegenheit von hier nach Dorpat und 
ich werde, wenn meine Zeit es irgend erlaubt, sie benutzen, um 
einige ausführlichere Kommentare zu meinem Antrag zu schicken, 
um die Gründe anzudeuten, welche mich veranlasst haben meine 
Ansichten gerade so zu stellen und auf manches Verhältnis, das 
Ihr jetzt vermisst, nicht einzugehen. Mit wirklichem Leidwesen 
habe ich aus vielen Briefen erkennen müssen, dass mehrere von 
der geringen Zahl, welche dem Landtag 1842 bisher treu geblieben 
waren, sich durch die Einflüsterungen und falschen Berichte der 
Gegner, sodann aber durch den Schein, als seien die augenblick- 
lichen Zeitverhältnisse jenen Ansichten entgegen, als werde durch 
letztere unter der augenblicklichen Stimmung der Bauern Unheil 
gestiftet werden, sich haben abwendig machen lassen. Ich richte 
daher noch einmal an Dich und an die wenigen, deren Freundschaft 
mich berechtigt, Vertrauen nicht allein in meiner Gesinnung, son- 
dern auch in mein vorsichtiges prüfendes Urteil, wie es bei so 
wichtigen Augenblicken nötig ist, zu erwarten, die Bitte: Sorgt 
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dafür, dass die Leute sich nicht irre machen lassen, dass sie ihren 
alten Ansichten, dem Landtag 42 treu bleiben und wenigstens bis 
wir zurück sind und ich die Möglichkeit habe auf alles zu ant- 
worten, jeden Einwurf zu widerlegen, ihre Meinung treu halten. 
Ich bin fest überzeugt, dass Ihr, sobald Euch alles bekannt ge- 
worden, ganz bei der alten Meinung bleiben werdet. Wenn es 
mir nur irgend möglich ist, werde ich auf der Rückkehr nach 
Euseküll kommen und Dich einige Tage früher davon benachrich- 
tigen, weil es mir lieb wäre Bock, Anrep, Mensenkampff zu finden 
und es mir, nachdem ich fast 5 Monate abwesend gewesen, natür- 
lich nicht möglich ist alle einzeln zu besuchen, weil ich nach Hause 
eilen muss, wo meine Gegenwart in jeder Beziehung notwendig 
ist. Was ich hier auszuhaken gehabt, wie schwer meine liebe- 
vollen Kollegen mir meine Stellung gemacht, kannst Du kaum 
glauben. Um so grösser ist das Bedürfnis, wieder einmal mit 
Freunden alles das besprechen zu können. Mein einziger Trost 
ist hier Brevem gewesen. Dabei hat auch der Zufall mich oft 
verfolgt, wie er denn z. B. jetzt mir Lieven, der den Kaiser be- 
gleitet, entfuhrt hat und mir so eine bedeutende Stütze genommen, 
die mir manche Anstrengung erspart hätte. Lebe wohl, be- 
halte lieb 

Deinen treuen H. F."^) 

Auf den 24. Mai um i Uhr Mittags war die erste Sitzung des 
grossen Komitees anberaumt worden. Noch am 23. war Samson 
einer wenig konzilianten Stimmung begegnet. Da bewirkte ein 
neu erscheinender Faktor den Zusammenschluss aller Delegierten. 
Es wurde bekannt, dass der Domänenminister Graf Kisselew auf 
der Sitzung von sich aus einen sehr weitgehenden Antrag vor- 
bringen wolle. Baron Hahn forderte alle livländischen Delegierten 
noch um 10 Uhr Vormittags des 24. Mai zu sich zu einer Bespre- 
chung darüber auf, wie man sich diesem gegenüber zu verhalten 
habe. Der Antrag enthielt insofern „eine gänzliche Umwälzung 
aller bestehenden bäuerlichen Verhältnisse in Bezug auf die Boden- 
nutzung*, als Graf Kisselew „die ganze Abschätzung der Bauer- 
ländereien nach den 4 Graden fiir falsch und drückend" erklärte. 
Wie schon erwähnt, waren die drei russischen Glieder des vorbe- 
reitenden Komitees der Meinung gewesen, dass eine Revision der 
Bodentaxation notwendig sei, und Baron Fölkersahm hatte sich 
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am 26. März dieser Ansicht angeschlossen. Geheimrat Sinjäwin 
hatte dieselbe in einen Bericht über die Arbeiten des vorbereitenden 
Komitees aufgenommen, und Graf Kisselew knüpfte nun hieran 
an, erklärte sich mit der Notwendigkeit der Revision des schwe- 
dischen Taxationssystems und der Abschätzung der bäuerlichen 
Arbeiten einverstanden und schlug unter anderem namentlich vor: 
Es müsse, „unabhängig von den äusseren Bodenzeichen, die Durch- 
schnittsemte der letzten 10 Jahre berücksichtigt werden", und zwar 
sei diese „nach den Gutsregistern und Aussagen der Bauern zu 
ermitteln^; der Ackerboden 4. Klasse sei niedriger als bisher zu 
taxieren, ebenso müssten bei den Buschländereien Ermässigungen 
eintreten etc. Auf jener Vorbesprechung am 24. Mai nun schlug 
Baron Hahn vor, man möge sich in der Sitzung auf den Stand- 
punkt stellen, „dass die Wackenbucher ein an sich entbehrliches 
und nur provisorisches Auskunftsmittel zur Feststellung der Frone 
seien*, und dass „die Garantie gegen allen Bedruck der Bauern 
darin liege, dass der Gutsherr kein Bauerland in seine eigene 
unmittelbare Nutzung ziehen* dürfe. Auf diese Weise würde man 
am leichtesten allen übrigen Diskussionen über die Wackenbucher 
und die Taxationsprinzipien entgehen. Fölkersahm war der erste, 
der diesen Vorschlag annahm, darauf alle übrigen Delegierten. 
Landrat Samson persönlich wurde es auch nicht leicht dieses zu 
tun, weil er seither stets so sehr für die Wackenbucher und das 
Regulativ eingetreten war. „Bei dem den Wackenbüchern und den 
Taxationsprinzipien von allen Seiten aber angekündigten Krieg 
schien* ihm „am Ende diese Ansicht doch unter den jetzigen Um- 
ständen die richtigere, ja nunmehr die unvermeidliche* zu sein. 

Um die Aktion recht drastisch und obige in Aussicht ge- 
stellte Garantie recht hervortreten zu lassen, wurde noch ab- 
gemacht, dass der Landmarschall im Hauptkoniitee namens der 
Ritterschaft erklären sollte, dass sie sich „formlich des Rechts 
begebe bis zum nächsten ordinären Landtage irgend einiges Bauer- 
oder Gehorchsland zu eigenem gutsherrlichen Nutzen einzuziehen* ^). 

So war denn nach langen Verhandlungen und vermittelst 
vieler persönlicher Selbstbeschränkung und Entsagung endlich 
doch eine allgemeine Einigung aller baltischen Glieder des grossen 
Komitees erzielt worden und man konnte getrost in die Sitzung 
gehen. 



1) Samson: Tagebuch pag. 96. 
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Sie wurde um i Uhr von dem' Vorsitzenden, dem Reichsrats- 
mitgliede Generaladjutanten Grafen Peter Pahlen-Eckau, eröffnet. 

Landrat von Samson schilderte diese folgendermassen: ^Man 
begann mit dem Vortrage des Kisselewschen Votums, hierauf 
folgte das Votum des Grafen Fahlen und der Barone Fahlen, Hahn 
und Meyendorff. Der Graf Kisselew führte in der Sitzung das 

grosse Wort. Sein Votum erregte grosse Sensation und 

merkwürdig war es, dass der Baron Hahn, als er den Grafen Kis- 
selew befragte, warum er nicht nach den vorgeschlagenen Grund- 
sätzen die Krongüter in Livland regulieren lasse?, zur Antwort er- 
hielt: ,dass er seiner Sache noch nicht gewiss sei und daher seine 
betreffende Ansicht noch «nicht allendlich abgeschlossen habe*. 
Herr von Ferowsky sprach fast gar nicht, sondern beschäftigte 
sich mit Kritzeln und Zeichnen. Herrn von Senjäwin lag, wahr- 
scheinlich im Einverständnis mit Ferowsky, die Verteidigung 
seines Resume sichtbar und zeitraubend am Herzen. Der Baron 
Hahn unterzog sich der Vertretung der von ihm, dem Grafen 
Fahlen und den Baronen Fahlen und Meyendorff abgegebenen 
Meinung, der w^ir sämtlich beistimmten. Zu den Beistimmenden 
gehörte auch der Baron Fölkersahm, jedoch Hess er zu FrotokoU 
nehmen, dass er sich nicht für das Knechtsland von iV* Lofstellen 
in jedem Feld, sondern nach dem Landtagsschluss von 1842 für 
die Komplettierung des Hofes -Feldareals von 10 Lofstellen in 
jedem Felde per Gehorchstag erkläre" etc. 

Der Wortlaut der wesentlichen Beschlüsse dieser Sitzung war 
folgender: 

I. Einstimmig nahmen alle Mitglieder als Hauptprinzipien 
folgende Bestimmungen an: 

„i) Der nach den Wackenbüchern von 1804 den Bauern zur 
Benutzung überlassene und gegenwärtig noch in Benutzung der- 
selben befindliche Teil des dem Adel zugehörenden Landes wird 
für immer zu unentziehbarer Benutzung den Bauergemeinden zuge- 
standen, um den Hauptzweck des Gesetzes von 18 19 und seiner 
Ergänzungspunkte von 1845 ^^ erreichen, d. i. die Sicherstellung 
des Bestehens und der Selbständigkeit des Bauernstandes. 

Die den Bauern zur Benutzung zugesicherten Ländereien 
werden Gehorchsland, alles übrige Gutsterritorium aber Hofesland 
genannt werden. 

2) Diese Bestimmung verändert auf keinerlei Weise das 
Eigentumsrecht des Adels an dem ganzen ihm bisher zugehörigen 



Digitized by 



Google 



— 136 — 

Lande und die Gutsbesitzer können wie früher völlig 'frei über 
dasselbe verfügen, nur nicht bestehende Kontrakte verletzen und 
nicht Pachtland zu Hofesland machen. 

3) Demzufolge darf der Gutsherr, wenn er für ein Gesinde 
des Gehorchslandes keinen Pächter unter den Bauern findet, das- 
selbe nicht mit den Hofesfeldern vereinigen, sondern muss es nach 
Grundsätzen bewirtschaften, die der nächste Landtag beschliessen 
wird 

6) Die bis jetzt von den Knechten benutzten i*/2 Lofstellen 
Acker in jedem Felde, nebst Wiesen und Weiden, werden dem 
Gutsherrn zur Verfugung gestellt, dergestalt, dass der nächste 
Landtag die Regeln beschliessen wird, nach welchen der Gutsherr 
diese Landteile zur Sicherstellung der Wohlfahrt der Knechte und 
zu der von dem Landtage 1842 zu gleichem Zwecke vorgeschla- 
genen Erweiterung der Hofesfelder zu benutzen hat. Auf den 
Gütern, auf welchen nach der Messung Pachtstellen zu den Hofes- 
feldern hinzugezogen sind, soll dieses bereits eingezogene Land 
von dem für die Knechte abzunehmenden Lande in Abrechnung 
gebracht werden" 

Zu diesem Punkt gab, wie erwähnt, Baron Fölkersahm sein 
Separatvotum zu Protokoll etc. Sodann wurde eine ganze Reihe 
von Punkten formuliert, die der nächste Landtag beraten sollte, 
so in Bezug auf die Entschädigung der Pächter für Meliorationen, 
über den Umtausch von Bauerland und Hofesland, über das Straf- 
recht des Gutsherrn. Der diese letztere Frage behandelnde Punkt 7 
gab dem Landtag zu erwägen, ob es nicht richtig wäre, dem 
Gutsherrn das Recht, seine Pächter „ohne richterliches Erkenntnis 
zu bestrafen", ganz zu nehmen« Ferner warf der Punkt 9 des 
Abschnitts II die Frage auf, in welchem Masse und in welcher 
Weise die Prinzipien der Bodentaxation nach Meinung des Grafen 
Kisselew zu ändern wären, jedoch nur in dem Fall, „wenn nämlich 
die vom Komitee vorgeschlagenen Hauptprinzipien sich als unge- 
nügend zur Sicherstellung des Wohls der Bauern erweisen sollten" 
etc. Gleichzeitig wurde beschlossen, eine ritterschaftliche Kom- 
mission von 8 Gliedern einzuberufen, um diese Fragen für den 
nächsten Landtag vorbereitend durchzuarbeiten. Ausser den 4 
Gliedern, welche zu dem grossen Komitee gehörten, sollten sowohl 
der Generalgouvemeur wie die Ritterschaft noch je 2 Delegierte 
in diese Kommission zu erwählen haben. Vor Schluss der Sitzung 
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machte dann der Landmarschall von Lilienfeld die vereinbarte 
Deklaration, In der er sagte, dass er „im Namen der Ritterschaft 
folgende Gesetzesbestimmungen vorschlage: „Bis zur Allerhöchsten 
Bestätigung der nächsten Landtagsbeschlüsse soll durchaus kein 
Teil des Pachtlandes zu den Hofesfeldern gezogen werden können." 
„Der Komitee", so hiess es am Schluss des Protokolls, „erkannte 
einen solchen Beweis der Bereitwilligkeit der livländischen Ritter- 
schaft, zum Wohl des Bauern beizutragen, für sehr nützlich und 
beschloss die vom Landmarschall vorgeschlagene Massregel Sr. 
Kaiserlichen Majestät zu Deren Allerhöchstem Ermessen zu unter- 
legen." Unterschrieben war das Protokoll von folgenden Personen : 

Generaladjutant Graf Pahlen. 
Generaladjutant Graf Kisselew. 
Wirklicher Geheimrat Perowsky. 
General der Kavallerie Baron Pahlen. 
Generaladjutant Baron Meyendorff. 
Geheimrat Baron Hahn. 
Geheimrat Senjäwin. 
Landmarschall Lilienfeld. 
Landrat Samson von Himmelstjern. 
Landrat Oettingen. 
Baron Nolcken. 
. Baron Fölkersahm. 

Kontrasigniert: Geschäftsführer des Komitees, 
Kollegienrat Chanikow. 

So endete diese wichtige Sitzung, deren Signatur im wesent- 
lichen darin bestand, zu den Grundsätzen des Februarlandtages 
von 1842 zurückgekehrt zu sein und die Basis der Bauerverordnung 
von 1819 und seiner 77 Ergänzungsparagraphen wiederum verlassen 
zu haben. Die drei ritterschaftlichen Delegierten mussten ihre 
Partie als verloren empfinden, aber auch den Landrat Samson be- 
wegten geteilte Gefühle. In der Sitzung selbst hatte er eine „ganz 
stumme Rolle gespielt", da er kein Russisch verstand, und auch 
sein schweres Gehör ihn störte, wenn hin und wieder in franzö- 
sischer Sprache verhandelt wurde. Doch ausserdem mag hierzu 
beigetragen haben, dass er mit sich selbst nicht ganz zufrieden 



1) Ritt.-Archiv, Akte Über Verbesserung etc. pag. 39. 
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war. Hierüber schrieb er in sein Tagebuch folgendes nieder: 
^Soll ich ein aufrichtiges Selbstbekenntnis ablegen, so muss ich 
mir sagen, dass ich sehr verstimmt und in Selbstbetrachtung ver- 
loren die Sitzung verliess. Um eine sichtbare Spaltung zwischen 
Lilienfeld, Oettingen und Nolcken und eine zu grosse Abweichung 
in den Meinungen zu vermeiden, auch wohl aus übertriebener 
Rücksicht auf das Interesse und auf die Ansicht des Adels und 
das Urteil des nächsten Landtages, hatte ich nicht ohne Umschweife 
die ,Festlegung des gesamten Bauerlandes' zur Sprache gebracht, 
sondern sie gleichsam als Konterbande eingeschmuggelt und auf 
die Initiative des Baron Hahn gewartet. Dadurch kann ich die 
Vermutung begünstigen, dass ich dem Landmarschall und Oettingen 
und Nolcken nachgegeben. Dieses ist jedoch keineswegs der Fall, 
obgleich mein trefflicher Bruiningk solches in einem angeschlos- 
senen Brief anzudeuten scheint" etc. 

Die nächste und letzte Sitzung des Hauptkomitees wurde auf 
den I. Juni 1846 anberaumt. Schon in der Zwischenzeit erfuhr 
man, dass der Graf Kjsselew sehr konziliant gestimmt sei. So 
zeigte er sich auch in dieser Schlusssitzung. Er bestand nicht 
weiter auf eine sofortige Beschlussfassung in Bezug auf eine neue 
Bodentaxation und überliess diese dem Dafürhalten des nächsten 
Landtages. Überhaupt zeigte er sich, nach dem Urteil Samsons, 
„in beiden Sitzungen des Hauptkomitees als Mann von Geist, 
Geradheit und bestem Willen, freilich oft von Ansichten ausgehend, 
die in Bezug auf die livländischen Verhältnisse nicht immer richtig, 
aber doch ohne vorgefasste Meinung waren*. 

Ohne weitere prinzipielle Diskussionen wurde die Sitzung zu 
Ende geführt; der Präsident, Graf Fahlen, beauftragte den Se- 
kretär, Herrn von Chanikow, eine deutsche Übersetzung des Proto- 
kolls anzufertigen. „Sämtliche Mitglieder trennten sich zufrieden- 
gestellt und scheinbar guten Mutes und bester Laune"*). 

Auf der Rückfahrt aus dem Ministerium setzte sich Fölkersahm 
zu Samson in den Wagen, und beide Herren kamen darin überein, 
dass im wesentlichen in den Beratungen des Komitees „eigentlich 
nichts anderes als die Festlegung des Gehorchslandes zustande 
gebracht und der Bauernstand als solcher etabliert und sichergestellt 
worden sei*, also dasjenige, worauf es Fölkersahm in erster Linie 
ankam. Zugleich waren aber auch beide Herren derselben Meinung, 
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dass, „was das einzelne Individuum betreffe, um so mehr nun auf 
dem nächsten Landtage beraten werden müsse, als man ihm bei 
nunmehriger Beseitigung der Wackenbücher neue Garantien geben 
müsste*. 

Die ritterschaftlichen Delegierten verliessen Petersburg am 
6. Juni, Samson reiste am 13, Juni ab, Fölkersahm jedoch blieb 
noch bis Anfang September dort. 

Auf seiner Rückreise fand am 4. September 1846 in Dorpat 
im Saale des Herrn von Mensenkampff-Tarwast eine Parteiver- 
sammlung statt, in der er über die Erlebnisse in Petersburg refe- 
rierte. Diese verlief so erregt, dass es dem Schriftführer der 
Partei, Herrn W. von Bock, wegen des „tumultuarischen Durch- 
einanderredens** nicht möglich wurde ein Protokoll zustande zu 
bringen ^). 

Der Kaiser war im grossen und ganzen mit dem Resultat der 
Beratungen vollkommen zufrieden und unterschrieb den betreffenden 
Bericht des Ministers am 9. Juni 1846 mit den Worten: „Vortrefflich, 
ausser einem Punkt, welcher zu erfüllen ist, wie von mir bemerkt 
worden. Dem Gouvernementsadelsmarschall ist meine besondere 
Zufriedenheit für den sehr einsichtsvollen Vorschlag im Namen 
des Adels zu eröffnen.* Nicht zufrieden war der Kaiser mit dem 
Punkt 7 gewesen, der die Frage aufwarf, ob den Gutsherren die 
Strafgewalt in Bezug auf ihre Pächter zu nehmen sei. Der Kaiser 
bemerkte hierzu eigenhändig: ^Diesen Punkt gestatte ich nicht, 
denn die Gutsbesitzer müssen stets die erste polizeiliche Gewalt 
auf ihren Gütern behalten, man muss aber bestimmen, wofür und 
in welchem Masse dieses Strafrecht ihnen auch künftig überlassen 
sein kann** *). 

Für Fölkersahm lag nun die Aufgabe vor, dasjenige, was er 
in Petersburg erreicht hatte, jetzt auch im Lande zu befürworten 
und zur Geltung zu bringen. 

Das Nächste, was nun in der Agrarfrage geschah, war die 
Wahl der am 24. Mai in Aussicht genommenen Kommission zur 
Vorberatung der an den Landtag verwiesenen Vorlagen, Der 
Generalgouverneur Golowin ernannte Landrat Baron Bruiningk- 
Forbushof und Karl von Mensenkampff-Schloss Tarwast. Dem 
Septemberkonvent von 1846 war es vorbehalten die ritterschaft- 
lichen Glieder zu erwählen. Er befand sich in der Zwangslage, 
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statt 2 Glieder deren 4 neue zu ernennen. Denn mittlerweile 
hatte der noch so junge Landrat von Oettingen sein dem Landes- 
wolil gewidmetes Leben am 19. September 1846 beschlossen, und 
Baron Nolcken sah sich „krankheitshalber" veranlasst aus der 
Kommission auszutreten. 

Wie schmerzlich Oettingens Tod empfunden wurde, ging aus 
dem nachfolgenden Brief des Landrats Friedr. v. Sivers-EuseküU 
vom 18. November 1846 hervor, in dem er unter anderem schrieb: 
„Oettingens plötzlicher Tod wird auch Dir sehr nahe gegangen 
sein, und war dies Ereignis ein starker Riss auch für Eure Kom- 
missionsbeschäftigung, da Ihr in Oettingen den praktischesten Mann 
verloren habt, dessen schönster Charakterzug der war, seine Dienste 
nie zu versagen, selbst wenn auch der Beschluss der Mehrzahl 
seiner Ansicht entgegenging. Oettingen wird allgemein betrauert 
und vermisst, — glücklich der, der so aus diesem Leben tritt" etc. ^) 

Die vier neuerwählten ritterschaftlichen Glieder waren, einge- 
denk dessen, dass nach dem Beschluss vom Februar 1842 zu Kom- 
missionen, die für den Landtag vorarbeiteten, keine Konvents- 
glieder gehören durften, folgende: 

i) Hofgerichtssekretär von Tiesenhausen, 

2) Assessor Armin von Samson-SepkuU, 

3) Emil von Wulf-Schloss Ronneburg, 

4) Eugen von Transehe-Ledemannshof. 

Am 5. Oktober trat diese Kommission unter dem Vorsitz des 
Landmarschalls zusammen und beendigte ihre Arbeiten bis zum 
18. März 1847. Zum 7. April wurde der Konvent zusammenbe- 
rufen, der den Beginn des extraordinären Landtages auf den 
26. August 1847 ansetzte und der Wichtigkeit der Vorlage wegen 
beschloss, die Gutachten der Kommission in 200 lithographierten 
Exemplaren an die LandtagsgUeder zu versenden. 

Wie erwähnt, hatte der Punkt 9 Abteilung II des Protokolls 
vom 24. Mai 1846 dem Landtage die Beantwortung der Frage zu- 
gewiesen, in welchem Masse und in welcher Weise die Prinzipien 
der Bodentaxation nach Anleitung des Antrages des Grafen Kis- 
selew zu ändern wären, für den Fall, dass die vom grossen Ko- 
mitee aufgestellten Grundprinzipien sich als nicht genügend er- 
weisen sollten, um das Wohl der Bauern sicherzustellen. Mithin war 
die nun zusammentretende Kommission vor die Alternative gestellt, 

^) Archiv der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der Ostsee- 
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entweder jene Prinzipien in einem Gesetz zu entwickeln, welches 
jene Garantien in der Tat zweifellos enthielt, oder aber Vor- 
schläge zu machen in Bezug auf eine in jener Richtung abzu- 
ändernde Methode der Bodentaxation. Im Sinne der ersteren Alter- 
native hatten sich Samson und Fölkersahm bereits damals geeinigt, 
als sie am i. Juni 1846 gemeinsam das Ministerium des Innern 
verliessen, und nach der ganzen Stellungnahme aller Delegierten 
in Petersburg war es nicht zweifelhaft, dass ihr Einfluss in der 
Kommission auch jetzt in dieser Richtung hin massgebend sein 
würde. 

In der Tat entschied sich auch die Kommission für den erste- 
ren Weg. Sie hielt das Zurückgehen auf das bereits 18 19 verlas- 
sene Prinzip der Bodentaxation und des hiermit im Zusammenhang 
stehenden obrigkeitlich normierten Kontraktes nicht nur an sich 
für einen Rückschritt, sondern sah in der drohenden Änderung 
der Grundsätze der Einschätzung die unberechenbarsten Gefahren 
für das gesamte private Grundeigentum und den öffentlichen Kredit. 
Daher kam ihr alles darauf an, die Mittel anzugeben, wie das Prinzip 
des freien Kontraktrechts mit jener geforderten Sicherstellung des 
Wohles der Bauern in Zusammenhang zu bringen sei. Von den 
vielen Anträgen, die bei der Kommission einliefen, schien ihr der- 
jenige des Baron Fölkersahm am geeignetsten zu sein und den 
obigen Zweck zu erreichen. Er führte die Überschrift: „Antrag 
des Herrn Baron Fölkersahm auf Ablösung der Frone und 
Herbeiführung bäuerlichen Grundbesitzes auf dem Wege frei- 
williger Übereinkunft und nach Massgabe des Verkaufspreises 
mittelst Errichtung einer von der Livländischen Ritterschaft zu be- 
gründenden Landrentenbank.'' 

Über diese wichtige Grundlage der ganzen vorzunehmenden 
Arbeit einigte man sich verhältnismässig rasch. Bereits am 6. No- 
vember 1846 konnte zu Protokoll genommen werden, dieser 
Gegenstand sei dahin erledigt worden, „dass sich die Kommission 
mit den allgemeinen Grundsätzen, auf die der Baron Fölkersahm 
seinen Plan basiert hatte, einverstanden erklärte, und auch der 
Art und Weise, in welcher selbige im einzelnen näher entwickelt 
worden, im wesentlichen beistimmte" *) etc. 

Ganz leicht scheint indessen diese Einmütigkeit nicht er- 
zielt worden zu sein, nach dem Brief zu urteilen, den Herr von 
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Mensenkampff am Tage darauf, den 7. November, seiner Frau 
schrieb, in dem es hiess: ,Die Einigkeit ist nicht mdir sdir g^ss, 
und obgleich die Herren im allgemeinen die Notwendigkeit von 
dem, was Fölkersahm vorschlagt, anerkennen, so scheinen sie doch 
voll Misstrauens zu sein, und alle Augenblicke brechen Streitig- 
keiten über Prinzipienfragen aus, die oft sehr heftig und unange- 
nehm werden, wie namentlich gestern zwischen Tiesenhausen und 
Fölkersahm, wobei letzterer freilich Sieger geblieben ist, und die 
Herren immer am Ende die Richtigkeit des von Fölkersahm auf- 
gestellten Satzes anerkennen mussten; jedoch können solche Auf- 
tritte nicht den Frieden fördern, und das ist denn auch der Fall* *) etc. 

In einem eingehenden motivierenden Vomv'ort zu ihren Arbeiten 
entwickelte die Kommission die Gründe, die sie zur Annahme 
dieses Projektes veranlasst hatte. „Die Aufgabe", so führte sie 
aus, ,die dem Landtage zur Erledigung, der Kommission zur Begut- 
achtung überwiesen worden*, sei enthalten in dem Protokoll des 
grossen Komitees vom 24. Mai 1846. Durch dieses seien gewisse 
unanstreitbare Prinzipien aufgestellt w^orden, und zwar namentlich: 

„i) die Konstituierung des Gehorchslandes, das künftig nur 
mittelst des Bauernstandes genutzt werden darf, 

2) die Veränderung des bäuerlichen Erbrechts, damit die 
Zersplitterung der Wirtschaftsinventarien bei eintretendem Erbgang 
vermieden werde, 

3) die mindestens 6jährige Dauer der Pachtkontrakte, 

4) die Aufhebung der Gouvernementspflichtigkeit der liv- 
ländischen Bauern.* 

Von der lebensfähigen Entwickelung dieser Prinzipien hänge 
die Vermeidung einer unter veränderten Grundzügen vorzunehmen- 
den Bodentaxation ab. In ihnen lägen auch schon diejenigen Vor- 
aussetzungen, unter denen das freie Kontraktrecht sich als nicht 
im Widerspruch zur gedeihlichen Entwickelung der Bauern stehend 
erhalten Hesse; denn „sie gehen sämtlich darauf aus, den Bauern 
in eine gesicherte, dauernde und hinlänglich befestigte Stellung zu 
dem Grund und Boden zu bringen, ohne das Prinzip des freien 
Kontrakts zu beeinträchtigen"*). Es handele sich nun darum, in 
einem projektierten Gesetz die genaueren Bestimmungen der Ap- 
plikation dieser Prinzipien auf den einzelnen Fall zu treffen, ohne 
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dabei das Interesse des 'Gutsherrn zu gefährden. Zugleich aber 
habe sich die Kommission der Einsicht nicht verschliessen können, 
dass es nicht bloss darauf ankomme, den Bauern Schutz vor Über- 
vorteilung zu gewähren, sondern dass vielmehr eine Entwickelung 
hervorzurufen sei „durch Kräftigung eigentümlichen Lebens und 
Wachstums" und Hinwegräumung entgegenstehender Hindernisse. 
Als ein hauptsächliches solches Hindernis naturgemässer Entwicke- 
lung erscheine aber das noch obwaltende Fronverhältnis. Seine 
Nachteile seien bekannt und anerkannt von der Praxis wie von 
der Wissenschaft. Mit Recht müsste dasselbe „als grösstes Hinder- 
nis zur wirklichen Selbständigkeit bezeichnet werden", und zwar 
sowohl für den Pächter, als selbst auch für den Verpächter. Denn 
dem ersteren nehme es den Charakter eines Grundbesitzers, drücke 
ihn zum Dienstboten herab und beraube ihn der Disposition über 
seine Zeit und seine Arbeitskräfte, und den Verpächter bringe es 
in eine beengende, jede freie Bewegung hindernde und notwendig 
zum taxierten Kontrakt fühnende obrigkeitliche Kontrolle. Daher 
müsse die Kommission die Ablösung der Frone als wesentlichste 
Bedingung zur Erfüllung der ihr gestellten Aufgabe ins Auge 
fassen. Nun habe es sich darum gehandelt, in welcher Weise 
solches geschehen solle. Von einer Zwangsablösung sei um so 
mehr abzusehen gewesen, als sie, neben den grossen Eingriffen 
in das Privateigentum, ja wiederum zu einer obrigkeitlichen Taxa- 
tion geführt hätte. Sollte also einerseits etwas geschehen, um der 
Frone wirksam entgegenzutreten, und konnte anderseits von einer 
Anwendung von Zwangsmassregeln nicht die Rede sein, so habe 
ein Weg gefunden werden müssen, „auf welchem es den Beteiligten 
nicht nur möglich, sondern auch wünschenswert und vorteilhaft 
gemacht würde, dem dringenden Bedürfnis der Zeit entgegenzu- 
kommen und von der Frone zu einer gesunderen und' heilsameren 
Form der Bodenverwertung überzugehen". Das Mittel, um zu 
diesem Ziel zu gelangen, sehe die Kommission in der Errichtung 
eines bäuerlichen Kreditinstituts, in einer sogenannten Bauerrenten- 
bank. Sie habe den Zweck „zwangloser Beseitigung der Frone 
und Ermöglichung des freien Grundbesitzes der Bauern". Ihr 
Prinzip sei in kurzem folgendes: 

^Die Bauerrentenbank eröffnet zur Erreichung solchen Zweckes 
einen bestimmten Kredit auf bäuerliche Grundstücke und indem 
sie die Grundeigentümer bis zum Betrage dieses Kredits abfindet, 
setzt sie sich an seine Stelle, von dem Bauerpächter die Verrentung 



Digitized by 



Google 



— 144 - 

des Kredits als Pachtzahlung in Anspruch nehmend, während durch 
eine jährliche minime Kapitalabzahlung die auf dem Grundstück 
lastende Schuld allmählich dergestalt getilgt wird, dass nach einer 
Reihe von Jahren der verrentende Pächter, oder wenn man lieber 
will, der verschuldete Eigentümer, ein rentenfreier bäuerlicher 
Grundeigentümer wird. . . . Sie regelt ihren Kredit nach dem 
Kapitalwert der Pachtzahlung, welche sie an sich kauft, und macht 
es bei jeder derartigen Übertragung zur Pflicht, dass der Bauer 
einen quotativ bestimmten Teil der Kaufsumme bar bezahlt und 
dass dann der Rest als unkündbares Kapital des Gutsherrn auf 
dem Grundstücke ruhen bleibe und von dem Inhaber desselben 
verrentet werde. Diese Einrichtung gewährt dem Institut die nötige 
Sicherheit sowohl vor den augenblicklichen Verlusten, als vor 
Täuschung hinsichtlich des wirklichen Betrages der Pacht, welche 
sie ankauft, und erhält ein bestimmtes Verhältnis zwischen dem 
Grundherrn und dem einzelnen bäuerlichen Grundeigentümer, indem 
diese ersterem zu einer bestimmten, wenn auch sehr massigen 
Zahlung verhaftet bleiben. Die Zahlungen der Rentenbank für die 
zu akquirierenden Grundstücke geschehen mittelst Papiere, die 
dem Inhaber eine jährliche Rente sichern, die der Höhe des Pacht- 
ertrages des veräusserten Grundstückes nach Abzug des unkünd- 
baren Kapitals wie der Abzahlung gleichkommt. Also Renten- 
kapital und nicht Kapitalverschreibungen erlässt die Rentenbank* 
etc. etc. Um dem Publikum gegenüber den Kredit des neuen 
Instituts zu sichern und den Kurs der auszureichenden Rentenbriefe 
zu halten, sei es nun notwendig „eine zweifellose, allgemein aner- 
kannte Garantie*^ zu schaffen. Diese Garantie auch dafür, dass die 
Rentenbank in sich solid organisiert und gewissenhaft verwaltet 
werde, müsse die Ritterschaft übernehmen, um die Einmischung 
der Regierung hierbei ganz zu vermeiden. Der Landtag werde 
sich davon überzeugen können, dass die Ritterschaft auch hierbei 
nichts riskiere, da die Hypothek auf den zu beleihenden Grund- 
stücken eine genügend gesicherte sei, und erscheine sie dem 
Landtage doch noch nicht sicher genug, so liege kein Hindernis 
vor den zu gewährenden Kredit soweit zu verringern, „bis er 
Sicherheit genug zur Übernahme der Garantie findet". 

„Mit dem Eintreten eines so neuen Prinzips in den Orga- 
nismus des bäuerlichen Lebens" habe sich für die Kommission die 
Notwendigkeit ergeben, „manche Veränderungen in der seitherigen 
bäuerlichen Gesetzgebung in Vorschlag zu bringen. Daher habe 
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sie es für ihre Pflicht gehalten, diese einer gründlichen Revision 
und vielfach neuer Redaktion zu unterwerfen. Fest und bestimmt 
musste es ausgesprochen werden, dass das Wohl und die Ent- 
wickelung des Bauernstandes überhaupt in der Frone nicht definitiv 
garantiert werden könne, dass daher die Gesetzgebung einen nor- 
malen Zustand, den des bäuerlichen freien Grundeigentums, als 
ihren Zielpunkt anerkannt habe, und die Frone nur noch transito- 
risch geduldet und mithin geregelt werden müsse". Diese Stellung 
habe „die Kommission der Frone in ihrem Projekt zugewiesen 
und für den einstweiligen Zustand den freien Kontrakt ohne Be- 
denken hinsichtlich des Wohles des Bauernstandes, dem nun andere 
Entwickelungswege eröffnet worden, bestehen lassen können*. 

Mit Rücksichtnahme nicht nur dieser zu begründenden Renten- 
bank und der durch sie zu abolierenden Frone, die als Basis der 
ganzen neuen Aktion aufgefasst wurde, sondern auch infolge der 
vielen anderen im Protokoll vom 24. Mai 1846 dem Landtag zuge- 
wiesenen Fragen sah sich in der Tat die Kommission gezwungen 
ein ganz umfassendes Projekt auszuarbeiten. Es entstand eine neue 
Zusammenstellung sämtlicher den Bauernstand und die Agrarver- 
hältnisse betreffender Gesetze, wobei alle früheren, die mit Bekannt- 
machung dieser Verordnung von keiner Wirksamkeit mehr sein 
sollten, fortgelassen wurden. Diese ganze grosse Arbeit, die 1206 
Paragraphen enthielt, hatte zwei Teile. Der erste umfasste die „orga- 
nisierenden Bestimmungen* und handelte in seinem Abschnitt Nr. I 
von der „Absonderung und Begrenzung des Gehorchslandes* und 
im Abschnitt Nr. II von der „Fronabolitionsordnung*. Der zweiteTeil 
enthielt die „gesetzlichen Bestimmungen", und zwar i) die „Bestim- 
mungen über den Grund und Boden und dessen Nutzung" und 
2) die „Bauerverordnung*. 

So war denn ein grosses Werk in gemeinsamer mühevoller 
Arbeit zustande gekommen, von dem man hoffte, dass es sowohl 
den Anforderungen der Zeit entsprechen, wie auch obschwebende 
Gefahren zu vermeiden imstande wäre. In diesem Sinne lautete der 
Schlusssatz zur Einleitung des Gesetzesprojektes wie folgt: 

^Die Kommission ist der Überzeugung, dass sich die vom 
Komitee vorgeschlagenen Hauptprinzipien bei gleichzeitig herbei- 
geführter Abolition der Frone, wie solche die wesentliche Grund- 
lage ihres Projektes ausmacht, als vollkommen genügend zur 
Sicherstellung des Wohles der Bauern erweisen werden und dass 
somit die Frage über Abänderung der Prinzipien der Bodentaxation 
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in Livland durch den von ihr, der Kommission aufgestellten Ent- 
wickelungsweg um so mehr erledigt ist, als dieser vom Prinzip des 
freien Kontrakts ausgeht, auf welches eine Taxation des Bodens 
keine Anwendung finden kann. 

Diese Frage wird mithin nur in dem Falle zur Erörterung 
kommen müssen, wenn der Landtag die durch die Kommission 
vorgeschlagene Gesetzgebung in ihren Hauptprinzipien verwerfen 
und nicht etwa einen anderen Weg zur genügenden Sicherung der 
Entwickelung des Bauernstandes ermitteln und beschliessen sollte" *). 

Dass ein so grosses Werk nicht ohne manche harte Kämpfe 
innerhalb der Kommission ins Leben treten konnte, war um so 
natürlicher, als sie keineswegs homogen, sondern aus Elementen 
recht verschiedener politischer Richtungen zusammengesetzt war. 
Anfangs freilich gab man sich in dieser Hinsicht optimistischen 
Hoffnungen hin, wie solches auch aus dem nachstehenden Brief 
des Herrn von Mensenkampff an seine Frau vom 29. Oktober 1846 
hervorging, in dem es hiess: „Heute haben wir unsere Sitzung 
ganz ausfallen lassen, weil Fölkersahm mit seiner grossen Arbeit 
noch nicht fertig war und diese uns als Anhaltspunkt für unsere 
Beratungen dienen soll. Überhaupt ist Fölkersahm die Seele des 
Ganzen und ohne ihn würde wohl wenig Gründliches zustande 
kommen, denn keiner von uns allen hat sich so mit allen Teilen 
unserer grossen Aufgabe beschäftigt, wie er, und alles nur irgend 
nötige Material zu diesem Zweck herbeigeschafft. Dass eine bedeu- 
tende Uneinigkeit unter uns entstehen sollte, glaube ich nicht, denn 
Transehe ist ganz unserer Ansicht, Tiesenhausen scheint auch immer 
mehr und mehr einzusehen, worum es sich handelt, und wird 
wenigstens nicht aus persönlicher Antipathie gegen Fölkersahm 
Opposition machen, und Lilienfeld wird von Tag zu Tag liebens- 
würdiger und ist wimderbarer Weise fast in allen Dingen gleicher 
Ansicht mit Fölkersahm, und von den noch übrigen Gliedern war 
es schon eher zu erwarten" etc. 

Schon nach wenigen Tagen aber lauteten Mensenkampffs 
Berichte ganz anders. So schrieb er am 2. November 1846: »Mit 
der gehofften Einigkeit sieht es ziemlich schlimm aus, indem schon 
einigemal die Krallen zum Vorschein gekommen sind und Lilienfeld 
und Transehe augenscheinliche Beweise gegeben haben, dass sie 
an der alten .... Politik festhalten wollen, die,. ... nur soviel 
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zugeben will, als uns von der Regierung abgezwungen wird etc. 
Zu gleicher Zeit ist das Misstrauen dieser Herren gegen Fölkersahm 
so gross und lächerlich, dass sie in jedem Wort eine Falle sehen 
und die einfachsten Sätze nicht zugeben, aus Furcht, dass er ihnen 
daraus etwas beweisen könnte, was sie nicht wollen" etc. 

Am 4. Dezember 1846 hiess es ähnlich, aber doch zugleich 
vertrauensvoll : „Mit unserer Arbeit geht es sehr langsam vorwärts, 
doch haben wir in diesen Tagen ein sehr glückliches Resultat 
gehabt: wir waren nämlich in einem wesentlichen Punkt ganz aus- 
einander, und während 14 Tagen ist darüber mit Hartnäckigkeit 
gekämpft worden, doch war keine Einigung zustande zu bringen. 
Am vorigen Montag kam nun ganz plötzlich eine vollständige 
Einigung zustande, und wieder durch Fölkersahms Verdienst, der 
die Ansichten der Gegner so klar widerlegt hatte, dass ihnen 
nichts anderes übrig blieb, als einen vermittelnden Vorschlag anzu- 
nehmen, den sie früher abgewiesen. So sind wir denn wieder in 
allen Stücken einig und hoffen auch ein einstimmiges Werk zustande 
zu bringen" etc. 

Unter anderem hatte man sich sehr gestritten über das Maxi- 
mum des bäuerlichen Grundbesitzes und das Minimum der Grösse 
eines Rittergutes etc. 

Bald darauf trennten sich die Kommissionsglieder wegen der 
Weihnachtsferien. Als sie sich um die Mitte des Januar wieder 
versammelten, schien es anfangs, als ob es zu heftigem Zwiespalt 
kommen sollte. 

„Noch wissen wir nicht", schrieb Mensenkampff am 13. Januar 
1847, „ob die Gesinnungen der Kommissionsglieder dieselben ge- 
blieben sind, wie vor Weihnachten, oder ob eine grössere Spaltung 
zu erwarten ist. Wie man aber unter der Hand hört, ist das 
letztere wahrscheinlich, denn einige Glieder sollen ihre Meinung 
geändert haben, besonders in Bezug auf das Bankreglement, und zu 
diesen soll der alte Samson gehören. Das Bankreglement ist über- 
haupt die Klippe, die schwer zu umsegeln ist und die viele Wider- 
sacher hat, zu denen hier hauptsächlich der Staatsrat Grote gehört, 
der in der Zwischenzeit einen Mordspektakel erhoben hat. . . . 
Ich finde Fölkersahm sehr elend und niedergeschlagen, was wohl 
sehr erklärlich ist." 

Seine Sorgen hatte Fölkersahm in dieser Zeit seinem Freunde, 
dem Landrat F. v. Sivers-EuseküU, mitgeteilt und erhielt von ihm 

10* 
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die nachstehende, vom 3. Januar 1847 datierte Antwort: „• . . . In 
Übereinstimmung mit Deinem Ausspruch, dass trotz aller Anstren- 
gungen Deine Bemühungen in der Kommission nicht anerkannt 
werden oder Eingang finden und die Sachen sich zum Schluss doch 
unerfreulich zu gestalten drohen, teilte uns auch Herr v. Bock mit, 
der Euch noch kurz vor Weihnachten in Riga gesprochen, dass 
nach wochenlanger Arbeit Ihr durch das Benehmen L. und T.s 
wieder auf den Stand gesetzt seiet, wo Ihr begonnen hättet. Dies 
ist traurig und lässt erwarten, dass der Landtag zum Beschluss 
gerade das erwählen wird, was weder Herren noch Bauern frommt. 

Was ich nicht verstehe, ist, dass Engelhardt sich in Dorpat 
so ausgesprochen haben soll, als wäre grosse Übereinstimmung 
in der Kommission — dies widerspricht dem, was Du sagst, und 
Engelhardt sollte, wie ich denke, die Sache kennen. Findest Du 
einmal wieder Zeit mir zu schreiben, dann löse mir auch dies 
Rätsel. 

Für die Zustellung Deines Antrages in der Kommission danke 
ich Dir sehr: er hat mir sehr gedient, die Zwecke immer deutlicher 
und deutlicher vor Augen zu stellen; dunkel aber ist mir es, wie 
der Plan mit der Landrentenbank ausgeführt werden wird, da für 
diese, und sie ist am Ende mit eine grosse Hauptsache, trotz 
Deiner Bemühungen unendlich viele Hindernisse im Wege stehen. 
Meinem Gefühle nach wollte ich damals Dir gleich antworten, es 
traten mir aber so viele Hindernisse in den Weg, und wie schon 
ausgesprochen, war hier wohl auch wieder meine trübe Gemüts- 
stimmung ein Hauptgrund, die gewaltsam mich von allem zurück- 
drängt, was mich nicht unmittelbar zur Handlung zwingt. Mich 
Dir über die Sache sofort aussprechen zu müssen, glaubte ich 
nicht nötig zu haben, oder wäre gar am unrechten Platz, und 
soher kam es, dass ich nicht antwortete. Vergib und zürne mir 
nicht, es bedenkend, dass eine Antwort über die Verhandlungen 
Dir auch nichts nützen konnte. 

Nochmals, Du teurer lieber Freund, habe grossen Dank für 
Deinen Brief und Deine Liebe, die niemand mit mehr Treue Dir 
erwidern kann als Dein Fr. v. Sivers, dessen ganzes Herz Du be- 
sitzt und dessen einziger Wunsch es ist, dass, wie es denn auch 
immer so bleibt, Du ihm Freund bleibest^'). 



1) Archiv der Gesellschaft fQr Geschichte und Altertumskunde der Ostsee- 
proyincen Russlands. 
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Die in diesem Schreiben noch etwas skeptische Auffassung 
in Bezug auf die Rentenbank machte bald darauf einer vollkommen 
zuversichtlichen Platz, wie aus einem privaten Brief vom 24. Januar 
1847 hervorging, in dem es unter anderem folgendermassen hiess: 

„Teurer lieber Freund! 

B. Wolff, den ich zur ökonomischen Sitzung in Dorpat antraf, 
besass eine Abschrift Eures Entwurfes zur Landrentenbank und 
gab sie mir zum Durchlesen; gern hätte ich mir eine Abschrift 
genommen, allein es mangelte mir an Zeit, und abschreiben lassen 
durfte ich sie nicht. Gelesen also habe ich sie, die Abschrift; doch 
aber nur einmal, was mir nicht genügte. Vollständig alles zu 
fassen, um ein Urteil zu haben, müsste ich sie öfter lesen, allein^ 
ungestört für mich. Mit P. Sivers, W. Stryk und Thedr. Krüdener 
lasen wir den Entwurf zusammen und war der erste Eindruck, den 
er mir machte, ein guter. Mit Leidwesen nun aber habe ich aus 
Briefen von M. an die Seinigen entnommen, dass dieser Entwurf^ 
im Dezember schon von Eurer Kommission angenommen, bei Eurer 
neuen Versammlung auch unter den Gliedern selbst Widerstand 
gefunden hat und Gefahr vorhanden ist, dass er ganz verworfen 
werden könnte. Geschähe dem also, so wäre dies sehr traurig, 
da die Durchführung der Landrentenbank das Fundament aller 
übrigen Beschlüsse ist. Dass an diesem Entwurf noch manches zu 
ändern und zu verbessern sein möchte, muss zugegeben werden, 
da ein Plan dieser Art gewiss nicht aus dem Ärmel hingeschüttelt 
werden kann ; gut aber ist der Plan und das Fundament von allem 
übrigen. Ich hoffe sicher, dass Du mit Deinem Anhange, der doch 
der grössere ist, nicht nachgeben und die Sache zur Reife bringen 
wirst. Feilt und bessert nach Möglichkeit, ruhet 'aber inicht und 
fuhrt die Landrentenbank durch, sie ist, wie gesagt, das Fundament 
und das einzige radikale Heilmittel für die Bauern. Einige Herren, 
wie man mir namentlich mitgeteilt, haben mit ihren Bauern über 
die Wahrscheinlichkeit einer solchen Einrichtung gesprochen und 
ungemein grossen Anklang gefunden** etc.^. 

In den nächsten Tagen hatte es den Anschein, als ob der 
Bauerrentenbank in der Tat von Seiten der Kommission selbst 
Gefahren drohten, denn Landrat Samson machte einen ernsten 
Angriff gegen sie. Je länger je mehr hatte sich in ihm eine 



1) Archiv der Gesellschaft fiir Geschichte und Altertumskunde der Ostsee- 
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innere Opposition gegen die Idee der Kreierung der Rentenbank 
entwickelt zu Gunsten der Meinung, dass der Bauerlandverkauf 
besser und geeigneter durch das Kreditsystem gefordert werden 
könnte. Zunächst hielt aber Samson den Zeitpunkt für noch nicht 
gekommen, um einen formulierten Gegenvorschlag zu machen. 
Die Verschiedenheit der Meinung über diese Frage trug aber das 
Ihrige dazu bei, um die Gegnerschaft zwischen ihm und Fölkersahm 
wesentlich zuzuspitzen. 

„Unsere Arbeiten gehen sehr langsam vorwärts", meldete 
Mensenkampflf am 2. Februar über diesen Gegenstand nach Haus, 
„da vieles, ja die Basis unserer Arbeit, nämlich die Landrentenbank, 
die schon so lange angenommen und festgestellt war, wieder in 
Frage gestellt wird, und zwar durch Landrat Samson, der ein 
Votum abgegeben hat, das alles bisher Beschlossene in seiner 
Wurzel angreift und die Unzweckmässigkeit, ja gewissermassea 
Schädlichkeit desselben nachweisen soll. Unter scheinbar harmloser 
Form sagt er das Gehässigste und Verdächtigendste, was man nur 
sagen kann, nämlich, dass dem Landvolk durch die Rentenbank gar 

kein Vorteil erwachsen werde Er hat zwar seinen Antrag 

wieder zurückgenommen, da er mit demselben doch ziemlich vereinzelt 
in der Kommission stand, doch steht er jetzt der ganzen Sache ganz 
feindlich gegenüber und hat namentlich gegen die Garantie der 
Ritterschaft, die von der Kommission angenommen war, pro- 
testiert" etc. ^). 

Schwer litt Fölkersahm an den begleitenden Erscheinungen 
seiner Kampfesstellung, namentlich unter den Angriffen seiner 
Gegner und ganz besonders unter dem, seinem Eindruck nach, sich 
bis zur bewussten Feindschaft herausbildenden Kampfe mit dem 
Landrat von Samson. 

In dieser Stimmung schrieb er kurz vor Eröffnung des Land- 
tages seinem Freunde Sivers: 

„Kckendorf, d. 10. Aug. 1847. 



An alle meine eigenen weiteren Geschäfte habe ich kaum 
denken können. ,Das ist sehr schlimm', willst Du sagen. Gewiss! 
Vielleicht hätte ich auch in meiner persönlichen Situation mich 
gar nicht auf die Angelegenheiten der I^rovinz einlassen dürfen, da 

*) Archiv Tarwast. 



Digitized by 



Google 



beides nicht zu vereinigen war und ich einmal das Unglück habe 
abhängig zu sein. Das sehe ich alles ein, kann es aber doch nicht 
bessern, einerseits weil es zu spät ist und ich das, was ich ange- 
fangen habe, um keinen Preis im Stich lassen darf, andererseits, 
und das ist wirklich das Unglück, mein Interesse für das Allge- 
meine mich jedesmal, wo es darauf ankommt, unwiderstehlich hin- 
reisst. Ich habe bisher noch nie, auch nicht das mindeste Ange- 
nehme dadurch persönlich für mich erlangt, nichts als Anstrengung, 
Opfer, deren Grösse ich allein kenne, Unannehmlichkeiten, Feind- 
schaften, Hass, Verfolgungen, Tadel und nicht einmal Anerkennung, 
dennoch treibt mich mein inneres Wesen dazu, die Wahrheit über- 
all zu verbreiten, zu verfechten und zu fördern. Glaube nicht, 
dass ich mir dadurch ein verstecktes Lob geben will, ich bin wirk- 
lich und wahr selbst davon überzeugt, dass ich besser täte mich 
ganz von den öffentlichen Angelegenheiten zurückzuziehen, dass 
ich es eigentlich meiner Familie schuldig wäre und dass es um so 
richtiger wäre, als ich durchaus zu der Überzeugung gelangen muss, 
dass es mir an den richtigen Eigenschaften zu der Aufgabe, die 
ich mir gestellt habe, fehlt, denn sonst bleibt es unerklärlich, wie 
auch die aufopferndsten Anstrengungen und, darin bin ich gewiss, 
die richtige Erkenntnis der Sache und der Verhältnisse dennoch 
nichts Gedeihliches und Erfreuliches zu Wege bringen, wie es zu- 
geht, dass gerade da, wo ich handele, sich immer der erbittertste 
Widerstand zeigt, gerade wo ich spreche, mir entschieden böser 
Wille allen Erfolg verhindert, wenngleich man eben auch nichts 
Besseres an die Stelle zu setzen weiss. So ist es mir denn auch 
jetzt wie bis jetzt ergangen. Wenn Du, wie nun bald durch den 
Druck möglich werden wird, unsere Arbeit wirst kennen lernen 
und wenn Du dann beachtest, was ich Dir darüber inzwischen 
sagen kann, dass alles ohne Ausnahme und mit vollen Einzelheiten 
von mir ausgegangen, dass ich (eben unter uns gesagt) der einzige 
gewesen bin, der gearbeitet hat, so wirst Du gewiss zugeben, dass 
mit all den unzähligen Vorarbeiten, wie sie nur zum Teil in die 
Akten gekommen und von denen in der Redaktion nichts ist, ich 
wirklich alle Hände voll zu tun hatte, für jemanden, der an und 
für sich durch andere Verhältnisse verstimmt und ermüdet, oben- 
drein bei jedem Wort nur mit Missgunst zu tun hat und dem man 
nirgend entgegenkommt. Genug davon. Was unsere Angelegen- 
heiten selbst betrifft, so hoffe ich, wird im mündlichen Gespräch 
es mir gelingen Dich völlig zu überzeugen, dass der von mir ein- 
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geschlagene Weg der einzig richtige und dass er durchweg aus- 
führbar ist. Alles, was hier und da und überall dagegen einge- 
wandt wird, entspringt, glaube es mir, nur aus absichtlichen, bös- 
willigen Verunstaltungen und Verdrehungen, an die, welche sie 
am meisten ausgesprochen, am wenigsten glauben. Der grösste 
und wirklich unbesiegliche Feind, den ich zu bekämpfen habe, 
ist die mit der grössten Gewissenlosigkeit gepaarte Eitelkeit 
des alten Samson. Einsichtsvoller zu handeln, als ich es getan 
gegen ihn, ist, das werden mir alle bezeugen, unmöglich; den- 
noch ist seine Eitelkeit und Herrschsucht auf den Tod verletzt 
und er ist es, von dem alle Verunstaltungen und Verdächtigungen 
ausgehen" 

Doch, wie schon aus diesem Brief selbst zu ersehen war, ging 
diese Gefahr, die der Einigkeit drohte, ohne böse Folgen vorüber, 
und die Kommission suchte um so mehr zum Schluss ihrer Arbeiten 
zu gelangen, als um die Mitte des März 1847 verlautete, dass der 
Kaiser missbilligende Äusserungen über die Verschleppung der 
livländischen Angelegenheiten hatte fallen lassen. 

Der wichtige extraordinäre Landtag, dem diese grosse Arbeit 
zur Beratung und Beschlussfassung vorlag, trat am 26. August 
1847 zusammen. Nach dem Votum zu urteilen^ das der delibe- 
rierende Konvent über sie abgegeben hatte, war ihr Schicksal 
schwer vorauszusagen. Die Deputierten hatten die Arbeit im 
ganzen milde und beistimmend behandelt, aber doch in vielen 
Einzelheiten so viele Abänderungen vorgeschlagen, dass sie nicht 
unwesentlich modifiziert wurde, und die Mehrzahl der Landräte 
hatte die Hauptpunkte verworfen. Dagegen nahm der Land- 
marschall von Lilienfeld eine dem Entwurf geneigte Stellung ein, 
was sich im Verlauf der Verhandlungen mehrfach zeigte. In seiner 
Eröffnungsrede betonte er, dass der Landtag ersehen werde, „wie 
es das Bestreben der Kommission gewesen ist, eine möglichst voll- 
kommene, in alle Verhältnisse eingreifende und in sich selbst halt- 
bare Agrargesetzgebung zu liefern, indem die ganze Bauerverord- 
nung von 18 19 mit aufgenommen und aus derselben alles beibe- 
halten ist, was nach dem von der Kommission aufgestellten System 
noch hinein passte". »Möge die Überzeugung Sie durchdringen*, 
so sctUoss er seine Rede, „dass Einigkeit das erste Erfordernis 
ist, um unsere Sache zu gutem Ende zu bringen; lassen Sie uns,, 
indem wir die unglückseligen Zerwürfnisse früherer Landtage in 
Vergessenheit begraben, der Regierung zeigen, dass Livland noch 
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eine Ritterschaft besitzt, die einig und kräftig dasteht, ein- 
gedenk ihrer Pflichten und ihrer Rechte'' '). 

Mit dieser Einigkeit hatte es nun zunächst noch gute Weile, 
denn gleich in den ersten Tagen ging es nicht friedlich her. Der 
Landrat von Samson nämlich machte wiederum einen indirekten 
Angriff auf die Basis der ganzen Kommissionsarbeit, auf die ihm 
durchaus ungeeignet erscheinende Bauernrentenbank. Gleich nach 
Verlesung der Kommissionsarbeit, bevor noch in die Diskussion 
eingetreten wurde, führte er aus, wie zur Bewirkung des Über- 
ganges von der Frone zur Geldpacht und dem bäuerlichen Grund- 
eigentum von der Kommission zwar die Errichtung einer Renten- 
bank vorgeschlagen worden wäre, wie es aber doch wünschens- 
wert sei, zuvor mit dem Kreditverein in Relation zu treten, um 
sich davon zu überzeugen, inwieweit dieser etwa geneigt sei hier- 
bei behülflich zu sein. Fölkersahm führte dagegen an, dass dieser 
Antrag „ein Verwerfen der von der Kommission selbständig vor- 
geschlagenen Rentenbank** sei; er müsse verlangen, dass vor 
allem dieses Projekt diskutiert werde, denn der Landtag könne 
nicht „gleich damit beginnen, sich an eine "andere Gesellschaft zu 
wenden**. Samson erwiderte, dass es nicht seine Absicht sei 
„einem Beschluss über die Rentenbank vorzugreifen", sondern 
dass er wünsche, den Landtag vor allem mit der Ansicht des 
Kreditvereins bekannt zu machen. Darauf wurde am 2. September 
beschlossen, es solle „vor definitiver Beschlussnahme über .... 
das Rentenbankprojekt mit der Generalversammlung konferiert 
werden über etwaige Vorschläge in dieser Beziehung**. 

So war denn diese Frage zunächst von der Tagesordnung 
abgesetzt, die den Punkt 5 der sechs die „organisierenden Bestim- 
mungen** enthaltenden Artikel der Kommissionsarbeit ausfüllte. 
Am nächsten Tage begann nun die Beratung des § i dieser Be- 
stimmungen, wobei sich bald eine lebhafte Diskussion entwickelte. 
Er lautete: 

„Der im Jahre 18 19 bei Freilassung der livländischen Bauern 
festgestellte Allerhöchst bestätigte Grundsatz, dass bei Verpachtung 
einzelner Grundstücke der livländischen Güter das Mass der Pacht- 
leistung nur von dem beiderseitigen freien Übereinkommen des 
Verpächters und des Pächters abhängt, bleibt ein für allemal auf- 
recht erhalten.** 



1) Ritterschaflsarchiv, Landtagsrezess 1847 pag. 9. 
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Diesen Grundsatz an die Spitze auch dieser neuen Arbeit zu 
stellen hatte die Kommission für eine Notwendigkeit gehalten, 
nachdem sie sich dafür entschieden hatte, in Anleitung der vom 
grossen Komitee aufgestellten Gesichtspunkte Vorschläge zu machen, 
um das Wohl des Bauernstandes zu sichern, ohne die vom Grafen 
Kisselew in Aussicht genommenen Prinzipien einer neuen Boden- 
taxation zu berücksichtigen. Denn die Aufrechterhaltung der Frone 
hielt die Kommission, und auch die Regierung, für nicht vereinbar 
mit dem Wohl des Bauernstandes; blieb sie daher dennoch be- 
stehen, so musste die Normierung derselben vorgenommen werden, 
was notwendigerweise zur gefürchteten Revision der Wackenbücher 
und der Bodentaxation nach neuen Prinzipien führen würde. Die 
nochmalige Proklamierung des freien Kontraktrechts hatte mithin 
den Übergang zum Geldpachtkontrakt resp. zum Verkauf des 
Bauerlandes, bei welchen beiden Formen eine Beschränkung nicht 
durchführbar erschien und daher nicht zu befürchten war, zu seinem 
Korrelat und bildete somit den Ausgangspunkt des ganzen neuen 
Systems. Wer also gegen diesen § i, d. h. gegen das freie Pacht- 
kontraktrecht, war, der erklärte sich, so meinte die Kommission, 
implicite für die dauernde Beibehaltung der Frone und rechnete 
nicht weiter mit den Gefahren, die aus den Projekten des 
Grafen Kisselew hervorzugehen schienen. Sämtliche Konvents- 
glieder hatten auch diesen Punkt ohne jede Bemerkung ange- 
nommen. Als er aber am 3. September 1847 für die Kommission 
festgestellt wurde, erklärte sich Baron Campenhausen - Grellen 
dagegen, ihn pure zu akzeptieren, da durch ihn „alle ferneren 
Vorschläge zu einer Normierung der Frone .... gänzlich abge- 
schnitten werden würden, welche, da die Frone hier allgemein 
bestehe und wohl noch lange bestehen würde, notwendig seien*. 
Daher könne dieser Paragraph nicht ohne einen Vorbehalt ange- 
nommen werden, durch den die Möglichkeit der Beschränkung der 
Fronpachtverhältnisse offen gelassen würde. Baron Nolcken, Graf 
Stackeiberg, Hofgerichtssekretär von Tiesenhausen und andere 
traten dieser Ansicht bei und Fölkersahm hatte zwei Tage hindurch 
einen schweren Stand, und zwar um so mehr, als er sich scheinbar 
im Widerspruch mit sich selbst befand. Denn wenn auch der 
§ 183 die Feststellung der in Frondiensten zu entrichtenden Pacht- 
summe der gänzlich freien Vereinbarung überliess, so normierte das 
Arbeitsregulativ von § 200^) ab doch die Fronleistungen und stand 

1) Vorschläge der Kommissioo. Gedruckt in Riga bei Hacker. 
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somit im Gegensatz zu dem geforderten Recht freier Kontrakte. 
Die Lösung dieser Antinomie lag für Fölkersahm darin, dass er 
die Frone als ein nur noch transitorisches Wirtschaftssystem hin- 
stellte, für welches, solange es noch bestand, ein Regulativ zwar 
notwendig sei, wenn auch im Widerspruch mit dem obersten 
Grundsatz der Kontraktfreiheit. Schliesslich aber siegte doch 
Fölkersahm, denn der im Ballotement mit 97 gegen 33 Stimmen 
angenommene Vorschlag Tiesenhausens setzte nur fest, dass 
dem im übrigen unverändert anzunehmenden § i im Rezess der 
Vorbehalt hinzuzufügen sei, „dass Veränderungen zum Fronregu- 
lativ, insofern sie nicht das Mass der Frone betreffen, vorgeschlagen 
und angenommen werden können''. 

Die 4 ferneren wichtigen Paragraphen der „organisierenden 
Bestimmungen" wurden im ganzen kampflos in der Sitzung ak 
zeptiert und hiermit als Hauptgrundlagen der Reform beschlossen, 
nämlich : 

i) das freie Pachtkontraktrecht, ohne jede gesetzliche Bestim- 
mung über das Mass der Pachtleistung im Verhältnis zum ver- 
pachteten Grundstück (§ i und 2); 

2) die Abtrennung des Gehorchslandes zur ausschliesslichen 
Benutzung der Bauergemeindeglieder durch Kauf oder Pachtung 

(§ 3)» und 

3) die Verurteilung der Fronarbeit, als „der eigentlichen 
gedeihlichen Entwickelung der bäuerlichen Verhältnisse durchaus 
hinderlich im Wege" stehend (§ 4), und deren Beseitigung 
in allmählicher zwangloser Weise durch Errichtung einer Bauer- 
rentenbank. 

Nun fehlte nur noch die infolge des Samsonschen Antrages 
ajournierte Beschlussfassung über den Punkt 5 der „organisierenden 
Bestimmungen", der von der Kreierung der Bauerrentenbank 
handelte. 

Bis zum 9. September wurden fortlaufend die folgenden Artikel 
der Kommissionsarbeit beraten. Es stellte sich aber hierbei heraus, 
dass die einzelnen Abschnitte in so enger Verbindung mit der pro- 
jektierten Bauerrentenbank standen, dass sie nicht gut erledigt 
werden konnten, bevor nicht über diese definitiv Beschluss gefasst 
war. An jenem Tage trug daher Fölkersahm darauf an, dass 
wenigstens über ihre innere Organisation schon jetzt be- 
raten werden möge, wobei die Frage, ob die Rentenbank über- 
haupt errichtet werden solle, bis nach der Meinungsäusserung der 
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Generalversammlung offen bleiben könne. Landrat von Samson 
aber meinte, dass durch eine Diskussion ohne Beschlussfassung 
wenig gewonnen sei, protestierte gegen letztere auf Grund der 
Abmachung vom 2. September und meinte, es gebe Abschnitte 
genug, die man einstweilen, unabhängig vom Bankprojekt, beraten 
könne. Fölkersahm bestritt diese Möglichkeit „und meinte, dass 
der Herr Landrat von Samson, der als Komiteeglied die Vorschläge 
mit unterschrieben habe, ebenso gut wie er selbst den innigen 
Zusammenhang dieser Arbeit insbesondere mit der Rentenbank 
kennen müsse*). Diese letztere Äusserung wünschte Fölkersahm 
ausdrücklich in den Rezess aufgenommen zu sehen. Samson er- 
widerte, dass er die Vorschläge zwar wohl unterschrieben habe, 
jedoch ohne ihrem Inhalte ganz beizustimmen**-). 

Dass Samson allerdings seine Ansichten sehr wesentlich ge- 
ändert, und zwar auch in Bezug auf seinen Standpunkt, den er in 
Petersburg eingenommen hatte, ging aus einem Expose hervor, 
das er bald nach dem Landtage, im November 1847, verfasste unter 
dem Titel: „Gedanken über den Landtagsschluss von 1847 in Betreff 
der Verbesserung des Bauernstandes in Livland", und mit dem 
Motto: „Ein tüchtiger Bauernstand, seines Landes Stolz, zu Grunde 
gerichtet, lebt nicht wieder auf" 3). Zunächst tadelte er in dieser 
Schrift den Beschluss, demzufolge auch beim Fronverhältnis das 
ganz freie Kontraktrecht gelten solle. Während des Transitoriums 
hätte für das Mass der Frone das Wackenbuch Geltung behalten 
müssen. „Bestimmt man die Art der Leistung, so ist es doch wohl 
nur billig, dass man auch das Mass derselben bestimme", und zwar 
um so mehr, als man wisse, dass die Regierung seit 1842 dem freien 
Fronpachtvertrage nicht geneigt sei. Dieser Missgriff solle durch 
die Rentenbank „nicht nur gut, sondern auch alle Nachfrage nach 
Wackenbuch und Landtaxe überflüssig" gemacht werden. In ein- 
gehender scharfer Polemik gegen dieses Institut suchte er nach- 
zuweisen, dass es sich „auf den ersten Anblick als eitles Luft- 
schloss charakterisiere". Unbegreiflich würde ihm diese Erfin- 
dung sein, „und der Beifall, den sie auf dem Landtage gefunden, 
wenn beides sich nicht aus dem 9. Punkt" des Protokolls des 
grossen Komitees erklären Hesse, der von einer neuen eventuellen 
Bodentaxation handelte. Niemandem sei es ein Geheimnis gewesen, 

^) Landtagsrezess von 1847 pag. 69. 

<) Ebenda pag. 69. 

») Archiv Sepkull Nr. 36. 
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„dass die Furcht vor einer Revision der seit 1804 bestehenden 
Bodentaxation der Rentenbank hauptsächlich das Wort geredet 
habe*. Er aber sei der Überzeugung, dass der Landtag, ,wenn er 
nun einmal zu einem allgemeinen Fronerlass zum Besten der Bauern 
sich nicht entschliessen konnte oder wollte, besser daran getan 
hätte, entweder eine neue Taxation selbst zu provozieren, oder 
auf die Taxationsprinzipien des Ministers der Domänen zu kom- 
promittieren, als sich in das Abenteuer der Rentenbank zu ver- 
steigen. Sclionjm Jahre 1842 habe ef als Mittel zum Erwerb des 
bäuerlichen Grundeigentums das Kreditsystem vorgeschlagen, und 
schon damals sei die Generalversammlung auf diesen Gedanken 
eingegangen. In dieser Veranlassung sei dann 1845 ^^^ gedruckte 
„Reglement des Livländischen Kreditvereins für Veräusserung und 
Hypothizierung von Gesindesstellen" entstanden, leider aber ziemlich 
in Vergessenheit geraten. Auf dieses müsse die Aufmerksamkeit 
wieder gelenkt werden, was er ausspreche, ohne sich hierbei von 
dem Gefühl „einer verkannten oder gekränkten Vaterschaft** leiten 
zu lassen. Wenn aber der Gesindeswirt in den Kreditverein ein- 
trete und, wie jeder Gutsbesitzer, 40 Rubel pro Taler Landes als 
Darlehen erhalte, so würde der Zweck besser erreicht werden, 
als durch die Rentenbank, denn hierbei hätte er es mit einem 
altfundierten Institut zu tun. „Keine missliche Garantien, keine 
ungewisse Negocen, keine zweifelhaften, wenn zu schaffenden 
Kredite, keine Auslagen für besonderes Verwaltungspersonal 
sind erforderlich; wohl aber stehen dabei in gewisser Aussicht, 
dass der Verkäufer für den empfangenen Kaufpreis keine Schwan- 
kungen des Kurses zu besorgen hat, der Käufer aber nicht 
Gefahr läuft, dass eben diese Schwankungen ihm den Kauf ver- 
teuern'' etc. 

Der Streit zwischen Fölkersahm und Samson wurde durch 
den Landmarschall dahin entschieden, dass er zunächst die ganze 
Beratung der Kommissionsarbeit von der Tagesordnung absetzte, 
zu der man erst eine ganze Woche später wieder zurückkehrte. 
„Die Verhandlungen des Landtages ziehen sich so in die Länge*, 
schrieb Herr von Mensenkampff am 15. September seiner Frau, 
„dass deren Ende gar nicht abzusehen ist, denn noch ist in der 
Hauptfi-age nicht nur nichts bestimmt, sondern sie ist noch nicht 
einmal diskutiert worden, und man macht alle möglichen Anstren- 
gungen, um die Sache von vornherein tot zu machen. Indessen 
scheint Lilienfeld immer mehr einzusehen, wie notwendig es 
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ist, die Kommissionsarbeit durchzusetzen, und von ihm hängt 
viel ab« 0- 

An demselben Tage gelangte endlich ein Schreiben des 
Sprechers der Generalversammlung an den Landtag, in dem mit- 
geteilt wurde, dass sie eine Kommission erwählt habe, „die Vor- 
schläge machen soll über die Errichtung eines Kreditinstituts zur 
Erleichterung des Kaufes von Grundstücken für die Bauern*. So 
konnte denn nun die grosse Frage der Rentenbank diskutiert 
und entschieden werden und bald wogte ein heftiger Kampf hin 
und her. 

„Seit einigen Tagen", berichtete Mensenkampff am i8. Sep- 
tember, „sind wir zur Rentenbank gekommen und morgen oder 
übermorgen muss sich das Schicksal derselben entscheiden. Es ist 
ein sehr heftiger Kampf und wird von unseren Gegnern mit allen 
Mitteln geführt. Das Resultat ist ein sehr ungewisses, denn ob- 
gleich wir in der letzten Zeit viele Freunde gewonnen haben, so 
sind doch der Gegner so viele, dass gestern beim Ballotement 
über eine freilich sehr wesentliche Bestimmung der Rentenbank, 
nämlich w^ieviel die Bank darleihen soll, die Stimmenzahl ganz 
gleich war, d. h. 65 gegen 65. Lilienfeld entschied für uns, und 
so hatten wir wohl in dieser Frage gesiegt, allein wie leicht 
schlägt nicht wieder die eine oder die andere Stimme um und 
dann ist die Sache verloren. Dass wir jetzt in grosser Aufregung 
sind, kannst Du Dir denken, Gott lasse doch alles sich zum Guten 
wenden, denn es ist eine grosse Gefahr für unsere arme Provinz.* 

Am 20. September fiel endlitSi die grosse Entscheidung. Mit 
106 gegen nur 33 Stimmen wurde die Frage des Ballotements be- 
jaht, die da lautete: „Soll in Grundlage der bisher diskutierten 
und eventuell angenommenen Redaktion eine Bauerrentenbank von 
der Livländischen Ritterschaft errichtet werden?* 

Fölkersahm hatte, als fast einziger wesentlicher Vorkämpfer 
für das Projekt der Bauerrentenbank, nach so viel Arbeit und 
Mühe einen grossen Sieg errungen und die Ritterschaft hatte sich 
mit bedeutender Majorität zur Rückkehr zu den Grundsätzen des 
Februarlandtages von 1842 entschieden. 

Es lag hierin nicht nur der endgültige Sieg der reformatorischen 
Idee, wie sie mit dem Namen Fölkersahms in der Geschichte Liv- 
lands verbunden ist, für ihn persönlich bedeutete es eine grosse 
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moralische Errungenschaft, und seine führende Stellung, sowie die- 
jenige seiner Partei, war für die nächsten Jahre eine, wenn auch 
nach wie vor viel angegriffene, so doch vollkommen massgebende. 
In Bezug auf diese und den Einfluss, den er sich mehr und mehr, 
auch als Mensch, zu verschaffen wusste, hiess es in den Erinne- 
rungen eines Zeitgenossen folgendermassen : „Im Jahre 1847 be- 
suchte ich als Student zum ersten Mal den livländischen Landtag 
und fand bereits eine Parteibildung vor, wie solche die wichtigen 
Aufgaben seit dem Jahre 1842 hervorgerufen hatten. Es handelte 
sich um Feststellung jener prinzipiellen agrarischen Fragen, die 
für eine neue Agrarverordnung Livlands notwendig sein sollten. 

Seit 1842 war Hamilkar Fölkersahm von seinen ausländischen 
Studien heimgekehrt und hatte einen wesentlichen Einfluss auf die 
Verhandlungen des Landtages in der Agrarfrage ausgeübt. Im 
Gegensatz zu den Prinzipien der Bauerverordnung von 1819 ver- 
trat Fölkersahm die Unantastbarkeit des Gehorchslandes und 
dessen ausschliessliche Benutzung durch die Bauergemeinde, ferner 
die Abschaffung der Arbeitspacht und deren Charakterisierung als 
ein zu beseitigendes Ubergangsstadium, sowie endlich den freien 
Kontrakt bei der Geldpacht und Verkauf des Bauerlandes, wobei 
schliesslich als Ziel das bäuerliche Grundeigentum auf dem Ge- 
horchslande festgestellt wurde. 

Dem genialen Charakter Fölkersahms war es gegeben, bei 
den eben erwähnten Aufgaben seine volkswirtschaftlich-philanthro- 
pischen Ideen zum vollen Ausdruck bringen zu können und vor- 
nehmlich unter der Jugend der Landtagsglieder für diese Bestre- 
bungen Schule zu machen. Hierzu diente ihm in erster Linie die 
Parteiversammlung, deren Organisation vermutlich durch die älteren 
Jünger seiner Schule hervorgerufen wurde, denn Fölkersahm war 
seiner genialen Natur nach nicht Organisator, dagegen aber im 
höchsten Grade begabt, seinen Jüngern seine idealen Prinzipien im 
reizendsten Lichte darzustellen. Hierbei entwickelte er ein beson- 
deres Verständnis für jeden lernbegierigen Jüngling und er hatte 
die Geduld auch den thörichtesten Einwendungen und Fragen zu 
begegnen und jedem Auskunft zu geben. Seinen Gegnern, insbe- 
sondere Gustav Nolcken, wurde es nicht schwer Fölkersahms 
wenig praktische Begabung im heissen Kampfe auszunutzen. Es 
gelang ihnen bald in und ausser dem Landtage die Meinung zu 
verbreiten, dass Fölkersahm neben seinen idealen Bestrebungen 
doch ein schlechter Wirt sei, ein harter Gutsherr gegen seine 
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Bauern und zu wenig Empfindung habe für die bäuerliche Unselb- 
ständigkeit, die den Bauern nicht befähige angesichts des fi-eien 
Kontraktes dem Gutsherrn ebenbürtig zu sein. 

In den Parteiversammlungen jenes Landtages, die fast jeden 
Abend in Nr. 35 des Petersburger Hotel stattfanden, dozierte 
Fölkersahm über seine Grundsätze und suchte seinen Jüngern zu 
erklären, was in den Debatten des bevorstehenden Tages zur 
Sprache kommen sollte, und wies nach, wie die eingangs geschil- 
derten Prinzipien allein sichere Gewähr böten dafür, dass die agrare 
Entwickelung zu einem gesunden Abschluss kommen könne und 
auf diesem Wege die Missgriffe von 18 19 durch die Versprechungen 
von 1804 nach Möglichkeit beseitigt würden. 

Als Beleg für den genialen Charakter und seine Gabe, ge- 
wissermassen durch Intuition das Richtige zu finden, ohne stets in 
der Schlussfolge klar zu sein und darüber Redienschaft zu geben, 
diene folgender Vorgang, dessen Augenzeuge ich war. Fölkersahm 
deduzierte die Notwendigkeit auf ein gewisses Ziel hinaus zu 
streben, blieb jedoch den Zuhörern unverständlich. Auf die Frage 
eines derselben, warum gerade dieses Ziel ins Auge zu fassen sei, 
stutzt Fölkersahm und wendet sich an den damaligen Ritterschafts- 
notar Rudolph Baron Engelhardt, welcher mit seinem scharfen Ver- 
stände ihm oft analytisch zur Klärung diente, und fragt ihn: ,Ja, 
warum?*, worauf Engelhardt die Reihe der Schlussfolgerungen der 
Parteiversammlung auseinandersetzte, was Fölkersahm bei seiner 
genialen Konzeption nicht vermocht hatte. 

Diese Eigentümlichkeit Fölkersahms wurde von seinen Geg- 
nern häufig ausgenutzt, ja missbraucht, so dass seine praktischeren 
Schüler ihm nicht selten sekundieren mussten. 

Um nicht allein auf den parlamentarisch geleiteten Parteiver- 
sammlungen für seine Ideen Propaganda zu machen, liebte Fölker- 
sahm es, seine treuen Parteigenossen, deren meiner Erinnerung 
nach 50—60 vorbanden waren, in zwangloserer Form gesellig zu 
vereinigen und behufs dessen bisweilen Ausfahrten nach Coudrai ') 
zu veranstalten, wo beim Glase Wein intimere Beziehungen zwischen 
den Gliedern der Partei und ihrem lehrenden Leiter geknüpft 
werden konnten, die wesentlich die persönliche Anhänglichkeit 
und Verehrung förderten und zum Nutzen der von Fölkersahm ver- 
tk-etenen Anschauungen dienten. Bei solchen Gelegenheiten habe 
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ich ihn zu bewundern gelernt, wie er auch dem jüngsten seiner 
Schüler mit liebenswürdigster Geduld entgegenkam und bei jedem 
ein sachliches Verständnis seiner Bestrebimgen anzuregen suchte. 
Zum Glück waren in der Partei zahlreiche ältere Schüler, die ge- 
eignet waren den bisweilen zu hohen Plug Fölkersahms zu dämpfen, 
oder den Minderbegabten verständlich zu machen. 

Vermöge dieses überwältigenden Einflusses Fölkersahms auf 
die Entschlüsse des Landtags von 1847 hat die Bauerverordnung 
von 1849 den festen Grund für die agrarische Entwickelung Liv- 
lands gelegt" '). 

Die Erledigung der 1206 Paragraphen des Entwurfs bot keine 
besonderen Schwierigkeiten mehr dar, wenn auch über einige 
Detailfragen hin und wieder noch lebhaft diskutiert wurde. So 
namentlich in Bezug auf die von der Ritterschaft zu übernehmen- 
den Garantieleistungen für die Verpflichtungen der Rentenbank. 
Die beiden Kommissionsglieder Landrat Samson und Hofgerichts- 
sekretär Tiesenhausen wollten unter dieser Garantie nur eine solche 
verstanden wissen, die sich für die reglementsmässige Verwal- 
tung der Bank verbürge, nicht aber eine eventuelle Zahlungsver- 
pflichtung bei etwa ausbleibenden Zinsen übernähme. Der Land- 
tag sei gar nicht berechtigt eine solche Garantie zu beschliessen 
und derart in die Privatrechte einzugreifen. Fölkersahm meinte, 
dass solches wohl verfassungsmässig möglich sei, ebensogut wie 
Eigentumsentäusserungen bei der Aufhebung der Leibeigenschaft 
durch Erlass der Bauerschulden stattgefunden hätten etc. Nach 
langer Diskussion und nachdem Fölkersahm eine etwas veränderte 
Redaktion des § 92 des Bankreglements vorgeschlagen hatte, 
wurde diese mit 72 gegen 56 Stimmen akzeptiert und bestimmt, 
dass die Ritterschaft garantiere: 

i) für die reglementsmässige Verwaltung der Bank, und 

2) für die Beitreibung der Rentenzahlungen, mithin das In- 
kasso übernehme. 

Von wesentlicher Bedeutung waren nur noch die Ersatzwahlen 
für vakant gewordene Landesposten. Hierüber schrieb Mensen- 
kampff am 25. September: „Mich bewegen viele Gründe noch 
länger hier zu bleiben, denn wenn viele fortfahren, so hat die 
Gegenpartei, die hier wie angeklebt sitzt, leichtes Spiel noch alles 



1) Landrat E. von Oettingen-Jensel : „Erinnerungen an Hamllkar Baron 
Fölkersahm.«' 
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umzuwerfen; und dann sind unsere Kreiswahlen noch nicht gewesen, 
und die sind jetzt von grosser Wichtigkeit, denn es sind zwei 
Kreisdeputiertenstellen unbesetzt.* Dieser Kampf werde besonders 
heftig im Dörptschen und Fellinschen gefuhrt werden, „indem jede 
Partei ihre Kandidaten dazu hat und keinen andern der Gegen- 
partei annehmen will, ein Fall, der bis jetzt noch nicht vorge- 
kommen ist und der so weit geht, dass Brüder gegen Brüder 
stimmen werden, wie namentlich Heinrich Stael gegen seinen 
Bruder Wilhelm, der ein Kandidat der Gegenpartei ist. Rennen- 
kampff von Heimet wird wohl nicht wiedergewählt werden, dagegen 
ist es leider aber auch sehr wahrscheinlich, dass sie Stryk im 
Dörptschen auch nicht wiederwählen werden, denn Nolcken bietet 
alles gegen ihn auf und will selbst Kreisdeputierter werden, was 
ihm bei seinem grossen Anhang wohl gelingen möchte" etc. 

Was zunächst die Landratswahlen anbelangt, so fielen sie, 
trotz des Sieges der liberalen Idee, nicht im Sinne derjenigen Partei 
aus, die sie vertrat. Denn an Stelle des verstorbenen Landrats 
von Oettingen wurde der Landmarschall von Lilienfeld, an Stelle 
des ebenfalls verstorbenen Landrats von Richter der Kreisdepu- 
tierte von Rennenkampff- Heimet gewählt, dessen Wiederwahl auf 
seinen bisherigen Posten Herr von Mensenkampff in seinem oben 
zitierten Briefe in Zweifel zog. Da femer die Landräte Baron 
Bruiningk und von Bock ihren Abschied eingereicht hatten, waren 
noch zwei Landräte estnischen Distrikts zu wählen, wobei der 
Oberst von Grote an Stelle des ersteren und Kreisrichtdr von 
Sivers-EuseküU an Stelle des zweiten die meisten Stimmen auf 
sich vereinigten. 

„E>ie Landratswahlen sind .... leider wetfig zu unserer Zu- 
friedenheit ausgefallen*, schrieb hierüber Mensenkampff nach Haus, 
„unsern Stryk haben wir trotz aller Mühe nicht durchbringen 
können, und nachdem wir es gestern endlich soweit gebracht hatten, 
dass er eine Stimme mehr als sein Rival Gotthard Liphart hatte, 
und wir schon ganz stolz auf unsern Sieg waren, entrissen sie ihn 
uns auf eine schändliche Art, sie warfen sich nämlich plötzlich auf 
den letzten Kandidaten, der nur wenige Stimmen bei der Zettel- 
wahl gehabt hatte, nämlich Sivers aus Euseküll, und verschafften 
ihm dadurch einige Stimmen mehr als Stryk. Sivers war ausser 
sich darüber und wollte die Wahl auf keinen Fall annehmen, da 
aber die Gegner darauf drangen, dass, falls Sivers nicht annehmen 
würde, eine ganz neue Wahl veranstaltet werden müsste,' und es 
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dann sehr ungewiss war, ob Liphart es nicht werden würde, so 
haben wir Sivers solange beredet, bis er mit Tränen in den Augen 
nachgab, wodurch wir doch wenigstens den Liphart losgeworden sind. ' 

Nachdem dieser Brief geschrieben war, kam es nun noch zu 
einer Landratswahl im lettischen Distrikt an Stelle des abgegange- 
nen Landrats Baron Meyendorff. Folkersahm erhielt im Ballotement 
45 wählende und 50 nichtwählende Stimmen, Baron Gottlieb WolfF 
dagegen deren 53 gegen nur 42. Mithin wurde letzterer als erster 
und Folkersahm als zweiter Kandidat der Regierung vorgestellt. 

Die übliche Bestätigung liess dieses Mal auf sich warten, und 
bald verlautete, dass die Regierung gesonnen sei von der Regel abzu- 
weichen und Folkersahm zu bestätigen, was seinen eigenen Partei- 
genossen gar nicht lieb war, wie solches auch aus dem folgenden 
Briefe von Mensenkampff vom 29. September 1847 hervorging, in 
dem es mit Bezugnahme auf diese Eventualität hiess: „Diese Ge- 
schichte ist uns allen sehr unangenehm, denn es ist schlimm die 
Wahl in der Minorität anzunehmen, sie auszuschlagen aber noch 
misslicher, indem die Regierung dadurch sehr gereizt werden könnte." 

Am 14. Oktober erfolgte in der Tat die Bestätigung Fölker- 
sahms und auch des Kreisdeputierten W. von Stryk-Brinkenhof, 
der gegen RennenkampfF- Heimet ebenfalls in der Minorität ge- 
blieben und als zweiter Kandidat vorgestellt worden war. In dem be- 
treffenden Schreiben von Golowin teilte dieser dem LandratskoUegio 
mit, er habe „die neu gewählten Kandidaten zwar vollkommen 
würdig gefunden, jedoch infolge allgemeiner, durchaus von ihrer 
Persönlichkeit unabhängiger Gründe" von dem ihm selbst zu- 
stehenden Bestätigungsrecht keinen Gebrauch gemacht, sondern 
„das Glück gehabt", über die stattgehabte Wahl Seiner Majestät .... 
zu unterlegen". Se. Majestät habe, „die von ihm gemachte Unter- 
legung einer Durchsicht unterziehend", als Landräte zu bestätigen 
geruht: den Kreisdeputierten von Stryk und den Baron H. von 
Folkersahm. Golowin zog also die von der liberalen Partei ge- 
wählten Kandidaten den konservativen vor. 

Dass aber dennoch diese, wenn auch auf ungewöhnliche Weise 
erfolgte Erhebung Fölkersahms zum Amt eines Landrats von mass- 
gebenden Persönlichkeiten für ein Glück im Interesse des Landes 
und mit Freude begrüsst wurde, ging aus einem Briefe des Land- 
rats und gewesenen stellvertretenden Landmarschalls Karl Baron 
Bruiningk hervor, den er ihm am 2. November 1847 aus Dorpat 
schrieb; dort hiess es unter anderem: 
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„Hochgeschätzter Herr Landrat. 

Nachdem wir von unsern (darf ich's so nennen) parlamenta- 
rischen Kämpfen heimgekehrt sind und ich in die für den Abend 
meines Lebens gewählte Stille und Ruhe, kann ich doch meinen 
Gedanken und Gefühlen nicht gebieten so ruhig zu sein, wie mir 
es ziemen mag; mit meinem alten warmen Herzen hänge ich immer 
noch an den mir teuren Interessen. Natürlich wendet sich meine 
Teilnahme zu Ihnen hin, der sie mit so grosser Kraft und Ent- 
schiedenheit sich zur Leitung der Angelegenheiten aufgeschwungen 
haben, deren Förderung ich mir zur Aufgabe meines nun politisch 
abgeschlossenen Lebens gemacht hatte. Ohne dass ich es Ihnen 
sage, wissen Sie, mit welcher Freude mich die Nachricht erfüllt 
hat, dass der noch vor kurzem zum ,Vaterlandsverräter* gestem- 
pelte Mann zum Arger der Schimpfer unser Landrat geworden 
ist und in dieser Stellung sein Einfluss zur Erreichung der vorlie- 
genden Zwecke, besonders bei der Delegation, so viel wirksamer 
geworden ist. Ein grosser Teil unseres Elendes und unserer un- 
wiederbringlichen Verluste ist dem unseligen Grundsatz zu lavieren 
und den halben Massregeln zuzuschreiben, welche seit so langer 
Zeit die Richtschnur der ritterschaftlichen Politik waren. Dagegen 
habe ich unablässig und seit 7 Jahren vergeblich gekämpft. Ich 
war so glücklich einige Jahre lang die Ritterschaft auf andere 
W^ge zu führen; dies war wenigstens eine ehrenvolle Bahn; wäre 
man konsequent darauf geblieben und mit treuer Gesinnung, 
wäre es nicht dahin gekommen, wohin es nun gekommen ist. 
Ich kämpfte mit anderen Waffen als Sie; die ihrigen werden, ich 
wünsche und hoffe es, besser und siegreicher sein etc. 

Welche schwierige Verpflichtungen lasten auf Ihnen! Als 
Delegierter der Ritterschaft, als Landrat liegt's Ihnen ob, über die 
Erhaltung ihrer Rechte zu wachen. Aber was wahr, recht und 
heilig ist, anzuerkennen und zu ehren, ist das höchste Gebot! 

Schliesslich nehmen Sie von mir die Versicherung, dass ich's 
immer zu meinen angenehmsten Erinnerungen rechnen werde, mit 
Ihnen in koUegialischem Verhältnisse verbunden gewesen zu sein, 
und die Bitte damit zu verbinden, dass ich in Ihrem freundlichen 
Andenken eine Stelle behalten möge als 

Ihr hochachtungsvoll treuergebenster 

Dorpat, am 2. Nov. 1847. Bruiningk* *). 



1) Archiv der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde etc. 



Digitized by 



Google 



- i65 - 

Zu Kreisdeputierten wurden gewählt an Stelle des verstor- 
benen Herrn von Ditmar- Fennern Karl von Mensenkampff • Tar- 
wast und an diejenige des Herrn von Rennenkampff- Heimet der 
Herr von Stryk- Pollenhof. Fölkersahm war also zunächst, da 
man auf die Bestätigung eines Minoritätskandidaten nicht gerechnet 
hatte, wieder nicht in den Konvent gelangt, wohl aber designierte 
ihn der Landtag als einen der beiden Delegierten — hierauf bezog 
sich der resp. Passus im Briefe von Baron Bruiningk — die zur 
Vertretung der Landtagsbeschlüsse den Landmarschall nach Pe- 
tersburg begleiten sollten. Lilienfeld selbst sprach den Wunsch 
aus, dass Fölkersahm hierzu erwählt werden möge, und bat die 
Versammlung „ihm nicht zu verargen, dass er denjenigen bezeichne, 
den er in dieser Hinsicht für besonders geeignet halte* *). Bei der 
hierauf folgenden Wahl erhielten Fölkersahm 42 gegen 24 und 
Emil von Wulff 37 gegen 32 Stimmen, so dass diese beiden zu 
Delegierten erwählt waren. 

Musste es Fölkersahm einerseits befriedigen nun in der Lage 
zu sein, das fernere Schicksal seiner Schöpfung selbst überwachen 
zu können, so sollten ihm aus diesem Kommissum viele schwere 
Stunden erwachsen. Schon gleich seine erste Reise nach Peters- 
burg erregte Ärgernis innerhalb des Konvents. Am 15. November 
1847 waren die Beschlüsse des Landtages dem Generalgouverneur 
Golowin übergeben worden. Es war wahrscheinlich, dass sie durch 
ihn sehr bald nach Petersburg expediert werden würden. In dieser 
Veranlassung wandte sich der vikarierende Landmarschall, nun- 
mehrige Landrat von Lilienfeld am 19. November an die Residie- 
rung mit dem Vorschlag, schon jetzt gleich den Landrat Fölker- 
sahm nach Petersburg zu senden^ um einen der designierten Dele- 
gierten dort zu haben, der in quasi privater Weise die „etwaigen 
nötigen Erklärungen und Erläuterungen" zu erteilen in der Lage 
wäre, denn er selbst wolle sich nicht dorthin begeben, bevor nicht 
eine offizielle Einberufung erfolgt sei. Die Residierung ging hier- 
auf ein, bewilligte die erforderlichen Reisekosten und Diäten und 
Fölkersahm reiste nach Petersburg ab. 

Auf dem Märzkonvent 1848 kam die Unzufriedenheit hierüber 
zum Ausdruck. Sechs Kreisdeputierte liessen verschreiben, dass 
sie diese Massregel für eine Kompetenzüberschreitung des Land- 
marschalls und der Residierung hielten, und vier von ihnen ver- 
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wahrten sich gegen die aus dem ferneren isolierten Aufenthalt des 
Landrats Fölkersahm in Petersburg dem Lande etwa erwachsenden 
Kosten. Dem ersten Teil der Erklärung schloss sich auch Land- 
rat Samson an, sowie die Landräte Stackeiberg und Vegesack. 
Die übrigen Glieder des Konvents fanden das Verhalten der Resi- 
dierung und des Landmarschalls dem Landtagsschluss ga,m ent- 
sprechend, und da eine Einigung sich nicht erzielen liess, so sollte 
die Entscheidung dem nächsten Landtage anheimgegeben werden, 
worauf Herr von Lilienfeld speziell antrug. 

Über diese Verhandlung schrieb der Ritterschaftsnotar R. von 
Engelhardt Fölkersahm am 5. April 1848 unter anderem folgen- 
des: ^Liebster Fölkersahm! Am Sonnabend schon, den 3. April, 
ward der Adelskonvent, einer der ekelhaftesten, die ich erlebt 

habe, geschlossen ich beeile mich nunmehr Ihnen 

ohne allen Verzug von den Vorgängen auf demselben Nachricht zu 
geben und will das ungeschminkt und unverschleiert tun, da Sie, 
wenngleich wund, doch an die Nadelstiche des Hasses und der 
Scheelsucht zu gewohnt sind, um zur Vermeidung derselben auch 
nur einen Teil des klaren Schauens in den Stand der Sache sich 
vorenthalten zu lassen.** Sechs Deputierte, nämlich die beiden 
Löwis, Numers, WoMF, Rennenkampff und Vietinghoflf, hätten sich 
auch dieses Mal als seine Gegner geriert. „Gleich ,am ersten Tage 
demaskierten die oben bezeichneten sechs ihre Batterien und liessen 
.... zu Protokoll verschreiben: dass Landmarschall und Residie- 
rung durch die Delegation Ihrer Person allein den Landtagsschluss, 
der nur von gemeinschaftlichem Wirken sprach, entgegengehandelt 
und ihre Kompetenz fiberschritten hätten. Ein Teil derselben 
protestierte selbst gegen die Kosten der Delegation. Es kam zu 
einem erbitterten Kampf. Die Minorität replizierte mit einem nach- 
drucklichst formulierten Dank ffir die Wahrnehmung und Vertretung 
der Landtagsschlüsse durch ihre vollkommen kompetente Absen- 
dung durch die Residierung und provozierfe auf den nächsten 
Landtag. Der Landmarschall und Löwis sagten sich Dinge, die 
jedenfalls alle parlamentarischen Grenzen weit überstiegen. Erste- 
rer erklärte bereits eventuell seinen gänzlichen Rücktritt. Sie 
können sich denken, dass da viel zu verhandeln und zu vermitteln 
war. Lilienfeld musste sich selbst und die Delegation aufrecht er- 
halten" »Von den Landräten schlössen sich nur Samson, 

Vegesack und Stackelberg** den 6 Deputierten an. Lilienfeld sei 
entschlossen Fölkersahm aufzufordern, jedenfalls so lange in Peters- 
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bürg zu bleiben, „als die Bauersache dem Domänenminister vor- 
liegt*^. »Er hat diesen seinen Entschluss mit Zustimmung 

des residierenden Landrats Sivers förmlich und fest deklariert 
und ihn nicht weiter von den übrigen KonventsgUedern abhängig 
gemacht, sondern lediglich auf den Landtag Bezug genommen. So 
ist diese Sache im ganzen gut ausgelaufen und Sie können nun 
ruhig und ungestört Ihre Wirksamkeit in Petersburg fort- 
setzen*^) etc. 

Dass die Anwesenheit eines Vertreters der Landtagsbeschlüsse 
in Petersburg sobald als möglich notwendig war, das zeigte sich, 
als im Januar 1848 Fölkersahm daselbst eintraf. Denn von ver- 
schiedenen Seiten drohten Gefahren. So hatte Golowin in seinem 
bald nach Schluss des Landtages eingeforderten Bericht sich zwar 
im allgemeinen „für die Bestätigung der Landtagsschlüsse ausge- 
sprochen, zugleich aber es für seine Pflicht gehalten, eine grosse 
Zahl der auf dem Landtage gegen dieselben erhobenen allgemeinen 
und speziellen Einwurfe und dort bereits erledigter Missverständ- 
nisse mit aufzufuhren* ^). Der Kaiser hatte diesen Bericht nebst den 
Beilagen dem präsumtiven Vorsitzenden des zu ernennenden Komitees, 
dem Grafen Peter Pahlen, und den Ministern Perowsky und Kisselew 
zur Begutachtung übergeben. Es wurde somit die Kritik der Regie- 
rungsorgane an den Beschlüssen des Landtages hierdurch provo- 
ziert In noch viel grösserem Masse geschah letzteres durch die 
direkten Angriffe, die sie durch einen Gegner intra muros zu er- 
dulden hatten. Der dimittierte Kirchspielsrichter G. von Budden- 
brock*) zu Lasdohn hatte bereits im November 1842 der Ritterschaft 
ein Projekt eingereicht, in welchem Vorschläge enthalten waren, 
die den Erwerb von Landeigentum seitens der Bauern mit Hülfe des 
Kreditsystems bezweckten. Da diese im Lande keine weitere Beach- 
tung fanden, wandte sich Buddenbrock an den Domänenminister 
Grafen Kisselew, der seinerseits das Projekt dem Generalgouverneur 
Baron von der Pahlen zu weiterer Erwägung übersandte. Durch letz- 
teren gelangte es am 3. März 1843 wiederum an das Landratskolle- 
gium zugleich mit der Aufforderung, sich gutachtlich hierüber zu 

1) Archiv Fölkersahm. 

^) Ritt- Archiv, Akte zur Verbesserung etc. Nr. 14/B Vol. VI pag. 73, Dele- 
gationsbericht Fölkersahms. 

9) Otto Gustav Wilhelm von Buddenbrock war am z6. Dezember 1788 ge- 
Ixjren als Sohn des Ritterschaftssekretärs, späteren Landmarschalls und Landrats 
Gustav Johann von Buddenbrock. Er starb 1865 in Walk. 
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äussern. Die Vorschläge gipfelten im wesentlichen darin, dass 
die Mittel des Kreditsystems in grösserem Masse, als es bis dahin 
im Statut vorgesehen war, in Anspruch, zu nehmen seien, um den 
Übergang von Grundeigentum an die Bauern zu erleichtern. Zu 
diesem Zweck sei es nötig den reglementsmässigen Kredit des 
darlehnsfahigen Hakens von Vs auf Vs zu erhöhen. Hierdurch 
würde es möglich werden die Privatschulden auf den Gütern 
grösstenteils zu tilgen, womit ein Haupthindernis für den Verkauf 
der Bauerländereien in kleineren Parzellen beseitigt werden würde, 
da diese «oft das ganze letzte Drittel absorbieren, das das Kredit- 
system als etwaiges Komplement seiner hypothekarischen Sicherheit 
für mögliche Notfälle offen gelassen hat**. Landrat von Samson 
übernahm die Beantwortung des Schreibens an Baron Pahlen 
am lo. März 1843. Er setzte auseinander, wie die Ritterschaft 
bereits in den Bauerverordnungen von 1804 und 1819 und ganz 
besonders auf dem Februarlandtage von 1842 den Grundsatz aus- 
gesprochen habe, dass es im allgemeinen öffentlichen Interesse 
liege ^den Bauer soviel möglich grundbesitzlich zu machen*^, 
hierin also die Idee Buddenbrocks weder eine neue noch eine an- 
greifbare sei. Auch darin habe er ferner recht, dass die auf den 
Gütern bestehenden Privatschulden ein Hindernis hiergegen dar- 
stellten. Mit der Erhöhung aber des Darlehns von % auf Vs des 
Wertes eines Hakens könne die Ritterschaft sich nicht einver- 
standen erklären: erstens, weil „die Differenz von Vs zu Vs nicht 
immer den ganzen Betrag der Privatschulden decken würde, zweitens, 
weil doch nur kleine Parzellen des Gutes sukzessive zum Verkauf 
kämen und daher „weder Grund noch Möglichkeit vorhanden 
w^äre, den Kredit des ganzen Gutes von Vs auf Vs zu erhöhen, um 
den Verkauf eines kleinen Teiles möglich zu machen", und drittens, 
weil hierdurch der Kurs der Pfandbriefe sinken würde. Daher 
habe der Landtag von 1842 von jeder Erhöhung des Kredits Ab- 
stand genommen, wohl aber die Generalversammlung des Kredit- 
systems zur Ernennung eines Komitees veranlasst, welches sich 
mit der Frage des Überganges des Bauerlandes an die Bauern 
mit Hülfe des Kreditsystems zu beschäftigen habe. Somit seien die 
Vorschläge des Herrn von Buddenbrock nicht weiter in Berück- 
sichtigung zu ziehen 0- Hiermit war diese Angelegenheit zunächst 
erledigt. 



') Ritterschafisarch. Nr. 14/B, Akte zur Verbesserung etc. Vol. HI pag. 139- 132. 
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Auf dem Landtage von 1847 ^^'^S ^^^^ Buddenbrook diese 
Sache am 20. September selbst vor, ohne aber mehr Teilnahme 
für sie zu finden. In der Folge sah er sich veranlasst für seine 
Aufiiaissungen in Petersburg den richtigen Boden zu suchen. Be- 
vor er aber noch mit einem vollständigen Vorschlag an die 
Adresse des Kaisers selbst hervortrat, was im Frühjahr 1848 ge- 
schah, entwickelte er eine vorbereitende Tätigkeit, die Fölkersahm 
in seinem Deleg^tionsbericht als eine, „die Richtung und den Inhalt 
der Landtagsschlüsse auf die nachteiligste Weise* darstellende 
bezeichnete. 

Als Fölkersahm nach Petersburg kam, traten ihm die üblen 
Folgen dieser Agitationen schon vielfach entgegen und hatten 
eine Opposition wachgerufen, die durch die Zeitverhältnisse in 
ungünstiger Weise unterstützt wurde. Denn die revolutionären Be- 
wegungen im Westen Europas absorbierten in hohem Masse die 
öffentliche Aufmerksamkeit und Teilnahme und entzogen sie den 
minder wichtigen und lokalen Fragen. Diesen Schwierigkeiten galt 
es nun entgegenzutreten, was um so weniger leicht war, als Fölker- 
sahm nicht als offizieller, weil noch nicht Allerhöchst hinberufener 
Vertreter, sondern zunächst nur in privater Stellung wirken konnte. 

Den Vorschlägen des Landtages wurde namentlich vorge- 
worfen, dass sie „alle Eigentumsrechte umstiessen*, dass sie, „um 
jeder wirklich nützlichen Veränderung der Verhältnisse des Bauern- 
standes zu entgehen, ein Hirngespinst*, nämlich die Rentenbank, 
aufstellten und dass sie endlich „in eigennütziger Absicht dem 
Adel einen bequemen Weg zur völligen Beraubung des Bauern- 
standes eröffneten**). 

Ganz besondere Opposition erregte ferner auch hier der von 
der Minderheit auf dem Landtage so bekämpfte Grundsatz des freien 
Kontraktrechts unter allen Bedingungen. Ebenso wie Landrat 
Samson es meinte, wollte man von selten der Regierung diesen 
wohl noch allenfalls für den Verkauf und die Geldpacht anerkennen, 
keinenfalls aber für das Verhältnis der, wenn auch nur noch tran- 
sitorischen Frone. 

Fölkersahm verhandelte mündlich und schriftlich eifrig, nament- 
lich mit dem Grafen Pahlen und dem Minister Perowsky, weniger 
jedoch mit dem Minister Kisselew, teils weil die Landtagsvorlage, 
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die in Petersburg nur in einem einzigen Exemplar vorhanden war, 
an diesen später gelangte, teils wegen der sprachlichen Schwierig- 
keiten, die für Pölkersahm vorlagen, da er nicht genügend Russisch 
verstand, in einem Falle, »wo es die Prüfung und Besprechung 
eines aus mehr als 1200 Paragraphen bestehenden, die verschie- 
densten Verhältnisse behandelnden Werkes galt** etc. Immerhin 
hielt auch der Landmarschall die Anwesenheit Fölkersahms in 
Petersburg für so notwendig, dass er ihn aufforderte, sie nicht 
wegen des Zusammentritts des Märzkonvents zu unterbrechen. 
So blieb er dort bis zu dem Eintreffen der beiden anderen ritter- 
schaftlichen Vertreter, die sich infolge eines Schreibens des seit 
dem Februar 1848 neuernannten Generalgouverneurs Suworow 
vom 29. April ebenfalls dorthin begeben hatten, um den Sitzungen 
des zur Durchsicht der Vorschläge des Landtages niedergesetzten 
Komitees beizuwohnen. Dieses bestand unter dem Vorsitz des 
Grafen Peter Pahlen aus den Ministern Perowsky, Kisselew und 
dem Finanzminister Wrontschenko. 

Als zu Anfang Mai die Delegierten in Petersburg vereinigt 
waren und ihnen die abweichenden Meinungen der Minister Pe- 
rowsky und Kisselew vorlagen, zeigte es sich, dass zwischen beiden 
wesentliche Unterschiede bestanden. Denn während der erstere 
sich im grossen und ganzen mit den Beschlüssen des Landtages 
einverstanden erklärte, hielt der letztere diese für völlig unge- 
nügend. Als Grund hierfür führte der Landmarschall in seinem 
Berichte an das Landratskollegium vom 15. Juli 1848 den Umstand 
an, „dass die Landtagsschlüsse zuerst der Prüfung des Herrn Mi- 
nisters des Innern unterlegen waren und erst kurz vor Ankunft 
der Delegation an den Herrn Minister der Reichsdomänen gelangften, 
wodurch es dem Herrn Delegierten Landrat Baron v. Fölkersahm 
unmöglich gewesen, auf das richtige Verständnis derselben durch 
Erklärung und vorläufige Verhandlung ebenso günstig einzuwirken, 
wie bei dem Herrn Minister des Innern. Es hat diese vorbereitende 
Einwirkung nicht bloss eine grosse Menge Schwierigkeiten im 
voraus beseitigt, sondern auch bei der späteren Verhandlung der 
Delegierten die Aufrechterhaltung der Landtagsschlüsse und die 
endliche Vereinigung über die wesentlichsten Gegenstände bedeu- 
tend erleichtert, weil nicht mehr die ganze Verordnung, sondern 
nur einzelne Punkte derselben zur Diskussion gelangten* % 
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Die wesendicixsten Einwendungen Kisselews gegen die Land- 
tagsbeschlüsse, resp. seine Vorschläge, waren folgende: 

i) Die neuen Vorschläge enthielten keine genügende Garantie 
für die künftige Wohlfahrt des Bauernstandes. 

2) Der freie Kontrakt dürfe nicht fortbestehen, sondern das 
Wackenbuch müsse die Norm abgeben für die zu vereinbarende 
Leistung, und wo diese zu hoch erscheine, sei sie herabzusetzen, 
wie solches auf den Krongütern bereits geschehen. 

3) Die Frone müsse in 5 Jahren abgelöst werden. Im Laufe 
der nächsten 12 Jahre sei eine neue Taxation der Ländereien aus- 
zuführen. Er blieb hierin konsequent auf seinem am 24. Mai 1846 
eingenommenen Standpunkt stehen, da er schon damals erklärte 
eine neue Taxation verlangen zu müssen für den Fall, „wenn die 
von dem Hauptkomitee vorgeschlagenen Massregeln sich als unge- 
nügend zur Sicherstellung des Wohles der Bauern erweisen sollten*. 
Dieses war nun, seiner Meinung nach, eingetreten. 

4) war er der Meinung, dass beim Verkauf die gefundenen 
Revenuen nicht zu 4V0, sondern nur zu 5% kapitalisiert werden 
dürfen, und 

5) dürften die zum Hofesland einzuziehenden 36 Lofstellen 
nicht beliebig, sondern ausschliesslich nur zum Besten anzusiedeln- 
der Tagelöhner und Lostreiber in kleinen Stücken benutzt werden. 
Endlich sei 

6) die Rentenbankfrage ganz getrennt zu beraten etc. etc. 
Perowsky dagegen war weder für eine terminierte Aufhebung 

der Frone, noch gegen die Kapitalisierung der Einnahmen zu 4%, 
noch auch für die beengende Bestimmung hinsichüich der einzu- 
ziehenden Quote etc. Der Finanzminister bereitete dem Renten- 
bankprojekt ernste Schwierigkeiten. Er erklärte die in Aussicht 
genommene Ausreichung zinsloser Kassenscheine für unzulässig, 
da hierdurch die Einheitlichkeit der staatlichen Wertzeichen gelöst 
werden würde, meinte auf den von Samson gemachten und von 
den Delegierten befürworteten Vorschlag der Bewilligung einer 
Million Rubel als Darlehen aus dem Reichsschatz für die Opera- 
tionen der Bank nicht eingehen zu können und stimmte der Auf- 
fassung von Kisselew bei, dass die den bäuerlichen Käufern durch 
das Reglement der Bank auferlegte solidarische Verhaftung nicht 
konzediert werden dürfe etc. 

Dieser vielfachen Opposition gegenüber hielten es die Dele- 
gierten für richtig, soviel nachzugeben, als es nur möglich wäre, 
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alterieren, um tunlichst einheitliche Sentiments zu erzielen. 

»Über den Fortgang der hiesigen Geschäfte", schrieb Lilienfeld 
am 23. Mai 1848 dem Landratskolleg^um, «kann ich leider bis jetzt 
nichts anderes berichten, als dass wir diese Zeit über unausgesetzt 
damit beschäftigt gewesen sind, die gegen unsere Landtagsbe- 
schlüsse gemachten Bemerkungen der Herren Minister durchzugehen 
und zu beantworten; wenn auf diesem Wege durch gegenseitige 
Konnivenz eine Verständigung erzielt werden könnte, was wenig- 
stens zu hoffen steht, so würde der Fortgang der Sache dadurch 
wesentlich gefordert werden* etc,'). 

Der Erfolg zeigte, dass diese Hoffnung eine wohlbegründete 
war, denn im allgemeinen gelang es den Delegfierten die Angriffe 
Kisselews zurückzuweisen und das Werk des Landtages von 1847 
zu erhalten. 

Am 19. Juni 1848 fand die Sitzung des Komitees statt. Dem 
Wunsche Kisselews gemäss wurde die Rentenbankfrage ganz ge- 
trennt behandelt und mit ihr begonnen. Der Finanzminister er- 
klärte, dass er eine Emission von unverzinslichen Kassenscheinen 
im projektierten Betrage von 600.000 Rbl. um so weniger konze- 
dieren könne, ^als die vor Zeiten in den Ostseeprovinzen emittierten 
ähnlichen Geldmarken auf Allerhöchsten Befehl ausser Kurs gesetzt 
worden seien". Dagegen war er bereit als Äquivalent hierfür für 
3 bis 6 Jahre 4750 Rbl. als Zuschuss zur Unterstützung der Opera- 
tionen der Bank zu zahlen. Die Delegierten forderten die doppelte 
Summe, und es wurde beschlossen dem Kaiser die Entscheidung 
zu überlassen. In einem wesentlichen Punkte wurde keine Einigung 
erzielt, nämlich in Bezug auf die durch das Reglement den bäuer- 
lichen Grundbesitzern auferlegte solidarische Verhaftung. Kisselew 
erklärte diese für ganz unzulässig, da eine solche „nur mit Zu- 
stimmung aller an derselben teilnehmenden Individuen hergestellt 
werden darf* und hier die Bauern gar nicht gefragt worden seien ; 
auch würde es die Besorgnis der resp. Käufer erregen, bei aller 
eigenen Pünktlichkeit eventuell durch die Fahrlässigkeit eines 
anderen in eine Subhastation zu geraten etc. Die beiden anderen 
Minister schlössen sich ihm an, dagegen stimmte Graf Pahlen mit 
den Delegierten, ' nachdem vorher die Redaktion des Reglements 
dahin abgeändert worden war, dass „allem zuvor die Gutsbesitzer, 
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die das Grundstück verkauft haben, mit ihrem ganzen Vermögen** 
die solidarische Verhaftung übernehmen und diese erst in zweiter 
Linie auch auf die Bauern auszudehnen sei. Was den gesetzge- 
benden Teil der neuen Bauerverordnung anbelangte, so ging der 
Streit namentlich um das freie Kontraktrecht. Die Delegierten 
waren entschlossen hierin nicht nachzugeben, vielmehr mit aller 
Energie gegen das Verlangen einer neuen Bodenschätzung und 
neuer Wackenbücher aufzutreten. Schliesslich gelang es ihnen 
diese Ansprüche Kisselews zu vereiteln, jedoch nur vermittelst 
einer Konzession. Sie mussten in die „Errichtung von schiedsrich- 
terlichen Kommissionen zur Überwachung der Fronverhältnisse* 
willigen, wobei es der Darstellung der Delegierten gelang, der 
Wirksamkeit der Kommissionen durch die Bedingung, „dass der 
Bauer nur da, wo eine höhere Frone gefordert wird, als nach dem 
Wackenbuch von 1804 und 1809, zur Klage berechtigt ist,, eine 
feste Grenze zu setzen" *). 

Auch in Betreff der Beschränkung der Benutzung der Quote 
ausschliessUch zu Lostreiber- und Knechtsansiedelungen, wie des 
Termins der Abolition der Frone erreichten die Delegierten die 
Beseitigung der Forderungen des Domänenministers, so dass sie 
im ganzen mit dem Resultat ihrer Mission zufrieden sein konnten. 
Bald aber traten neue Schwierigkeiten auf, und zwar durch das 
Vorgehen des Herrn von Buddenbrock. 

In den ersten Monaten des Aufenthalts von Fölkersahm in 
Petersburg hatte er es für nicht richtig gehalten, eine Gelegenheit 
zur Widerlegung der Darstellungen dieses Herrn zu suchen und 
ihnen „hierdurch ein. Gewicht beizulegen, welches denselben zu 
verschaffen Herr von Buddenbrock bereits auf dem Landtage ver- 
gebliche Bestrebungen gemacht hatte"*). Am 7. Mai 1848 jedoch 
teilte der Minister Perowsky Fölkersahm mit, dass Buddenbrock 
„in einem bis in die Hände Sr. Majestät geförderten Memoire die 
Landtagsschlüsse als verderblich erklärt, seine eigenen zur Orga- 
nisation der Bauerverhältnisse kombinierten Ideen aber als die einzig 
verwendbaren Massregeln dargestellt" habe'*). Mit dieser Mitteilung 
verband der Minister den Wunsch, Fölkersahm möge sich mit dem 
Buddenbrockschen Projekt genau bekannt machen und ihm eine 



1) Akte zur Verbesserung etc. Vol. VI pag. 34. 

2) a. a. O. pag. 77. 
») a. a. O. pag. 77. 
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gedrängte Darstellung desselben überreichen. Zu diesem Zweck 
wollte der Minister Herrn von Buddenbrock veranlassen sich zu 
Fölkersahm zu begeben. „Nachdem ich*, so schilderte Fölkersahm 
die nun folgende Begebenheit, „mehrere Tage vergeblich auf Herrn 
von Buddenbrock gewartet, von meinen Leuten aber nur erfahren 
hatte, dass ein Herr während meiner Abwesenheit in meiner 
Wohnung gewesen, ohne seinen Namen oder den Zweck seines 
Besuches zu nennen oder aber eine Karte zurückzulassen, erhielt 
ich eine abermalige Einladung des Ministers des Innern. Als ich 
dieser Folge leistete, erfuhr ich, dass Herr von Buddenbrock bei 
ihm darüber Klage gefuhrt, dass ich ihn trotz der dem Minister 
gegebenen Zusage nicht vorgelassen, was derselbe zugleich als 
Beleg der parteiischen Nichtachtung gegen ihn, die er bereits auf 
dem Landtage erfahren, angeführt.* Fölkersahm sagte dem Mi- 
nister, wie diese Sache zusammenhinge, bezeichnete ihm die Stunde, 
an der er bereit sei Buddenbrock zu empfangen, bat aber zugleich 
den Landmarschall und seinen Kollegen Wulf der Zusammenkunft 
zu assistieren. Zur bezeichneten Stunde sei nun, so berichtete 
Fölkersahm, Buddenbrock erschienen und sei von der falschen 
Voraussetzung ausgegangen, als handele es sich um eine Trans- 
aktion zwischen seinen Ansichten und den von den Delegierten 
vertretenen Landtagsbeschlüssen. Als er über diesen seinen Irrtum 
aufgeklärt und ihm bemerklich gemacht worden sei, dass es nur 
darauf ankomme, Fölkersahm mit seinen Vorschlägen bekannt zu 
machen, habe sich Buddenbrock „kategorisch* geweigert den Herren 
diese mitzuteilen und sich darauf beschränkt, ihnen von dem Vor- 
wort derselben Kenntnis zu geben. 

Buddenbrock selbst schilderte in einem im November 1848 
an die Ritterschaft gerichteten Schreiben sein Verhalten bis zu 
diesem Zeitpunkt in nicht sehr wesentlich anderer Weise. Er habe 
den ganzen Winter 1848 hindurch den Weg mitbrüderlicher Ver- 
ständigung gesucht, und zwar speziell mit dem Baron Fölkersahm, 
habe aber bei diesem wenig Entgegenkommen gefunden. Erst als 
die beiden anderen Delegierten „bereits bestimmt erwartet wurden", 
habe er, „um nicht hinterrücks, sondern offen zu handeln, am 
21. März 1848 die Grundsätze seiner Ansichten dem Kaiser einge- 
reicht*. In solcher Veranlassung am 5. Mai vom Minister zu 
Fölkersahm gewiesen, um mit ihm eine Verständigung zu iSnden, 
habe er ihn nicht zu Hause gefunden und „von seinem Diener den 
Bescheid erhalten, dass er ihm keine Zeit zum Empfang bestimmen 
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könne*. Solches habe er dem Minister berichtet und sei von 
diesem aufgefordert worden einen nochmaligen Versuch zu machen. 
.Immer die freundliche Ausgleichung wünschend^, so hiess es in 
dem Schreiben weiter, »fugte ich mich auch diesem Verlangen und 

begab mich am 14. Mai 1848 abermals zu Herrn von Fölker- 

sahm zu einer privaten Verständigung mit demselben.* Dort habe 
er auch die beiden anderen Delegierten gefunden, und vom Land- 
marschall sei er gleich aufgefordert worden seine Anträge den 
Herren zu übergeben, über die im Komitee ein Urteil gefallt 
werden würde. ,Als ich darauf bemerkte*, so hiess es weiter, 
,dass hiervon nicht die Rede sei, sondern ich nur den Versuch 
einer privaten Verständigung mit Herrn von Fölkersahm ver- 
sprochen, so deklarierte derselbe, dass keiner der Herren dazu 
berechtigt sei in ihrer offiziellen Stellung, die keine Ver- 
ständigung, sondern nur eine Beurteilung erlaube. Als ich mich darauf 
fortbegeben wollte, vermittelte der Herr von Fölkersahm dahin, dass 
ich demselben meine Ansichten privatim mitteilen möge, um sie zu 
befähigen vielleicht sich verständigen zu können. Auch diesem 
fügte ich mich und erfüllte ihren Wunsch, jedoch leider zwecklos* etc. 
Was nun zunächst das Vorwort zu seinen Vorschlägen anbe- 
langte, so wurde in ihm vor allem der Nachweis zu liefern ge- 
sucht, dass durch die Freilassung und die gegenwärtigen agraren 
Verhältnisse der Zustand der Bauern sich keineswegs gegen früher 
verbessert habe. Dieses könne nur geschehen, wenn ihnen ein 
Grundbesitz gesetzlich gesichert werde. Die Regulierung eines 
solchen könne aber niemals der freien Konkurrenz überlassen 
bleiben, sondern müsse eben durch ein Gesetz geschaffen werden. 
Die Basis für ein solches könne nur »der lokale Wert der durch 
die Bodenkatastrierung der Bauerverordnung von 1804 normierten 
Fronrente* sein, der z\x 6% kapitalisiert werden müsse. Die Ab- 
lösung und Abtrennung von Gutsteilen dürfe „nur durch einen 
gesetzlichen öffentlichen Kredit mit massiger Verzinsung und durch 
eine bedingende Barzahlung aus dem Bauervermögen^ geschaffen 
werden. Dieser öffentliche Kredit soll nicht mehr als 4^ betragen, 
wodurch, da die gefundene Bodenrente zu 6^ kapitalisiert würde, 
für den Bauernstand 2% gewonnen werden würden, was nach 
Buddenbrocks Rechnung in Livland einem Kapital von 12 bis 14 
Millionen Rubel entspräche. Nach diesen Grundsätzen müsse vom 
Landesherrn ein Gesetz erlassen werden, denn die notwendige 
Kollision der Interessen verbiete es, diese wichtige Staatsangele- 
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genheit der Regelung zwischen Gutsherren und Bauern selbst zu 
überlassen* Den freien Bauern kann nur die Staatsregierung und 
das Gesetz vertreten. „Nur Erbpacht mit der Möglichkeit und 
dem Recht der Eigentumserwerbung können das Bestehen und die 
Selbständigkeit des freien Bauernstandes sicherstellen, sein Brot 
von der oft halben Spreumischung befreien, seine weitere Verar- 
mung abwenden und ihn vor Verzweiflung bewahren. Nur 

gerechte Regulierung des Grundbesitzes kann die Interessen und 
das Recht des Adels kräftigen und garantieren und den Reichtum 
des Staats: Grund und Boden, entwickeln, aus der Erde heraus- 
fordern, was sie vermag* etc. 

Diese skizzierten Grundsätze fanden dann in den 103 Para- 
graphen der „Vorschläge* ihren konkreten Ausdruck. Das Wesent- 
liche und prinzipiell Extreme in ihnen bestand darin, dass Budden- 
brock eine Zwangsablösung der Bauerländereien haben wollte. 
Nachdem er den Modus sowohl der Ermittelung des Boden wertes, 
wie den zur Hypothizierung desselben und der durch diese zu be- 
werkstelligenden Ablösung der Privatschulden auf den Gütern vor- 
geschlagen hatte, beantragte er, dass „zum Georgitage des nächst- 
folgenden Jahres nach Bekanntmachung dieser organischen Ver- 
ordnung . . . sofort und allgemein in Livland die Erbpacht mit dem 
Recht der Eigentumserwerbung eingeführt und spätestens bis zum 
Jahre 1850 ausgeführt werden solle, sowohl auf publiken als privaten 
Gütern* etc. (§ 72). Als Basis der Abgrenzung des abzulösenden 
Landes sollte dienen: der zu Georgi 1842 sich faktisch vorfindende 
Bestand des Gehorchslandes, einerlei, ob dieses nach dem Wacken- 
buch zu den Fronländereien oder zu dem Hofeslande gehöre; hiervon 
dürfe der Gutsbesitzer noch 20^ als „Quote* einziehen (§ 2 und 3). 
Die Bodenrente ergebe sich aus dem nach dem Wackenbuch von 
1804 normierten Fron- und Abgabenkataster und werde in Roggen- 
werten nach 25Jährigem Preisdurchschnitt ausgedrückt. Diese so 
gefundene Rente, die, zu 6% kapitalisiert, den Preis des Grund- 
stücks darstelle, soll dem Gutsherrn aber nur zu 4^ verzinst 
werden, „d. h. der Gutsherr erhält Vs des herausgerechneten Wertes 
und opfert V« desselben* *). Diese bilde auch die Basis des zu ge- 
währenden Kredits seitens des Kreditsystems, dem die Regierung 
zu seinen vergrösserten Operationen eine Subvention von i Million 
Rubel zu gewähren habe. Da bei der Armut des livländischen 
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So bekam diese Angelegenheit durch diesen Befehl eine grosse 
Wichtigkeit und wurde die Veranlassung dazu, dass der Landtag 
vom November 1848 sich volle 7 Tage, d. h. vom 25. November 
bis zum 2. Dezember, fast ganz ausschliesslich mit Buddenbrock 
und seinem Projekt beschäftigen musste. 

Am 25. November wurde das Projekt verlesen und dem 
deliberierenden Konvent zur Beratung übergebfett, am 26. begann 
die Verhandlung. Buddenbrock, der harthörig war, bekam einen 
Stuhl in der nächsten Nähe des Stabes. Als darauf das Vorwort 
zu seinen Vorschlägen und die ganz einheitlichen Sentiments 
und Konsilien zu diesen verlesen worden waren, erhob sich 
Buddenbrock und erklärte, dass er sich zu diesen unmöglich gleich 
äussern könne, zumal er schlecht höre. Er bäte daher um Aus- 
reichung der Voten und wolle dann später schriftlich antworten. 
Als der vikarierende Landmarschall Landrat von Lilienfeld ihm 
hierauf bemerkte, dass sein Verlangen der Geschäftsordnung wider- 
spreche, die da vorschreibe, dass die Verhandlungen mündlich am 
Stabe ohne Unterbrechung geführt werden müssen, deklarierte 
Buddenbrock: „Die Versammlung und der Landmarschall möchten 
es damit halten, wie es ihnen angemessen erscheine, jedenfalls sehe 
er sich aber unter solchen Umständen ausserstande an der Ver- 
handlung seiner Vorschläge in Bauersachen irgendwie teilzunehmen 
und werde somit die Versammlung verlassen"*). Nochmals ver- 
suchte der Landmarschall, Buddenbrock von diesem Vorhaben ab- 
zubringen, und Fölkersahm führte aus, dass jene Vorschläge auf 
Kaiserlichen Befehl an den Landtag gelangt seien, dessen Verhand- 
lungen demnach gemäss der ihm gesetzlich vorgeschriebenen Ord- 
nung vor sich gehen müsse und nicht noch andere, neue Schriften 
zuzulassen seien; diese Bemühungen waren vergebens und Budden- 
brock schickte sich an den Saal zu verlassen. Da schlug Fölker- 
sahm vor, der Lafidmarschall möge sich zum Generalgouver- 
neur begeben und ihn fragen, wie unter solchen Umständen 
nunmehr weiter in dieser Sache verfahren werden sollte, da durch 
Buddenbrocks Verhalten die genaue Erfüllung des Allerhöchsten 
Befehls unmöglich gemacht würde. Dieser Vorschlag wurde ange- 
nommen und Lilienfeld nebst Fölkersahm begaben sich zu Suworow 
Noch beVor sie die Antwort von diesem erhielten, war auch 
Buddenbrock bei ihm gewesen und hatte sich darüber beklagt, 
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dass ihm die Kammervoten nicht ausgereicht und ihm keine Zeit 
zur Vorbereitung seiner Erklärung auf diese „wohlüberlegte schrift- 
liche Deduktion" gewährt werde. Suworow anerkannte die Grunde 
Lilienfelds und Fölkersahms, und als diese Herren ihn darauf auf- 
merksam machten, dass es allen Landtagsgliedern freistünde die 
Akten in der Kanzlei zu perlustrieren , liess er Buddenbrock er- 
öffnen, dass seinem Verlangen auf diese Weise Genüge geschehen 
könne und er sich somit auf der nächsten Sitzung wieder einzu- 
finden habe. Dieses geschah denn auch, und nachdem ihm das 
Wort erteilt war, „erklärte er zuvörderst, wie er, krank und leidend, 
die Nachsicht der Versammlung in Anspruch nehmen müsse bei 
dem Vortrag einer schriftlichen Relation, die er ... . vom Bett 
aus diktiert habe*^. 

Diese Schrift hatte einen durchaus persönlichen Charakter. 
Nicht gleichgültig könne es ihm sein, sich von seinen Mitbrüdern 
miss verstanden zu sehen, „statt gehoffter freundlicher Teilnahme 
für einen Gegenstand, den unsere Vorfahren in seiner Basis, nämlich 
dem Anrecht der nationalen Bevölkerung am Grund und Boden, 
schon in der Geschichte der ersten- Unterwerfting und auf den 
Landtagen von 1798 und 1802 historisch anerkannten'', ein Anrecht, 
das in der Bauerverordnung von 1804 Aufnahme gefunden und 
durch diejenige von 1819 nicht alteriert sei, da bei ihrer Bestäti- 
gung in Bezug auf die Verhältnisse zwischen Adel und Bauern 
gesagt sei, dass sie auf der „ocHOBaHiii aaKonoB'b" begründet 
sein sollten. Dieses Recht dem Bauern zu erhalten, sei sein ein- 
ziges Bestreben gewesen, und der Kaiser habe dieses „zu würdigen 
geruht". Vertrauensvoll glaube er, dass er sich hierin in Überein- 
stimmung befinde in einmütigem Wunsch mit seinen Mitbrüdern. 
Nun habe er den Eindruck empfangen, als ob man ihm zwei Dinge 
vorwerfe, nämlich erstens: als habe er zur Geltendmachung seiner 
Ansichten, die zu der Besprechung mit den Ministern am 7. Sep- 
tember führte, „die Abreise der Deputation abgewartet, also hin- 
terrücks gehandelt", und zweitens: dass er seinen Vorschlägen den 
zifFernmässigen Nachweis der Differenz des Resultats seiner Boden- 
berechnung mit der nach den Landtagsbeschlüssen sich ergebenden 
aus dem Besitz der Glieder der Kommission hinzugefügt habe, 
was als ^eine persönliche Verunglimpfung* derselben empfunden 
worden sei. Was den ersten Punkt anbelangt, so führte er zu 
seiner Rechtfertigung dasjenige an, was schon oben hierzu referiert 
worden ist. Was den zweiten Vorwurf betreffe, so habe er sich 
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ZU dieser Berechnung erst entschlossen, als er erfahren, dass seine 
Eingaben eine schriftliche Widerlegung seitens der Deputierten 
hervorgerufen hätten und dass sehr bald darauf der Komitee seine 
Arbeiten geschlossen und sie dem Kaiser zur Bestätigung vor- 
legen würde. Da habe er sich „überflügelt und ungehört verur- 
teilt" gefühlt Zu seiner eigenen Rechtfertigung und „zum Schutz 
der heiligen Sache" habe er nun das Terrain theoretisierender 
Prinzipien verlassen und in Zahlen nachweisen müssen, worauf es 
im wesentlichen ankäme. Gerade um offen zu handeln, habe er 
sich dabei veranlasst gesehen solche Beispiele zu wählen, die 
gleich durch die anwesenden Interessenten geprüft werden könnten, 
und um nicht persönlich zu sein, habe er die Güter aller Kom- 
missionsglieder herangezogen, „ohne sie dadurch als solche anzu- 
greifen**, sondern, wie er solches schon dem Kaiser gesagt habe 
und hier nochmals wiederhole, in der Überzeugung, dass sie bona 
fide ihre Projekte ausgearbeitet hätten. „Nie habe ich beab- 
sichtigt*, so endete diese Schrift, „weder gegen einzelne, noch 
gegen den ganzen Adel persönlich anklagend aufzutreten und habe 
es auch nicht getan, sondern nur die Sache beleuchtet. Möge 
diese Relation und Versicherung Sie, meine Mitbrüder, überzeugen, 
dass ich Ihnen nie feindlich gewesen, sondern stets nur unser aller 
Wohl .... bezweckt habe, und dass ich jetzt auf Verlangen Seiner 
Majestät nur hierselbst erschienen, um Ihnen solches zu betätigen 
und mich mit Ihnen nach Möglichkeit zu verständigen, so weit 
Pflicht gegen Seine Majestät und Wunsch der Erwerbung Ihrer 
Zufriedenheit meinem Herzen und Gewissen es gebieten"^). 

Nach Verlesung dieses Schriftstückes erklärte Buddenbrock 
wiederum, die V^ersammlung verlassen zu müssen, da er leidend 
sei und ihm Schröpfköpfe gesetzt werden sollten, wurde aber 
zunächst noch zurückgehalten durch die Redner, die nun an den 
Stab traten. Fölkersahm machte darauf aufmerksam, dass nach 
der Tagesordnung die Verhandlung des Buddenbrockschen Projekts 
zur Diskussion vorläge, in dem eben gehörten Vortrag hiervon 
aber gar nicht die Rede gewesen sei und er daher nun beantrage 
zur Tagesordnung zurückzukehren. Hieran schloss er noch einige 
persönliche Bemerkungen über die Zusammenkunft mit Buddenbrock 
in Petersburg. Nolcken-Lunia folgte ihm an den Stab und griflf 
die Behauptung Buddenbrocks an, dass der Bauer ein Anrecht an 
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den Grund und Boden habe. Die älteren Gesetze hätten ein solches 
allerdings als Korrelat der SchoUenpflichtigkeit statuieren müssen, 
mit der Freilassung von 1819 aber habe ein solches Recht zessiert. 
Unmöglich könne man den Ausdruck „Ha ocHOBaHlii BaKOHOBT»" 
sp auffassen, ^als habe damit das ganze Allerhöchst bestätigte 
Gesetz in seinen Grundprinzipien in Frage gestellt werden sollen*. 
Nicht abzusehen sei, warum Buddenbrock, ausgehend vom Nütz- 
lichkeitsprinzip, eine beliebige Verfügung über die Gestalt und 
den Wert des Grund und Bodens mit Ignorierung der bestehenden 
Rechtsverhältnisse in Vorschlag bringe, „dabei stehen bleibe und 
nicht auch eine zweckmässige Verteilung der Kapitalien beantrage. 
Das Kapital verhalte sich zum Grund und Boden wie die zirkulie- 
renden Säfte zu den festeren Massen des Körpers, ernährend und 
belebend, und auch hier sei es schädlich, wenn allzu grosse Massen 
in einer Hand aufgehäuft bleiben*'. „Sobald das Nützlichkeits- 
prinzip das Recht in Frage stelle, sei auch der Stand in seinem 
eigentlichsten Wesen in Frage gestellt und seine Auflösung be- 
ginne, wie solches die gegenwärtigen Zustände des wesdichen 
Europa warnend bewiesen." Hier aber schütze noch ein glor- 
reicher Monarch das Recht und so könne die Ritterschaft auch 
gegenüber den Anträgen Buddenbrocks der Zuversicht leben, dass 
„was Recht sei, auch Recht bleiben werde**. Buddenbrock erwi- 
derte, dass er „zu leidend und daher nicht fähig sei in ausführ- 
licher Erwiderung dem zu begegnen**, was Nolcken „so beredt 
vorgetragen**. Das Recht der Bauern am Grund und Boden habe 
die ganze ältere Gesetzgebung, namentlich Stephan Bathory und 
die Landtage von 1796 und 1803 anerkannnt. Erst das Jahr 1819 
habe davon abgesehen, indem es von der falschlichen Annahme 
der Leibeigenschaft, die indessen nie rechtlich bestanden, ausge- 
gangen; Seine Kaiserliche Majestät habe aber nunmehr beschlossen, 
sich nicht an die gegenwärtig bestehenden Gesetze zu halten, son- 
dern auf die älteren Zustände zurückzugehen. Als darauf Fölker- 
sahm, auf die Bedeutsamkeit dieser Worte hinweisend, verlangte, 
dass sie genau so, wie sie gesprochen waren, zu Protokoll ge- 
nommen werden mögen, bestritt Buddenbrock das obige Diktum, 
so wie es verzeichnet sei, ausgesprochen zu haben; die Versamm- 
lung erklärte aber einstimmig» dass der Wortlaut der zutreffende 
sei. Veranlasst hierdurch, liess Buddenbrock seinen Protest gegen 
das wider ihn eingeschlagene Verfahren verschreiben, erklärte 
wiederum, dass er leidend und unfähig sei „seine Worte so genau 
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Bauern eine bare Anzahlung seitens desselben, wie sie fälschlicher- 
weise bei dem Rentenbankprojekt in Aussicht genommen sei» 
ganz ausgeschlossen ist, so „muss*^ der Gutsbesitzer dem Käufer 
denjenigen Teil des Kaufechillings kreditieren, der durch die 
Kreditsystemsanleihe nicht gedeckt ist (§ 56). Wird der Käufer 
insolvent, so ist der Gutsbesitzer „verpflichtet* das Grundstück 
„an sich zu kaufen und dem Kreditverein sodann für die Renten 
einzustehen*, falls beim öffentlichen Verkauf weder diese, noch 
er selbst gedeckt wird (§ 57). Die Kreditsystemsschuld verrentet 
sich mit 4^ und ^'i% Tilgungsbeitrag etc. 

Einige Tage nachdem Fölkersahm durch Buddenbrock auf 
dem oben erwähnten privaten Wege von diesen Projekten Kenntnis 
erhalten hatte, reichte er dem Minister eine Denkschrift darüber 
ein, und die Delegierten waren der Meinung, dass „wegen der Eigen- 
tümlichkeit der Vorschläge und Grundsätze des Herrn von Budden- 
brock .... diese Sache hiermit erledigt sein würde*. Hierin be- 
fanden sie sich aber in einem grossen Irrtum. Denn bald darauf 
erfuhren die Delegierten durch den Grafen Pahlen, dass Budden- 
brock bei ihm ein neues Schreiben eingereicht habe, in dem 
die Schädlichkeit der Kommissionsvorschläge kritisch beleuchtet 
wurde. Dort war ausgeführt worden, wie sehr sie geeignet 
seien den Übergang des Bauerlandes an die Bauern zu hindern, 
solange nicht etwa alle Güter in den Händen reicher Besitzer sich 
befinden würden. Dieses ergebe sich folgendermassen : Die Frone 
solle zufolge § 5 der Vorschläge durch eine Rentenbank in eine 
Geldpacht „und diese allmählich durch geringfügige Abzahlung in 
Eigentum verwandelt* werden. „Alles dieses soll nach § i durch 
fi-eie Konvention geschehen, die auch das Mass der Pachtleistung 
bestimmt." Diese bilde die Basis des von der Rentenbank zu ge- 
währenden Kredits, indem sie mit 4^ kapitalisiert werde. Habe 
der Erwerber von diesem so gefundenen Wert i$% resp. 20 'Vo 
bar bezahlt und erklärt sich der Gutsbesitzer bereit, fernere 20 Vo 
resp. 2$% unkündbar 34^ jährlich dem Käufer zu bewilligen, 
so erhält das Grundstück von der Rentenbank ein Darlehen von 
60%. Der Grundbesitzer aber bleibe der Bank gegenüber nicht 
nur mit den Renten seines unkündbaren Kapitalbetrages verhaftet, 
sondern, und hierauf käme es an, er müsse auch noch auf die halb- 
jährliche Rente sowohl jenes Kapitals, als auch auf diejenige des 
Bankdarlehens ganz verzichten, also auf 2% der Rente seines Kauf- 
schillings, behufs Bildung eines Bankkapitals. Verschuldeten Guts- 
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besitzern sei diese Einbusse an ihren Jahreseinnahmen zu trag^en 
nicht möglich, es ergebe sich also, dass „die in den Kommissions- 
vorschlägen mit vielen humanen Einkleidungen dem Bauern aus- 
gesprochene Verheissung der Ablösung der Frone nur eine ver- 
leitliche Verweigerung derselben durch stets zu steigernden Pacht- 
kanon oder wenigstens jede Ablösung so lange behindert ist, bis 
alle Güter in den Besitz reicher oder schuldenfreier Erwerber über- 
gehen/ Einem solchen schuldenfreien oder wenigstens mit Kapi- 
talien reichlich versorgten Gutsbesitzer würde es dann allerdings 
leicht sein sich durch den Verkauf seines Bauerlandes eine gute 
Rente zu sichern und ausserdem den Ruf grosser Humanität zu 
erwerben. Betrüge z. B. auf seinem Gute der Pachtsatz 3 Rbl. pro 
Taler oder 240 Rbl. pro Haken, so würde der Haken, ä 4^ kapi- 
tah'siert, 6000 Rbl. kosten. Von diesen erhielte er: 

i) durch die Rentenbank 60^ in Rentenbriefen ä 4% 3600 Rbl. 

2) bar vom Käufer 15^ ä 4X 900 „ 

3) an unkündbarem Kaufschillingsrest 25% . . . 1500 „ 

mithin ä 4^ = 240 Rbl. von 6000 Rbl. 

„Dieser Gutsbesitzer wollte aber aus edler Menschlichkeit das 
harte und nicht erfüllbare Gesetz der Barzahlung für seine Bauern 
mildern, jedoch ohne in demjenigen, was er als Kaufpreis erhalten 
soll, zu verlieren.** Daher gehe er nun nicht von dem Pachtsatz 
von 3 Rbl., sondern von 3 Rbl. 75 Kop. aus, wodurch er auf einen 
Preis von 7500 Rbl. statt 6000 Rbl. pro Haken komme, und mache 
dann folgende Rechnung; er erhält: 

i) durch die Rentenbank 60 ^ also nun .... 4500 Rbl. 

2) an Barzahlung von den Bauern fordert er 20^ = 
1500 Rbl., die er aber den Bauern zurückschenkt, 

3) an unkündbarem Kaufschillingsrest 20^ . . . 1500 „ 

mithin wie oben k 4% =• 240 Rbl. von 6000 Rbl. 

Auf diese Weise würde der Gutsbesitzer nicht nur nichts ver- 
lieren, sondern noch $% weniger an unkündbarem Rest des Kauf- 
preises erhalten. „Der Vorwurf der Simulation** könne ihn auch 
nicht „treffen, wenn er aus eigener Macht und Intelligenz die Pacht 
von sich aus auf den erforderlichen Kanon erhöht und dann als 
Preis der Fronablösung dieses Geschenk bestimmt* etc. Der Guts- 
besitzer erscheine nur mehr als „Wohltäter, der seinen Bauern das 
harte .... Gesetz menschenfreundlich mildert*, d. h. das Gesetz 
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der Barzahlung, das die Komtnissionsvorschläge selbst ins Leben 
gerufen haben. 

In jenem schon oben zitierten Memoire zur Widerlegung 
Buddenbrooks wurde hiergegen angeführt, dass ein simulierter Pacht- 
satz schon deshalb ganz ausgeschlossen sei, weil im Rentenbank- 
reglement die Bestimmungaufgenommen wäre, dass die resp. Pacht 
mindestens zwei Jahre hindurch faktisch gezahlt sein müsste, um 
als Basis der Beleihung des Grundstücks dienen zu können. Nach 
dem von Buddenbrock proponierten Modus der Berechnung der 
Bodenrente, so führte er ferner aus, würde jener als Beispiel ge- 
nannte Haken gesetzlich nur mit 3920 Rubel statt mit 6000 Rubel, 
oder gar 7500 Rubel bezahlt und statt mit 4500 Rubel nur mit 
2433 V» Rbl. durch Pfandbriefe beliehen werden. Hieran anknüp- 
fend, versuchte Buddenbrock in einer tabellarischen Übersicht dar- 
zustellen, wie gross der Gewinn der 9 Glieder des vorbereitenden 
Komitees sein würde, wenn deren Ländereien konform den Land- 
tagsschlüssen verkauft würden, im Vergleich zu demjenigen, den 
sie nach seinen Vorschlägen erzielen könnten. Zu diesem Zweck 
ging er von dem letztgezahlten Kaufpreis jener 9 Güter aus und 
verglich, um die grosse Steigerung der Revenuen dieser 9 Herren 
nachzuweisen, den Zins jener Kaufpreise mit der Rente, die sie 
aus dem Erlös des Bauerlandverkaufes machen würden. Er 
kam zum Resultat, dass diese 9 Herren nach seinem Projekt in 
Summa 1.255.048 Vs Rubel weniger für die Bauerländereien ihrer 
Güter zu erhalten hätten, als es nach den Landtagsschlüssen der 
Fall sein würde; es lag also implicite hierin ein Zweifel an der 
Uneigennützigkeit der Kommissionsglieder bei ihrer Arbeit aus- 
gesprochen. 

Als der Graf Peter Pahlen den Delegierten von diesen neuen 
Eingaben Buddenbrocks Mitteilung machte, ersuchte er sie zugleich, 
ihm, jedoch nur privatim, eine Erklärung zugehen zu lassen „zur 
unparteiischen Beurteilung*^ der Sache. „Dieses", so schrieb Föl- 
kersahm am 29. August 1848 in seinem Bericht an das Landrats- 
kollegium, „schloss alle weiteren Schritte aus, die von uns gegen 
das unerlaubte Verfahren des Herrn von Buddenbrock hätten ge- 
richtet werden können, obgleich in demselben hinlängliche Veran- 
lassung zu einer direkten Beschwerde über die absichtliche Ver- 
dächtigung der Ritterschaft und der Delegierten lag. Die Dele* 
gierten beschränkten sich demnach darauf, die .... Beleuchtung 
der unrichtigen Rechnung des Herrn von Buddenbrock zu geben, 

12* 
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überdies aber eine Revenuenberechnupg des Gutes Rujen-Grosshaf 
vor und nach dem Verkauf anzuschliessen, da dessen Wackenbuch 
und die erforderlichen Notizen zur Hand waren und Herr von 
Buddenbrock auch speziell dieses Gut auf eine zweideutige Weise 
in seiner verdächtigenden Weise bezeichnet hatte* ^ etc. 

In der dem Grafen Pahlen überreichten französischen Erklä- 
rung wurde namentlich ausgeführt» dass es darauf nicht ankommen 
könne, welchen Preis ein gegenwärtiger Besitzer einst für sein 
Gut beim Kauf oder im Erbgange bezahlt habe, und dass Budden- 
brock zu jener grossen Differenz einfach dadurch gelange, dass er, 
„statt den gegenwärtigen jährlichen Pachtzins eines Gutes mit dei^ 
später von den Bauern zu zahlenden Zins des Kaufkapitals in Ver- 
gleich zu stellen, diesen letzteren der Rente des ursprünglichen 
Kau^reises des ganzen Gutps entgegensetzt*, ohne dabei zu berück- 
sichtigen, dass dieses vielleicht vor 50 Jahren gekauft und seitdem 
stark melioriert worden sei. Was speziell Rujen- Grosshof anbe- 
langte, so wurde nachgewiesen, dass die Revenuen des Besitzers 
durch den Verkauf des ßauerlandes keineswegs steigen, vielmehr 
durch den niedrigen Kurs der Rentenbriefe eher fallen würden. 

Hiermit waren aber diese Angelegenheit und die Wirkung des 
Buddenbrockschen Vorgehens keineswegs erledigt, vielmehr sollte 
es noch dem bevorstehenden Landtage mancherlei Weiterungen 
und Schwierigkeiten bereiten. Er sollte am 9. November zu- 
sammentreten. Am 6. November übersandte der Generalgou- 
verneur Fürst Suworow dem Landratskollegium das Budden- 
brocksche Projekt nebst einem Schreiben, in welchem er mitteilte, 
dass am 7. September 1848 den Ministern Perowsky und Kisselew 
von dem Verfasser vorgetragen worden sei und der Kaiser be- 
fohlen habe, es dem bevorstehenden Landtage zur Beschlussfassung 
vorzulegen. Zugleich sei diesem zu eröffnen, dass, wenn er das Pro- 
jekt akzeptiere, die Regierung dem Kreditsystem die gewünschten 
I Million Rubel gewähren wolle. Lehne es der Landtag dagegen 
ab, so sei „eine umständliche Erklärung mit gemeinschaftlicher 
Unterschrift der Adelsrepräsentation und der von Buddenbrock 
vorzustellen und zwei Deputierte nach Petersburg zu senden behufe 
der Erörterungen der Bemerkungen des Adels, die auf örtliche 
Auskünfte gegründet sein müssen**). 



i) Ritt.- Archiv, Akte zur Verbesserung etc. Vol. VI pag. 78. 
S) Akte £ur Verbesserung etc. Vol. VI pag. 108 ff. 
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rechtfertigen* •). Doch auch der Landtag von 1854 führte zu keinem 
formellen Abschluss dieser beklagenswerten Sache, Vielmehr 
einigte er sich auf Vorschlag von Fölkersahm dahin, in Bezug auf 
sie ,,zur Tagesordnung überzugehen"*). 

Gleichzeitig mit diesen Vorgängen, die zwar in erster Linie 
den Landesangelegenheiten gefahrlich werden konnten, aber zu* 
gleich Fölkersahm viele persönliche Schwierigkeiten bereiteten^ 
brachte ihm das Jahr 1848 einen unerwarteten Angriff von anderer 
Seite, der sich direkt gegen seinen und seiner Familie guten Ruf 
und deren Ehre richtete. 

Die zu den reformatorischen Bestrebungen der letzten Jahre 
als böse Beigabe sich herausbildenden Parteiungen hatten sich 
auch in Kurland geltend gemacht. Auf dem zu Anfang Februar 
1848 versanunelten Landtage standen sich diese schroff gegen- 
über, als auch hier die Verbesserung der Lage der Bauern ver- 
handelt werden sollte. Die betreffende Kommission, die zur Be- 
gutachtung der Vorlage ernannt worden war, bestand aus dem 
Oberhauptmann Baron v, der Ropp, dem Hauptmann Baron Bol- 
schwing und dem Landboten für Erwählen Baron Adolf Hahn- 
Asuppen, Sohn des oben mehrfach genannten Reichsratsmitgliedes 
Baron Faul Hahn. Diese Herren gaben ihr Votum in konservativem 
Sinne dahin ab, dass sie sich „für den unalterierten Alleinbesitz 
des Grund und Bodens* seitens des Adels erklärten. Der in Kur- 
land geltenden Geschäftsordnung gemäss konnten bei der Abstim- 
mung in Kirchspielen vor dem zweiten Landtagstermin auch nicht- 
grundbesitzliche Edelleute bei Erfüllung gewisser Bedingungen 
unter der Bezeichnung „Rentenierer" ein Stimmrecht ausüben. 
Möglicherweise mit der beyrussten Absicht, der liberalen Sache 
den Sieg zu verschaffen, hatten sich dieses Mal 8 bis 9 solcher 
„Rentenierer" gemeldet, unter denen sich ajiich Hamilkar Fölker- 
sahm und einer seiner Brüder befanden. „Die Sache an sich*, so 
schrieb der Schwager Theodor v. d. Howen am 3. Februar 1848 
an Fölkersahm nach Petersburgs ,,und die Nennung ihres Namens 
hatte grosse Aufregung verursacht, mehrere andere Personen 
hatten sich ebenfalls angemeldet* etc. Der Bruder von Howen 
hatte zugleich vorgeschlagen: „die Abstimmung vor dem zweiten 
Landtagstermin möge nicht, wie bisher, in den einzelnen Kirch- 



^) Landtagsrezess von 1851 pag^. 107. 
S) Landtas^srezess von 1854 pag. 37. 
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spielen, sondern in Hauptmannschaften statt haben/ Als über 
dieses Deliberatorium am 2. Februar diskutiert wurde, sprach sich 
Adolf Hahn in seiner Eigenschaft als Landbote von Erwahleö 
gegen diesen Modus aus, indem er meinte, „dass durch die zahl- 
reiche Anmeldung von Renteniererstimmen der Grundbesitz nicht 
mehr hinlänglich vertreten sei und er gerade jetzt, wo so viele 
Unbesitzliche für 9 Rubel das Stimmrecht erworben, eine grössere 
Versammlung für sehr getährlich halten müsse, und zwar sei dieses 
um so mehr der Fall, als „auf der Landbotenstube ein Name ge- 
nannt worden, der in der Geschichte des Landes mit Verrat in 
Verbindung stehe*. Und zwar sei dieses in der Landesgeschichte 
schon zwei Mal der Fall gewesen. „Der Herr Landbote von Er- 
wählen wurde sofort aufgefordert diese unpassende Äusserung 
zurückzunehmen und sein Bedauern über dieselbe auszudrücken. 
Er kam dieser Aufforderung gleich mit Bereitwilligkeit nach und 
genügte dadurch sofort der Bestimmung des § 164 der Landtags- 
ordnung" *). Als er sodann aufgefordert wurde den Namen der 
als landesverräterisch bezeichneten Familie zu nennen, erklärte er 
sich bereit solches privatim zu tun. Daraufhin meldeten sich nun 
am Nachmittag die Rentenierer einzeln bei Hahn, und im Interesse 
von Fölkersahm tat dieses sein Schwager Howen. „Gestern", so 
schrieb er am 3. Februar hierüber, ^traf ich Hahn nicht, daher be- 
fragte ich ihn heute früh, und die Antwort war derart, dass ich 
alle Kraft sammeln musste, um nicht das äusserste zu tun, denn 
er nannte mir: Fölkersahm! Unglaublich, aber wahr! Gottlob, 
ich hatte Fassung genug, um nicht ein Wort zu erwidern, sondern 
einfach eine Verbeugung zu machen und mich zu entfernen. Gleich 
darauf liess ich ihn für mich fordern, meine Genugtuung musste 
ich haben, indem ich der Familie zu nahe stehe und daher die 
Pflicht habe, sie hier, wo niemand von ihren Gliedern ist, zu ver- 
treten" etc. 

Nachdem Howen auf diese Weise Hamilkar Fölkersahm mit 
dem Vorgefallenen bekannt gemacht hatte, reiste er am 4. Februar 
1848 nach Riga, um dessen Vater zu benachrichtigen. „Wir 
fürchteten", so berichtete ein Grosssohn dieses letzteren am 10. Fe- 
bruar hierüber, „einen zu starken Ausbruch, der gefahrlich werden 
konnte, doch gerügt musste es werden, es geschehe, was da wolle. 



^) Ritt- Archiv, Akte: „Angelegenheiten des Landrats Fölkersahm.*' Schreiben 
des Landbotenmarschalls Grafen Karl Medem, Akt.-Ausz. v. 6. Febr. 1848. 
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Zitternd hörte der 84jährige G|:eis dem Vorgange der Sache zu 
und die Tränen standen ihm in den Augen. ... Er setzte ein 
Schreiben an die Adelsversammlung auf .... und Howen kehrte 
mit mir nach Mitau zurück .... Wir gingen den Abend auf den 
Klub. Die Nachricht, dass die ganze Angelegenheit Grosspapa 
mitgeteilt worden, erregte grosse Aufregung, alle waren auf die 
Sitzung des folgenden Tages gespannt" etc. 

Das Schreiben, das der Geheimrat Fölkersahm an den Grafen 
Medem zum Vortrag auf dem Landtage richtete, hatte folgenden 
Wortlaut: 

„Hochgeborener Herr Landbotenmarschall! 
Hoch und Wohlgeborene Herren Landboten! 
Hochgeehrte Herren Mitbrüder! 

Durch Krankheit behindert in Person zu erscheinen, habe ich 
die Ehre, an Eine Kurländische Landesversammlung mich schriftlich 
zu wenden, um dicr Schmach, welche der Landbote von Erwählen 
Herr Adolf von Hahn mir und meiner Familie durch den Vor- 
wurf des Landesverrats anzutun versucht hat, mit Entrüstung 
zurückzuweisen. 

Als Senior der Familie Fölkersahm und als Vater meiner zu 
Rentenierern angemeldeten Söhne fordere ich den Ankläger vor 
diese hochgeehrte Versammlung, um das schwer verschuldete Urteil 
zu vernehmen. 

Nicht unter dem Schutze der Berufung darauf, dass die Ge- 
schichte des Vaterlandes ein ehrenvolles Blatt für die Familie 
Fölkersahm aufbewahrt hat, nicht mit Berufung auf die in dieser 
ehrwürdigen Versammlung wiederholte Anerkennung meiner dem 
Vaterlande unverbrüchlich treu gewidmeten Dienste, sondern mit 
der aus gewissenhafter Überzeugung gewagten Aufforderung an 
alle meine hochgeehrten Mitbrüder, dass jeder Zeitabschnitt meines 
Lebens dem Wohle des Vaterlandes gewidmet war, trete ich im 
84. Jahre meines mühe- und sorgenvollen Lebens vor Eine Kurlän- 
dische Adelsversammlung, als ein von mir hochgestelltes Ehren- 
gericht, mit der Bitte um eine öffentliche Genugtuung, die ich nur 
darin finden kann: 

dass der Landbote von Erwählen Herr Adolf von 
Hahn zur Niederlegung seiner Instruktion genötigt und 



Digitized by 



Google 



— 192 — 

wegen der von ihm beabsichtigten Schmach kriminaliter 
belangt werde. 

Riga, am 5. Februar 1848. 

Geheimrat Baron v. Fölkersahm.* 

Dieses Schreiben wurde Medem von Howen am 6. Februar 
überreicht, und zugleich reichte auch Baron v. d. Recke einen 
Antrag auf Niederlegung der Instruktion Hahns ein. Dieser er- 
klärte seinerseits, nachdem er nochmals sein Bedauern über das 
Vorgefallene ausgesprochen hatte, dass er sein Mandat für diese 
Sitzung niederlege, mit jeder Entscheidung der Landboten einver- 
standen sei, und verliess den Saal. Hiermit verlief die Verhandlung 
wesentlich zu seinen Gunsten. Denn der Antrag von Recke wurde 
zurückgewiesen, und Medem entschied als Landbotenmarschall dahin, 
dass er erstens diese Angelegenheit als für beendet ansehe, „da 
auf dem Landtage kein Name genannt worden und Hahn seine 
Entschuldigung gemacht habe", und zweitens hielt er es für un- 
tunlich, das Schreiben des Geheimrats von Fölkersahm vortragen 
zu lassen, da nach dem § 163 der Landtagsordnung unbesitzliche 
Glieder der Ritterschaft ihre Anträge nur durch einen Deputierten 
an den Landtag bringen lassen können, was in diesem Falle nicht 
beobachtet worden sei. Wohl aber trug Medem der Versammlung 
sein Antwortschreiben an Fölkersahm vor, das im wesentlichen 
folgenden Inhalt hatte: In der dankbaren Anerkennung der viel- 
fachen grossen Verdienste des Geheimrats um das Vaterland sei 
es ihm besonders schwer seinen Wunsch wegen der Landtags- 
ordnung nicht erfüllen zu können, einer Landtagsordnung, an 
der Fölkersahm selbst mitgearbeitet habe. In vollem Einklänge 
aber mit der Landbotenstube spreche er seine Überzeugung aus, 
dass der erwähnte Vorfall „nur durch eine irrtümliche Auffassung** 
diejenige Deutung erhalten könne, die Fölkersahm ihm in seinem 
Schreiben gegeben habe, „eine Deutung, die ihm niemand in der 
Landbotenstube unterlegt". Diese habe „nach dem Sinne jener 
unbedachten Äusserung nicht geforscht noch forschen dürfen". Sie 
habe „noch weniger nach dem von dem Landboten von Erw^ahlen 
etwa genannten Namen fragen dürfen", was gegen die Würde der 
Ritterschaft gewesen wäre. Daher habe sie auch „kein einziges 
Glied der Ritterschaft als dadurch gekränkt erachten dürfen*, und 
somit auch nur „die ihr gebührende und gewährte Genugtuung 
ins Auge fassen dürfen*. Was sich ausserhalb der Landbotenstube 
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abzuwägen" und sich zu obigem Passus in keiner Weise bekennen 
könne, vielmehr habe er nur sagen wollen, dass der Kaiser sein 
Projekt gar nicht hätte zur Verhandlung kommen lassen, „wenn 
es nicht gestattet sein solle auf die alten Gesetze zurückzugreifen**. 
Er habe seine Grundsätze dem Ministerkomitee vorgetragen „^i^^ 
sie hätten Anerkennung gefunden. In dem Augenblick, wo der 
Kaiser ein neues Gesetz geben wolle, existiere in dieser Beziehung 
gar kein Gesetz mehr*. Wiederum verlangte Fölkersahm sofort 
die Aufnahme auch dieser Worte ins Protokoll, wiederum aber 
replizierte auch Buddenbrock, dass er sie nicht so schroff gemeint 
habe, und so ging es fort, bis Buddenbrock nun definitiv erklärte, 
dass er sich auf keinerlei mündliche Diskussion mehr einlassen, 
sondern nur alles schriftlich beibringen werde. Er bäte, fnan 
möge ihn aus der Versammlung entlassen, um sich seine Schröpf- 
köpfe setzen zu lassen. 

So war man denn so weit, wie vor drei Tagen, und wieder 
wandte man sich an Suworow, um ihn nun zu ersuchen, das Pro- 
jekt auch ohne seinen Verfasser verhandeln zu dürfen. Die Ant- 
wort lautete auch dieses Mal dilatorisch. Der Landtag möge die 
Versammlung an diesem Tage aussetzen, da Buddenbrock wirklich 
krank sei, und käme er auch morgen nicht, „so sei dem General- 
gouverneur wiederum zu berichten". Am nächsten Tage erschien 
Buddenbrock wieder im Saal und protestierte bei der Rezessregu- 
lierung energisch gegen die Aufnahme seiner Worte vom gestrigen 
Tage. Da aber die Versammlung einstimmig erklärt hatte, dass 
sie faktisch so gesprochen worden seien, wie sie verzeichnet 
waren, so erwiderte der Landmarschall ihm nur, dass auch sein 
Protest hierzu zu Protokoll genommen werden würde. Mittlerweile 
war die Entscheidung Suworows eingetroffen, die dahin lautete, 
dass man Buddenbrock zwar die Sentiments und Konsilien kopia- 
liter mitteilen möge, im übrigen aber auch ohne ihn verhandeln 
könne, wenn er noch fernerhin verhindert sein sollte an der Dis- 
kussion teilzunehmen. Vom Landmarschall aufgefordert dieses 
zu tun, erklärte Buddenbrock kategorisch, dass er sich auf eine 
mündliche Verhandlung nicht einlassen werde, und verliess definitiv 
<lie Versammlung. Hierauf wurden nun an diesem und den folgen- 
den Tagen alle Paragraphen des Projekts mit den zu denselben 
abgegebenen, stets einstimmigen Sentiments und ebenso adstipu- 
lierenden Konsilien verlesen und diese fast gänzlich diskussionslos 
akzeptiert, mithin alle Vorschläge Buddenbrocks abgelehnt. 
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Auch der Kreditverein hatte sie eingehend widerlegt. 

Am 2. Dezember 1848 wurde der Landtagsbeschluss in dieser 
wichtigen Sache verlesen, der unter anderem folgendermassen 
lautete: 

^i) dass die vom livländischen Adel vorgelegte, von dem 
Ostseekomitee bis auf wenige Emendationen einstimmig anerkannte 
Agrar- und Bauerkreditgesetzgebung nicht die von Herrn G. von 
Buddenbrock gerügten Übelstände besitzt und als die einzige mit 
den bestehenden Gesetzen vereinbare erscheint, welche der Adel 
Livlands in loyaler Erfüllung der ihm gewordenen Aufgabe vor- 
legen könne; 

2) dass die Vorschläge des Herrn G. von Buddenbrock nicht 
allein einen Eingriff in das Eigentumsrecht der gegenwärtigen 
Grundbesitzer, sondern eine Gefahrdung der vSicherheit des Eigen- 
tums überhaupt enthalten; 

3) dass die Vorschläge des Herrn G. von Buddenbrock Lokal- 
verhältnisse voraussetzen, wie sie zwar in Preussen und Sachsen, 
nicht aber in Livland oder in den Ostseeprovinzen stattfinden, 
mithin als völlig unanwendbar bezeichnet werden müssen; 

4) dass die Vorschläge des Herrn Gustav von Buddenbrock 
bei richtiger Erwägung der Lokalverhältnisse und der bestehenden 
Gesetzgebung im direkten Widerspruche mit dem Seiner Kaiser- 
lichen Majestät nach vorgängiger Prüfung und Anerkennung des 
Ostseekomitees vom Jahre 1848 unterlegten und laut Zuschrift 
des Herrn Generalgouverneurs vom 12. November 1848 Allerhöchst 
genehmigten Landtagsbeschlüsse des Jahres 1847 stehen und mit 
diesem auf keine Weise zu vereinbaren sind; 

5) dass die Annahme des vom Herrn Gustav von Budden- 
brock in Vorschlag gebrachten Systems des Kredits durch Benut- 
zung des livländischen privaten Kreditvereins nicht allein von der 
Ritterschaft abhängig ist, sondern auch von derselben nicht einmal 
der Kreditsozietät in Vorschlag gebracht werden kann, weil der 
Adel selbst erkennen muss, dass durch das System der Ruin der 
bisherigen gutsherrlichen Kreditsocietät zu Wege gebracht werden 
müsste ; 

10) dass die Ritterschaft sich in der Lage befindet, unter 
Anführung alles übrigen und nach Erfüllung des ihr Allerhöchst 
gewordenen Auftrages, Seine Kaiserliche Majestät nochmals um 
AUergnädigste Bestätigung der durch das Ostseekomitee vom Juli 
1848 emendierten Landtagsschlüsse zu bitten, zugleich aber von 
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Seiner Kaiserlichen Majestät die Gnade in Anspruch zu nehmen, 
dass die in Aussicht gestellte Million Silberrubel dem Adel auch 
als Darlehn zum Besten der Rentenbank nicht entzogen werde; 

ii) dass nach Erledigung der Vorschläge des Herrn Gustav 
von Buddenbrock und nach vollständiger Erfüllung des der Ritter- 
schaft von Seiner Kaiserlichen Majestät gewordenen Auftrages 
die von dem Herrn Gustav von Buddenbrock gegen die Kom- 
missionsglieder und die Livländische Ritterschaft gerichteten ver- 
unglimpfenden Anklagen nur durch ein besonderes, dem versam- 
melten Landtage vorzulegendes Deliberandum zu erledigen sind** etc. 

Fölkersahm und Wulf-Ronneburg wurden dazu erwählt, als 
Delegierte in Petersburg diesen Beschluss zu vertreten. 

In Bezug auf jenes Deliberandum wurde auf Antrag Fölker- 
sahms beschlossen, „dass vorläufig die Entfernung" des Herrn von 
Buddenbrock „von der Teilname an den Wahlen und übrigen Ver- 
handlungen der ritterschaftlichen Versammlung festgesetzt sei und 
es ihm überlassen bleibe, durch den Herrn Landmarschall zu seiner 
Rechtfertigung Erklärungen beizubringen, worauf dann der nächste 
ordinäre Landtag das Fernere beschliessen werde**. 

Am 3. Dezember 1848 wurde sodann dem Fürsten Suworow 
der diese Angelegenheit betreffende Bericht an den Kaiser übergeben. 

Im Januar 1849 reisten die beiden erwählten Delegierten nach 
Petersburg ab. 

Mit ungeschwächter Energie setzte Buddenbrock die Bemü- 
hungen fort, um sein Projekt dennoch zur Geltung zu bringen. 
Noch im März 1849 berichtete Fölkersahm unter anderem dem 
Landratskollegium: „Nicht unerwähnt will ich lassen, dass Herr 
von Buddenbrock inzwischen zwei Mal den Versuch gemacht, durch 
direkte Suppliken an Seine Majestät seinen Vorschlägen und Ver- 
dächtigungen von neuem Eingang zu schaffen.** 

Auf der Sitzung des Ostseekomitees vom 19. März 1849 ^^^ 
die Buddenbrocksche Angelegenheit zum Vortrag. Die Verfügung 
zu ihr lautete: „In Betreff des ersten Gegenstandes, anlangend 
das Buddenbrocksche Projekt, beschloss das Komitee, weil sich 
ergab, dass der Livländische Kreditverein keine Mittel findet, 
seinen Kredit auf die von Buddenbrock in Vorschlag gebrachten 
Hypotheken auszudehnen, ohne welche Massregel dieses Projekt 
niemals zur Ausfuhrung gebracht werden kann, in eine umständ- 
liche Prüfung der vorgestellten Einwendungen, welche aus diesem 
Grunde unnütz sein würde, nicht einzugehen, den Buddenbrock- 
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sbhen Vorschlägen keinen Fortgang zu geben und gemäss der unter- 
tänigsten Bitte des Adels das Projekt des Landtages von 1847 
für die vorliegende Erwägung anzunehmen/ 

Am 19, April 1849 wurde diese Verfugung vom Kaiser 
genehmigt. 

Trotzdem aber setzte Buddenbrock seine Bemühungen fort, 
und zwar wiederum beim Kaiser selbst, jedoch ohne jeden weiteren 
Erfolg. Dieses ging aus dem offiziellen Schlussakt in dieser be- 
klagenswerten Angelegenheit hervor, der am 14. November 1849 
stattfand. An diesem Tage liess der Landmarschall zum Rezess 
der Residierung verschreiben: „wie er von Seiner Durchlaucht 
dem Herrn Generalgouverneur die Mitteilung erhalten habe, dass 
der Herr von Buddenbrock, der in Zarskoje Selo an Seine Ma- 
jestät eine Bittschrift in Betreff der livländischen Bauerangelegen- 
heiten überreicht habe, von Seiner Majestät gänzlich abgewiesen 
und verpflichtet worden sei durch seine Unterschrift, nicht wieder 
zu schreiben, widrigenfalls er von dort als Verleumder weggeschickt 
werden würde"'). 

Hiermit schloss die politische Tätigkeit Buddenbrocks und 
es handelte sich nun nur noch um die persönliche Abrechnung 
zwischen ihm und der Ritterschaft, die der Landtag von 1848 für 
den nächsten Landtag in Aussicht genommen hatte. Der Land- 
tag fand im Jahre 1850 statt, und auf ihm wurde beschlossen, 
Buddenbrock mit Anwendung des § 898 des Ständerechts zu er- 
öffnen, „dass vorläufig die Entfernung desselben von der Teilnahme 
an den Wahlen und übrigen Verhandlungen der Ritterschaftlichen 
Versammlung festgesetzt sei und es ihm überlassen bleibe durch 
den Herrn Landmarschall zu seiner Rechtfertigung Erklärungen 
beizubringen, woraut dann der nächste ordinäre Landtag das Fernere 
beschliessen werde'). Als jedoch letzterer im Dezember 1851 ver- 
sammelt war, sah er sich nicht in der Lage diese Angelegenheit 
zum Abschluss zu bringen, weil Buddenbrock am 8. November 1851 
aus Petersburg ein Schreiben an die Ritterschaft gerichtet hatte, 
das ihrer Auffassung nach, „abgesehen von ihrer unziemlichen 
Abfassung, keine faktische Rechtfertigung* enthielt. Es wurde 
daher beschlossen, ihm dieses Schriftstück „zur Säuberung zurück- 
zusenden und ihm aufzugeben, bis zum nächsten Landtage sich zu 



1) Ritterschaftsarchiv Nr. 83 Vol. XCII pag. 163. 
<) Ländtagsrezess von 1850 pag. ^00 ff. 
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weiter an diesen Vorfall geknüpft habe, „kennt die Landesver- 
sammlung nicht und darf es nicht wissen'^ ^ ^^c- 

Mit Verlesung dieses Schreibens endete die Sitzung und am 
7. Februar wurde Hahn gebeten seine Instruktion zu behalten. 

Bald darauf wurde auch die Ehrensache zwischen Howen und 
Hahn erledigt. Die Vertreter des letzteren, Graf Peter Medem aus 
EUey und Baron Karl von der Recke, brachten von jenem „das 
feierliche Ehrenwort, er habe nie, weder den Alten, noch die 
Familie, noch das Geschlecht beleidigen wollen noch können, er 
habe nur einen Mann gemeint.* Nach dieser Erklärung nahm 
Howen seine Forderung zurück*). 

Somit spitzte sich diese Angelegenheit nun immer persönlicher 
gegen Hamilkar Fölkersahm zu. 

Als der Geheimrat Fölkersahm jenen Brief vom Grafen Medem 
erhielt und nun wusste, dass die Adelsversammlung ihm die von 
ihm geforderte Genugtuung nicht gewähren würde, entschloss er 
sich, sich an den Kaiser zu wenden, um eine solche zu erlangen. 
Rasch wurde eine Supplik aufgesetzt, die durch Vermittelung von 
Suworow und die Bittschriftenkommission an Nikolai I. expediert 
werden sollte. Sie hatte folgenden Wortlaut: 

„Allen treuen Untertanen ist es gestattet sich an den Thron 
Eurer Kaiserlichen Majestät zu wenden, damit ihnen Gerechtigkeit 
erwiesen werde. Dieses Recht wage ich um so mehr in Anspruch 
zu nehmen, als ein unerwarteter Angriff auf meine und meiner 
Familie Ehre mich dazu zwingt. 

Auf dem diesjährigen kurländischen Landtage wurden mit 
einigen anderen Edelleuten zum Zweck der Teilnahme an den 
Landesverhandlungen auch zwei meiner Söhne als Rentenierer an- 
gemeldet. Dieses bewog den Deputierten Baron Adolf Pawlo- 
witsch Hahn vor dem versammelten Adel den Ausspruch zu tun, 
dass unter den angemeldeten Rentenierern sich ein Name befinde, 
der in der Landesgeschichte zwei Mal durch Verrat befleckt sei, 
<und gleichzeitig erklärte er sich bereit, den Namen ausserhalb der 
Versammlung jedem zu nennen. Er tat es, indem er den Namen 
nannte, den ich trage. 

Mit der aus gewissenhafter Überzeugung gewagten Berufung 
^n alle meine Mitbrüder, dass ein jeder Zeitabschnitt meines Lebens 



1) a. a. O. Brief des Grafen Medem vom 6. Februar 1848. 
S) Archiv Fölkersahm. 
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dem Wohle des Vaterlandes gewidmet worden ist, trat ich im 
84. Jahre eines mühe- und sorgenvollen Lebens mit der Bitte um 
öffentliche Genugtuung vor die kurländische Adelsversammlung^ 
als ein von mir hochgestelltes Ehrengericht. Dennoch trug der 
Landbotenmarschall meine Bitte dem Landtage nicht vor und weil 
dieser unterdessen geschlossen und mir somit die Möglichkeit der 
Genugtuung durch den Landtag genommen ist, so wage ich zu 
den Stufen des Thrones die Bitte niederzulegen, Eure Kaiserliche 
Majestät möge zu befehlen geruhen, dass der falsche Ankläger 
der verdienten Verantwortung unterzogen werde" ^). 

Zunächst zögerte Suworow diese Supplik abzuschicken, weil 
er noch auf eine glückliche Erledigung der Sache unter den zu- 
nächst Beteiligten hoffte, wobei er auch bereit war eventuell selbst 
aktiv einzugreifen. 

Als Hamilkar Fölkersahm am 9. Februar den Brief seines 
Schwagers Howen vom 3. Februar erhielt, antwortete er ihm 
an demselben Tage. Er schilderte ihm die Eindrücke, die diese 
gegen ihn und seinen Namen erhobene Anklage in ihm hervor- 
gerufen habe, und welche Massregeln er für geeignet hielt ihr zu 
begegnen. Seitdem er auf dem Landtage 1842 ins öffentliche 
Leben getreten sei, habe er alles zu erdulden gelernt, „was Wut 
der Parteien, Unverstand und boshafte Selbstsucht an Verfolgung 
ersinnen konnte**. Nichts habe ihn aber bisher gebeugt oder wan- 
kend gemacht, und fest glaube er noch jetzt „an den Sieg des 
Edlen und Wahren*. So sei er auch durch diesen unerwarteten 
und fast unglaublichen Angriff nur einen Augenblick erschüttert 
gewesen, dann aber habe dieser Eindruck nur dem festen Vorsatz 
Platz gemacht, dass er „diesen neuen entscheidenden Kampf mit 
derselben Ruhe, Beharrlichkeit und Kraft durchkämpfen müsse, wie 
jeden bisherigen. Es handele sich nicht um eine persönliche 
Beleidigung, sondern die Ehre einer ganzen Familie sei in Frage 
gestellt. Daher sei eine physische Vernichtung, der Tod Hahns 
oder sein eigener, irrelevant, es käme vielmehr nur auf eine 
moralische Vernichtung an. Der unerhörte Angriff auf seinen 
Vater, „einen ehrwürdigen Greis", sei der deutlichste Beweis dafur,^ 
„dass, wo der Hass der Parteien zum Ausbruch kommt, selbst 
über ein halbes Jahrhundert zurückgegriffen wird, um durch 
Verunstaltung der Vergangenheit Gift für die Gegenwart zu be- 
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reiten*). Die Anklage auf Verrat sei nun örfolgt, daher müsse 
die Untersuchung verlangt werden, und zwar vor dem Richterstuhl 
derjenigen, vor denen die Klage erhoben worden sei. Fest ver- 
traue fer darauf, dass die Ritterschaft „dieses Richteramt nicht von 
sich weisen und es, fern von jeder Sympathie, mit unbestechlicher 
Gerechtigkeit und schonungsloser Strenge üben wird*. Als Ver- 
treter des livländischen Adels habe er die doppelte Pflicht den 
Beweis zu erbringen, dass kein Makel an seiner Person hafte, denn 
„die Klage auf Verrat* treffe „nicht bloss mittelbar, sondern un- 
mittelbar* seine Handlungen als solcher und mithin, als Vollstrecker 
des Willens des Adels, auch diesen selbst. „Beharrlich und fest*, 
mit allen Mitteln, die er habe, werde er daher diesen Richter- 
spruch herbeizufuhren suchen, „umgeben von Gegnern und Feinden,, 
aber mit unerschüttertem Vertrauen, mit ungebeugter Kraft* und 
treu seinem Wahlspruch: „den Wert des Lebens nur in der Pflicht 
zu suchen* etc. 

„Glück auf, mein Teurer*, antwortete ihm Howen am 15. Fe- 
bruar auf diesen Brief, „Sie haben eine schwierige Lage und ich 
dagegen habe den Trost, dass Ihre Kraft mit der steigenden Gefahr 
stets gleichen Schrittes gegangen und, gottlob! bisher ihr immer 
vollkommen gewachsen gewesen ist; daher bin ich auch für die 
Zukunft ruhig.* Mit dem Vorgehen Fölkersahms war er einver- 
standen, warnte ihn aber davor, sich auf seine Freunde in Kurland 
zu verlassen, auch selbst P. WalujefF sei zweifelhaft; wie Männer 
hätten sich aber die beiden Reckes benommen. Im Irrtum befinde 
er sich aber, wenn er meine, dass es sich „um eine absichtliche 
Demonstration einer Partei handele*. Diese bedauere vielmehr 
„das Vorgefallene selbst überaus* und halte es für sich für nach- 
teilig; es sei das vereinzelte Auftreten eines unüberlegten und viel- 
leicht durch Erzählungen aufgehetzten jungen Menschen* etc. 

Am 12. Februar 1848 schickte Fölkersahm die Abschrift des 
Briefes von Howen an Friedr. Sivers und schrieb ihm: 

„Teuerster Freund. 
Lies die Einlage, welche eine Abschrift eines Briefes meines 
Schwagers Howen enthält, eines Briefes, den ich vor 2 Tagen 

1) Diese Worte bezogen sich auf die Funktion des Geheimrats von Fölker- 
sahm in dem Jahre 1795, da er als Sekretär der kurländischen Ritterschaft bei 
der Unterwerfung Kurlands unter das russische Szepter tatig gewesen war; er 
hatte damals zu der sogenannten ^Howenschen Partei'^ gehört, zu der die Hahns 
in schroffem Gegensatz sich befanden. 

13* 
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erhalten. Du wirst erstaunen, bis zu welchem Grade gewissenloser 
Wut sich die Verfolgung gegen mich hinreissen lässt. Das Undenk- 
bare ist geschehen! Zur Erklärung muss ich noch hinzufugen, 
dass mein Vater der letzte noch lebende Deputierte ist, der bei 
der Unterwerfung im Namen des Adels handelte* Was geschehen, 
ist so unerhört, dass auch nur die äussersten, nicht mehr die ge- 
wöhnlichen Mittel ausreichen. Ich habe den livlandischen Adel in 
einer Bittschrift aufgefordert, den Baron Hahn anzuhalten Person 
und Verbrechen genau zu bezeichnen, dann aber über Kläger und 
Beklagte zu rechten. Dies ist der Weg, den ich verfolgen werde 
mit eiserner Festigkeit. In Dir fordere ich aber nicht allein den 
Freund, das ist nicht nötig, aber auch den Lahdrat auf, dafür Sorge 
zu tragen, dass man, bis der Moment der Handlung kommt, die 
Sache bei uns richtig verstehe. Sobald die Personen genannt sind, 
werde ich dem livlandischen Adel Anzeige machen. In mir ist 
nicht meine Person allein, auch mein Amt, der ganze Adel, der 
mich zu seinem Vertreter gemacht, beschimpft. Nicht ich allein, 
auch der livländische Adel wird Genugtuung vom kurländischen 
Adel zu verlangen haben. Diese kann keine andere sein, als dass 
man mit Hahn so verfahre, wie man mit dem Angeklagten ver- 
fahren muss, wenn seine Schuld erwiesen wird. Ich habe Bruiningk 
und Oettingen ebenfalls Nachricht von dem Vorgang gegeben. 
Es muss jetzt ein Moment kommen, wo jeder, der Achtung und 
Freundschaft für mich, der Stolz auf den Namen Livländer besitzt, 
den Beweis dafür zu liefern hat. Ich selbst bin hier noch 2 — 3 
Wochen gefesselt, denn ich habe hier einen unendlich schweren 
Kampf, dank sei es den Machinationen unserer eigenen Landsleute. 
So magst Du denken, welcher Kraft und Anstrengung ich bedarf, 
all den wiederholten Schlägen des Schicksals zu stehen. Meine 
Gesundheit schwankt, mein Mut und meine Geisteskraft nicht; ich 
habe keine andere Kräftigung als die Eurer Freundschaft und vor 
allem Deiner, auf den ich traue wie auf einen Fels. 

Mein Vertrauen auf Wahrheit und Recht und ihren Sieg 

wankt nie. 

Treu und ewig Dein H. F." »). 

Am 13. Februar 1848 eröffnete sodann Fölkersahm die Aktion 
zu seiner Verteidigung durch ein offizielles Schreiben an die kur- 
ländische Ritterschaft, ganz in demselben Sinne wie dasjenige seines 
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Vaters, von dessen Misserfolg er noch nichts wusste. Er führte 
aus, dass die Anklage wiederholten Landesverrats vor dem ganzen 
Landtage über eine Familie ausgesprochen worden sei, „die seit 
der Gründung der kurländischen Ritterschaft die Ehre geniesst, 
einen Teil derselben zu bilden*. Dieser Ausspruch, an diesem 
Ort getan, habe eine bleibende Macht erhalten, „die nicht durch 
einen späteren Widerruf aufgehoben werden kann*. Vielmehr 
hätten diejenigen, gegen die er gerichtet, das Recht zu verlangen: 
„nicht bloss die Bezeichnung der Person, sondern auch der landes- 
verräterischen Handlung*, die sie begangen haben sollen. Er 
mache von diesem Recht Gebrauch und eifWarte, dass die Ritter- 
schaft ihm helfen werde den Baron Adolf Hahn dazu anzuhalten, 
dass er jenem Verlangen nachkomme, denn kein gerichtliches Urteil 
könne die seinem Namen zugefügte Schmach aufheben; diese Mög- 
lichkeit habe nur die Ritterschaft auf versammeltem Landtage. Sie 
anerkenne er als den alleinigen Richter über seine Ehre und bäte 
sie, ihres Amtes zu walten. 

Diese Demarche hatte natürlich ebensowenig Erfolg, wie 
diejenige seines Vaters, und am 24. Februar 1848 wurde die nach- 
stehende Antwort an ihn abgeschickt: 

„An 

Seine Exzellenz 
den Herrn Livländischen Landrat, Baron Hamilkar von 
Pölkersahm. 

Nachdem der erste Landtagstermin am 14. d. M. geschlossen 
ist, hat das Ritterschaftskomitee die Ehre gehabt, das von Ew. 
Exzellenz aus St. Petersburg, d. d. 13. Februar, an die Kurländische 
Ritterschaft gerichtete Schreiben zu empfangen. 

Bei der geneigtesten Willfahrigkeit, Ew. JExzellenz Wünschen 
zu entsprechen, sieht sich die Ritterschaftsrepräsentation doch im 
vorliegenden Falle dazu ausserstande, indem bei der Durchsicht 
der Landtagsakten kein Umstand sich ergibt, der nur im geringsten 
eine Beteiligung oder Verdächtigung Ihres so geachteten Familien- 
namens, noch die einer anderen Familie, geschweige denn eines 
einzelnen Gliedes unserer Korporation, ausspricht. 

Ebensowenig, wie es die Aufgabe der Landtagsversamm- 
lung sein kann, auf die ausser dem Bereich ihrer Handlungen ge- 
macht sein sollenden Äusserungen einzugehen, die als solche nicht 
zu ihrem Ressort gehören können, darf es auch das Ritterschafts- 
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komitee im ehrenhaften Interesse des einzelnen, wie der Gesamt- 
heit der Ritterschaft nicht tun, da ihr aktenmässig nichts vorliegt, 
das derartig ausgebeutet werden könnte. 

Ew. Exzellenz berufen sich mit Recht auf die achtbaren Er- 
innerungen unserer vaterländischen Geschichte, an welche sich der 
Name Fölkersahm knüpft, der nun auch der Schwesterprovinz an- 
gehört, welche Ew. Exzellenz zu dem so ehrenvollen Amte ihrer 
Repräsentation berief, und sind von der regen Teilnahme überzeugt, 
das die Ritterschaftsrepräsentation an der ehrenhaften Stellung 
eines jeden einzelnen Gliedes unserer so geachteten Korporation 
nimmt, deren verletzte Interessen, wo sich dieselben als solche 
herausstellen, zu vertreten ihr gewiss eine gebietende Pflicht ist. 

Kurländischer Landesbevollmächtigter 

B, Theodor Hahn. 
Ernst V. Rechenberg-Linten, Sekr."*). 

Über dasjenige, was Fölkersahm nunmehr tun sollte, waren 
die Ansichten seiner Freunde und Anhänger sehr geteilt, und zahl- 
reich waren die Briefe, die zwischen Petersburg und Livland hin 
und her gingen. 

Dass eine persönliche Herausforderung in dem vorliegenden 
Falle ungenügend und daher nicht geeignet wäre, darin stimmte 
man mit Fölkersahm überein. In diesem Sinne schrieb ihm Wol- 
demar v. Bock am 26. Februar 1848 aus Schwarzhof den folgen- 
den Brief: 

„Hochgeschätzter Freund. 

Ich fühle das Bedürfnis, mich Ihnen in dem Augenblick, da 
Ihnen eine neue und schwerere Kränkung zuteil geworden, als 
manche frühere, mit einem Wort der unumwundensten Teilnahme 
zu nahen. Die Äusserung dieser Teilnahme wird Ihnen hoffentlich 
bei aller Entfernung, in welche die letzten Jahre uns gebracht 
haben, um so unzweideutiger sein, als, wie Ihnen nicht unbekannt 
ist, ich bis jetzt zu Adolf Hahn in den freundschaftlichsten Be- 
ziehungen gestanden habe, deren Grundlage ich nur mit Schmerz 
erschüttert sehe. So sehr ich aber auch überzeugt bin, dass Hahn 
den bewussten unverantwortlichen Schritt nicht aus prämeditierter 
Bosheit, sondern, leidenschaftlich wie er ist, im Sturm der Überei- 
lung und wahrscheinlich als blindes Werkzeug anderer, leicht zu 
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erratender Personen getan hat, so bin ich doch nicht minder davon 
durchdrungen, dass solche Betrachtungen, die Ihr Herz gewiss 
schon lange selbst angestellt hat, der Notwendigkeit gegenüber, 
diese Angelegenheit ihre äussersten Konsequenzen erreichen zu 
lassen, nicht in Betracht kommen dürfen. Die Sache auf die äusserste 
Spitze zu treiben, es mag dabei fallen, wer da wolle, ist zweifels- 
ohne in ebenso hohem Grade Ihre Pflicht, als Ihr Recht. Auch 
kann ich nicht umhin, Ihnen meine Freude und gewissermassen 
den Dank der modernen Bildung in Bezug darauf darzubringen 
dass, wie ich aus sicherer Quelle vernommen, Sie entschlossen sind,, 
Sie den Mut haben, auf die mittelalterlichen romantischen Erwar- 
tungen und Prätensionen jenseit der Düna keine Rücksicht zu 
nehmen, sondern sich mit gerichtlicher Verhandlung und Entschei- 
dung, was leider noch so viele, die gleichwohl sich zu den Kindern 
der Zeitbildung glauben rechnen zu müssen, für ungenügend, ja 
schimpflich halten, zu begnügen. Überdies sind Sie Ihr Leben 
ivahrlich anderem schuldig, als einem Vorurteil verschollener 
Zeiten, das Sie doch wohl aus tiefster Seele verachten. 

Wenn also der Händedruck eines Mannes, der entschlossen 
ist lieber alles über sich ergehen zu lassen, als zu verleugnen, 
was er hochachtet und verehrt, für Sie einigen Wert haben kann, 
so nehmen Sie ihn hin von 

Ihrem ergebenen 
W. Bock^). 
Schwarzhof, d. 26. Februar 1848.** 

Eingehend erörterte die Frage der zu ergreifenden Massregeln 
Fölkersahms Verwandter Peter WalujeflF*), damals Beamter zu be- 
sonderen Aufträgen bei Suworow, in einem Schreiben an ihn vom 
24. Februar 1848. Seiner Meinung nach standen ihm drei Wege 
offen, indem er entweder „die Sache vor das Forum des ordi- 
nären Gerichts'* bringen, oder sich an die kurländische Ritterschaft 
wenden, oder endlich den Beistand der livländischen in Anspruch 
nehmen könne. Er furchte aber, dass die beiden letzteren Wege 
zu keinem günstigen Resultat fuhren würden, da in dem Rezess 
vom 2, Februar kein Name genannt sei. Er habe erfahren, dass 
•der im Februar 1848 residierende Landrat von Grote, als er diese 
Angelegenheit im Landratskollegium zur Sprache gebracht habe, 

1) Archiv Fölkersahm. 

S) Voo 1861 ab Blinistcr de« laneni. 
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^gerade durch diesen Einwand aus dem Felde geschlagen* worden, 
so sehr auch «dieses Argument einem Sophismus sehr ähnlich" sei. 
Es müsse daher ein Aktenstück als Beweis vorliegen, und er be- 
dauere, dass Pölkersahm nicht damit angefangen habe, „direkt 
von Hahn selbst eine Bestätigung seiner Anklage einzufordern" etc. 
Auch einer seiner besten Freunde, August von Oettingen, 
sprach sich in seinem Briefe vom 28. Februar aus Ludenhof ent- 
schieden dagegen aus, dass Fölkersahm sich an die Ritterschaften 
wende. „Vor allen Dingen*, so schrieb er, „bin ich nicht einver- 
standen mit Ihrem angedeuteten Plan, welchem nach .... Sie die 
Sache einmal der kurländischen und dann der livländischen Ritter- 
schaft zur Beurteilung anheimstellen wollen. Ich gebe wohl zu, 
dass die Adelskorporation als Sittenrichter über eines seiner Mit- 
glieder auftreten kann, jedoch nur in Veranlassung eines konsta- 
tierten Tatbestandes. Ich glaube demnach nicht, dass man es der 
Korporation als solcher zumuten kann, die Strafe oder Unstrafbar- 
keit der Hahnschen Beweisführung in Betreff Ihrer Person zu er- 
mitteln; dies ist lediglich die Sache der Kriminalbehörde. Die 
qu. Korporation dagegen müsste eigentlich schon von sich aus 
eine derartige Ermittelung provozieren, um, auf deren Resultat ge- 
stützt, über Sie und Hahn Gericht zu halten; denn dass Sie mit 
letzterem nunmehr noch Glieder einer und derselben Korporatioa 
bleiben, erachte ich für etwas sittlich Unmögliches." Die livlän- 
dische Ritterschaft müsse daher wohl von ihrem Landrat verlangen, 
„dass er sich von einer solchen, öffentlich gewordenen Schmach 
zu reinigen suche und das Resultat davon seiner Korporation er- 
öffne, worauf dann diese von sich aus, je nach dem qu. Resultat, 
den einen oder den anderen Teil aus der Matrikel zu streichen 
haben würde; denn war deren Koexistenz in der kurländischen 
unmöglich, so ist dies noch evidenter der Fall in der livlän- 
dischen!" Dass aber letztere selbst klagbar werde, erscheine un- 
möglich. „Diese Ansicht", so hiess es weiter, „über diese Sache 
teilen mit mir der alte Bruiningk, Wilhelm Stryk, Theodor Krü- 
dener, Mensenkampff, meine Brüder und andere.** Nach deren Dafür- 
halten wäre es für ihn am richtigsten, eine Diffamationsklage 
gegen Hahn anzustellen und die Ritterschaft mit dem Resultat be- 
kannt zu machen etc. „Vale et valetudinem cura diligentissime t 
Lassen Sie diesen Zuruf gelten für das, was er ist, der innigste 
Wunsch Ihrer Freunde! 

August von Oettingen." 
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Ganz anderer Meinung, als die vorher Genannten, war der 
Ritterschaftsnotar Rudolf von Engelhardt. Er schrieb Fölkersahm 
am 22. Februar, dass die livländische Ritterschaft die Initiative er- 
greifen müsse und er auch schon darauf hinzuwirken versucht habe, 
freilich ohne eine Bereitwilligkeit zu finden. Demnach meine er, 
dass das Landratskolleg^um vorgehen werde, wenn von Fölker- 
sahm ein bestimmter Antrag vorliegen würde, „worauf dann eine 
bindende und günstige Verfügung kaum zweifelhaft sein dürfte*. 
Eine solche Meinungsäusserung sei also notwendig, um den Vor- 
wand der Unkenntnis mit den Wünschen Fölkersahms hinwegzu* 
räumen. Letzterer teilte diese Ansicht und wandte sich am 26. Fe- 
bruar 1848, also noch vor Empfang der warnenden Stimmen seiner 
anderen Freunde,- mit einem eingehend motivierten Gesuch an das 
Landratskollegium. Nach Darlegung des Vorgefallenen meine er 
sich der Überzeugung hingeben zu dürfen, „dass die livländische 
Ritterschaft nicht anstehen wird, die Verteidigung der Ehre einea 
ihrer Repräsentanten zu ihrer eigenen Sache zu machen •*. Die verba 
decisiva seines Antrages lauteten sodann folgendermassen : 

„An eine hochgeehrte Residierung richte ich demnach nicht 
bloss als Glied der livländischen Ritterschaft die ehrerbietige Bitte, 
sondern auch als Mitglied des Landratskollegiums Bitte und Antrag, 
diese möge, zur Aufrechterhaltung der Berechtigung jedes Edel- 
mannes seine Überzeugung auf verfassungsmässige Weise unange-^ 
fochten geltend zu machen, sowie zur Wahrung des dem Amte 
eines Landrats zu erhaltenden Ansehens verfugen: 

i) Die kurländische Ritterschaft im Namen des livländischen 
Adels zu ersuchen, den Herrn Deputierten Adolf von Hahn an- 
zuhalten, den von ihm auf dem Landtage öffentlich gemachten, nach 
späteren privaten Erklärungen auf den Namen Fölkersahm bezüg- 
lichen Äusserungen eine öffentliche und bestimmte Deutung, durch 
öffentliche Wiederholung sowie durch Bezeichnung der Personen 
und der verräterischen Handlungen, deren er gedacht, zu geben, 
weil die livländische Rifterschaft sich notwendig darüber in Ge- 
wissheit setzen müsse, ob diese Äusserung gegen den sich zum 
Rentenierer gemeldet habenden livländischen Landrat Baron H^ 
Fölkersahm gerichtet gewesen. 

2) Für den Fall, dass durch die kurländische Ritterschaft 
keine genügende offizielle Auskunft zu erhalten ist, den Herrn, 
Baron Adolf von Hahn von sich aus als livländischen Edelmann 
zur Nennung der Personen und der Handlungen, auf welche er sicK 
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bezogen, aufzufordern und die Erfüllung dieser Aufforderung ihm 
zur Pflicht zu machen und durch alle gesetzlichen Mittel herbei- 
zufuhren. 

3) In beiden Fällen, sobald die öffentliche Erklärung des 
Herrn Baron Adolf von Hahn, wie nicht anders zu erwarten, mit 
seiner privaten Erklärung übereinstimmend erfolg^, den genannten 
Herrn Baron Adolf v. Hahn zur Angabe der Beweise aufzufordern. 

4) Falls der Herr Baron Adolf von Hahn aber nicht im- 
stande sein sollte sie zu liefern, denselben kriminaliter zu belangen, 
•die kurländische Ritterschaft zur gleichzeitigen Verfolgung dieser 
Kriminalklage aufzufordern, sodann aber den ganzen Vorg^g zur 
Kenntnis des livländischen Adels zu bringen, damit derselbe Gele- 
genheit habe, nach sorgfaltiger Prüfung desselben, einen Ausspruch 
zu tun, sowohl darüber, ob meine Tätigkeit in den öffentlichen 
Angelegenheiten von den strengsten Pflichten eines Ehrenmannes 
und meines Amtes abgewichen, als auch sein Urteil zu fällen über 
^e Handlungsweise desjenigen, der ohne Veranlassung sich der 
Verdächtigung und eines öffentlichen Angriffs auf die Ehre und 
den Ruf eines livländischen Edelmannes und eines Repräsentanten 
^er Ritterschaft schuldig gemacht. 

Landrat Baron H. Fölkersahm. 
St. Petersburg, d. 26. Februar 1848.* 

Gleichzeitig mit dieser offiziellen Eingabe schrieb er Friedrich 
Sivers am i. März 1848 folgendes: 

„I. März 1848. 

Teuerster Freund. 

Ich habe Deine beiden Briefe bald nacheinander erhalten und 
danke Dir für beide von Herzen. Verzeihlich ist es unter meinen 
jetzigen Verhältnissen, dass ich, statt Dir ausfuhrlich über Landes- 
angelegenheiten zu schreiben, von denen sich übrigens wenig 
erzählen lässt, wieder von meinen eigenen spreche. Leider scheint 
man in Livland ebensowenig als in Kurland geneigt mir Recht 
widerfahren zu lassen und zieht es vor, sich durch Sophismen von 
jeder Teilnahme freizumachen. Wäre es ein anderer als ich, dann 
hätte man schon Mittel gefunden! Ich, der aber schon lange vielen 
«in Dorn im Auge ist, der arm und ohne grosse verwandtschaftliche 
Verbindungen, mich kann man schon mit aller Gemütsruhe opfern. 
Ich habe vor 2 Tagen eine Schrift an die livländische Ritterschaft 
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gesandt, in welcher ich den ganzen Vorgang erzähh, sodann aber 
den Antrag als Edelmann und Landrat an dieselbe gerichtet, von 
sich aus einzuschreiten. Ich lege Dir eine Abschrift der Schluss- 
worte des Antrages bei. Heute habe ich von der kurischen Ritter- 
schaft die Antwort erhalten, dass, da der Ritterschaft aktenmässig 
nichts vorliege, wodurch sie auch nur vermuten könne, dass von 
mir oder meinem Namen oder überhaupt von irgend jemand des 
kurischen Adels in diesem Sinne die Rede gewesen, dass sie, was 
privatim geschehen sei, nicht wisse und nicht wissen dürfe etc. etc. 
Das Schreiben ist übrigens sehr höflich und voll schöner Phrasen. 
Ich bin noch nicht entschieden, ob ich gleich antworte, ich glaube 
aber, ich werde es tun. Auf jeden Fall wird mich das in dem 
eingeschlagenen Wege nicht irre machen. Hat die Ritterschaft es 
nicht in ihre Akten aufgenommen, so werde ich es hineinbringen 
und von mir aus die Anzeige machen. Wenn jemand als Depu- 
tierter im Landtage spricht und später diese Worte erklärt, im 
Landtage selbst Verhandlungen darüber stattfinden, er Abbitte 
leistet, so muss es als öffentliches Ereignis angesehen werden. 
Übrigens ist es Pflicht und Recht jedes Edelmannes, wenn er als 
Verräter, sei es auch privatim, bezeichnet wurde, den Adel aufzu- 
fordern ihn zu richten. Über den Vorgang selbst habe ich noch 
hier zu erwähnen, dass die Äusserung „für 9 Rbl. S. ein Stimm- 
recht erhalten" einen ganz begründeten Sinn hat. In Kurland hat 
nämlich nach § 276 des Ostseeprovinz. Swod jeder Unbesitzliche 
das Recht, durch Anmeldung einer sogenannten Rentenierstimme, 
welche .V4 Haken gleichgeschätzt wird, Stimmrecht zu erlangen. 
Er wird dann nach Massgabe dieser Summe bei den Abgaben 
repartiert. Das macht etwa 9—12 Rbl. S. jährlich aus. Ich glaubte 
Dir dies mitgeteilt zu haben. Ich habe an Budberg geschrieben 
und hoffe, dass Grote, der für den März eingetreten ist, seine 
Pflicht tun wird — wo nicht, so werde ich auch Deine Residierung 
abwarten und bis dahin immer darauf dringen. Da kein Landrat 
an die Meinung des vorigen gebunden ist, so wirst Du dann 
meinen Antrag berücksichtigen. Dass Du nicht zum Konvent 
kommen willst, hat mich ungeheuer erschreckt. Ich selbst hoffe 
da zu sein; dennoch wäre es im Reiche der Möglichkeit, dass ich 
ausbleiben muss oder zu spät käme. Unsere Sache ist jetzt hier 
angenommen, in extenso. Dabei konsumieren die politischen, un- 
glücklichen Ereignisse alle Aufmerksamkeif, und dennoch ist es 
nötiger als je, die Sache keinen Augenblick aus den Augen zu 
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verlieren. Fehlen wir beide, oder auch Du, so kann ich sogar 
riskieren, dass mich der Konvent auch im Stich lässt. Für den 
Fall ist natürlich das einzige, was die Sache halten kann, und der 
Konvent bestimmen muss, wenn mehrere Landrate entschieden 
erklären, dass sie das Kollegium und sich für mit verletzt halten 
und daher ein Verfahren gegen Hahn verlangen. Solltest Du also 
nicht zum Konvent kommen können, so gib wenigstens Stryk 
oder irgend einem anderen eine schriftliche Erklärung des Inhalts 
mit. Wenn das Land seine Landräte nicht vertreten will und, wo 
offenkundige Fakta vorliegen, sich hinter Sophismen verstecken 
will, so kann man nicht Landrat sein. Ich hoffe von unserem 
Adel das beste, gestehe aber doch, dass ich nicht ohne Besorgnis 
bin, eben weil so viele sich durch juristische Floskeln einschrecken 
lassen, Gut wäre es, wenn Du noch einmal an Grote schriebest. 
Auf Euch, auf die wenigen Freunde, die ich habe, baue ich uner- 
schütterlich fest. Euch vertraue ich die Sorge für Ehre und Ruf 
an, während meine eigene Zeit und Kraft hier durch die Sorge 
für Euch und das Land in Anspruch genommen ist. Nichts wird 
mich in meinem Streben ermüden lassen und in meiner Pflicht, 
solange mein Körper nur aushält. Nächstens Näheres über den 
Stand dieser Sache. 

Treu Dein Fölkersahm.* i) 

Die Residierung verfügte, den Antrag von Fölkersahm dem 
bevorstehenden Konvent zur Beschlussfassung zu unterbreiten, und 
es erwies sich, dass seine Freunde wohl recht hatten, wenn sie 
von einem ofiSziellen Appell an die Ritterschaft dringend abrieten. 
Denn das Sentiment der Mehrheit der Deputierten mit dem adsti- 
pulierenden Konsilium der Mehrheit der Landräte lautete folgender- 
massen: „Da nach der gegenwärtigen Lage diese Angelegenheit 
sich lediglich als eine private darstellt und, soweit dieselbe doku- 
mentiert ist, durchaus keine Veranlassung gibt, eine Anschuldigung 
oder Verleumdung des Herrn Landrat Baron Fölkersahm amtlich 
in Anspruch zu nehmen, so hält es der Konvent nicht für möglich 
ein Einschreiten von selten der Ritterschaft zu beschliessen.** 

Die Herren Kreisdeputierten von Sivers, von Maydell und 
von Mensenkampff und die Herren Landräte von Sivers und von 
Stryk hatten dagegen verschreiben lassen, wie ihrer Ansicht nach 
die livländische Ritterschaft allerdings schon in dem blossen Ge- 

1) Archiv Eusekfill: „Briefe*" etc. 
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rüchte, dass eines ihrer Glieder und einer ihrer Repräsentanten 
des Verbrechens der Landesverräterei öffentlich bezichtigt worden, 
hinlänglich Veranlassung, ja Verpflichtung finden müsse, solchen 
Umstand der genauesten Ermittelung und Erörterung zu unterziehen. 
Um so mehr sei dieses hier der Fall, wo Landrat Baron Fölker- 
sahm selbst den Vorfall zur Kenntnis der Ritterschaft gebracht und 
auf Untersuchung und Spruch angetragen habe, welches ihm in 
keiner Weise geweigert werden könne. 

Der Herr Kreisdeputierte von Rennenkampff liess verschrei- 
ben: wie er der Ansicht der Mehrheit um so mehr beitrete, als 
aus der Schrift des Herrn Landrat Baron Pölkersahm, sowie aus 
den übrigen Materialien deutlich hervorgehe, dass der Herr Landrat 
Baron Fölkersahm keineswegs als livländischer Landrat angegriffen 
worden ist, noch auch als sonst Beamteter der livländischen Ritter- 
schaft, sondern sich nur beklagt, privatim beleidigt worden zu sein, 
und es der Landtagsordnung direkt zuwider ist, dass eine Privat- 
angelegenheit zur Landessache gemacht werde. 

Der Kassadeputierte von Transehe hatte dem Sentiment der 
Mehrheit beigestimmt, weil in dem offiziellen Ausspruche des Herrn 
Baron Hahn um so weniger eine Bezugnahme auf den Herrn 
Landrat Baron Fölkersahm gesehen werde könne, als die livländi- 
sche Ritterschaft auf dem letzten Landtage durch die Wahl zu 
ihrem Delegierten einen lauten und öffentlichen Ausdruck ihres all- 
gemeinen Vertrauens gegeben habe. 

Über die Vorgänge beim Zustandekommen dieses Beschlusses 
berichtete Engelhardt am 5. April 1848 Fölkersahm folgendes. 
Als er von dem Verlauf der oben geschilderten Verhandlung über 
die Delegation desselben nach Petersburg den Eindruck empfangen 
hatte, dass die Majorität des Konvents zu Ungunsten von Fölker- 
sahm zusammengesetzt und ihm nicht gar wohlgesinnt war, hatte 
er es versucht diese Vorlage zurückzuziehen. Das wäre wohl 
auch gelungen, wenn nicht Suworow störend dazwischengetreten 
wäre, indem er auf eine prompte Erledigung der Angelegenheit 
durch den Konvent drang. Diesen Wunsch habe der Fürst Landrat 
Sivers gegenüber geäussert, zugleich mit vielen lobenden Bemer- 
kungen über Fölkersahm und einem Tadel über die Vorgänge in 
Kurland. Auch habe er die Absicht, Hahn nächstens persönlich 
dieserhalb zu interpellieren. Dieses tat er auch .bald darauf in 
Mitau und suchte ihn zu einer Erklärung auf dem zweiten Land- 
tagstermin zu veranlassen, die der Geheimrat Fölkersahm und 
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Ho wen als notwendige Bedingung der Erledigung der ganzen 

Angelegenheit gefordert hatten. In dieser sollte Hahn, auf die 

ausserhalb der Landtagsversammlung genannte Familie Pölkersahm 

bezugnehmend, konstatieren, dass er sich von der Unrichtigkeit 

seiner Behauptung vollkommen überzeugt habe, und um Vergebung 

bitten. Hahn nahm sich anfangs eine Bedenkzeit, ging aber dann 

hierauf nicht ein, so dass Suworows Bemühungen ganz vergebliche 

waren. Daher ging denn nun die Supplik an den Kaiser ab. 

In sehr deprimierter Stimmung, aber zur Fortsetzung des 

Kampfes entschlossen, schrieb Fölkersahm gleichzeitig an Friedrich 

Sivers: 

„lo. April 1848. 
Teuerster Freund. 

Gestern habe ich Deinen Brief erhalten, leider musste ich au 
das Resultat des Konvents, so unerhört parteiisch es ist, gefasst 
sein, weil ich am Ende schon zu oft die Erfahrung gemacht hatte, 
dass der Parteihass gegen mich keine Grenzen kannte. Ich bitte 
Dich, mir jedenfalls eine ofißzielle Abschrift des Konventsbeschlusses 
zu schicken. Was ich nun tun werde, weiss ich im Augenblick 
nicht. Von beiden Ritterschaften zurückgestossen, sehe ich mich, 
offenbar mit Absicht, dazu gedrängt, einen andern Schutz zu suchen. 
Recht muss mir am Ende irgendwo werden; ich habe zuerst das 
Forum meiner Mitbrüder gewählt. Diese weisen mich zurück, so 
muss ich weiter an die Staatsgewalt appellieren. Wenn es noch 
eines Beweises bedürfte, dass der Angriff Hahns keine vereinzelte 
Übereilung war, sondern ein Ausbruch einer Parteibewegung, so 
liegt er darin, dass man jetzt von allen Seiten den Angreifer stützt. 
Dennoch habe ich noch keinen festen Entschluss gefasst. Möglich, 
ja wahrscheinlich, dass ich fürs erste den Landtag abwarte. Was 
Suworow anbetrifft, so ist, da er sich der Sache einmal annimmt, 
mir sein Verfahren und seine Unentschiedenheit unbegreiflich. Wie 
sieht er nicht ein, dass er auf diese Weise ebenfalls Partei für 
Hahn nimmt. Das nackte Faktum ist am Ende doch nur das: ein 
junger, kaum reifer Mann greift ohne alle Veranlassung auf das 
unverantwortlichste zwei Männer an, von welchen der eine seit 
50 Jahren die Achtung der Provinz genossen, der andere seit 
Jahren sich mindestens als unermüdlicher Verfechter des Gemein- 
wohls und der unteren Klassen erwiesen und dessen Streben so- 
wohl von dem Adel seiner Provinz, als von der Regierung und 
dem Monarchen anerkannt worden. So ein Angriff ist nicht bloss 
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eine mutwillige Beschimpfung, sondern enthält eine entehrende 
Verdächtigung, alle Nebenumstände zeigen deutlich die Absicht^ 
durch einen solchen Angriff den, der bisher das Wohl der Bauern 
vertreten und sich nie eines ungesetzlichen Werkes schuldig ge- 
macht, einzuschüchtern, ihn entweder moralisch zu vernichten und 
um seine Geltung zu bringen, oder aber ihn in eine Reihe von 
Händeln zu verwickeln, die, einmal begonnen, nur damit endigen 
kann, dass er entweder auf die Festung kommt, oder totgeschossen 
wird. Dies alles geschieht, indem zugleich der Staatsregierung 
selbst Hohn geboten wird, weil offenbar der Angriff sich nur darauf 
stützt, dass der Angegriffene die Billigung der Staatsregierung in 
seinem Streben für sich gehabt, weil sie für ihn gewesen. Man will 
ihn bestrafen, weil er nicht sein selbständig begonnenes Werk so- 
fort aufgegeben, als die Staatsregierung es billigte und bestätigte. 
Die Angegriffenen wenden sich um Recht und Schutz an beide 
Korporationen, beide weisen sie zurück, das natürlich nun eintre- 
tende bevorstehende Ende, dass derjenige, der bisher vor allem 
ein vom Staate gebilligtes Werk der Verbesserung der Bauemzu- 
stände vertreten, dem der Kaiser deshalb noch vor wenigen Mo* 
naten eine bevorzugte Stellung angewiesen, damit er desto kräftiger 
für diesen Zweck wirken könne, dass, frage ich, dieser gezwungen 
ist seine Stellung aufrugeben, aus einer Korporation auszuscheiden, 
die ihm seine Wahl verweigert hat, und somit in das Privatleben 
zurückzukehren und nicht allein fiir die jetzige Frage, sondern für 
alle Zukunft alles Streben und Gedenken für das Allgemeine auf- 
zugeben. Dieses alles warum? Wodurch herbeigeführt? Weil die 
Regierung gebilligt, was er tat, weil er die Regierung für sich 
hatte, weil er den Adel dazu gebracht das zu wollen, was die Re- 
gierung wollte, weil er die Regfierung dazu gebracht das zu 
billigen, was der Adel wollte, weil er zwischen beiden Einigkeit 
gestiftet und seiner Überzeugung bei beiden Teilen Anerkennung 
verschafft. Hat noch jemand Lust die Wahrheit zu sagen, hat 
noch jemand Lust eine offene Meinung zu haben, hat noch jemand 
Lust den Bauern zu vertreten oder um die Billigung der Regierung 
zu werben? Er nehme sich ein Beispiell Das ist der Sachverhalt. 
Nun kommt Suworow von oben her und durch seine Stellung 
dazu aufgerufen, das Recht, die Ordnung und die Regierung zu 
vertreten. Was kann er tun, da von der anderen Seite nichts ein- 
zuwenden ist, nichts vorgebracht wird, als offenbare Lüge (dies 
oder das sei nicht gemeint worden, es sei nicht öffentlich ge- 
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schehen etc.). Offenbar doch nur zweierlei: entweder er verfahrt 
aufs strengste gegen den mutwilligen Angreifer und Verleumder 
und gibt ihn der Strafe preis, oder aber er sagt dem Adel, der 
die unerlaubte Handlung; bisher geschützt, und dem Verleumder 
selbst: „Ich will Nachsicht haben. '^ Es gibt keine Entschuldigung 
für die Handlung, die Absicht, Gewalt zu üben, liegt auf der 
Hand. Ich werde es nie zugeben, dass die Beteiligten auf irgend 
welche Weise darunter leiden, oder selbst Genugtuung suchen, 
sondern ich verlange von dem Adel und dem mitschuldigen An- 
greifer, dass sie auf irgend eine genügende, jede persönliche Fär- 
bung für immer ausschliessende Weise den Beleidigten eine öffent- 
liche Genugtuung geben und sie zufriedenstellen. Wenn binnen 
drei Wochen beide Beleidigte mir nicht erklären, dass sie völlig be- 
friedigt sind und mir nicht ihi- Ehrenwort geben, dass sie die 
Sache als für immer erledigt ansehen und auf keine Weise sie 
weiter aufnehmen oder auf eine Aufnahme derselben eingehen 
werden, wenn dies nicht binnen drei Wochen geschieht, so werde 
ich dem Kaiser berichten und entschieden erklären, dass Hahn 
streng gestraft, dass dem Adel seine Parteilichkeit verwiesen und 
alle Angriffe auf die Beleidigten unmöglich gemacht werden müssen. 
<Jibt Suworow heute eine solche Erklärung, wie sie doch am 
Ende nur recht ist, so ist in drei Wochen die Sache arrangiert, um 
so mehr, da Suworow sie mit der Bitte verstärken kann, dass man im 
Vertrauen auf seine gute Absicht mit der Provinz ihm willfahre und er 
erwarte, dass bei dieser Gelegenheit ihm alle Parteien einen Beweis 
des Zutrauens dadurch geben, dass sie seiner Entscheidung sich fügen. 
Er tut hierbei nicht mehr als recht. Denn mit welchem Recht will er, 
wenn man von der anderen Seite nicht nachgibt, noch Hahn oder 
Kurland schonen? Hat er das Recht uns zu opfern, uns unser 
Recht zu versagen aus Mitleid mit denen, die unrecht haben? 
Dies ist es, alter Freund, was ich glaube, das Du auch Suworow 
offen aussprechen kannst, wenn Du wieder allein mit ihm sprichst. 
Es ist unbegreiflich, dass er die einfache Sache selbst durch diese 
halben Verhandlungen kompliziert. So und nicht anders kann 
und muss er handeln, denn nur so kann er die Sache wirklich als 
beendet ansehen und dafür einstehen, dass sie nicht in den unsin- 
nigsten Parteikampf ausartet. Möge er sich nicht irre machen 
lassen. Man wird, sobald man muss, hundert Mittel für eines 
finden, um uns zufriedenzustellen. Behauptet Hahn, dass er recht 
gehabt, nun so zwinge Suworow, seine Klage auf Landesverrat 
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gegen uns anhängig zu machen. Entweder dies, oder er hat unrecht, 
und dann muss er es eingestehen. Das ist die einfache Alternative. 
Ich glaube gewiss, dass wenn Du in diesem Sinne mit ihm sprichst, 
es wirken würde. Das muss Suworow begreifen, dass wir nicht 
Vergleichsvorschläge machen werden noch machen können, zugleich 
kann er aber am Ende doch gewiss sein, dass wir nur das, was 
notwendig zu unserer Rechtfertigung und Genugtuung ist, ver- 
langen werden, und nichts mehr« Ich bin überzeugt, dass wenn 
man Suworow einmal ganz unbefangen zeigt, dass es am Ende 
doch unerhört ist einem mutwilligen Angriff diese Gewalt ein- 
zuräumen, dass er die bürgerliche Aufopferung eines Ehrenmannes 
herbeifuhren könne, und dass dann kein vernünftiger Mensch sich 
mehr am öffentlichen Geschäfte beteiligen, jeder aber die Aner- 
kennung der Regierung ärger als das grösste Unglück fürchten 
müsste. Ich bin überzeugt, dass er dann statt aller dieser unfrucht- 
baren Verhandlungen sich dazu entschliessen würde die Sache zu 
tranchieren. Ich befinde mich in einer eigenen und der schwierig- 
sten Lage. Ich bin überzeugt, dass so, wie die Sachen sich ge- 
stalten, nicht allein ich austreten, sondern auch meine Matrikeln 
zurückgeben muss, und dass auch Ihr recht tut auszutreten, die 
Ihr die Ansicht vertretet, dass in mir das Kollegium beleidigt 
worden und man darauf keine Rücksicht genommen. Ihr habt 
einmal die Ansicht hingestellt, dass Ihr mit getroffen seid, und 
müsst dabei bleiben, wenn der Landtag sie nicht annimmt. Zugleich 
aber kann ich nicht übersehen, dass eben gerade dieses Austreten 
gerade der einzigen, die es wahr und ehrlich meinen mit den 
Bauern, die überhaupt allein den Fortschritt vertreten, dass unser 
Austreten, nachdem wir mit jahrelangem schwerem Kampfe die 
bessere Richtung zur Anerkennung gebracht, nicht allein den 
Gegnern einen vollständigen Sieg geben lässt, sondern auch das 
Wohl der Bevölkerung und das Beste der Provinz unserer eigenen 
Person opfern heisst. Denn ich habe, vor Gott, die feste Über- 
zeugung, dass gerade wir alle die einzigen Glieder in der Reprä- 
sentation sind, die die Provinz vor völligem Untergang retten, die 
das notwendige gute Vernehmen mit der Regierung dauernd fes- 
seln und zugleich die Pflichten gegen die Bevölkerung erfüllen 
können und werden. So schwanke ich selbst zwischen zwei 
Pflichten, die ich zugleich anerkennen muss. Deshalb sehe ich 
auch nur einen Ausweg nicht in der Macht der Regierung, son- 
dern in ihrer Macht, verbunden mit dem persönlichen und mora- 
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lischen Gewicht Suworows, das er in diesem Augenblick ausübt. 
Das muss Suworow begreifen. Suche auch durch Anrep dafür zu 
sorgen und überhaupt suche Anrep, den man im Auslande auch 
gewiss gegen mich bearbeitet hat, die Augen zu öffnen. Du und 
Stryk könnt es. Erzählt ihm alles Frühere und sorge dafür, dass 
er die Überzeugung gewinne und festhalte, dass ich ein Ehren- 
mann bin und nur aus richtiger Ansicht und wahrer Liebe für 
unsere Provinzen handele. Es ist um so wichtiger, da auch bei 
seiner Rückkehr er die einzige Stütze ist, die ich hier haben kann, 
denn Pahlen tobt gegen mich, Meyendorff intrigiert gegen mich, 
Berg schreit gegen mich, General Meyendorff ist ein guter Mann, 
aber ohne alle Meinung — kurz, ich stehe allein auch hier, allein 
gegen alle, und wenngleich ich noch kein Resultat erreicht und 
vielleicht keins erreiche, so kann ich doch in Wahrheit sagen, dass 
bei der Lage der Dinge, wie sie hier war, von allen verlassen, 
alle Landsleute gegen mich, ich das Ungeheure geleistet, dass alles 
nicht schlimmer steht, als es der Fall ist. Gleich nach Ostern 
werde ich Dir wieder über den Stand unserer allgemeinen Sache 
schreiben. Möge nur Suworow sich an den Kaiser wenden und 
möchte die an mich gerichtete Schrift, dass ich hier bleiben soll, 
so lange ich es Gir nötig finde, auch zugleich sagen: dass ich 
nochmals aufgefordert würde alles für die Beschleunigung der Be* 
stätigung aufzubieten, weil die gegenwärtige Stimmung der Bauern 
sie doppelt notwendig mache. Nun noch ein Vorschlag: wie 'wäre 
es, wenn Du als residierender Landrat Suworow ein Memoire 
gäbest, in welchem Du auseinandersetzt, dass gerade in Beziehung 
auf die gegenwärtigen Zustände es durchaus dringend notwendig 
sei die Bestätigung zu beschleunigen und Suworow dies direkt 
dem Kaiser unterbreite. Sprich mit ihm darüber, es wäre, bin ich 
überzeugt, das beste Mittel die Sache zu fordern. Ich habe vor 
etwa lo Tagen ein solches Memoire dem Minister des Innern ge- 
bracht, weiss aber noch nicht, ob er davon Gebrauch gemacht 
hat. Am besten, das Memoire wäre französisch, aber nicht lang. 
Walujew könnte es Dir machen. Die Grundgedanken würden 
folgende sein: Der Bauer weiss, dass Veränderungen und Verbes- 
serungen für ihn beschlossen sind, seit 6 Jahren wartet er darauf. 
Sowohl Adel als Regierung haben sich überzeugt, dass es wirk- 
liche Übelstände im Zustande der Bauern gibt, die durchaus einer 
baldigen Abänderung bedürfen, wenn der Bauernstand nicht leiden 
soll. Veränderungen müssen also gemacht werden, nicht bloss weil 
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der Bauer sie erwartet, sondern weil sie durchaus notwendig sind^ 
um seinem Ruin vorzubeugen. Die Erwartungen des Bauern sind 
also gerecht und anerkannt. Es liegt aber in der Natur der Sache, 
dass der Bauer, je länger er wartet, sich in seinen Erwartungen 
immer mehr steigert. Diese Erwartungen haben schon jetzt das 
vernünftige Mass überschritten und es ist gewiss, dass je länger 
die Erwartung dauert, sie desto mehr über das hinausgeht, was 
zu befriedigen ist. Es ist also jetzt nicht bloss wichtig das zu tun, 
was man als nötig anerkannt hat, sondern es auch deshalb gleich 
zu tun, um die wuchernden Erwartungen der Bauern abzuschneiden, 
um ihnen etwas Positives zu geben und sie so von Schimären ab- 
zuziehen. Alle Bewegungen in Europa, und in Deutschland ins- 
besondere, haben es herausgestellt, dass eine Propaganda überall 
Unruhen zu erregen sucht. Je mehr die Wirkungen dieser Pro- 
paganda sich der Grenze nähern, um so mehr ist es zu fürchten, 
dass sie die Bauernbevölkerung der Ostseeprovinzen ebenfalls zu 
ihrem Ziele nehme, wenn auch nur den Schein, als seien die Un- . 
ruhen auch in Russland eingedrungen, zu gewinnen und im Lande 
weiter zu verbreiten. Die Propaganda weiss, dass die deutsche 
Bevölkerung der Ostseeprovinzen unerschütterlich an dem Throne 
hängt und an Ruhe und Ordnung und unzugänglich ist, deshalb 
wird sie die Bauern gegen diese aufzuwiegeln suchen. Je mehr 
sich die Erwartungen der Bauern steigern, je länger der ungewisse 
Zustand dauert, um so leichter wird ihr dies gelingen. Der Adel 
ist zu allen Äusserungen und Beweisen der Ergebenheit bereit, er 
hat aber jetzt keine Mittel, um die Bevölkerung zu lenken. Allem 
diesem kann durch eine rasche Bestätigung der Landtagsbeschlüsse 
ein Ende gemacht werden. Diese wichtigen Gründe und die auf 
die unerwartet eingetretenen Verhältnisse zu nehmende Rücksicht 
rechtfertigen es, wenn man die rasche Bestätigung für notwendiger 
erkennt, als eine bis ins Einzelne gehende lang dauernde Prüfung. 
Wenn selbst in den Landtagsbeschlüssen Mängel vorhanden sind, 
so können sie auch später abgeändert werden. Für den Augen- 
blick werden sie jedenfalls die Aufmerksamkeit der Bevölkerung 
völlig konsumieren und sie gegen jeden bösartigen Einfluss unzu- 
gänglich machen. Wird die Bestätigung noch aufgeschoben und es 
gelingt nichtswürdigen Emissären inzwischen Unruhen unter den 
Bauern hervorzubringen, dann ist es zu spät, man darf dann den 
unruhigen Bauern nichts mehr bewilligen und gerät also in Gefahr 
erneute Übelstände fortbestehen lassen zu müssen und das Resultat 



Digitized by 



Google 



— 212 - 

mühsamer Arbeiten und Bestrebungen des Adels und der Regie- 
rung, welche 6 Jahre Zeit erfordert, unnütz zu machen. So, nur 
so ist der richtige Sinn auf den wahren Sachverhalt und Zustand 
der Provinzen gestützt. Gibst Du ein solches Memoire, wenn auch 
nicht offiziell als residierender Landrat, sondern nur als Landrat 
Sivers, Suworow und entschliesst er sich, wie ich bestimmt hoffe, 
es direkt zu befördern und zu unterstützen, so hast Du der Sache 
einen unberechenbaren Dienst erwiesen. Alles, was ich hier ange- 
führt, kannst Du unbedingt sagen, ich habe Ähnliches, nur dreimal 
stärker, in dem dem Minister des Innern übergebenen Memorial 
gesagt, weil es meine innige Überzeugung ist. Sobald Du diesen 
Schritt getan, schreibe mir gleich. Von Pierre Walujew kannst 
Du unbedingt die Gefälligkeit, es Dir französisch abzufassen, in 
Anspruch nehmen, und Suworow sage, dass Du es ihm französisch 
gibst, im Falle er Gebrauch davon machen wolle (auch russisch, 
wie Du willst). Wenn Du es aber tust, so tue es ganz auf Deine 
eigene Hand und sprich weder mit Grote, noch mit anderen. Sie 
schreiben gleich hierher und man hört es dann hier früher, ehe 
Suworow Schritte tut, was unpassend ist. 

Nun, mein Alter, Gott helfe Dir meine Hand lesen, gelingt es 
Dir nicht überall, so konsultiere meine Cousine Charlotte Stryk, 
die sie geläufig liest, selbst wenn ich es nicht mehr kann. Über- 
haupt bitte ich Dich alles, was mich betrifft, ihr zu sagen, sie und 
meine Schwester sind ein für allemal in allem eingeweiht und beides 
Frauen, die öffentliches Interesse und öffentliche Angelegenheiten 
vollkommen begreifen. So erfahre ich immer alles am leichtesten 
und sie können sich, wo sie zuweilen in meinem Auftrage zu 
handeln haben, darnach richten. Was meinen Vater anbetrifft, so 
bitte ich Dich, mit ihm so wenig wie möglich, sowohl über die 
Hahnsche Geschichte und was darin geschieht, sowie über die 
Landessache zu sprechen. Er ist jetzt in einem so gereizten Zu- 
stande, dass er leicht etwas falsch auffasst und übereilt handelt. 
Ist er ruhig, so ist dies nicht der Fall, aber das ist nicht immer 
im voraus zu beurteilen. Nun lebe wohl, wie Du siehst, habe ich 
noch Mut und Besonnenheit, so lange mir noch treue Freunde 
bleiben, wird es mir nie an Kraft fehlen. Ich habe nichts dagegen, 
wenn Du diesen Brief P. Walujew zeigst. 



Dein H. Fölkersahm*.*) 



1) Archiv Euseküll: „Briefe" etc. 
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Mittlerweile machte sich in der kurländischen Landtagsver- 
sammlung aber doch die Meinung geltend, dass sie verpflichtet 
sei Fölkersahm gegenüber Stellung zu nehmen. Sein Schreiben 
vom 13. Februar war ihr vom Komitee mitgeteilt worden, sie 
konnte also nicht mehr behaupten, dass sie von der Sache offiziell 
nichts wisse. Nach stürmischen Sitzungen beschloss sie am 28. April 
1848 mit 23 gegen 10 Stimmen, eine Adresse an Fölkersahm zu 
richten. Nachdem in dieser die einzelnen Phasen der ganzen Ange- 
legenheit rekapituliert worden waren, bis zu der letzten, die in 
der Klageschrift des Geheimrats an den Kaiser bestanden habe, 
„wie solches der Versammlung aktenmässig gemacht worden*, 
wurde wiederum betont, dass durch die Retraktion Hahns und das 
hierbei ausgesprochene „lebhafte, innige Bedauern" über die von 
ihm gebrauchten Ausdrücke „öffentliche Genugtuung geschehen" 
sei. Mithin erscheine es der Adelsversammlung unbillig, noch 
gegenwärtig ihrerseits ein Verfahren gegen den Landboten von 
Erwählen einzuleiten. Indem sie diese Gründe ihres Verhaltens 
darlege, habe sie die Ehre auszusprechen : „wie sie von der ausge- 
zeichnetsten Hochachtung gegen die ehrenhaften Träger des Namens 
derer von Fölkersahm durchdrungen ist, welcher seit Jahrhunderten 
auf eine ausgezeichnete Weise seinen Platz in dem kurländischen 
Adelskorps einnimmt. Sie hält es für eine unabweisKche Pflicht, 
besonders unter den gegenwärtigen Umständen, dieses auszusprechen, 
und kann es um so weniger billigen, wenn etwa der Herr Baron 
Adolf von Hahn im Privatwege mit dem einmal von demselben 
öffentlich zurückgenommenen Ausdruck den Namen der vorbe- 
nannten, so achtbaren Adelsfamilie in Verbindung gebracht hätte 
und somit der Familie von Fölkersahm eine schwere Ehrenkrän- 
kung zugefügt haben sollte. Es bedarf wohl keiner Versicherung, 
dass das anerkennende Urteil der Landesversammlung über die 
Familie von Fölkersahm durch diese etwa stattgehabte Äusserung 
keineswegs alteriert werden konnte. Im Gegenteil hält es die 
Landesversammlung für eine angenehme Pflicht zu verlautbaren, 
wie die wichtigen und langjährigen, dem Lande von dem Herrn 
Geheimrat von Fölkersahm erwiesenen Dienste eine gegründete 
Veranlassung geben, demselben hierfür volle Anerkennung zu 
zollen, und endlich aber Ew. Exzellenz, dem Sohne jenes vielver- 
dienten Mannes, zu versichern, wie dieselbe in der hervorragenden 
und wichtigen Stellung, welche die Schwesterprovinz Ew. Ex- 
zellenz durch das Vertrauen des livländischen Adelskorps ange- 



Digitized by 



Google — 



— 214 -• 

wiesen, mit Freude einen verdienstvollen Landsmann sieht. 

Genehmigen Ew. Exzellenz hierin den Ausdruck vollster, 
ungeteilter Hochachtung. 

Im Namen der Kurländischen Landesversammlung 

Karl Graf Medem, Landbotenmarschall. 
Ernst von Rechenberg-Linten, Sekr.* 

Im Auftrage von Suworow entwickelte Walujew seine An- 
sichten über dieses Schreiben in einem Privatbrief vom i. Mai in 
folgender Weise: ^Cette demonstration de la part de la Landes- 
versammlung me semble la satisfaction la plus large, que le Land- 
rat Fölkersahm puisse desirer. La retractation se ttouve affirmee 
par toute la corporation et accompagnee de tous les compli- 
ments necessaires. Je desire ardemment, qu*on soit content de cette 

Solution vis-ä-vis der Gesamtheit En tout cas le gouver- 

nement appuierait dififidlement des exigences ulterieures vis-a-vis 
de la Noblesse en corps, et je trouve pour ma part, que dans 
une affaire, dont le resultat etait incertain, il n*est pas facheux de 
trouver subitement une issue aussi convenable*^ etc. 

Mit Abfertigung jener Adresse der kurländischen Ritterschaft 
an Fölkersahm trat eine Ruhepause in dem Gange dieser Angele- 
genheit ein. 

Wie erwähnt, war die Beschwerde des Geheimrats Fölkersahm 
an die Bittschriftenkommission abgegangen, dessen Präsident, Staats- 
sekretär Fürst Alexander Golitzin, seine Aktion damit begann, den 
Baron Adolf Hahn durch Vermittelung des Fürsten Suworow zu einer 
Erklärung auffordern zu lassen. Der Generalgouverneur kam diesem 
Auftrage durch ein Schreiben an das Ritterschaftskomitee vom 
7. Juni 1848 nach und erhielt die Erklärung bald darauf. In der 
Folge, d. h. im September 1848, wandte sich Fölkersahm sowohl 
an Suworow, wie an das Ritterschaftskomitee mit dem Ersuchen, 
ihm eine Abschrift derselben ausreichen zu lassen, wurde aber von 
beiden Instanzen abgewiesen. Das kurländische Ritterschaftsko- 
mitee antwortete ihm am 13. Oktober 1848 sub Nr. 1054, „wie be- 
sagte Erklärung nur infolge speziellen Auftrages* des General- 
gouverneurs „eingefordert und hochdemselben verlangtermassen im 
Original unterlegt worden, woher denn das Ritterschaftskomitee 
sich hier nur als Vermittler .... betrachte und sich mithin zu 
keiner anderweitigen Mitteilung für befugt erachten dürfe", und 
Suworow lehnte das Gesuch in einem Schreiben vom 5. November 
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1848 Nr. 514 ebenfalls ab. Er teilte Fölkersahm mit, dass er 
dessen Anliegen dem Fürsten Golitzin unterbreitet habe, aber auch 
dieser, gleich ihm, ,die Ausreichung einer Abschrift der Erklärung 
des Herrn v. Hahn für untunlich* halte, und zwar deshalb, weil 
diese ganze Angelegenheit ihrer Meinung nach erlediget sei. „In- 
folge der von Baron Hahn ausgesprochenen aufrichtigen Reue 
über die Unbedachtsamkeit in seiner Handlungsweise**, so habe 
Fürst Golitzin ihm, Suworow, geschrieben, ,und des eigenen Ein- 
geständnisses, dass die von ihm gebrauchten Ausdrücke durchaus 
ungehörig gewesen und sich nicht auf den Geheimrat Fölkersahm 
bezogen hätten, so erachte er die Verhandlung über die allerunter- 
tänigste Bittschrift des Geheimrats von Fölkersahm für geschlossen, 
worüber er, der Fürst Golitzin, ihn auch gleichzeitig benachrichtigt.* 

Dieser Anzeige fugte der Fürst Golitzin noch hinzu, „dass die 
Entschuldigung und Rechtfertigfung des Barons Hahn, nach seiner, 
des Fürsten Golitzin, Ansicht, zur vollkommenen Genugtuung 
nicht nur des Herrn Geheimrats von Fölkersahm gereichen, sondern 
auch Ew. Exzellenz, und zwar um so mehr, als die Richtung und 
Tätigkeit, die Sie in den Landesangelegenheiten an den Tag gelegt, 
die aber Herr von Hahn angreifen zu müssen glaubte, sowohl von 
der Majorität des livländischen Adels für heilsam und nützlich an- 
erkannt worden sind, als auch die Aufmerksamkeit der Obrigkeit 
auf sich gezogen, überdies aber die kurländische Ritterschaft in 
einem Schreiben an Ew. Exzellenz in dieser Angelegenheit erklärt 
hat, dass sie stets die Verdienste des Geschlechts derer von Fölker- 
sahm hoch geachtet und ihm jede Ehrerbietung und Anhänglich- 
keit zolle.* 

Die offizielle Eröffnung des Fürsten Golitzin an den Geheim- 
rat Fölkersahm, ganz in demselben Sinne, ging an diesen am 
26. Oktober 1848 sub Nr. 6800 ab. Sie enthielt nicht die von 
ihm gewünschte Genugtuung und bildete daher den unbefriedigen- 
den Abschluss eines vielgeprüften Lebens, dem kurze Zeit darauf, 
am 17. November 1848, der Tod ein Ende machte. 

Auch für Hamilkar Fölkersahm bedeutete jenes Schreiben 
von Suworow das Scheitern der Hoffnung, diese Angelegenheit in 
der von ihm gewünschten Weise zum Abschluss zu bringen, und 
seine zahlreichen Freunde empfanden hierin mit ihm. Dieses zeigte 
sich auf dem im November 1848 zusammentretenden Landtage. 
Bald nach Eröffnung desselben versammelte sich eine Anzahl von 
seinen Anhängern im Vegesackschen Hause in der Jakobstrasse, 
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um zu beraten, was etwa in der Hahnschen Aflfare noch geschehen 
könne. Fölkersahm selbst war auch anwesend. Zu den verschie- 
denartigen Vorschlägen, die gemacht wurden, gehörte auch der- 
jenige, Hahn sukzessive zu fordern. Er fend aber bei Fölker- 
sahm selbst, der das Duell prinzipiell verurteilte, am wenigsten 
Anklang. Sodann wurde die Frage angeregt, ob man Hahn nicht 
aus der Matrikel streichen könne, was schon beifalliger aufge- 
nommen wurde. Nach einiger Zeit griflf Woldemar von Bock in 
diese Diskussion ein, indem er hervorhob, „wie die Exmatrikulie- 
rung die höchste Strafe sei, die die Ritterschaft verhängen könne, 
und zwar, da sie kein gewöhnlicher, nach momentanen Stimmun- 
gen ziemlich konsequentlos handelnder Klub sei, sondern eine hoch- 
verantwortliche politische Korporation, nur für die allerschwersten 
Vergehungen*. Zu solchen könne aber doch nicht dasjenige ge- 
rechnet werden, was Hahn getan habe, so strafbar es auch immer 
sein mag, den schweren Vorwurf des Landesverrats zu erheben, 
ohne ihn beweisen zu können. „Sein Motiv jedoch: Abscheu vor 
dem Landesverrat, war an sich gut patriotisch.* „Wenn es*, so 
ungefähr schloss Bock, „wirklich gelänge die Exmatrikulierung 
Hahns durchzusetzen, dann würde ich neugierig sein zu sehen, 
welche doch notwendige Steigerung der Strafe Sie für den Herrn 

von Buddenbrock übrig haben würden'* denn diesen und 

jenen „über einen Kamm zu scheren*, halte er „für schlechter- 
dings unzulässig*. 

Fölkersahm war, während Bock sprach, „schweigend auf 
und ab gegangen und setzte seinen Gang auch, nachdem dieser ge- 
schlossen, unter dem gespannten Schweigen der übrigen Gesell- 
schaft fort. Endlich blieb er stehen und sprach: ,Bock hat recht! 
Zwischen Buddenbrock und Hahn ist ein Unterschied wie zwischen 
einem Mörder und einem Totschläger'. Damit war die Exmatri- 
kulierungsidee endgültig beseitigt* *). 

Bald sollte indes in anderer Weise Fölkersahm für alles. 
Schwere entschädigt werden, das ihm dieses Jahr 1848 bereits ge- 
bracht hatte. Dasselbe stellte sich überhaupt immer mehr für ihn 
dar als der wichtigste, inhaltreichste Abschnitt seines Lebens, der 
über sein Schicksal entschied. Kurz vor Beginn des Jahres 184& 
war er Landrat geworden und im ersten Monat wurde ihm die 
..^^gabe zuteil, in Petersburg das Reformwerk durch unzählige 

98af,"j}ijcl¥' ^' Bock: „Erinnerungen** etc. 
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Gefahren hindurch zu retten, in das er seine ganze sensitive Per- 
sönlichkeit hineingelegt hatte, mit dem er selbst fiel oder stand. 
Angefeindet als Politiker, musste er sein Kind verteidigen mit der 
ganzen Kraft seiner intellektuellen Machtmittel; angegriffen zugleich 
als Mensch in seiner Ehre, stand auch hier* alles auf dem Spiel, 
und dieses Jahr wurde entscheidend auch für seinen guten Ruf 
und seine Stellung als makellose Persönlichkeit. Zehn Monate hin- 
durch hatte dieser hitzige Kampf nach allen Richtungen schon ge- 
dauert, als am 9. November 1848 der ordentliche Landtag eröflfnet 
wurde. Wie der vikarierende Landmarschall Landrat v. Lilienfeld 
in seiner Rede ausführte, lag es diesem nicht mehr ob nochmals 
die grosse Reformfrage zu beraten. Vielmehr habe er auf Kaiser- 
lichen Befehl nur zum Buddenbrockschen Projekt Stellung zu nehmen, 
und es erscheine „nicht angemessen, dass die zur höheren Ent- 
scheidung vorgestellten Landtagsschlusse jetzt einer weiteren Dis- 
kussion unterzogen werden, da diese Sache als pendent zu be- 
trachten ist". Es handele sich jetzt nur um Erledigung jenes Kom- 
missums, um einige andere vorliegende Gegenstände und um die 
ordinären Wahlen. „Möge es mir gelingen", so fuhr er fort, „die 
Verhandlungen auf dem würdigen Felde der Ruhe, der Mässigung 
und Parteilosigkeit zu erhalten.* .... „Treue unserem grossen 
Kaiser, Friede und Eintracht zwischen uns selbst — dies sei unsere 
Losung!* *). 

So schön diese Worte klangen, so wenig machte sich gleich 
am nächsten Tage ihre Wirkung geltend, als man zur Wahl des 
neuen Landmarschalls schritt. Vor Eröffnung des Skrutiniums 
machte der Baron Bruiningk- Stolben vom Stabe aus die Mitteilung« 
„wie er und noch mehrere aus der Versammlung beabsichtigten 
den Landrat Baron Fölkersahm zum Landmarschall zu wählen und 
daher zu erfahren wünschten, ob derselbe diese Wahl annehmen 
würde*. Als Fölkersahm hierauf erklärte, dass er dazu bereit sei 
und eventuell dann das Landratsamt sofort niederlegen würde, 
erhob Herr von Löwis- Kaipen Protest hiergegen. Fölkersahm sei 
nicht wählbar^ weil erstens derjenige, der durch einen Ukas im 
Amt bestätigt sei, nur vom Kaiser selbst entlassen werden könne» 
und zweitens stehe im § 373 des Ständerechts, dass ein solcher, 
der in der Landratswahl durchgefallen sei, zum Landmarschall 
erwählt werden könne, woraus indirekt hervorginge, dass ein er- 
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wählter Landrat von der Wahl zu diesem Posten ausgeschlossen 
sei. Dieser Argumentation begegnete Lilienfeld, indem er darauf 
hinwies, dass seiner Überzeugung nach kein Hindernis vorliege 
Fölkersahm zu wählen, dass die Wahl ja aber jedenfalls dem 
Generalgouverneur zur Bestätigung vorzustellen sei, von dem 
die weitere Verfugung dann abhängen würde. Hierauf begann 
•das Skrutinium, bei dem abgegeben wurden: 

i) für Fölkersahm 60 Stimmen, 

2) für den Kreisdeputierten von VietinghofF 36 Stimmen, 

3) für Herrn von Wulf-Ronneburg 17 Stimmen. 

Im darauf folgenden Ballotement erhielten: 

i) Fölkersahm 61 wählende Stimmen gegen 34 nichtwählende, 

2) VietinghofF 36 wählende Stimmen gegen 59 nichtwählende, 

3) Wulf 30 wählende gegen 65 nichtwählende Stimmen. 

So war denn Fölkersahm mit grosser Majorität zum Land- 
marschall erwählt worden, noch aber machte sich von konservativer 
Seite die Unzufriedenheit hiermit geltend. Als nämlich am nächsten 
Tage, den 11. November 1848, der Rezess reguliert worden war, 
gab der Kreisdeputierte von Numers eine von ihm unterschriebene 
Protestation gegen diese Wahl zu den Akten, in der er sich den 
von Herrn von Löwis geäusserten Bedenken anschloss. Dieser 
referierte, dass er wegen seines Antrages von gestern mit dem 
Fürsten Suworow gesprochen habe. Die Versammlung aber lehnte 
es, auf eine missbilligende Bemerkung von Baron Nolcken-Kawershof 
hin, die mehrfache Zustimmung fand, ab, von diesem Gespräch 
Kenntnis zu nehmen, und Dr. A. v. Oettingen, sowie Baron Bruiningk 
drangen auf Verlesung des § 79 der Landtagsordnung, der folgen- 
dermassen lautete: „Alle Verhandlungen auf dem Ritterhaus sollen 
mit Mässigung, in Liebe und Freundschaft geschehen, auch von 
niemandem einiger Streit, Zank und Tumult erregt werden" etc^* 

Seine Protestation zog Numers am i. Dezember 1848 aus den 
Akten zurück, nachdem Fölkersahm als Landrat entlassen worden 
war und der Landtag auf die Anfrage des Landmarschalls Lilien- 
feld hin dieses ausdrücklich gewünscht hatte-). 

Als Fölkersahm am 12. November 1848 im Amt des Land- 
.marschalls bestätigt worden war, da hielten es seine Anhänger für 
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geboten nun noch einmal die Hahnsche Affäre zu berühren und in 
einem offiziellen Aktenstück ihren Standpunkt zu betonen, um auf 
diese Weise, soviel sie konnten, Fölkersahm Genugtuung zu ver- 
schaffen. Diese Zuschrift hatte folgenden Inhalt und nachstehende 
Unterschriften : 

Im Eingange war hervorgehoben, wie Fölkersahm eine Reihe 
von Jahren hindurch an den wichtigsten Interessen Livlands in 
einer Weise teilgenommen habe, die ihm «einen ehrenvollen Namen 
in den Annalen der Ritterschaft" sichern und ihm die Unterzeich- 
neten fest verbunden habe. Gern hätten sie daher in ihm das 
Organ für die Wünsche zum Besten Livlands .... erkannt und 
ihm i^hochachtungsvoU Dank gewusst für die gfrosse Ausdauer und 
die vollständige Hingebung", mit der er sich ,ydem oft herben und 
schwierigen Ringen nach diesem guten Ziel" widmete. Dieses 
öffentliche Wirken sei jedoch in Kurland durch den Landboten 
Adolf Baron Hahn in mehr oder weniger öffentlicher Weise als 
Landesverrat bezeichnet worden. Mit Unwillen hätten die Unter- 
zeichneten ein solches Verfahren seitens eines Mannes vernommen, 
der auch zur livländischen Matrikel zu gehören die Ehre habe. 
Sie müssten erkennen, dass ein solcher Angriff sie alle in gleichem 
Masse verletze wie Fölkersahm, da er dessen öffentlichem Wirken 
galt, „an dem sie alle aufs innigste beteiligt" seien, seinen Prin- 
zipien, zu denen auch sie sich bekannt hätten, seinen Handlungen 
in Landesangelegenheiten, die er nur mit ihnen und durch sie ins 
Leben setzen konnte. Sie müssten daher hierin nur den Versuch 
erkennen, ^.in dem einzelnen die Sache aller zu verdächtigen", 
ihre gute Kraft, „die auf dem Gebiete des geistigen Kampfes nicht 
zu über>\'inden war, in ihrem kräftigsten Vertreter auf das fremd- 
artige Gebiet persönlicher Ehrensachen zu zwingen und dort mit 
den materiellen Waffen des Zufalls anzugreifen". »Wir wissen es 
Ihnen, geehrter Herr Baron, Dank'', so lautete es in dem Schreiben 
weiter, „dass Sie hierzu die Hand nicht geboten und es vorgezogen 
haben auch hier dem bereitwilligen Vorurteil lieber die Stirn zu 
bieten, als ein Verfahren einzuschlagen, durch das Sie uns allen, 
■die wir gleich Ihnen beleidigt und verletzt waren, zu nahe getreten 
wären. Um so mehr müssten wir das Bedürfnis und die Pflicht 
fühlen die ganze Sache in einer Weise zurechtzustellen, die nir- 
gends auch nur dem geringsten Zweifel Raum gab und die Ver- 
dächtigungen des Herrn Baron Hahn öffentlich in ihrem wahren 
Charakter darstellte. Wir beabsichtigten zu solchem Ende den 
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versammelten Landtag als den vollständigsten Komplex unserer 
Ritterschaft zu einem Richterspruch zwischen uns und dem Baron 
Ad. Hahn zu provozieren. Es ist uns aber der Landtag zuvorge- 
kommen. Mit grosser Majorität hat die livländische Ritterschaft Ihnen 
eines ihrer wichtigsten, teuersten Ehrenämter übertragen, Sie zum 
livländischen Landmarschall, also zu ihrem Vertreter gewählt und 
Ihnen somit den grössten Beweis ihres unbedingten Vertrauens 
faktisch gegeben, gegenüber dem alle sonstigen Beweise und Aus- 
sprüche überflüssig werden und verschwinden.* ^ 
Es bleibe daher den Unterzeichnern weiter nichts zu tun übrig, 
als Fölkersahm „nicht bloss Glück und Erfolg zu wünschen zu der 
schweren und verantwortlichen Vertretung der wichtigsten Landes- 
interessen*, die er „mit dem vertrauensvoll von der livländischen 
Ritterschaft ihm übergebenen Landmarschallsstab übernommen habe.* 
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Hiermit schloss endgültig diese ganze bedauerliche Angele- 
genheit, die soviel böse Eindrücke hervorgerufen hatte, ohne ent- 
sprechend gute Folgen zu zeitigen. 

Ausser der Verhandlung über den Buddenbrockschen Antrag 
und den Wahlen lagen keine besonders wichtigen Beratungsgegen- 
stände auf diesem Landtage vor. 

Gegen Schluss des Landtages erklärte er sich auf Fölkersahms 
Vorschlag mit denjenigen Abänderungen der Landtagsbeschlüsse 
von 1847 einverstanden, die laut Journal des Ostseekomitees vom 
19. Juni 1848 in Bezug auf die Rentenbank und deren Garantie 
daselbst vereinbart worden waren. 

Nicht ohne Bedeutung war es für Fölkersahm, dass auf einen 
betreffenden Antrag hin das Gehalt des Landmarschalls von 630 RbL 
auf 2268 Rbl. erhöht wurde. Dieser Vorschlag hatte in beiden 
Kammern nicht die Majorität erhalten, erregte ziemlich viel Dis- 
kussion, und als am 24. November über ihn ballotiert wurde, wurde 
er mit 63 Stimmen bejaht und mit ebenso vielen abgelehnt. Der 
Landmarschall Lilienfeld musste entscheiden und sprach sich für 
die Bewilligung aus, indem er erklärte, ,|Wie er immer die bisher 
dem Landmarschall gegebene Stellung nicht für anständig gehalten, 
davon aber nicht gesprochen habe, solange er selbst im Amte 
gewesen* etc. 

Nachdem Fölkersahm mit Genehmigung des Generalgouver- 
neurs am 24. November die Funktionen des Landmarschalls über- 
nommen hatte, schloss er am 4. Dezember 1848 mit einigen Worten 
des Dankes für das ihm geschenkte Vertrauen den Landtag. Er 
konnte in jeder Hinsicht mit ihm zufrieden sein, bildete er doch 
den Abschluss jahrelanger Mühen und Kämpfe. Das Reform- 
werk war so gut wie gesichert, nachdem der letzten drohenden 
Gefahr durch einmütigen Protest der Ritterschaft begegnet worden 
war; die liberale Partei hatte wiederum ihre leitende Stellung im 
Lande eingenommen, ihm selbst war nach harten Anfeindungen 
die grösste Genugtuung von Seiten seiner Korporation geworden, 
die sie ihm gewähren konnte, und als anerkannter Beherrscher der 
Situation war er nun in der Lage zu beweisen, ob er der geeignete 
Lenker des Schicksals des Landes sei, das die grosse Majorität 
des Adels seinen Händen anvertraut hatte. 

Zunächst gab es nun noch viele Schwierigkeiten zu überwinden, 
um die neue Bauerverordnung und die Rentenbank in der von der 
Ritterschaft gewünschten Weise Allerhöchst bestätigen zu lassen. 
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Als Fölkersahm zu Anfang des Jahres 1849 in Petersburg 
eintraf, sah er sich zu seiner Überraschung einer Stimmung gegen- 
über, die in Bezug auf die Landesangelegenheiten teils als eine 
feindselige, teils als eine gleichgültige bezeichnet werden musste. 
Schwer wurde es ihm, überhaupt über die Lage der Sache Ge- 
naueres zu erfahren, und als dieses mit Hülfe des Fürsten Suworow 
gelungen war, stellte es sich heraus, dass die Minister nunmehr 
die Forderung erhoben, die ganze Agrarverordnung müsse der 
Prüfung des Reichsrates unterworfen werden, „da durch dieselbe ein 
Allerhöchst bestätigtes bestehendes Gesetz, das von 1819, modi- 
fiziert werde, dies aber ohne Beteiligung de§ Reichsrates unzulässig 
sei". Dazu kam noch, dass die ritterschaftliche Redaktion der 
emendierten Paragraphen sich nicht in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen des Journals des Petersburger Komitees vom Juni 
1848 befand. Trotz aller Bemühungen von Fölkersahm und Suworow 
blieb der Schriftführer des Komitees Graf Tolstoi bei seinem, der 
Auffassung jener Herren nach, böswilligen Widerstand, infblge- 
wessen vom Minister ein sog. vorbereitendes Komitee, bestehend 
aus diesem Grafen Tolstoi und Staatsrat Schelichow als Vertreter 
des Domänenministers, sowie den beiden livländischen Delegierten 
ernannt wurde, um über diese Divergenz der Auffassungen hinweg- 
zukommen. Die wesentlichste Meinungsverschiedenheit bezog sich 
wiederum auf die Bestimmung der solidarischen Haft der Bauern, 
die schon am 19. Juni 1848 soviel Diskussion und die Delegierten 
veranlasst hatte, in Bezug auf das ursprüngliche Reglement eine 
nicht unwesentliche Konzession zu machen. Diese beschränkten 
sich darauf, ihre abweichende Meinung zu Protokoll zu geben, die 
Entscheidung dem Ostseekomitee überlassend^). 

Der Kaiser ernannte sie und den Fürsten Suworow zu Mit- 
gliedern dieses letzteren. 

Am 19. März 1849 ^^ind die entscheidende Sitzung des Ost- 
seekomitees statt. Auf ihr zeigte es sich, dass die Minister des 
Innern, der Finanzen und der Domänen sich mit der Idee, „den 
Bauern eine solidarische Verpflichtung aufeuerlegen", trotz aller 
Konzessionen gar nicht aussöhnen konnten, und es wurde zu 
Protokoll genommen, dass diese Herren einen solchen Vorschlag 

„schon damals nicht als vollkommen gerecht anerkannt 

und, nächst der vorzugsweise den Gutsbesitzern auferlegten soli- 



^) Akte zur Verbesserung etc. Nr. 14/B Vol. VI pag. 375. 
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darischen Bürgschaft, nur zu dem alleinigen Zweck zugelassen 
hätten, um „das öffentliche Vertrauen auf die Operationen der 
Bank zu stützen*^). 

Fölkersahm überzeugte sich, dass diese Frage ein Stein des 
Anstosses werden könnte, der das ganze Projekt zu Fall zu bringen 
in der Lage wäre, und entschloss sich ,der ganzen Frage eine 
andere Wendung zu geben". Er machte den Vorschlag, die 
solidarische Garantie sowohl für die Bauern wie für die Guts- 
besitzer ganz fallen zu lassen, wogegen sich die Staatsregierung 
bereit erklären sollte die bis zu einer bestimmten Summe in Umlauf 
gesetzten Rentenbriefe zu 85% bei der Reichsbadk einzulösen. Mit 
diesem Mittelwege, der ja auch das Ziel im. Auge hatte, den 
Rentenbriefen einen Kurs zu sichern, erklärten sich die Minister 
einverstanden, und Wrontschenko war bereit, im Laufe von 6 Jahren 
im ganzen für 1V2 Millionen Rubel diese neuen Wertzeichen einzu- 
wechseln. Auf diese Weise wurde die letzte Schwierigkeit zu- 
friedenstellend hinweggeräumt und Fölkersahm konnte bald darauf 
dem Landratskollegium berichten, „dass alle bisher streitigen 
Fragen nun definitiv und nicht unangemessen erledigt sind". Es 
sei ihm hierbei Pflicht, „des teilnehmenden und energischen Schutzes 
Erwähnung zu tun, den Seine Durchlaucht der Herr Generalgou- 
verneur dieser Angelegenheit, wie allen Interessen der Provinz 
unter den schwierigsten Verhältnissen hat zuteil werden lassen* etc.*). 

Am 9. Juli 1849 wurde die neueAgrar- und Bauerverordnung 
Allerhöchst bestätigt, jedoch erst am 20. November 1850 in Kraft 
gesetzt, nachdem die Übersetzungen in die Volkssprachen beendet 
waren. Während hierbei gesagt war, dass dieses Gesetz nur auf 
6 Jahre als Versuch bestätigt sei, unterlag das Rentenbankregle- 
ment dieser Einschränkung nicht, sondern wurde als ein Definiti- 
vum publiziert. 

Es zeigte sich in der Folge und es ist bekannt, dass die 
Rentenbank den Erwartungen nicht entsprochen hat, die man an 
sie als Hülfsmittel für den Verkauf des Bauerlandes damals knüpfte^ 
und dass statt ihrer diese Aufgabe von dem Kreditsystem über- 
nommen wurde. 

Als einer ihrer „unstreitigen Hauptmängel* wurde das »Fehlen 
der materiellen Garantie der Ritterschaft* empfunden^). 

^) A, a. O., Protokoll des Ostseekomitees, pag. 282. 

^) A. a. O. pag. 390. 

^j cf. W. V. Bock: Bah. Monatsschrift 1864, Bd. IX, Artikel: „Suum cuique". 
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Auch Fölkersahm hielt eine solche für durchaus notwendig 
und war schon auf dem Landtage von 1847 mit aller Energie für 
sie eingetreten; aus von ihm unabhängigen Ursachen war nun 
jegliche solidarische Haftbarkeit der Interessenten fortge&llen und 
musste gegen eine zeitlich und quantitativ recht beschrankte staat- 
liche Garantie eingetauscht werden, die auf die Dauer nicht im- 
stande war die Lebensfähigkeit des neuen Kreditinstituts zu sichern. 
Dieses als Definitivum hingestellte Organ war innerlich zu einer 
ephemeren Existenz verurteilt worden^ während die als Provisorium 
bestätigte grosse Agrarreform sich als geeignet erwies den Be- 
dürfnissen der kommenden Zeiten zu entsprechen. Was vor Föl- 
kersahm schon, andere gedacht und verkündet, hatte dieser bedeu- 
tende Stratege als richtig erkannt und taktisch ins Leben gerufen, 
mit Anstrengung aller ihm zu Gebote stehenden Machtmittel seiner 
Intelligenz, seiner rhetorischen Begabung und seiner faszinierenden 
Persönlichkeit. Nun hatte er erreicht, was er sich als Zweck seines 
politischen Lebens vorgestellt hatte, „die Baukrone auf dem liv- 
ländischen Bauernhaus*' war nun in der Weise ,|Vor Attentaten 
sichergestellt", wie er es sich gedacht und die Ritterschaft es ge- 
wollt hatte, und er selbst war der anerkannte Führer dieser Kor- 
poration und der Sieger über die Gegner seiner humanen Ideen 
geworden. So stand er jetz auf dem Zenit seiner politischen und 
gesellscliaftlichen Macht, umgeben wenn auch nicht von einem 
sehr zahlreichen, so doch um so ergebeneren Kern bedingungs- 
loser Anhänger, und vielfach bewundert von einer Schar jugend- 
licher Landsleute, die in ihm die Verkörperung einer neuen, besse- 
ren, zukunftsfreudigen Zeit verehrte. Gross war sein Einfluss aut 
diese, wie unter anderem der Ausspruch eines jungen Mannes be- 
weist, der in jener Zeit mehrfach die Gelegenheit hatte mit Fölker- 
sahm zusammenzukommen, weil sein Vater mit ihm befreundet war: 
^Mit heiligem Eifer", so hiess es in jenen Erinnerungen, „dessen 
Wirkung auf junge Gemüter unfehlbar, der aber nur Männern 
«igen ist, die von einer grossen Idee erfüllt sind und an diese 
ihre ganze Existenz gesetzt haben, liess er sich die Mühe nicht 
verdriessen, in dem Herzen eines unbedeutenden jungen Menschen 
den Patriotismus zu wecken, und jede Gelegenheit wahrzunehmen, 
der guten Sache neue Kräfte zuzuführen, mochten dieselben noch 
so gering sein" etc.*). 

1) Julius Eckardt: „Erinnerungen an H. Fölkersahm." Balt Monatsschrift 
Bd. XVIl paff. 132. 
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Übereinstimmend hiermit lautete die nachstehende Schilderung 
des Vaters dieses damals jungen Mannes, jenes eben erwähnten 
intimen Freundes Fölkersahms. 

,,Die noch jetzt üblichen Jagden in Rujen bildeten schon 
damals einen geselligen Vereinigungspunkt im Herbst, und Föl- 
kersahm nahm als benachbarter Gutsbesitzer an denselben regen 
Anteil. Die Abende waren dann in Fölkersahms Gesellschaft be- 
sonders genussreich und erhielten stets neben dem vorherrschenden 
Humor auch eine besondere tiefe geistreiche Färbung, da Fölker- 
sahm die oft leichtfertige Konversation spielend in abstrakte 
Resumes au&teigen und sich abklären liess und damit vor Ein- 
seitigkeit und Flachheit zu bewahren verstand. Verbreitete sich 
das Gespräch z. B. über gewisse Schwächen einzelner Jäger und 
artete es in endlose Neckerei aus, so erklärte Fölkersahm, dass 
er die Verteidigung des Bespöttelten übernehme, und sprühete nun 
reiche Funken seines gutmütigen feinen Humors über die be- 
denklich gewordene Situation, so dass der in die Enge Getriebene 
mitlachte. Auf solche Weise wand er einen ernsthaften Streit ab 
über Glaubenssachen oder über Schwäche für das weibliche Ge- 
schlecht, in welche die Gesellschaft stürmisch verwickelt worden, 
indem er erklärte, Anhänger der Kranioskopie ä la Gall oder der 
Physiognomik ä la Lavater zu sein, er brachte nun die erhitzten 
Gemüter dahin, sich die Schädel von ihm befühlen und daraus 
die Lebensanschauung des einzelnen deduzieren zu lassen. Da 
bemerkte denn der liebenswürdige Schädelforscher und Physio- 
gnom an dem einen den theosophischen Auswuchs, beim andern 
sexuale Schädelausbildung und wusste einem jeden so treffende 
und freundliche Signalements mitzugeben, dass an bitteren Streit 
und Zank nicht mehr zu denken war. Genug 1 Fölkersahm war 
immer eminent, neu und anziehend, er war die Fahne, um welche 
sich alles bei Schwank und Ernst scharte und Versöhnung ftmd. 

Im weiteren Lebensgange habe ich Fölkersahm auch in ge- 
mischtem Männer- und Frauenkreise gesehen und bewundern gelernt. 

Dass er auf das weibliche Geschlecht besondere Anziehungs- 
kraft ausübte, war ebenso bekannt als begreiflich, denn wie sollte 
ein Mann, an dem jeder Zoll ein Ritter war, der äussere Aus- 
stattung mit innerer Klarheit im eminenten Grade verband, wie 
sollte der nicht den Frauen imponieren, welchen männlicher Mut, 
ritterliche Haltung und Würde, strahlender Geist und Humor in 
dieser Einheit neu war? 

15 
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Ich entsinne mich eines solchen Zusammenseins, in welchem 
ein grösserer Kreis geweckter Männer und feingebildeter Frauen 
und Jungfrauen in eine heftige Debatte über den Beruf und die 
Stellung des Weibes zur Männerwelt geraten und Fölkersahm die 
Verteidigung der vollen Gleichberechtigung des Weibes gegenüber 
dem Manne übernahm. Bei dieser schwierigen Klientel bewies der 
gewaltige Debatter die ganze Macht seiner Dialektik, und spielte 
der Kampf auch oft in scherzhafte und witzige Terrains hinein, 
immer zeigte sich Fölkersahm gleich gross und gewandt in aller 
Waffengattung, selbst bei solch ungünstigster Verteilung von Licht 
und Schatten, wie hier. Dass dabei die Nacht darauf ging, ge- 
nierte den unermüdlichen Kämpen nicht, und so ward auch diese 
Nacht, wie manche andere, durchwacht, nachdem alles zusammen- 
stimmte, den Schlaf aufrugeben. Da sich aber eine ganze Nacht 
nicht ohne Erschöpfung um einen und denselben Punkt drehen 
konnte, schloss der ebenso gewandte als unerschöpfliche Gesell- 
schafter unser erwähntes Thema mit der Erzählung von dem an 
Liebesweh »gebrochenen Herzen einer Frau* ab, welche nicht 
nur den hohen Wert der weiblichen Hingebung und Treue, als 
auch zugleich den unnachahmlichen Zauber der Fölkersahmschen 
Erzählungsweise erkennen liess. Als er endlich, hingerissen von 
dem schmerzlichen Vorgange, immer erregter und plastischer malte 
und steigerte, konnte man die Herzen lauter und heftiger schlagen 
hören und zum Ende der Erzählung begreifen, dass, wie er selbst 
mit tiefem Ernste schwieg, es niemand wagte sich zu rühren, ge- 
schweige denn eine Bemerkung vorzubringen, bis er sprach: ,Lasst 
uns jetzt aufstehen und in die schöne Nacht hinausgehen.* 

Besonderes Interesse musste man aber haben, diesen gewal- 
tigen Geist andern ebenbürtigen Naturen gegenüber zu sehen, und 
ich erinnere mich solcher Szenen mit einem Manne, den Livland 
genugsam kennt, als er dem Kirchenregiment vorstand. Wenn- 
gleich beide auf verschiedenem Boden standen und sich verschieden 
entwickelt hatten, so erkannte man bald, dass sie einander nicht 
nur ganz wohlverstanden, sondern geradezu lieb hatten, auch beide 
volle Elastizität des Geistes genug besassen, um nicht gegenein- 
ander anzuprallen, sondern immer nur die Geister in einer Weise 
aufeinanderplatzen zu lassen, dass die harmonischen Funken stets 
die Oberhand behielten. 

Wenn diese Männer das Landeswohl besprachen, so mussten 
allen Zuhörern wohl die Pulse höher schlagen, und wenn ihre An- 
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schauungen zusammengingen, so hörte man, wie einer um den 
andern immer den Nagel mitten auf den Kopf traf. Solche Engros- 
gespräche sind verhallt, oder wuchern sie noch in den Herzen der 
Mitwelt?* 1) 

In ähnlichem Sinne äusserte sich eine andere Erinnerung an 
Fölkersahm, die auch für die Unvergänglichkeit der durch ihn 
empfangenen Eindrücke noch nach mehreren Dezennien sprach. 
„Aus den Zeiten^, so hiess es daselbst, -),der heftigen Parteikämpfe 
der Konservativen und Liberalen, als es galt die Frone oder 
richtiger die Arbeitspacht der Bauern zu abolieren, sind mir nach 
circa 50 Jahren noch einige Phasen und Szenen frisch in Erinne- 
rung. Fölkersahm stand an der Spitze der freiheitlichen Bewegung 
für die Abolition der Frone. Auf dem Landtage 1847, als im übrigen 
Europa die Revolution wilde Wellen schlug, hatte ich Fölker- 
sahms im eigentlichen Sinne konservative Landespolitik begriffen, 
seine feurige Beredsamkeit bewundert, seinen weitschauenden poli- 
tischen Blick angestaunt und schliesslich seinen Triumph miter- 
lebt, als 1849 seine Agrarpolitik siegte. Eine Begegnung mit 
Fölkersahm ist mir frisch im Gedächtnis geblieben. Als 1850 im 
März wiederum Landtag war, reisten mein Bruder Ernst und ich 
nach vollendeten Universitätsstudien in Dorpat ins Ausland. In 
Riga angekommen, hiess es: ,Ihr kommt doch auch zur Fölker- 
sahmschen Soiree?' «Natürliche Fölkersahm empfing uns aufs 
freundlichste. ,Also nach Deutschland reisen Sie, meine jungen 
Freunde? Sie Glücklichen! Nun, einen Wunsch kann ich Ihnen mit- 
geben. Denken Sie immer daran, was Sie auch sehen und hören, 
wie Sie es unserem teuren Heimatlande nutzbar machen können. 
Wir haben noch viel vom Westen zu lernen. Es stehen uns 
schwere Zeiten bevor.* Der Fölkersahmsche Wunsch ist mir seit- 
dem immer im Gedächtnis geblieben und seine Liebe zur Heimat 
leuchtet aus seinen Worten hervor. 

Eine andere Szene ist mir auch lebhaft gegenwärtig. Es war 
auf einem anderen Landtage. Die liberale Partei pflegte damals 
gemeinsam in der Müsse zu speisen. Nach dem Essen trank man 
seinen Kaffee im halbrunden Kaminzimmen Fölkersahm stand mit 
dem Rücken zum brennenden Kamin, wir übrigen sassen auf den 
halbkreisförmigen Divanen, so dass er in unserer Mitte stand. 

>) Sitzungsberichte der Kurländischen Gesellschaft für Literatur und Kunst 
▼. I. Mai 1868, pag. 355 ff. 

16* 
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Wer das Glück gehabt Fölkersahm zu sehen und noch mehr ihn 
zu hören, der wird ihn lebenslang nicht vergessen, so gewaltig 
wirkte seine Persönlichkeit. Seine grossen braunen, in fortwäh- 
renden Geistesblitzen beweglichen Augen unter der reinen hohen 
Stirn, die das volle braune Lockehhaar krönte. Sein etwas grosser 
volUippiger Mund war nicht schön und darum wohl auch von dem 
schwarzen Schnurrbart halb verdeckt, des Mundes Mienenspiel aber 
charakteristisch markiert. Imposant war seine ebenmässig hohe 
Gestalt. Sein Organ war selten schön, ein tiefer, weich klingender, 
weitschallender Bass, im Affekt in wechselnden Modulationen. 
Wenn er redete, sprachen seine ausdrucksvollen Augen mit und 
seine starken schwarzen Augenbrauen spielten zuckend bei jedem 
Gedankenblitze. So stand er vor uns und sprach, weit in das 
Leere schauend: ,Ich sehe den grossen Felsen im Osten und zu 
Füssen die grünen Auen unserer Heimat. Es bröckelt der Fels 
und Stein um Stein stürzt verwüstend in die blühenden Saaten. 
Wie lange dauert's, und unsere Saaten sind zerstört und vernichtet. 
Wehe uns, wenn uns das Schicksal unvorbereitet trifft. Darum 
gilt es zu schaffen und zu stützen, so lange es noch Zeit ist.' 
Lautlos hörten wir die warnende Stimme des Propheten" 0« 

Es klang ein Ton dieses Mahnrufs hindurch in der Rede, die 
Fölkersahm am i. März 1850 zur Eröffnung des extraordinären 
Landtages hielt. Die Errungenschaften der letzten Jahre rekapi- 
tulierend, führte er aus, wie das Vertrauen des Monarchen der 
Ritterschaft die Möglichkeit dargeboten habe, die Verhältnisse des 
Landes in selbst gewünschter Weise zu ordnen, sowie der Bevöl- 
kerung durch Wohltaten zu beweisen, dass sie in den Herren „nicht 
bloss die Besitzer des Grund und Bodens, sondern ihre Schutz- 
herren zu verehren hat.'' ,,An uns ist es", so fuhr er fort, .durch 
den Erfolg zu erweisen, dass die Ritterschaft in Fähigkeit, Gesin- 
nung und Willen der Aufgabe, die Entwickelung der Bauerver- 
hältnisse zu leiten, würdig geblieben und dass, wo in anderen 
Staaten Zwangsgesetze und das Machtwort der Regierung allein 
die widerstreitenden Interessen zu sondern vermochten, die Loya- 
lität des Adels eine feste Grundlage war, um in freier und zwang- 
loser Gestaltung das Ziel zu erreichen, das die Vergangenheit ge- 
bietet und die Zukunft fordert* '). 



1) G. V. Sivers-Kerjeli: Erinnerungen an H. v. Fölkersahm. 
^) Landtagsrezess von 1850 pag. 6. 
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Dieser Landtag von 1850 war zusammenberufen worden na- 
mentlich infolge des Todes des Hofgerichtspräsidenten von Löwis, 
an dessen Stelle ein Nachfolger gewählt werden musste. Mit 
grosser Majorität einigte man sich auf den Landrat R. J. L. von 
Samson, der sich trotz seines hohen Alters von fast 72 Jahren 
bereit erklärte das Amt anzutreten, zugleich aber als Landrat und 
Präses des Konsistoriums abging. 

War mithin auch die Veranlassung zu diesem Landtage eine 
durchaus unpolitische, so verlief er doch nicht ohne einen 
ziemlich heftigen Konflikt, in dem die alten Parteigegensätze wie- 
derum zu regem Ausdruck kamen. Die Veranlassung hierzu war 
folgende. 

Zu dem Punkt I des Landtagsberichts, der von der neuen 
Agrarverordnung handelte, hatte der deliberierende Konvent keine 
wesentliche Bemerkung gemacht, wohl aber reichte der Kreisde- 
putierte von Tiesenhausen dem Landmarschall später ein Spezial- 
votum ein, das sich mit den §§91 und 92 und der Abteilung VI 
der neuen Bauerverordnung beschäftigte. Diese enthielten die 
Bestimmungen über die von der Ritterschaft zu übernehmende 
Garantie in Bezug auf die Verwaltung der Rentenbank und lauteten 
folgendermassen : 

,Punkt 91. Die Ritterschaft, als Begründerin der Livländischen 
Bauerrentenbank, garantiert im ganzen Umfange der ihr vom 
Staate dazu verliehenen Autorität: 

i) die reglementsmässige Verwaltung des Instituts, die regle- 
mentsmässige Verwaltung der Hypotheken und die Auf- 
rechterhaltung aller zur Sicherheit der Rentenbank und der 
Rentenbriefsinhaber in diesem Reglement getroffenen Be- 
stimmungen, sowie dass diese letzteren durch keinerlei von 
der Ritterschaft später beschlossenen Abänderungen des 
Reglements abgeändert werden; 

2) die Ausfuhrung aller im Reglement hinsichtlich der Beitrei- 
bung der Rentenzahlungen enthaltenen Bestimmungen und 
die vorschriftmässige Auszahlung der reglementsmässig ein- 
gegangenen und beigetriebenen Rentenzahlungen und Til- 
gungsbeiträge an die betreffenden Rentenbriefeinhaber in 
der Art, dass diese letzteren niemals in den Fall kommen 
können, von sich aus für die Wahrnehmung der ihnen im 
Reglement zugesicherten Rechte Sorge tragen zu müssen. 
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Punkt 92. Die im Punkt 91 ausgesprochene ritteischaftliche 
Garantie schliesst jedenfalls in sich die materielle Garantie der 
ganzen Ritterschaft, welche die Bank gründet und verwaltet*^). 

Tiesenhausen, der, wie erwähnt, mit Landrat Samson ge- 
meinsam auf dem Landtage von 1847 g^S^^ Fölkersahm die Über- 
nahme einer generellen Garantie der Ritterschaft für den Wert 
der Rentenbriefe bekämpft hatte, erinnerte nun in seinem Spezial- 
votum daran, dass jener Landtag beschlossen habe eine Garantie 
lediglich für die gute Verwaltung der Bank leisten zu wollen. Im 
Gegensatz hierzu lasse der Allerhöchst bestätigte § 92 des Regle- 
ments eine sehr missverständliche Deutung zu, und zwar deshalb, 
weil er in Petersburg eine andere Fassung bekommen habe, als 
die ursprüngliche war. »Zur Vermeidung jeden Scheines der Über- 
nahme einer umfassenderen Garantie, als wie selbige im allegierten 
Pkt. 91 ausgedrückt war**, habe sich die Ritterschaft für verpflichtet 
gehalten, „in einem besonderen Punkt die Limitierung der Garantie 
noch genauer auszusprechen, und zwar sollte express festgestellt 
werden, dass die Ritterschaft eine generelle Garantie für die Ren- 
tenbank nicht übernehme". Dieser Punkt 92 habe damals so ge- 
lautet: „Die im Punkt 91 ausgesprochene ritterschaftliche Garantie 
schliesst jedoch keine materielle Verhaftung des Bauernvermögens 
und der einzelnen Gutsbesitzer in sich.** In Petersburg sei nun 
dieser Punkt umredigiert worden und lasse sehr wohl die Deutung 
zu, als ergänze er nur den Punkt 91 und verlange in der Tat die 
materielle Garantie der Ritterschaft auch für den Wert der Renten- 
briefe. Daher halte er es „zur Vermeidung jedweder Irrung über 
die wahre Absicht der Ritterschaft hinsichtlich der Garantie für 
dringend notwendig, dass die deutsche Redaktion des Punkt 92 in 
dem zur Promulgation vorliegenden Gesetzbuch einer Abänderung 
unterzogen werde*, und schlage folgende Fassung vor: „Für die 
Erfüllung der im Punkt 91 ausgesprochenen Garantie hat jeden 
falls eine materielle Verhaftung der ganzen Ritterschaft, welche 
die Bank gründet und verwaltet, statt**). 

Als nun am 8. März 1850 diese Angelegenheit auf dem Saal 
zur Verhandlung kam und das Spezialvotum verlesen worden war, 
ergriflf als erster Redner der nunmehrige Führer der Konservativen 
Baron Gustav Nolcken-Kawershof, Sohn des Baron Georg Nolcken- 

1) Bauerverordaungr von 1849. 

3) Ritt- Archiv Nr. 100 Vol. LV, Landtagsakte vom März 1850. 
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Lunia, das Wort und erklärte sich mit den Bedenken des Kreis- 
deputierten von Tiesenhausen ganz einverstanden. Er schlage daher 
vor, „an Se. Majestät die Bitte zu unterlegen, dass der zweite Satz 
des Pkt. 91 und der Pkt. 93 des Rentenbankreglements gestrichen 
und ausser Kraft gesetzt werden möge. Dadurch würde die Ren- 
tenbank nicht leiden, denn die von der Ritterschaft garantierte 
Verwaltung sei durch die übrigen Punkte hinlänglich gesichert"*). 
Der Landmarschall, „als Delegierter direkt in dieser Sache 
beteiligt", übernahm selbst die Verteidigung der vorliegenden Re- 
daktion des Punkt 92. Die veränderte Fassung erkläre sich aus 
den Schwierigkeiten, denen die Delegierten in Petersburg begeg- 
neten, als es dort ihre Aufgabe war das neue Agrarprojekt zu 
vertreten. Namentlich sei, wie bekannt, die solidarische Garantie 
der Bauern auf heftigen Widerstand gestossen, und da die Dele- 
gierten ihrerseits die von der Regierung gewünschte solidarische 
Garantie der Gutsbesitzer nicht zugeben konnten, so habe er den 
V'^orschlag gemacht beide solidarische Garantien gänzlich zu strei- 
chen, wogegen sich die Regierung zur Einlösung von i V2 Millionen 
Rentenbriefen zum Kurs von 85 ^ verpflichtete. Im Anschluss 
hieran nun sei an die Delegierten die Frage gerichtet worden, „ob 
die Ritterschaft die Verwaltung der Rentenbank garantieren wolle, 
und da hätten sie nur bejahend antworten können in Übereinstim- 
mung mit dem Willen der Ritterschaft, und darauf wäre auf Vor- 
schrift des Präsidenten des Komitees der Paragraph geändert 
worden. Die Delegierten hätten es nicht für zulässig und erfor- 
derlich halten können, in dieser Angelegenheit sich an Se. Kaiser- 
liche Majestät zu wenden*') etc. Zudem sehe er in der vorlie- 
genden Redaktion gar keine Gefahr. Seiner und seiner Mitdele- 
gierten Meinung nach sei hierbei Jede materielle Garantie für den 
Wert der Rentenbriefe vollständig ausgeschlossen und er könne 
versichern . . . ., dass sie ihre Unterschrift verweigert hätten, wenn 
nur eine Möglichkeit anzunehmen gewesen, dass diese Paragraphen 
etwas anderes sein sollten, als dass die Ritterschaft eben nur für 
die gute und gewissenhafte Verwaltung der Rentenbank hafte*. 
Der § 91 handle nur von dieser und der § 92 beziehe sich auf jene. 
Da nun diese Frage aber einmal angeregt sei, so müsse er ,|an 
die Versammlung die Bitte stellen, entschieden auszusprechen, ob 



1) Landtagsrezess von 1850 pag. 40. 

2) Ebenda pag. 43. 
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sie den Delegierten irgend eine Pflichtversäumnis in dieser Be- 
ziehung zurechne?* Diese Vorfrage müsse erledigt werden, bevor 
über den Antrag von Baron Nolcken entschieden würde. Dieser 
war hiermit nicht einverstanden, erklärte, «dass sein Antrag nur 
ein sachlicher sei, dass er das persönliche Verhältnis der Herren 
Delegierten gar nicht berühre* und daher für ihn die Priorität 
in Anspruch nehme und auf seine Annahme ein Ballotement stelle. 
Zugleich sprach Nolcken den Wunsch aus, Pölkersahm möge in 
dieser Sache die «Landtagsdirektion* niederlegen, da er in ihr 
«Partei^ sei; der Landmarschall aber erklärte, dass er sich hierzu 
nicht veranlasst sehe, da er „weder Partei noch Richter" sei und 
er es für seine Pflicht halte, gerade unter schwierigen Umständen 
der Landtagsordnung gemäss zu verfahren. Nachdem hierauf Pöl- 
kersahm noch eingehender die Sachlage erörtert hatte, anerkannte 
die Versammlung durch eine Abstimmung zwar, ,,dass der § 92 
der Rentenbank in der ursprünglichen Passung von 1847 nicht zu 
halten gewesen", diskulpierte demnach insofern die Delegierten, 
fügte aber zugleich hinzu, „dass dessen gegenwärtige Fassung zur 
Verdeutlichung des § 91 nichts beitrage*, worin implicite schon 
eine Zustimmung zum Vorschlag von Nolcken lag. Hiermit wurde 
für diesen Tag die Diskussion geschlossen, die am nächsten mit 
doppelter Lebhaftigkeit wieder eröflfnet wurde. Nolcken kam zu- 
nächst auf seinen gestern geäusserten Wunsch zurück, dass der 
Landmarschall in dieser Angelegenheit die Leitung des Landtages 
aufgebe, und erklärte dabei, dass er zwar Jetzt nichts dagegen 
habe, dass der Herr Landmarschall in seiner doppelten Stellung 
weiter fungiere*, dass er aber „den stattgehabten Konflikt nicht 
für erledigt halte, sondern sich sein Recht in dieser Beziehung be- 
wahre*. Pölkersahm erwiderte, dass er ,eine solche doppelte 
Stellung nicht anerkenne, um so weniger jetzt, da die persönliche 
Frage der Delegierten gestern erledigt worden sei* und er daher 
den Stab nicht abgeben werde. 

Zunächst berührte Nolcken diesen Gegenstand nicht weiter, 
sondern ging zur Besprechung seines Antrages über und führte zur 
Begründung desselben aus, wie „die Ehre der Ritterschaft als 
Gründerin der Rentenbank es verlange, dass keine Undeutlichkeit 
zugelassen werde". Lange wogte nun die Debatte über die Aus- 
legung der §§91 und 92 hin und her, bis zum Schluss derselben 
Pölkersahm die Versammlung daran erinnerte, mit wie grossen 
Schwierigkeiten die Bestätigung des zur Promulgation vorliegenden 
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Gesetzes herbeigeführt worden sei. Wolle man nun „einer blossen 
Redaktionsveränderung wegen'' schon jetzt gleich wieder an den 
Kaiser gehen, „so scheine ihm solches nicht statthaft und wider 
das Interesse der Ritterschaft, abgesehen davon, dass damit die 
Verwirklichung der neuen Verordnung auf längere Zeit hinaus- 
geschoben werden würde, denn die Abänderung könne nur auf 
demselben Wege erlangt werden, wie die Bestätigung**. Daher 
bitte er dringend, einen solchen Schritt, namentlich ohne Notwen- 
digkeit, nicht zu tun. Die beiden Mitdelegierten, Landrat Lilienfeld 
und Wulf-Ronneburg, unterstützten ihn zwar in seinen Argumenten 
und sprachen sich entschieden gegen den Antrag aus, dennoch 
unterlag Fölkersahm in dem nun folgenden Ballotement. Mit 70 
gegen 67 Stimmen wurde der Antrag von Nolcken angenommen 
und beschlossen, „dass Se. Kaiserliche Majestät ersucht werden 
solle um die Streichung der Abteilung 2 des Punkt 91 und des 
Punkt 92 des Rentenbankreglements, und zwar auf dem Wege 
der Supplik**) etc. 

Am nächsten Tage reichte Herr von Wulf-Ronneburg eine 
von ihm verfasste und von einer grösseren Anzahl Glieder der 
liberalen Partei mit unterzeichnete Deklaration ein, in der sich 
diese Herren noch speziell gegen den von Nolcken veranlassten 
Beschluss aussprachen. Indem sie sich im allgemeinen auf die in 
der Diskussion gegen den Antrag verlautbarten Gründe stützten, 
hielten sie es „für Pflicht, hiermit zu den Akten der Ritterschaft 
auszusprechen **, dass sie „an solchen Beschluss keinen Teil, viel- 
mehr sämtlich gegen denselben gestimmt haben", und sie sich 
„somit des feierlichsten gegen die schweren Sorgen bewahren*, 
die infolge desselben für das Land eintreten müssen. Besonders 
bedenklich hielten sie es, dass um die Streichung eines Teiles des 
Punkt 91 petitioniert werden solle, der genau so bestätigt worden 
sei, wie der Landtag ihn beschlossen habe. Zudem sei er und 
auch § 92 klar und unzweideutig genug und nicht gefahrlich. 
Auch hielten sie es „nicht für angemessen'', den Kaiser ohne alle 
Veranlassung „mit einer Bitte zu behelligen, die in direktem 
Wideispruch steht mit der erst vor einem Jahr an Allerhöchst Den- 
selben gerichteten Supplik*. Unter dieser Deklaration standen 
folgende Namen: Th, v. Krüdener; Landrat Fr. Sivers; Fr. Baron 
WolfF; Kreisdeputierter L. v. Brasch; A. Samson; Kreisdeputierter 



1) Landtag;srezess von 1850 pa^. 44 ff. 
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G. V. Stryk; R. v. Klot; C. v. Sivers; C P. von Krüdener; Nikolai 
von Oettingen; A. M. v. Krüdener; Burchardt Klot; Alexander v. 
Oettingen; Br. Ernst Schoultz v. Ascheraden; Georg v. Oettingen; 

E. V. Wulf-Menzen ; Fritz v. Stryk; August v. Oettingen; J. v. 
Maydell; C. v. Mensenkampff; C. v. Wrangeil; A. v. RennenkampiF; 
R. V. Anrep; Baron Otto Laudon-Serben; E. v. Wulf-Ronneburg; 
G. Baron WolfF; Landrat W. v. Stryk; G. v. Krüdener-Karkeln ; 
Kreisdeputierter Karl Bruiningk; Theodor v. Krüdener; Kreis- 
deputierter H. Stael V. Holstein; Andreas v. Klot; Karl v. Staden; 

F. V. Meiners; Paul Baron Ungern -Stemberg; A. Meyendorff; 
Eduard von Krüdener; M. v. Wulf-Lennewarden ; Baron Pahlen- 
Fehteln, A. v. Tiesenhausen-Aahof. 

Als dieses Aktenstück verlesen worden war, erklärte Nolcken, 
er werde ebenfalls eine schriftliche Deklaration als Erwiderung hier- 
auf einreichen, was er nach Schluss des Landtages aus Kawershof 
aus tat. In ihr polemisierte er heftig sowohl gegen die Dele- 
gierten in Petersburg, die jene Fassung des § 92 überhaupt zuge- 
lassen hatten, wie speziell gegen Wulf und die Mitunterzeidiner 
der Eingabe an den Landtag. Durch seinen Delegationsbericht 
vom 3. Juni 1849, so führte er aus, habe Fölkersahm bewiesen, 
dass er sich der Konsequenzen jener Redaktion ganz klar bewusst 
gewesen sei, denn in ihr habe gestanden, dass der Zweck des 
§ 92 gewesen sei festzustellen, „dass die Ritterschaft als solche 
keine Garantie für die Rentenbriefe übernehme, sondern nur 
für die richtige Verwaltung der Bank sich verbürgen könne*. 
Daher sei es ihm „vollkommen unbegreiflich, wie der Herr Baron 
Fölkersahm nebst seinen Mitdelegierten in die gegenwärtige Fas- 
sung des § 92 habe willigen dürfen. Verhoffend, dass die Zeit 
vielleicht das Unbegreifliche begreiflich machen würde", wolle er 
diesen Gegenstand verlassen und sich gegen Herrn von Wulf und 
die Unterzeichner der Deklaration wenden. Diese behaupteten, 
dass die betreffenden Paragraphen völlig klar seien und dem In- 
teresse der Ritterschaft nicht gefahrlich werden könnten, wogegen 
die Majorität der Landtage von 1847 und 1850 ihre Unklarheit 
und Gefährlichkeit anerkannt hätten. „Gegen diese unmotivierte, 
subjektive Anschauungsweise oder Überzeugung* wolle er nicht 
streiten, obschon er „ein für allemal von dem Satze ausgehe, 
dass eine Gesetzesstelle nicht bloss dem Verständnis einzelner, 
von der Natur etwa höher begabter Personen, sondern dem des 
grossen Publikums anzupassen sei^. Ihm scheine vielmehr, dass 
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Herr von Wulf, im Gegensatz zu Baron Fölkersahm, auch in seinem 
früheren Wirkungskreis als Delegierter «die Bedeutung des ehe- 
maligen § 92 niemals erfasst hatte, weshalb denn auch die Bitte 
um Zurechtstellung" der Abänderung desselben ihm „unverständ- 
lich ist und bleiben wird* *). 

An jene schriftliche Deklaration liberaler Parteigenossen 
schlössen sich auch noch allerlei Reibungen mit parteipolitischer 
und persönlicher Färbung an. Nolcken nämlich kehrte nun zu 
seinen Bemühungen zurück, Fölkersahm von der Führerschaft in 
dieser Angelegenheit zu entfernen. Er stellte den Antrag, dass 
eine Delegation erwählt werden möge, um dem Kaiser die be- 
schlossene Supplik zu überreichen, dass aber der Landmarschall 
von der Wahl in diese ausgeschlossen bleiben solle, und erklärte, 
dass er gegen solche eventuelle Wahl „protestieren* werde, da 
Fölkersahm „nach seiner Meinung Partei sei*. Dieser erwiderte, 
dass er eine solche Protestation gar nicht zulasse, wohl aber gegen 
eine schriftliche Bewahrung nichts einwenden könne, denn die erstere 
hindere einen Akt, was nicht statthaben dürfe. Da Nolcken ferner 
keinen Paragraphen der Landtagsordnung für sich habe, „wenn 
er behaupte, dass er Partei sei*, so erkläre er hiermit als Land- 
marschall „die von dem Baron Nolcken gebrauchte Bezeichnung 
,Partei* für nicht ordnungsmässig* ^). 

Mit diesen Streitigkeiten war wiederum ein ganzer Tag aus- 
gefüllt worden; am nächstfolgenden, den 10. März, nahmen sie 
ihren Fortgang. Gleich nach Regulierung des Rezesses nämlich 
stellte der Kreisdeputierte von Stryk die folgende Frage zum Ballo- 
tement: „Beschliesst der Landtag bei der Angelegenheit betreffend 
die Streichung des § 92 und die Abänderung des § 91 nicht durch 
eine Delegation, sondern ausschliesslich auf dem Wege der Sup- 
plik zu verfahren?* Diejenigen, die gestern für den Nolckenschen 
Antrag gestimmt hatten, sahen hierin einen Versuch, den gefassten 
Beschluss möglicherweise illusorisch zu machen. Denn würde nun 
beschlossen werden, keinenfalls eine Delegation zu beauflagen, 
und träten Umstände ein, die sie als unerlässlich erscheinen 
Hessen, so könnte hieran das Vorgehen überhaupt scheitern, da 
die Repräsentation sich nicht mehr in der Lage sehen würde sie 
zu erneuem. Während der Diskussion wurde von Dr. von Rennen- 



1) Ritterschaftsarchiy Nr. 100 Vol. LV, Landtagsakte von 1850. 
^ Landtagsretess von 1850 pag. 49. 
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kampff, der den Antrag von Stryk mit unterschrieben hatte, zuge- 
geben, dass diese Absicht allerdings vorgelegen habe'). Nolcken 
sprach sich aus den erwähnten Gründen gegen den Antrag aus und 
meinte namentlich, dass kein Antrag zugelassen werden dürfe, der 
geeignet erscheine die Ausführung eines eben gefassten Be- 
schlusses zu hindern. Fölkersahm jedoch entschied anders. Er 
meinte, dass das vorgeschlagene Ballotement nur bezwecke «das 
Mass der Wirksamkeit des Beschlusses festzustellen . . . ., also die 
Begrenzung der Mittel", und er es daher für zulässig halte. Nach- 
dem diese Entscheidung gefallen war, beantragte Nolcken, dass 
die eventuellen Glieder der Delegation schon auf diesem Landtage 
im voraus gewählt werden sollten. In der Tat trat diese Möglich- 
keit an den Landtag heran, denn der Antrag von Stryk fiel im 
Ballotement mit 88 gegen 51 Stimmen durch, so dass diese Wahlen 
schon jetzt vorgenommen werden konnten, was zu tun mit 89 
gegen 45 Stimmen beschlossen wurde. Einige Tage darauf wurden 
zu Delegierten gewählt: der dim. Landrat Geheimrat Baron Meyen- 
dorff mit 99 und der Baron Gustav Nolcken mit 71 Stimmen. Im 
Skrutinium erhielten 12 Kandidaten Summen, unter ihnen die 
meisten: Meyendorff 71, Nolcken 72 und Landrat Lilienfeld 45. 
Fölkersahm konzentrierte auf sich nur im ganzen 8 Zettel und kam 
mithin beim Ballotement nicht in Frage. 

In Bezug auf die Art der Durchführung des Beschlusses 
machte nachträglich der Kreisdeputierte von Stein einen Vorschlag, 
der allgemeine Zustimmung fand und sich in der Folge auch als 
praktisch erwies. Er proponierte, dass die Delegation für den 
Fall, dass die Streichung der §§91 und 92 nicht erreicht werden 
könnte, berechtigt sein sollte den Kaiser zu bitten, sich dahin er- 
klären zu wollen, „dass in den genannten Punkten eine materielle 
Garantie des Wertes der Rentenbriefe nicht enthalten sei*. In der 
Tat wurde nur dieses erreicht, die vorliegende Fassung der §§91 
und 92 blieb unverändert stehen, jedoch wurde auf diese Weise 
die soviel Besorgnis erregende Angelegenheit endgültig aus der 
Welt geschafft. 

Am 3. April 1850 war die Supplik, die in zweiter Linie die 
von Stein proponierte Bitte enthielt, an den Generalgouvemeur 
abgeschickt. In dem Antwortschreiben Suworows, in dem er sich 
zur Übermittelung der Petition an den Kaiser bereit erklärte, sprach 

i) Landtagsrezess von 1850 pa^^. 54. 
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er seine eigene Ansicht dahin aus, „dass von der Gesamtheit der 
Adelskorporation nur für die regelmässige Verwaltung der Renten- 
bank eine Garantie verlangt werde* *) etc. 

Schon am 14. August 1850 konnte Suworow dem Landrats- 
koUegium die Kaiserliche Entscheidung mitteilen. Sie war am 
33. Juli in der Form eines Allerhöchst bestätigten Reichsrats- 
gutachtens erfolgt und lautete dahin, dass die Punkte 91 und 92 
„unverändert beizubehalten" seien. Die durch Suworow dem liv- 
ländischen Adel bereits eröffnete Verfügung sei, „dahin zu bekräf- 
tigen, dass eine solidarische Verantwortlichkeit des Adels als Kor- 
poration für die Bankhypotheken nicht verlangt wird, dass aber 
auf der gesamten Adelskorporation unabweislich die Verant- 
wortung für die richtige Verwaltung der Bank" ruhe-) etc. 

Bisher war auf diesem Landtage die liberale Partei unterlegen. 
Zwar hatte, trotz aller Bestrebungen der Konservativen, Pölkersahm 
die Leitung der Verhandlungen in der Agrarfrage behalten und 
das Ballotement Stryk war zustande gekommen. Beides war 
aber nur Folge gewesen der unmittelbaren Machtbefugnis des 
Landmarschalls sogar bei offen verlautbartem Protest des gegne- 
rischen Führers, und zudem hatte jenes Ballotement noch ein für 
die Liberalen negatives Resultat ergeben. In diesem wie in der 
Hauptfrage wegen Änderung der zwei Paragraphen der Bauerver- 
ordnung und der provisorischen Wahl der Delegierten war Nolcken 
durchgedrungen, und zweifelhaft konnte es sein, ob das Prestige 
Fölkersahms nicht wesentlich gelitten hatte. Da es ihm wünschens- 
wert erschien sich hierüber Klarheit zu verschaffen, reichte er am 
13. März 1850 den nachstehenden Antrag ein: 

„Die letzte Sitzung, in welcher die Landtagsversammlung nach 
schroffem Konflikte unvereinbarer Anschauungsweisen die Bahn sach- 
licher Prüfung ihrer Vorlagen einschlug, hat auch mir die Mög- 
licJikeit eröffnet, rücksichtsvoller Beachtung ihrer Wünsche und er- 
laubter Berücksichtigung persönlicher Stellung Raum zu geben. 

• So lange nichtberechtigte Zumutungen der Verpflichtung, 
die Befugnisse des mir anvertrauten Amtes unangetastet zu er- 
halten, gegenüberstanden, musste jede andere Rücksicht weichen, 
und es war vor allem meine Aufgabe nicht allein gegenüber jedem 
einzelnen, sondern selbst der Versammlung gegenüber jene Gerecht- 



1) Kitterschaftsarch. Nr. 14, Akte zur Verbesserung etc. B Vol. VIII pag. 72. 

2) Ebenda pag. 106. 
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same aufrecht zu erhalten, welche sie mit dem Zeichen meines 
Amtes meiner Hand und meiner Wahrung übergeben hatte. 

Das Bewusstsein, diese Aufgabe streng und ohne Rückhalt 
erfüllt zu haben, entbindet mich heute von der schweren Pflicht 
noch länger einen Antrag zurückzulegen, dessen Zweck es war, 
im voraus jeder Neigung und jedem Anspruch, soweit es in 
meinen Kräften stand, zu genügen, einem Antrag, welcher seinem 
Hauptinhalte nach für die ersten Tage des Landtages bestimmt, 
nur von der unerwarteten Steigerung der Diskussion bisher abge- 
schnitten, aber infolge derselben eine präzise und entscheidende 
Form erhalten hat Es ist bei dieser Diskussion in der Versamm- 
lung wiederholt die Ansicht und der Wunsch laut geworden, dass 
die Leitung der Verhandlungen während der Beratung über die 
Agrarverordnung und was dem anhängig einer anderen Hand 
übergeben werde und dass derjenige, der seit einer Reihe von 
Jahren, wie bei allen prüfenden Beratungen der Staatsregierung, 
so bei den Verhandlungen in dieser Versammlung, Wesen und 
Form dieser Verordnung vertreten und mit deren Richtung und 
Inhalt sich identifiziert hat, seinem amtlichen Rechte die Beschlüsse 
über die wenigen noch vorliegenden Endbestimmungen als Diri- 
gent dieser Versammlung herbeizufuhren, zeitweilig entsage. 

Die jederzeit in gleicher Weise rege Achtung vor dieser Ver- 
sammlung hat mich davor bewahrt und macht es mir unmöglich, 
in dieser wiederholten Äusserung derselben eine Neigung zu per- 
sönlicher Verunglimpfung zu fürchten, statt in ihr ein bloss sach- 
liches Bedenken zu erkennen. 

Ich habe diese Äusserungen nur als ein sachliches, wenngleich 
mir unbegründet erscheinendes Bedenken auflassen dürfen. 

Für ein solches gebietet mir nicht bloss die nie verletzte 
Pflicht, das eigene Urteil der Meinung der Majorität unterzuordnen 
und die der Versammlung schuldige Rücksicht, sondern auch die 
Hingebung für die wichtige Aufgabe, welche uns vorliegt, der 
Versammlung den Weg zu bahnen, um dieser Anschauung, falls 
dieselbe wirklich der Mehrzahl der Versammlung angehört, Genüge 
zu leisten. 

Es ist dies um so mehr meine Aufgabe, als die Haltung der 
Versammlung es mir nunmehr erleichtert, die gebührende Beachtung 
ihrer Stimmung mit der pflichtmässigen Bewahrung der mir über- 
tragenen Rechte zu vereinigen. 
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Wenn ich jedoch hierbei so der Versammlung, wie mir 
schuldig bin, nicht allein jedes zweifelhafte Resultat, sondern auch 
jede Rücksicht für oder gegen meine Person auszuschliessen, so 
sehe ich mich veranlasst, in ernster Erwägung der wichtigen Auf- 
gabe unseres Landtages, darauf anzutragen, die Versammlung möge 
belieben, mir für den Entschluss einer zeitweiligen Übertragung 
der Direktion dieser Versammlung eine feste und bestimmende 
Grundlage zu geben, indem dieselbe durch ein ordnungsmässig am 
morgenden Tage anzustellendes Ballotement sich über die Frage 
ausspricht: 

Soll während der Verhandlung der neuen Agrarverordnung 
und was dem anhängig der gegenwärtige Landmarschall die Leitung 
der Versammlung zeitweilig übertragen? 

Landmarschall Baron Fölkersahm* '). 

An demselben Tage schloss sich an diesen Antrag keinerlei 
Diskussion, möglicherweise, weil er unerwartet kam; als aber am 
darauffolgenden zum Ballotement geschritten werden sollte, zeigte 
es sich, dass dieses taktische Vorgehen Fölkersahms seinen Geg- 
nern nicht angenehm war. Nolcken und der Kreisdeputierte von 
Tiesenhausen äusserten den Wunsch, dass noch jetzt über den 
Antrag debattiert werden möge, da die Verhandlung über ihn 
„gestern durch die zu schnelle Zulassung des Ballotements abge- 
schnitten worden sei", und ersterer fügte noch hinzu, dass eine 
Veranlassung für die Abgabe des Stabes jetzt nicht mehr vorliege. 
Fölkersahm erklärte, dass er eine Diskussion jetzt nicht mehr ge- 
statten könne, die gestern durchaus nicht abgeschnitten worden 
wäre, und dass er „nicht daran schuld sei, dass sie nicht stattge- 
funden habe* ; er halte sie auch nicht für notwendig, „da wohl ein 
jeder in der Versammlung seine feststehende Ansicht habe". Als 
Erwiderung hierauf liess Nolcken ^seine Bewahrung verschreiben, 
dass der Erfolg des Ballotements .... irgend welche Rückwirkung 
haben und dadurch frühere Vorgänge etwa gebilligt oder miss- 
billigt werden sollten*, und Transehe-Romeskaln reichte eine schrift- 
liche Erklärung des Inhalts ein, dass das Ballotement dem Land- 
marschall „hinsichtlich seines Verfahrens .... kein Vertrauens- 
votum geben* solle, „weil er dasselbe mit dem Geist der Verfas- 
sung nicht im Einklang finde* ^. Diese Eingabe hatte folgenden 
Wortlaut: 

1) Landtagsrezess von 1850 pzg. 60. 
^ Landtagaresess yon 1850 pag. 67. 
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^Bewahrung des Besitzers von Romeskalo A. E. K. von 
Transehe - Roseneck. 

Bei aller Hochachtung, die ich für die Person des gegen- 
wärtigen Herrn Landmarschalls hege, trotz aller Achtung, die ich 
unserm Landmarschall als solchem schuldig bin, kann ich nicht 
umhin eine Erklärung ad acta zu geben, die durch die am 9. d. 
Mts. stattgehabten Landtagsverhandlungen und das von dem Herrn 
Landmarschall am gestrigen Tage angeregte und durch Herrn von 
Wulf zu Ronneburg beantragte Ballotement hervorgerufen worden 
ist. Dieses Ballotement setzt mich in eine Verlegenheit, der ich 
nur durch diese Erklärung auszuweichen weiss. 

Wenn ich für Beibehaltung der Führung der Landtags Ver- 
handlungen in der beregten Frage stimme ohne weiteren Vorbe- 
halt, so gebe ich zugleich ein Vertrauensvotum für die früheren 
stattgehabten Verhandlungen des Herrn Landmarschalls ab, stimme 
ich aber für Übergabe der Leitung dieser Verhandlungen an den 
ältesten Landrat, so erkläre ich zugleich, dass der Landmarschall 
auch jetzt noch als solcher abtreten und den Stab abgeben möge. 

Da ich aber nicht hierfür stimmen kann, von der andern 
Seite jedoch ich die von dem Herrn Landmarschall am 9. d. Mts. 
ausgesprochenen Grundsätze und Auffassung seiner ofiiziellen Stel- 
lung als Leiter der Verhandlungen und Ausleger der Landtags- 
gesetze nicht mit dem Geiste unserer Ver&ssung im Einklang 
finde und eine so ausgedehnte Kompetenz der landmarschalligen 
Gewalt nicht in unserer so sehr lückenhaften Landtagsordnung 
liegen kann, so erkläre ich, dass ich, obgleich ich jetzt für die 
Aufrechterhaltung der bestehenden Ordnung stimmen werde, ich 
damit kein Vertrauensvotum für das schon Geschehene verbinde. 

Riga, den 14. März 1850. 

A. E. K. von Transehe - Roseneck* 0- 

Ab dieses Schriftstück verlesen worden war, äusserte Folker- 
sahm, „dass ihm diese Auffassung gänzlich unerwartet komme, 
indem er nicht die Absicht habe ein Vertrauens- oder Misstrauens- 
votum zu provozieren*. 

Hierauf schritt man zum Ballotement, das für den Landmar- 
schall ein günstiges Resultat ergab, denn mit 83 gegen 54 Stimmen 
wurde beschlossen, dass er bei den noch fortzusetzenden Verhand- 



1) Ritterschaftsarchiv Nr. 100 Vol. LV, Laadtagsakte von 1850. 
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lungen über die neue Agrarverordnung die Leitung der Versamm- 
lung behalten solle. 

Über diesen Zwiespalt schrieb der Kreisdeputierte von Men- 
senkampff seiner Frau am 15. März 1850 unter anderem folgendes: 
^Ein HauptangrifFspunkt von Nolcken gegen Fölkersahm war der, 
dass er als Hauptverfasser der Agrarverfassung bei Verhandlung 
derselben auf dem jetzigen Landtage nicht dirigieren könne, weil 
er Partei sei und daher den Stab in dieser Angelegenheit abgeben 
müsse. Fölkersahm konnte natürlich dieser Zumutung, von der 
Seite vorgebracht, nicht nachgeben und hat sie mit grosser Energie 
und Entschiedenheit abgewiesen. Da ihm aber viel daran gelegen 
war zu wissen, welche Ansicht die Mehrzahl im Saale über diese 
Sache hege, indem Nolcken immer behauptete, es sei die Mehrzahl 
seiner Ansicht, und sich zugleich eine Protestation vorbehielt, durch 
deren zahlreiche Unterschriften er diese seine Behauptung beweisen 
werde (die Einreichung dieser Protestation ist aber bis jetzt unter- 
blieben und muss natürlich auch jetzt unterbleiben), so stellte Föl- 
kersahm selbst am Montag die Bitte an den Saal, er möge durch 
ein Ballotement entscheiden, ob er es ^nünschenswert halte, dass 
er in den Verhandlungen der Agrarverfassung die Leitung einem 
andern übertrage. Dieser Vorschlag zum Ballotement ging am 
Montag ganz unerwartet ohne Widerspruch durch, über Nacht 
hatten sie aber überlegt, dass ihnen dadurch, dass der Antrag von 
Fölkersahm selbst ausging, manche Vorteile entgingen, und sie 
widersetzten sich am Dienstag diesem Antrag aufs heftigste. Es 
half ihnen jedoch nichts mehr, es kam zum Ballotement, in welchem 
mit 83 gegen 54 Stimmen entschieden wurde, dass Fölkersahm 
auch bei den Verhandlungen über die Agrarverfassung die Leitung 
behalten solle. Dies ist nun ein grosser moralischer Sieg und eine 
Satisfaktion für Fölkersahm, die ihn wieder etwas aufi-ichtet und 
ihm Mut zur Fortführung des Ganzen gibt. Du machst in Deinem 
Briefe die ganz richtige Bemerkung, wie Du nicht begreifen 
könntest, wie man an einem bereits bestätigten Gesetze noch Än- 
derungen machen könne; das ist auch unmöglich, aber die klugen 
Herren wollten das nicht einsehen .... Bei den beiden §§ der 
Rentenbank hatten sie den Grund für sich, dass sie behaupteten, 
die beiden §§ seien undeutlich und könnten zum Nachteil der Ritter- 
schaft ausgelegt werden. Übrigens macht ihnen ihr eigener Be- 
schluss, wegen Streichung der §§ zu bitten, jetzt schon Kopf- 
brechen und sie möchten gern davon loskommen, denn Suworow 

16 
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soll über den Beschluss sehr aufgebracht sein und hat schon 
mehrere von ihnen tüchtig gepudert, auch wird er ihn auf keine 
Weise befürworten ...."*). 

Wie unliebsam das Resultat dieses Ballotements der konser- 
vativen Partei war und wie sich die Gegensätze der politischen 
Fraktionen auch persönlich zugespitzt hatten, konnte daraus ent- 
nommen werden, dass zahlreiche Glieder derselben am folgenden 
Tage eine mit ihrer Unterschrift versehene Bewahrung verlesen 
und zu den Akten geben Hessen, in welcher in schärferer Form, 
als in dem Schriftstück des Herrn von Transehe - Romeskaln ge- 
schehen war, nochmals hervorgehoben wurde, dass durch den ge- 
strigen Beschluss «unter keiner Bedingung ein Vertrauensvotum 
ausgesprochen* worden sei. Diese Deklaration hatte folgenden 
Wortlaut: 

,iMit Erlaubnis der Versammlung habe ich für mich als Schluss- 
erklärung hinzustellen, ,dass wenn auch die Majorität sich für Bei- 
behaltung des Stabes in allen die Agrarverordnung betreffenden 
Fragen entscheidet, ich unter keiner Bedingung ein \^ertrauens- 
votum damit ausgesprochen sehe'. Riga, Ritterhaus, d. 16. März 1850. 
Von Transehe zu Taurup; Georg v. Transehe -Roseneck; Kasimir 
Baron WolfF zu Kalnemoise; G. Baron Nolcken; Rittmeister G. v. 
Brummer; Graf M. Mengden; Assessor K. von Brummer; A. von 
Knorring; Assessor C. von Brummer; Woldemar Baron Budberg; 
A. V. Transehe zu Friedrichshof; Ernst Baron VietinghoflF; K. v. 
Stackeiberg zu Abia; Baron Paul von VietinghofF; Graf Dunten; 
Baron Alexander Vietinghoff zu Marienburg; O. von Loewenstern; 
Paul von Kahlen; O. von Transehe zu Neu- Schwaneburg; Baron 
Mengden zu Neu-Woidoma; B. v. Stackeiberg; A. v. GersdorfF; 
Graf Fr. Stenbock-Fermor zu Nitau; L. Baron Campenhausen zu 
Kurtenhof; W. Stael v. Holstein; Baron N. v. WolflF zu Fianden; 
Baron Mengden -Sinohlen; von Zoeckel- Neuhof; ' C. v. GersdorflF; 
E. Baron Nolcken; G. von Liphart; W. v. Grote zu Naukschen; 
Fr. V. Liphart; G. v. Helmersen; G. v. Berg; R. v. Transehe; 
H. V. Kahlen -Geistershof; G. v. Transehe; C. v. Brasch**). 

Fölkersahm wiederholte seine schon gestern gemachte Er- 
klärung, dass „ein solches Votum überhaupt nicht stattfinden 
könne* *). 



1) Archiv Tarwast 

«) Ritt- Archiv Nr. 100 Vol. LV, Landtagsakte von 1850. 

^) Landtagsrezess von 1850 pag 71. 
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Hiermit endete dieser Konflikt, der einen so persönlichen 
Charakter angenommen hatte, und man ging nun zur Beratung der 
noch nicht erledigten Teile der neuen Agrarverordnung über. 

Mochte auch gewiss Mensenkampff darin recht gehabt haben, 
in dem Resultat des Ballotements einen „grossen moralischen Sieg* 
Fölkersahms und mithin der liberalen Partei zu sehen, so hatte 
doch auch Nolcken, sachlich genommen, nicht unrecht, als er die 
Ansicht aussprach, dass zur Abgabe des Stabes keine Veranlassung 
mehr vorläge und mithin der ganze Streit hierüber irrelevant sei, 
nachdem die Frage wegen Änderung resp. Streichung der §§91 
und 92 bereits erledigt war. Denn es lagen in der Tat Gegen- 
stände prinzipieller Natur eigentlich nicht mehr vor, vielmehr han- 
delte es sich nur noch um die Geschäftsordnung der Rentenbank, 
ihre Beziehungen zum Kreditsystem, ihren Etat etc. etc. Einiger- 
massen die Gemüter erregend war nur noch die Frage der Wahlen 
zur Besetzung der Beamtenposten derselben. 

Bereits im Konvent war die Ansicht verlautbart worden, dass 
der Landmarschall als solcher von der passiven Wahlqualifikation 
fiir die Verwaltung der Rentenbank auszuschliessen sei. Als nun 
diese Beamtenstellen besetzt werden sollten, machte sich dieselbe 
Auffassung geltend und daher wurde die Frage zum Ballotement 
gestellt, ob „der Landmarschall als Beamter in die Rentenbank ge- 
wählt werden* könne. Bevor nun diese Wahl am 18. März be- 
gonnen wurde, trug der Kreisdeputierte von Tiesenhausen darauf 
an, dass mit Fölkersahm eine Ausnahme zu machen sei, da er 
doch wohl jedenfalls zur Verwaltung dieses neuen Instituts gehören 
müsse, das er projektiert und durchgesetzt habe und auch allein 
imstande sei „ins Leben zu fuhren*. Diesem Antrage schloss sich 
der in der letzteren Zeit oft die Stellung Fölkersahms stützende 
Landrat von Lilienfeld an, indem er ausführte, dass wenn auch die 
Rentenbank sowohl Freunde wie Widersacher habe, es jetzt nach 
erfolgter Kaiserlicher Bestätigung Pflicht der gesamten Ritterschaft 
sei, ihr Gedeihen möglichst zu fördern, und dass die Wahl Fölker- 
sahms hierfür das beste Mittel sei. Nolcken aber erklärte sich 
gegen diesen Kandidaten, indem er die Ansicht aussprach, „wie er 
keineswegs glaube, dass die Ritterschaft in ihrer Mitte nicht auch 
andere Personen habe, denen diese Direktion übertragen werden 
könne, und es ihm jedenfalls unstatthaft erscheine, vor Annahme 
der Regel schon eine Ausnahme festzustellen*. Gegen Lilienfeld 
wandte er sich mit der Bemerkung, dass es gar nicht der Fall sei, 

16* 
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dass dieses Institut jetzt noch, nach erfolgter Bestätigung, ^Wider- 
sacher* habe, dass es solche gar nicht mehr geben dürfe und ,er 
solche auch nicht kenne". Dieser antwortete, dass er gegen nie- 
mand einen Vorwurf habe aussprechen wollen; Fölkersahm bestätigte 
ihm, dass die von Nolcken gemachte Bemerkung durch seine Äusse- 
rung nicht genügend veranlasst gewesen sei, worauf dann zum 
Ballotement geschritten wurde. Durch dasselbe wurde mit 76 gegen 
67 Stimmen bestimmt, dass auch der Landmarschall in den Ver- 
waltungsrat der Rentenbank wählbar sei. Wenige Tage darauf 
fanden dann die betreffenden Wahlen statt, wobei Fölkersahm zum 
Präsidenten der Rentenbank die meisten, d. h. 70 Stimmen gegen 
52, auf sich vereinigte und mithin zu diesem Amte designiert war, 
mit einem Gehalt von 600 Rbl pro anno. 

Am Montag den 27. März 1850 wurde der Landtag mit einer 
Rede des Landmarschalls geschlossen, in der es unter anderem hiess: 

„Die Aufgabe, unsere Beratung nach Beendigung unserer 
Arbeiten auf angemessene Weise zu schliessen, gibt meinen Ge- 
danken eine zwiefiiche Richtung. 

An die Betrachtung der Vergangenheit und Gegenwart knüpft 
sich stets die Erwägung der Zukunft, und Wünsche und Hoffnungen 
verdrängen mit Recht die Erinnerung. 

Statt Inhalt und Gang unserer Verhandlungen noch einmal 
zusammenzufassen, statt noch einmal mit Ihnen zurückzukehren auf 
die Begegnung verschiedener Anschauungsweisen, auf die Gestal- 
tung verschiedenen WoUens, lassen Sie mich aussprechen, dass mit 
dem Schluss dieser Verhandlungen die Resultate derselben von 
uns allen nur als ein einmütiger Wille gedacht werden können. 

Gegenüber unseren Vorlagen hatten die Meinungen und ihre 
Vertreter ihre Rechte, gegenüber den Beschlüssen haben wir alle 
nur Verpflichtungen. Diese, hochgeehrte Herren, treu und mit 
Eifer in jedem Kreise unserer Tätigkeit zu erfüllen, wird unsere 
Aufgabe sein, bis unsere Verfassung uns wieder zusammenberuft. 

Es werden dieser Aufgabe um so mehr alle einzelnen Kräfte 
dienstbar sein können, als der Umfang derjenigen Landtagsschlüsse, 
zu deren Ausfuhrung es uns auf diesem Landtag oblag die letzten 
Behinderungen zu heben, alle einzelnen Gebiete unserer persön- 
lichen Wirksamkeit in sich schliesst. 

Die neue Gestalt, welche die Bauergesetzgebung erhalten, die 
neue Entwickelung und Organisation, welche für die Verhältnisse 
der Bevölkerung dadurch ermöglicht worden, dass ihr zu dem 
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Anrecht und der Aussicht auf festen Landbesitz auch die Mittel 
zur Erlangung desselben geboten werden, dies alles stellt eine 
durchgreifende Veränderung unserer Agrarverhältnisse in Aussicht. 
Diese Bestimmungen aber, welchen die Gnade unseres Monarchen 
nunmehr die Kraft des Gesetzes verliehen, sind, hochgeehrte 
Herren, aus Ihren Beratungen hervorgegangen, sind Beschlüsse des 
Landtages und der Ritterschaft. 

Deshalb liegt in denselben, nächst der Kraft des Gesetzes, 
auch das Versprechen, dass wir alle bestrebt sein wollen sie auf- 
recht zu erhalten und auszuführen. Es ist, hochgeehrte Herren, 
dies ein Versprechen, abgelegt gegenüber dem Thron wie gegen- 
über der Bevölkerung. 

Die Geschichte Livlands wird einst das Zeugnis geben, dass 
der Adel dies Versprechen erfüllt, dass er jetzt, wie stets bisher, 
seinen Stolz und seine Kraft darin gesucht, das Gute zu wollen 
und seine Erinnerungen an eine glorreiche Vergangenheit dadurch 
zu feiern, dass er die Verpflichtungen der Gegenwart und Zukunft 
erfüllt- »). 

Nach den erregten Zeiten der letzten Jahre folgte nun bis 
zum nächsten Landtage eine relativ ruhige Periode ausführender 
Tätigkeit, wie sie durch die gefassten wichtigen Beschlüsse bedingt 
war. Die am Schluss der neuen Bauerverordnung zur Einführung 
derselben in Aussicht genommene Kommission, bestehend unter 
dem Präsidium des Zivilgouverneurs aus dem residierenden Land- 
rat, einem Rat des Domänenhofs, zwei Delegierten der Ritterschaft 
und einem der Stadt Riga, war nach den auf dem Landtage er- 
folgten ritterschaftlichen Wahlen definitiv in Funktion getreten, 
ebenso wie die Oberverwaltung der Rentenbank die vorbereiten- 
den Massregeln zum Beginn ihrer Tätigkeit ergriflf. In wieder- 
holtem, mehrmonatlichem Aufenthalt in Petersburg vertrat Fölker- 
sahm die Wünsche der Ritterschaft, und als am 13. November 1851 
der ordentliche Landtag von ihm eröfl&iet wurde, konnte er der 
Überbringer mehrfach glücklicher Entscheidungen sein. Vor allem 
konnte er berichten von dem schon oben erwähnten guten Erfolg 
der Supplik wegen der von der Garantie der Ritterschaft für die 
Verwaltung der Rentenbank handelnden §§91 und 92 der Bauer 
Verordnung. Ferner hatte die Regierung ihr Wohlwollen für dieses 
Institut neuerdings dadurch bewiesen, dass sie ihr anfangs auf nur 
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6 Jahre beschranktes Versprechen, die Rentenbriefe zum Kurse von 
85 einzulösen, auf unbestimmte Zeit auszudehnen sich bereit er- 
klarte; und von grossem ökonomischen Wert war endlich die 
Entscheidung gewesen, die der Kaiser in der Frage der Zahlung 
seitens des Landes für die Errichtung der Riga-Pleskauer Chaussee 
getroffen hatte« Für den Bau und die Remonte derselben drohte 
den Gutsbesitzern die Gefahr, 37 Jahre hindurch mit ca. 132.832 Rbl. 
pro anno belastet zu werden, und zwar deshalb, weil diese Strasse 
nicht als Reichs-, sondern als Gouvemementschaussee errichtet 
werden sollte. Obgleich hierfür bereits ein Allerhöchst bestätigtes 
Journal vorlag, so war es doch den Bemühungen Fölkersahms 
unter Mithülfe von Suworow gelungen, die Pleskausche Chaussee 
zu einer Reichschaussee erklären zu lassen und dadurch die in 
Aussicht gewesene Abgabe um beinahe 100.000 Rbl. zu ver- 
mindern *). 

In Anerkennung seiner Verdienste in dieser so wichtigen 
Landessache hatte ihm bereits der Februarkonvent von 1851 einen 
offiziellen Dank votiert*). 

Nach Erwähnung dieser und anderer erfreulicher Errungen- 
schaften schloss Fölkersahm seine EröfiEaungsrede mit der Aufforde- 
rung »brüderlicher und wohlbedächtiger Behandlung der vorhaben- 
den Landesangelegenheiten", wie es der § 79 der Landtagsordnung 
verlange, in „Liebe und Freundschaft** und den folgenden Worten : 
»Alle persönlichen Beziehungen, meine Herren, alle persönlichen 
Sympathien und Antipathien, alle Ergebnisse der Leidenschaft be- 
gräbt die Zeit, sei es mit der Veränderung der Verhältnisse, sei es 
mit den Personen, welche sich ihnen hingaben; das Recht, das 
Ihnen anvertraute öffentliche Interesse sind das Bleibende ! 
Diese allein sind in jeder Versammlung berechtigt, in ihnen allein 
rächt und straft sich jede Abweichung von jener in der Landtags- 
ordnung ausgesprochenen Pflicht, an welche ich Sie zu erinnern 
habe. Jede beratende Versammlung beruht auf dieser Voraus- 
seuung, meine Herren, es ist aber keine gewöhnliche Versammlung, 
zu der ich zu sprechen die Ehre habe, es ist die V^ersammlung der 
Edlen des Landes, die Versammlung der Abkönunlinge edler Ge- 
schlechter, welche durch Einigkeit dieses Land eroberten, durch 
Einigkeit unter Kämpfen und Stürmen jeder Art es sich durch 



^) Landtagsrezess von 1851 psig. 5. 

^) Konventsrezes« vom Februar 1851 pag. 287. 
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Jahrhunderte erhielten, es beschützten, durch Einigkeit diese 
Provinz dem Christentum und der Zivilisation zuführten, durch 
Einigkeit sich der Erhaltung aller ererbten Rechte würdig 
machten, durch Einigkeit, meine Herren, und durch Treue an 
ihre angestammten Herrscher. Bewahren Sie, meine Herren, diese 
Einigkeit, wie sie diese Treue bewahrt haben, eine Treue, welche 
nicht bloss als heilige Pflicht empfunden, sondern durch die hoch- 
herzige Gesinnung unserer erhabenen Monarchen und durch Dank- 
barkeit tief begründet, das gemeinsame Gefühl bildet, welches 
die zahlreichen Völkerschaften dieses Reiches zu einer Einheit ver- 
bindet, und gerade in diesem Jahre in dem vereinten Jubel, 
mit welchem die Feier der 25jährigen segensreichen Regierung 
unseres erhabenen Herrschers begrüsst wurde, zum Enthusiasmus 
erhoben in dem einstimmigen Dankgebet von Millionen ihren Aus-^ 
druck fand** ^). 

Schon gleich die Frage der Beteiligung der Ritterschaft an 
diesem 25 jährigen Jubiläum des Regierungsantritts Nikolais I. 
sollte die Veranlassung dazu bieten, vun zu beweisen, dass der 
Wunsch dieser „Einigkeit*, dieser „Liebe und Freundschaft** eine 
Illusion war, dass vielmehr die alten Gegensätze nach wie vor 
fortlebten und es nur eines geringfügigen Funkens bedurfte, um 
den vorhandenen Zündstoff wieder zu hellen Flammen auflodern 
zu lassen. 

Zunächst handelte es sich nun um die Wahl des Landmarschalls. 
Diese war auf den 14. November 185 1 anberaumt worden, und der 
Erwählte musste im estnischen Distrikt besitzlich sein. Fölkersahm 
war auch dort wählbar, denn er war Pfandbesitzer des Gutes Duckers- 
hof im Dorpater Kreise geworden. Dieses Gut gehörte dem dim. 
Leutnant Felix von Sivers, der es am 30. September 185 1, also un- 
mittelbar vor Zusammentritt des ordentlichen Landtages, an Fölker- 
sahm auf 9 Jahre verpfändete. Dass hierbei die bewusste Absicht 
seiner Partei vorlag, ihm die Möglichkeit einer Wiederwahl als 
Landmarschall aus dem estnischen Distrikt zu eröffnen, war an 
sich wahrscheinlich und gfing namentlich noch aus einer anonymen 
Aufzeichnung hervor, die betitelt war: „Reminiszenzen vom Land- 
tag 1851.** In dieser hiess es unter anderem: »Der vor 3 Jahren 
aus dem lettischen Distrikt erwählte Baron Fölkersahm w^ar, um 
der Ritterschaft die Möglichkeit zu bieten, auf die anerkannt tüch- 



1) Landtagsrezess von 1851 pag. 8. 
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tigste Intelligenz wählen zu können, auf dringende Vorstellungen 
und im aufopfernden Interesse fürs Land im estnischen Distrikt 
besitzlich geworden* •;. 

In dieser Veranlassung schrieb ihm, wenn auch etwas skep- 
tisch in Bezug auf den Erfolg, einer seiner treuesten Freunde und 
politischen Anhänger, Emil von Wulf-Ronneburg, am i. Novem- 
ber 1851 aus Techelfer folgendes: 

^ Nach allem, was ich im Lande gehört habe, ist es 

von der grössten Wichtigkeit, dass die Stimmen zum ersten Wahl- 
akt sich nicht unnütz zersplittern; Sie werden daher ihre Freunde 
hoffentlich darauf aufmerksam machen, dass hierbei eine strenge 
Disziplin zu beobachten ist; rüsten Sie sich, mein lieber Fölker- 
sahm, wo möglich mit einer noch grösseren Dosis von Geduld und 
Ruhe aus, als Sie bisher gezeigt haben, denn es scheint, dass Ihre 
Gegner nicht von ihrem Ingrimm gegen Sie ablassen können, die 
Bosheit scheint ihnen Gewohnheit geworden zu sein. Leider ist 
das, was ich Ihnen wegen des Duckershofschen Geschäfts vorher- 
sagte, zur Wahrheit geworden, es hat das Lager Ihrer Feinde be- 
deutend vermehrt und Ihnen manchen rechtschaffenen Freund ab- 
gewandt. Ich sehe zwar ein, dass bei der Lage der Dinge ein 
anderer Weg schwer zu finden war, es ist aber nichtsdestoweniger 
ein Weg, der mehr Dornen als Rosen für Sie haben wird. Ich 
meinesteils wünsche jetzt nur, dass die Sache nicht ohne Erfolg 
geschehen sei, und hoffe daher, dass diejenigen, die Ihnen dazu 
geraten haben, auch das Ziel zu erringen wissen werden^'). 

Diese Massregel erwies sich als eine ganz vergebliche, denn 
die Zeit der Herrschaft der liberalen Partei war für lange vorüber, 
und gleich bei der Landmarschallswahl sollte es sich zeigen, wie- 
viel Fölkersahm und seine Fraktion an Boden verloren hatten. 
Alle sechs Kandidaten nämlich, die zum Ballotement gelangten, ge- 
hörten der konservativen Partei an; es waren folgende : 

1. Nolcken-Kawershof mit 102 Stimmen. 

2. Stael-Testama »9^ « 

3. Helmersen-Karolen « 9^ n 
4« Pilar- Andern »9' n 

5. Koskull-Sadjerw »9' « 

6. Rennenkampff-Helmet „ 90 „ 



1) Archiv Fölkersahm. 

^) Archiv der Altertumsforschendea Gesellschaft in Ri^a. 
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Fölkersahm vereinigte auf sich im Skrutinium nur 53 Stimmen 
und kam daher gar nicht zum Ballotement. Nach zeitgenössischen 
Au&eichnungen war diese in der Tat die Zahl, über die die libe- 
rale Partei damals verfügte. 

Im Ballotement erhielt die meisten, 98 wählende gegen 60 
nicht wählende Stimmen, Baron Nolcken-Kawershof und wurde so- 
mit als erster Kandidat dem Generalgouverneur vorgestellt. 

Er war am 9. Oktober 18 15 als der zweite Sohn aus der 
Ehe des Baron Georg Nolcken mit der Gräfin Katharina Münnich 
geboren, hatte von 1833— 1835 '^^ Dorpat und später in Berlin 
studiert und diente dann als Kreisrichter. Er starb in Riga am 
8. Januar 1879 ). 

Der Führer der Konservativen war nun an die Spitze der 
Landesgeschäfte berufen worden und der Stern Fölkersahms be- 
fand sich im Niedergang. 

Der Duckershofeche Pfandkontrakt wurde schon am i. Sep- 
tember 1855 wieder aufgehoben. 

Wenige Tage darauf kam jene Frage der Stiftung zur Feier 
des 25jährigen Regierungsantritts des Kaisers zur Verhandlung. 
Am 22. August 1851 war der Tag des Jubiläums gewesen und der 
Konvent hatte unter der Voraussetzung der Ratihabierung durch 
den Landtag beschlossen: Stipendien im Betrage von 2000 Rbl. 
jährlich während 25 Jahren zum Besten von 7 livländischen Edel- 
leuten zu errichten, von denen 4 in den Militärlehranstalten und 
3 auf der Universität Dorpat erzogen werden sollten. Die Land- 
tagsversammlung erklärte sich hiermit im allgemeinen einver- 
standen, über die Art der Verteilung aber entstand eine Meinungs- 
verschiedenheit, indem Baron Ernst Nolcken, der Bruder des neuen 
Landmarschalls, die 2000 Rbl. sämtlich zur Erziehung aller 7 Sti- 
pendiaten ausschliesslich in den Militärlehranstalten verwandt wissen 
wollte. Er motivierte seine abweichende Meinung damit, „dass 
die Stellung der Universitäten im allgemeinen gegenüber den 
Regierungen und dem Adel eine solche sei, dass er es nicht für 
angemessen halte, von Seiten der Ritterschaft Stipendien für Er- 
ziehung junger Edelleute auf der Universität zu stiften". 

Dass die Regierung sich namentlich zur Landesuniversität 
Dorpat sehr gegnerisch gestellt hatte und ihr politisch misstraute. 



1) C. V. Rautenfeld: «Die Livländischen Landmarschälle'' etc. Baltische Mo- 
natsschrift vom März 1899 pag. 307. 
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war freilich bekannt genug. Seitdem in ursächlichem Zusammen- 
hange mit dem die Angriffe auf das deutsche Bildungswesen zum 
ersten Mal inaugurierenden Doklad des Ministers S. S. Uwarow 
vom 7. Juni 1838 die Massregelungen der Professoren Ulmann, 
Volkmann und Bunge im November 1842 erfolgt waren, brachen 
über Dorpat trübe Tage herein. Nur mit Mühe war 1843 die Auf- 
hebung der theologischen Fakultät vermieden worden, und als die 
politischen Ereignisse des Jahres 1848 sich vollzogen, gesellten 
sich zu den orthodoxen Motiven reaktionär-konservative, um harte 
Massnahmen zu rechtfertigen. Scharf wurde die Zensur gehand- 
habt und nach der auf Veranlassung des Berichts des Staatsrats 
J. Liprandi angestellten strengen Untersuchung im Sommer 1849 
vom Kaiser die Schliessung sämtlicher Buchhandlungen in Dorpat 
und Riga dekretiert. Fast gleichzeitig, d. h. im Mai 1849, wurde 
der Universität eröffnet, dass die Zahl der Studierenden von nun 
ab 300 nicht übersteigen dürfe, wobei den Medizinern der Vorzug 
zu geben sei. Da es deren damals schon über 200 gab, so war 
zu erwarten, dass die gestattete Zahl in Kürze allein von diesen 
ausgefüllt sein würde, wodurch alle anderen Fächer überhaupt 
nicht mehr studiert werden konnten, diese Lehrstühle mithin indi- 
rekt durch diese Massregel beseitigt wurden^). Trotz aller Be- 
mühungen der baltischen Standschaften wurde an dieser Verord- 
nung nicht Wesentliches geändert, solange der Kaiser Nikolai I. 
lebte. Auf die dringende Vorstellung des Fürsten Suworow im 
Jahre 1850 machte er nur die Konzession, dass die Zahl der in 
die theologische und in die medizinische Fakultät Eintretenden 
nicht zu beschränken sei, in Bezug auf die übrigen Lehrstühle aber 
lautete die Kaiserliche Antwort dahin, dass die Zahl von 300 hin- 
reichend sei, da Se. Majestät „es für angemessen halte, dass die 
Söhne des Adels, als die Abkömmlinge des alten Ritterstandes, 
dem Kriegsdienste vor dem Zivildienste den Vorzug geben. Zu 
solchem Behufe stehe ihnen die Möglichkeit offen, in die wissen- 
schaftlichen militärischen Institute, auch direkt in die Reihen der 
Armee zu treten, woher auch die Universitätsbildung keine unum- 
gängliche Notwendigkeit sei**). 

Mit dieser Auffassung des Kaisers stimmte das Votum des 
Baron Ernst Nolcken freilich überein, und als im Laufe der späteren 

*) cf. „50 Jahre russischer Verwaltung in den baltischen Provinzen^. Leipzig, 
Duncker und Humblot, 1883, pag. 214 ff. 
S) a. a. O. pag. 234. 
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Diskussion der Landrat von Lilienfeld erklärte, dass er sich in 
Anbetracht jener Allerhöchsten Eröffnung der Auffassung des 
Baron Ernst Nolcken anschlösse, fügte dieser hinzu, „dass er nur 
im Sinne und Geiste" jener Kaiserlichen Entscheidung seinen Antrag 
gestellt habe. 

Von liberaler Seite erhob sich nun ein lebhafter Widerspruch 
gegen den Antrag Nolckens, den man als eine Äusserung missbilli- 
gender Kritik in Betreff der Landesuniversität empfand. Vor allem 
trat Dr. August von Oettingen hiergegen auf und erklärte, „wie 
seiner Meinung nach der Adel und seine Glieder, die der Mehrzahl 
nach ihre Bildung der Universität Dorpat verdankten, zu jeder Zeit 
bewiesen habe, dass die Universität eine richtige und angemessene 
Stellung der Regierung und dem Adel gegenüber einzunehmen 
wisse*, weshalb er für die unveränderte Annahme des Vorschlags 
sei. Ihm schlössen sich an: der dim. Landrat v. Samson, Landrat 
Baron Wolff, Kreisdeputierter Karl Baron Bruiningk etc. und auch 
der Landmarschall Fölkersahm, indem dieser namentlich darauf 
aufmerksam machte, dass der vom Konvent vorgeschlagene Modus 
der Verteilung dem Kaiser bereits unterbreitet und von ihm mit 
Dank akzeptiert worden sei. Dennoch blieb Baron Ernst Nolcken 
bei seiner abweichenden Meinung, in der er vom Landmar- 
schall Nolcken und anderen unterstützt wurde, und beantragte ein 
Ballotement über die Frage: „Sollen die Stipendien im Betrage 
von 2000 Rbl. jährlich ausschliesslich zur Erziehung in den Militär- 
lehranstalten verwandt werden?** Am nächsten Tage wurde der 
Wunsch geäussert, dass die ganze gestrige Diskussion aus dem 
Rezess gestrichen werden möge, „weil sie ... . der Universität 
Nachteil bringen könnte**. August v. Oettingen sprach sich aber 
hiergegen aus, „weil hierin für die Zukunft ein Nachweis dafür 
enthalten sei, in welcher Weise sich in jetziger Zeit die Ritterschaft 
oder doch ein Teil derselben über die Bedeutung der Landes - 
Universität und den Wert der Bildung auf derselben ausgesprochen 
und wie dieses von einem andern Teil der Ritterschaft angesehen 
wurde*, welche letztere Erklärung auf seinen ausdrücklichen Antrag 
wörtlich so im Rezess verschrieben wurde. Ausserdem verlangte 
er, sowie Theodor Krüdener-Suislep und Richter- Arrol noch, 
dass in denselben ebenfalls aufgenommen werde, wie ihrer Meinung 
nach Baron Ernst Nolcken gestern ^eine gründliche Missbilligung" 
der Universität Dorpat ausgesprochen habe. Hiergegen erklärte 
der Landmarschall Nolcken, „dass diese Behauptung vielleicht nicht 
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allen Grundes entbehren dürfte*, wenn man die «kürzlich statt- 
gehabte Entfernung einiger Lehrer* von Dorpat «ins Auge fassen 
sollte*; übrigens sei die Ritterschaft nicht befiigt, Zensurant über 
die Gesinnung oder Nichtgesinnung der Universität zu sein, er 
müsse sich aber auch dahin aussprechen, dass «die bezüglichen 
Gelder am zweckmässigsten für die unbemittelten Edelleute auf 
Militärerziehung verwendet werden könnten*. Unvereinbar blieben 
die gegensätzlichen Auffsissungen und nur ein Ballotement konnte 
entscheiden. Am Dienstag den 27. November 1851 wurde über die 
von Ernst Nolcken formulierte Frage ballotiert und sie mit loo 
gegen 65 Stimmen verneint, mithin der Beschluss des Konvents 
pure ratihabiert *). 

Wenige Tage darauf kam es zu einem Konflikt, der die 
Person Fölkersahms in direkte Mideidenschaft zog. Der Landrat 
Baron Gottlieb WolflF hatte seinen Abschied eingereicht und am 
29. November stand die Wahl seines Nachfolgers auf der Tages- 
ordnung. Nachdem Pölkersahm die einschlägigen Paragraphen 
des II. Teiles des Provinzialrechts hatte verlesen lassen, trug Baron 
Gustav Nolcken darauf an, dass auch der § 64 der Landtags- 
ordnung von 1827 vorgetragen werden möge. Letzterer unter- 
schied sich von dem § 405 des Ständerechts darin, dass er unter 
den anderen daselbst genannten Verwandtschaftsgraden auch den 
Schwägern nicht gestattete füreinander zu votieren und zu ballo- 
tieren, während in letzterem diese unter den zu Exkludierenden 
nicht erwähnt waren. Nolcken verlangte nun, dass die bevor- 
stehende Wahl mit Berücksichtigung der Geschäftsordnung vor- 
genommen werden möge, wogegen Pölkersahm erklärte, dass er 
hierauf nicht eingehen, ^sondern nur nach § 405 des Provinzial- 
rechts, als dem neuen und geltenden Gesetz, verfahren könne, in 
dem Schwäger nicht unter diejenigen aufgenommen sind, die nicht 
einer zu Gunsten des anderen stimmen dürfen^. 

Hiergegen führte ersterer an, dass der Einfuhrungsukas dieses 
Gesetzes vom i. Juli 1845 vorschreibe, dass für den Fall einer sich 
ergebenden UnvoUständigkeit die bisherige Ordnung die mass- 
gebende bleiben solle und dass diese Bestimmung nunmehr auf den 
§ 405 Anwendung finden müsse. 

Es entspann sich eine lange und lebhafte Diskussion, bis 
Pölkersahm erklärte, dass man wohl eine absichdiche Emendation 



^) Ritt.- Archiv Vol. LV, Landtagfsresesa von 1851 pag. 59. 
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jener Bestimmung der Landtagsordnung bei Kodifizierung des Pro- 
vinzialrechtes annehmen könne, da nach rechtlichen Grundsätzen 
die Schwägerschaft keine Blutsverwandtschaft sei. Daher läge keine 
^Unvollständigkeit" im § 405 vor und er werde die Wahl in Grund- 
lage des Provinzialrechts vollziehen lassen. Dieses geschah hier- 
auf, wobei Baron Vietinghoff- Marienburg zum Landrat erwählt 
wurde). Hiermit schien diese Angelegenheit zum Abschluss ge- 
langt zu sein und viele andere Wahlen wurden vorgenommen, 
ohne dass von derselben weiter die Rede war. 

Bald zeigte es sich aber, dass die Missstimmung über die 
Stellungnahme Fölkersahms eine tiefgehende war und zu einer 
organisierten Opposition von selten einer sehr grossen Zahl kon- 
servativer Parteiglieder die Veranlassung gab. 

Etwa eine Woche später, am 4. Dezember 1851, als schon 
die meisten Landtagsvorlagen erledigt waren und der Landtags- 
schluss nahe bevorstand, regte der Kreisdeputierte von Tiesen- 
hausen-Weissensee diese Sache wieder an, indem er darauf hin- 
wies, „dass die Nichtaufnahme von Schwägern* in dem § 405 des 
Provinzialrechts ,nur Folge unrichtiger Übersetzung sei, da in dem 
russischen, als Originaltext geltenden Provinzialrecht das bezügliche 
Wort ,Schwager* und auch .Schwiegersohn* bedeute, nämlich beide 
,3iTTb***; daher sei er der Meinung, dass in der Tat ein Versehen 
vorliege und mithin der § 64 der Landtagsordnung der mass- 
gebende sei. Hiermit war das Zeichen gegeben zu einer neuen, 
lebhaften Diskussion. Fölkersahm erklärte, dass er zwar «von sich 
aus althergebrachten Gewohnheiten nicht entgegentreten wolle", 
sich aber nicht für berechtigt halte nach diesen zu verfahren, «so- 
bald die Gewohnheit dem Gesetz entgegengestellt werde*. Das 
Provinzialrecht sei das allein geltende Gesetz und „eine Auslegung 
auf Grund des russischen Originaltextes stehe ihm nicht zu, und 
solange der Paragraph des Provinzialrechts nicht durch die kom- 
petente Autorität abgeändert sei, müsse seine jetzige Abfassung 
als allein gültige gelten" etc. Nadh dieser energischen Erklärung 
trat Baron Ernst Nolcken auf und verlas eine von über 80 
konservativen Landtagsgliedern unterzeichnete «Bewahrung*, die 
folgenden Wortlaut und nachstehende Unterschriften enthielt: 

„Wenn in dem Kaiserlichen Konfirmationsukas des livlän- 
dischen Provinzialrechts vom i. Juli 1845, nachdem vorher bestimmt 
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worden, dass das ganze Gesetzbuch keine andere Bedeutung haben 
soll, als die Zusammenstellung aller von Sr. Majestät und seinen 
hohen Vorfahren uns erteilten und bestätigten Rechten und gelten- 
den Rechtsbestimmungen zu sein, am Schluss gesagt wird: dass 
durch diese Zusammenstellung die Kraft und die Geltung der be- 
stehenden Gesetze nicht abgeändert werden soll, so ist durch diese 
gnädige Bestimmung uns das unschätzbare Recht gegeben, etwaige 
Änderungen bestehender Bestimmungen, die bei der Zusammen- 
stellung vorgekommen sein sollten, bis zu ihrer Erledigung durch 
Anfrage und Entscheidung, durch Festhalten an dem Bestehenden 
zu begegnen. Dieses Recht sowohl hier im Saal als nach aussen 
hin festzuhalten ist unsere Pflicht. Da der § 64 der Landtags- 
ordnung die Schwäger im ersten Grade vom Votieren und Ballo- 
tieren ausschliesst, der § 405 des Provinzialrechts diese Bestimmung 
aber nicht aufgenommen hat, so ist dadurch der § 64 in seiner 
Kraft wesentlich abgeändert worden, denn keine Verwandtschaft 
kann möglicherweise so zahlreich und mithin so folgereich werden, 
als die der Frauenbrüder und der Schwestermänner; keine Aus- 
schliessung konnte die Kraft des § 64 so sehr abändern wie diese. 
Wir bewahren uns daher gegen das Festhalten an der neuen Be- 
stimmung als einer Massregel, die der Kaiserlichen Bestimmung 
und dem uns damit verliehenen Recht zuwiderläuft, und haben bei- 
läufig noch, und ohne die Bewahrung dadurch verstärken zu wollen, 
zu bemerken, dass die Auslassung sehr einfach dadurch entstanden 
zu sein scheint, dass im russischen Exemplar die Ausdrücke 
Schwiegersohn und Schwager im ersten Grade in einen Ausdruck 
(3HTh), der beide bezeichnet, zusammengefasst worden und dieses 
im Translat übersehen sein muss. 

Landrat A. v. Hagemeister; Kreisdeputierter C. v. Stein; Land- 
ratG. V. Liphart; R. Ungern-Sternberg; Th. v. Huene zu Nawwast; 
Th. V. Helmersen; Baron Vietinghoff zu Kabbai; Gustav v. Berg; 
Eduard von Tiesenhausen ; Magnus von Berg; Axel von Kahlen; 
Ernst Baron von Mengden; Landrat W. Transehe; Ludwig Graf 
Medem; Gr. v. Helmersen; Wirkl. Staatsrat Otto v. Loewenstem; 
Rittmeister v. Staden zu Tabbifer; Ernst Graf ManteufFel; Baron 
Nolcken-Kayafer; C. von Knorring zu Gross -Kamby; W. von 
Stackeiberg zu Rasin; vA. v. Knorring -Lugden; Fr. v. Liphart zu 
Rojel; Baron A. Wolff zu Fianden; O. von KoskuU zu Sadjerw; 
W. von Kahlen -Geistershof; W. Stael von Holstein zu Testama; 
Baron V. Wolff- Alswig; G. W. Transehe -Reseneck; Graf Dunten 
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zu Karkus; R. v. Helmersen zu Lehowa; v. Huene zu Forbushof; 
Baron Vietinghoff zu Gross -Jungfernhof; C. v. Sommer zu Kadfer; 
dim. Kapitän E. v. Scheinvogel; Staatsrat W. v. Grote; V. von 
Aderkas; A. v. Berg; G. v. Berg -Wohlfahrtslinde; J. v. Brummer; 
E. V. Stackeiberg; E. v. Berg; A. v. Transehe; G. v. Transehe; 
E. von Transehe; A. von Freymann; V. von Transehe -Romeskaln; 
v. Schröeder zu Burtneck ; v. Loewenstern zu Wolmarshof ; Baron 
P. Taube; Reinhold v. Stackeiberg- Abia; v. Brummer -Odensee; 
V. Transehe zu Taurup; C. v. Below zu Neu-Kusthof; Ad. Pilar 
V. Pilchau zu Andern; G. Graf Mellin; B. v. Berg; C. v. Tiesen- 
hausen zu Neu-Bewershof; Landrat G. v. Numers; A. v. Gersdorff; 
A. V. Zoeckell- Neuhof; Lilienfeld zu . . . .; E. von Vegesack zu 
Raiskum; R. Baron Ungern -Sternberg; J. von Transehe -Martzen; 
C. von Vegesack zu Neu-Salis; Baron F. von Taube- Hummelshof; 
G. V. Buddenbrock zu Schujen; C. Zoege v. Manteuffel; M. v. 
Tiesenhausen ; v. Pistohlkors-Kardis; C. v. Berens; v. Frey mann; 
A. V. Pistohlkors zu Koltzen; C. v. Engelhardt; A. v. Staden- 
Neuhof; A. v. Wilcken; Woldemar Baron Budberg; Edmund v. 
Tiesenhausen -Klingenberg; Woldemar Baron WolfF; v. Brummer 
zu Klauenstein; Haron E. von Campenhausen; M. von Löwis zu 

Fistehlen*^- 

Vielfach wurde nun noch von beiden Seiten diskutiert, wobei 
der Dorpat-Werrosche Oberkirchenvorsteher von Stryk mitteilte, 
dass in seinem Kreise nach dem Provinzialrecht verfahren worden 
sei, und die drei anderen anzeigten, dass in ihren Kreisversamm- 
lungen immer der § 64 der Landtagsordnung massgebend gewesen 
sei. Der Landrat von Lilienfeld vertrat auch hier die Auffassung 
Fölkersahms. Zu einem Resultat führte aber diese Diskussion 
nicht, so dass zunächst zur Tagesordnung übergegangen wurde und 
in ruhiger Verhandlung die Statuten jener Stiftung zu Ehren des 
Kaiserlichen Regierungsjubiläums durchberaten wurden. Es war 
die Stille vor dem Sturm, der dann unerwartet wieder losbrach. 

Während jener sine ira et studio geführten Verhandlung 
hatte nämlich der Kreisdeputierte von Tiesenhausen -Weissensee 
beim Landmarschall darauf angetragen, dass die Residierung be- 
auftragt werden möge höheren Orts dahin zu wirken, dass der 
§ 64 der Landtagsordnung wieder zu seiner vollen Geltung käme. 
Als nun jene friedliche Diskussion beendet war, wurde dieser 

1) Ritt.-Archiv Nr. 100 Vol. LVI, Landtagsakte von 1851, prod. 4. Dezember. 
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Antrag der Versammlung durch Fölkersahm mitgeteilt, die sich 
mit ihm vollständig einverstanden erklärte. Als dieses gesche- 
hen war, ergriff Fölkersahm das Wort. Er führte aus, „wie er 
schon früher, und namentlich heute, habe wahrnehmen müssen, 
dass der Standpunkt, von dem aus er seiner Überzeugung nach 
die Verhandlungen des Landtages leite, bei vielen in der Ver- 
sammlung nicht Übereinstimmung finde. Diese Wahrnehmung könne 
ihn zwar nicht bewegen von seiner Überzeugung abzustehen und 
sein Verfahren zu ändern, sie lege ihm aber die Pflicht auf sich 
zu entfernen und einem andern die Leitung der noch bevorstehen- 
den Verhandlungen zu überlassen. Der heutige Vorgang und 
namentlich die vorhin übergebene, von einem grossen Teil der 
Versammlung unterzeichnete Bewahrung zwingen ihn die Leitung 
abzugeben, völlig überzeugt, dass es seine Pflicht sei, und er danke 
der Versammlung für die Aufmerksamkeit, mit der sie ihn bisher 
angehört habe*. Zwar versuchte es der neue Landmarschall 
Gustav Nolcken dagegen anzuführen, wie Fölkersahm „durchaus 
kein Vorwurf gemacht worden sei, sondern wie nur eine Meinungs- 
verschiedenheit hinsichtlich des zu beobachtenden Verfahrens 
stattgefunden habe**, dass sich der Saal seiner Anordnung zu 
fugen ja auch bereit sei, und bat ihn daher die Leitung weiter zu 
behalten, jedoch ohne Erfolg. Obgleich die ganze Versammlung 
sich diesem Ersuchen einstimmig anschloss, erklärte Fölkersahm 
nochmals, dass er namentlich wegen der mit so vielen gegneri- 
schen Unterschriften versehenen Bewahrung abgehen müsse, und 
übergab dem ältesten Landrat von Rennenkampff den Stab^). 
Dieser wollte ihn dem Landrat von Lilienfeld überreichen, als 
demjenigen, der zuletzt Landmarschall gewesen war, doch lehnte 
Lilienfeld die Annahme ab, offenbar wohl, weil er in Bezug 
auf die Wahlfrage sich in demselben Sinne ausgesprochen hatte 
wie Fölkersahm. Erst nachdem sich die Landräte zu einer Be- 
ratung zurückgezogen hatten, erklärte sich Lilienfeld bereit den 
Stab in Empfang zu nehmen und forderte die Versammlung auf, 
die noch nicht erledigten Wahlen, zu denen vorzugsweise die 
Kreiswahlen gehörten, ^ganz so, wie es der Herr Landmarschall 
Baron Fölkersahm angeordnet**), zu vollziehen. Als dieses ge- 
schehen war, übergab Lilienfeld den Stab wiederum dem ältesten 
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Landrat von RennenkampfF, der ihn seinerseits dem neuen Land- 
marschall Baron Nolcken einhändigte. Dieser empfing ihn und 
schloss bald darauf den Landtag mit einer kurzen Rede, in der er 
hervorhob, dass er trotz der sich geltend gemacht habenden Mei- 
nungsverschiedenheiten mit Genugtuung auf die Liebe zur Verfas- 
sung als auf das grosse, feste Band blicke, welches alle um- 
schlinge. Diese Verfassung aber sei dem Lande von dem Kaiser 
und seinen Vorfahren gewährt worden, daher gebühre ihm als 
Dank eine treue loyale Gesinnung, und er sehe es als eine seiner 
schönsten Pflichten an, „der Vertreter dieser edlen Gesinnung 
zu sein". 

So ging dieser Landtag zu Ende, der für die Hegemonie der 
konservativen Partei durchaus entscheidend war. Die wichtigste 
Zeit der politischen Tätigkeit Fölkersahms war nunn^ehr zu Ende 
und über die Art, wie er sie beschloss, waren die Meinungen sehr 
verschieden. 

In einem Briefe aus Riga vom i6. Dezember 1851 an Heinr. 
Aug. V. Bock äusserte sich der Landrat R. J. L. von Samson, der 
namentlich wegen seines Eintretens für die Inanspruchnahme des 
Kreditsystems an Stelle der Rentenbank behufs Erleichterung des 
Bauerlandverkaufs mehr und mehr in eine, wenn auch nicht direkt 
politische, so doch prononcierte Gegnerschaft zu Fölkersahm ge- 
kommen war, hierüber folgendermassen : „Das Wesentlichste vom 
Landtage werden Sie teils von Ihrem Sohne, teils anderweitig er- 
fahren haben. Ich hätte Ihnen also darüber nichts zu melden, es 
wäre denn, dass ich, denn von sich spricht man ja in der Regel 
immer am ersten und liebsten, auf den Beschluss der Landtagsver- 
Sammlung meinen Stuhl als Landrat als Ehrenplatz behalten habe, 
also gleichsam der 13. Landrat, d. h. ein Pseudolandrat quo ad 
hoc geworden bin, ,Auch gut*, wie der in Gott ruhende Wulf 
von Augustental zu sagen pflegte. Merkwürdig ist mir diese 
Wandlung der Aera popularis, wenn ich daran denke, wie auf 
Nolckens Antrag vor einigen Landtagen ein ,Vertrauensvotum' 
gegen mich im Werke war. So hätte ich mich denn taliter qua- 
liter aus dem sturmbewegten Meere gerettet und kann als eine 
besondere Gnade Gottes ansehen, dass es so abgelaufen ist. 

Nicht also ist es Fölkersahm ergangen, der mit seinem ganzen 
Anhange ohne Sang und Klang abgezogen ist und nun auf seine eigene 
Schöpfung, die Rentenbank, zur Armenpflege reduziert bleibt. Ich 
weiss nicht, ob Ihnen der Verlauf der Sache genau und ohne 
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Broderie bekannt ist. Daher setze ich ihn her. Der ältere Nolcken 
hatte mittelst einer von 87 Gliedern unterzeichneten Deklaration 
(die als Bewahrung ad acta genommen wurde) beantragt, dass, da 
die Schwäger (welche das Provinzialrecht ausgelassen) als nicht 
auf das Ballotement zu bringen in der Landtagsordnung bezeichnet 
seien und der Bestätigungsukas sage, dass an den bestehenden 
Rechten nichts geändert sein solle, was im Provinzialrecht über- 
gangen oder mangelhaft dargestellt worden, der Landtag auf den 
Kreiswahlen und Landtagswahlen die Schwäger sofort exkludieren 
möge. Fölkersahm erklärte hierauf, dass er sich genau an das 
Provinzialrecht halten müsse, sich aber als Landtagsdirigent aller 
Entscheidung enthalten wolle, sobald man sich in dem Kreise 
(denn die Landtagswahlen waren alle erledigt) in der Güte verei- 
nigen könne. Nun wurde beliebt und festgesetzt, dass man um 
Zurechtstellung des betreffenden § höheren Orts nachsuchen solle. 
So weit war alles in Ordnung und Fölkersahm gewiss in vollem 
Recht. Er aber nahm, Gott weiss wie und warum, hieraus und 
nachdem alles beruhigt schien, Veranlassung den Stab mir nichts 
dir nichts niederzulegen und vom Schauplatz abzutreten, was die 
meisten mit süsssaurem Gesichte, viele als erwünscht, die wenig- 
sten mit wahrem Bedauern sich gefallen Hessen. Man glaubt, dass 
diese Szene präpariert und lange vorbedacht gewesen. Mir scheint 
dies ganz glaublich, da Fölkersahm sich dadurch die Abschieds- 
rede gegen ein wider ihn (mit Recht oder Unrecht) eingenomme- 
nes Publikum erspart und vorzüglich des ,Dankes für das grosse 
Vertrauen* enthoben worden. Sonst war kein Grund vorhanden .... 
Nun bleibt zu wissen übrig, dass der glatte Boden unserer Land- 
tage nicht der erspriesslichste und bequemste oder sicherste ist, 
und zu wünschen, dass die Partei, welche jetzt 'den Sieg davonge- 
tragen, mit Mässigung ihre Triumphe feiern n^öge, sonst nimmt 
sie ein gleiches Ende* '). 

Der Erfolg gab der konservativen Auffassung in Bezug auf 
jene Meinungsverschiedenheit recht, die die Veranlassung zu diesem 
Zwischenfall geworden war. Nachdem gemäss dem Landtagsbe- 
schluss die Aufrechterhaltung des § 64 der Landtagsordnung und 
die Vervollständigung des § 405 des zweiten Teiles des Provinzial- 
rechts in Petersburg beantragt worden war, wurde durch den Se- 
natsukas vom 27. November 1853 dieser Wunsch in vollem Masse 
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erfüllt und dieser Befehl durch das Patent vom 8. April 1854 
Nr. 61 promulgiert 

Mancherlei Pläne tauchten nun auf, um Fölkersahms Arbeits- 
kraft im Interesse der Allgemeinheit zu verwerten. Es war vor- 
übergehend davon die Rede, dass er Chef des Kameralhofes 
werden sollte, und wie aus dem folgenden Briefe des Landrats 
F. von Sivers;Euseküll vom 9. Januar 1852 hervorging, dachte der 
Fürst Suworow daran, ihm das Amt eines Gouverneurs von Kur- 
land zuzuwenden. In diesem Briefe an Fölkersahm hiess es folgen - 

dermassen: „ Die, wie schon gesagt, gesonderten Gespräche 

wurden veranlasst durch Berührung der Landesgegenstände, wo 
man mir auf die Äusserung, wie es ein ewiger Schade sei, Dich 
auf einige Zeit für das Land aus der direkten Einwirkung ausge- 
schlossen zu sehen, antwortete: eine Stellung, wie die bisherige, 
wird Fölkersahm für die Ritterschaft wohl nie wieder einnehmen, 
denn ein Mann mit seiner Regsamkeit und seinen Gaben kann 
nicht auf ein paar Jahre lahm liegen, er wird sich, von der Ritter- 
schaft freigegeben, einen anderen Wirkungskreis suchen, der ihm 
auch für die Öffentlichkeit nie fehlen kann. Seine Tüchtigkeit ist 
bekannt und anerkannt, auch von oben her wird man ihm gern 
eine Stellung geben, wenn er nur selbst einigermassen Schritte 
tut, und so war es der Plan, ihm einen andern Wirkungskreis an- 
zuweisen, denn ,wie mir bekann tS hat ,der Fürst den Wunsch ge- 
habt, ihn zum Gouverneur von Kurland zu machen und des- 
wegen auch darauf eingeleitet, ihn zum Wirklichen Staatsrat vorzu- 
stellen'. Dass Du von der Sache nichts wusstest, dachte ich mir, 
denn Du würdest doch gewiss mir davon gesagt haben. Diese Ge- 
spräche ereigneten sich während der letzten Tage meines Aufent- 
haltes in Riga und hatte ich grosse Sehnsucht mich mit Dir über 
diese Kunde auszusprechen; wo aber konnte ich dazu gelangen, 
Dich auch einmal für mich zu haben. Fortwährend warst Du ohne 
Unterbrechung von aller Welt belagert und mir war nur höchstens 
gestattet aus der Entfernung zuzusehen und zuzuhören. 

Dieses ist der volle Zusammenhang der Sache, die mir sehr 
wahrscheinlich erschien, weil es nicht leeres Geschwätz war, auch 
die Erzähler als gediegene Leute von Sachen sprachen, von denen 
sie Kenntnis haben konnten. 

Dass Du Mensch bist und nie etwas anderes sein willst, als 
Mensch, dieses weiss ich; der Mensch aber als Mensch wirkt für 
die Menschen und muss, um für die Menschen wirken zu können, 
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eine solche Stellung haben, wo ihm dieses möglich ist. Die Mög- 
lichkeit nun findet sich überall, ist überall vorhanden; immer aber 
verschieden, nach den verschiedenen Eigentümlichkeiten des 
Menschen und den verschiedenen Gaben. Ich z. B. kann wirken 
und suche mir den Wirkungskreis, wenn ich beim Maischküven 
stehe oder Schafe bonitiere. Dir hat die Allmacht aber eine an- 
dere Bestimmung gegeben, und so sage ich es unumwunden, Du 
besitzt wohl die Fähigkeiten Landwirt zu sein, so wie Du ziemlich 
alles vermagst und überall ein Urteil hast; dass dennoch aber 
die Landwirtschaft, mit denen ihr verbundenen Pinkereien, nicht 
Deine Stellung ist. Jedenfalls wirst und must Du auf andere Dinge 
ausgehen: gib also um Gottes willen Dich nicht dem hin. Dich 
einzulullen, sondern wirke dort, wo Dir es von Gott bestimmt ist. 
Doch was schwatze ich, der in Dir wohnende Geist wird schon 
wissen, was er zu tun hat, und so bangt mich Deinetwillen nie! 

Auf Deine pekuniären Verhältnisse kommend, so weiss ich 
es, wie sie nicht eben günstig für Dich stehen. Hier ihrer näher 
zu berühren es unterlassend, weil in dieser Beziehung mancherlei 
meinen Kopf durchkreuzt, erwähne ich derselben doch soweit, dass 
auch sie Dir Veranlassung geben nach einer andern Stellung für 
Dich zu streben* ^). 

War von nun ab die in jenem Schreiben Samsons erwähnte 
Rentenbank in der Tat das letzte Residium öffentlich - amtlicher 
Stellung für Fölkersahm geworden, so gestaltete es sich doch 
keineswegs für ihn zu einem weichen, sorgenfreien Ruhekissen, 
sondern wurde im Gegenteil bald der Schauplatz von Streitigkeiten 
und Schwierigkeiten verschiedener Art. Es ging schlecht mit den 
Geschäften der neuen Bank, denn sie entwickelten sich nicht. Vom 
Zeitpunkt der Bestätigung der Rentenbank an bis zimi Schluss 
des Jahres 1852 waren Rentenbriefe nur im Betrage von 1050 Rbl. -) 
emittiert worden, und peinlich genug musste es den Vater 
dieses Instituts berühren, an seinem Kinde so wenig frisches 
Emporblühen konstatieren zu können und die mehr oder weniger 
kostspielige Verwaltung der Gefahr ausgesetzt zu sehen, in den 
Ruf zu kommen, eine Sinekure zu sein. Dieser ohnehin so jugend- 
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liehen Schöpfung drohte nun eine mächtige Konkurrentin den 
letzten Lebensodem abzuschneiden. Die adlige Güterkreditsozietät 
nämlich, die sich schon im Jahre 1842 auf die Initiative des 
Landrats R. J. L. von Samson die Aufgabe gesetzt hatte, mit 
ihrer Hülfe den Verkauf des Bauerlandes zu fordern, stand nach 
jahrelangen Bemühungen und Verhandlungen nahe an dem Zeit- 
punkt des Beginnes ihrer Tätigkeit. Im Februar 1842 hatte die 
Generalversammlung eine Kommission zur Ausarbeitung und zur 
Beprüfung dieses Vorschlages eingesetzt, deren Elaborat für gut 
befunden wurde, so dass man beschloss, im Jahre 1844 ^^ ^^^' 
geschlagenen Regeln 1, versuchsweise für 3 Jahre in Kraft treten 
zu lassen**. Nach Verlauf dieser Frist, als der Landtag vom Sep- 
tember 1847 versammelt war, trat dieser, wie oben erwähnt, auf 
Initiative wiederum des Landrats von Samson mit dem Kredit- 
system in Relation, woraufhin sich am 12. September alle Glieder 
der Generalversammlung einstimmig dahin einigten, „ein Reglement 
über den Verkauf von Gesindesstellen mit Hülfe der Kreditsozietät 
ins Leben treten zu lassen**. Dieser Beschluss wurde, wie bereits 
geschildert, dem versammelten Landtage am 15. September mit- 
geteilt. Eine neue Kommission zur Ausarbeitung desselben wurde 
ernannt, die Generalversammlung des Jahres 1848 erklärte deren 
Arbeit für zweckmässig und zur sofortigen Einfuhrung für geeignet; 
1849 wurde das Reglement gedruckt, dem Reichsrat zur Bestäti- 
gung vorgestellt und die Ritterschaft ersucht diese möglichst zu 
fordern. Die Landtage vom März 1850 und von 1851 hatten sich 
hierzu bereit erklärt und der Beschluss des letztern vom 3. De- 
zember lautete folgendermassen : „In der Erwägfung der nahen 
Beziehungen, in denen die Angelegenheiten des Kreditvereins mit 
den Interessen der Ritterschaft stehen, wird die Ritterschaft- 
repräsentation beauftragt, allen Vorstellungen des Kreditvereins 
von sich aus jeden Vorschub zu leisten" '). 

In dieses Stadium war jene Angelegenheit getreten, als vom 
Reichsrat an den Generalgouverneur Suworow die Anordnung 
erging, in Betreflf des dort eingereichten Reglements diverse Aus- 
künfte zu erteilen. Gleichzeitig war »von mehreren Seiten* die 
Anfrage an Suworow gerichtet worden, „ob die Wirksamkeit der 
Kreditsozietät in Gemässheit erwähnter Regeln und die der Aller- 
höchst bestätigten Rentenbank ohne Übelstände und namentlich 
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ohne Benachteiligung der letztern gleichzeitig zugelassen werden 
könne?- ')• 

In solcher Veranlassung wandte sich dieser allem zuvor an 
den Präsidenten der Rentenbank mit der Aufforderung, ihm hier- 
über seine Meinung darlegen zu wollen. Fölkersahm benutzte diese 
Gelegenheit, um in eingehender Weise auf die grosse Gefahr auf- 
merksam zu machen, die dem neuen Institut durch die Konkurrenz 
des Kreditsystems drohe, wenn dieses befugt sein würde eben- 
falls als Vermittler für den Bauerland verkauf zu funktionieren. Die 
Rentenbank, so führte er aus, stehe in untrennbarem Zusammen- 
hang mit der neuen Bauerverordnung. In gegenseitiger Wechsel- 
wirkung brauche die eine die andere. Diese setze jene voraus, 
„indem sie Gutsbesitzer und Bauern zu freiwilliger Auseinander- 
setzung ihrer Verhältnisse durch Verkauf und Kauf der Bauer- 
grundstücke anbietet^, und die Rentenbank ihrerseits könne sich 
nicht entwickeln „ohne Ausfuhrung der übrigen organischen Ge- 
setze*. Jede Benachteiligung dieser Bank schliesse daher „eine 
Untergrabung der ganzen Agrar- und Bauerverordnung in sich"; 
sie werde hierdurch ^auf indirekte Weise untergraben und illu- 
sorisch gemacht*. Schütze man sie nicht vor der Konkurrenz mit 
einer anderen Kreditanstalt, so werde sie „nicht allein gewaltsam 
gestört, sondern auch unmöglich gemacht werden, denn nur auf 
6 Jahre sei der Beitrag der Krone zu den Verwaltungskosten be- 
willigt*. Von diesem Termin ab müssten die Kosten durch den 
Geschäftsgewinn aufgebracht werden, was zu erreichen sehr fraglich 
sein würde, wenn „eine andere Anstalt für ähnliche Geschäfte ins 
Leben tritt*. Es würde ihr ferner schwerer werden das Vertrauen 
des Publikums zu gewinnen, auch biete sie „als Staatsinstitut alles 
dar, was die Bauerverordnung für die Umwandlung der Bauerver- 
hältnisse erreichen will, so sei die zweite Anstalt jedenfalls unnütz*. 
Die Ansicht aber, „zwei Anstalten für denselben Zweck seien 
besser als eine*, könne überhaupt keine Geltung haben, wie auch 
„niemand behaupten könne, dass z. B. zwei oder drei Kommerz- 
banken in einer Stadt besser bestehen werden als eine**. Schliesslich 
sei nicht zu übersehen, dass die Rentenbank deshalb von keiner 
anderen Anstalt verdrängt werden dürfe, weil letztere immer ihr 
eigenes Interesse im Auge haben werde, während jene „unter 
Responsabilität eines ganzen Standes verwaltet werde", der „durch 
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seine Stellung zum Staat verpflichtet ist die Staatszwecke zu 
fordern** etc.*). 

Diese Meinungsäusserung Fölkersahms teilte Suworow am 
4. März 1852 sub Nr. 187 dem Landratskollegium mit und er- 
suchte es um eine motivierte Darlegung seiner Stellungnahme zu 
ihr. Die Antwort der Residierung vom 26. März 1852*) war sehr 
kurz und beschränkte sich darauf, hinzuweisen, dass zwei Landtage, 
und der letzte noch vor wenigen Monaten, ausdrücklich beschlossen 
hätten: dem von dem Kreditsystem ausgearbeiteten Reglement 
„jede mögliche Unterstützung zu gewähren**. Da ferner die Ritter- 
schaft die Verwaltung der Rentenbank garantiere, so gehe schon 
daraus hervor, dass der Überzeugung des Landratskollegiums 
gemäss die beregte Wirksamkeit des Kreditvereins ohne Benach- 
teiligung der Rentenbank „gleichzeitig zugelassen werden könne**. 
Mit einem viel längeren Expose wandte sich die Oberdirektion der 
Kreditsozietät am 29. März 1852, der das Landratskollegium von 
diesen Vorgängen offizielle Mitteilung gemacht hatte, an den 
Generalgouverneur, um die Angriflfe Fölkersahms zu entkräften. 
In einer historischen Einleitung wies sie zunächst nach, dass die 
Idee, den Bauern die Mittel zum Landerwerb zu bieten, nicht erst 
durch die Errichtung der Rentenhank ins Leben getreten sei, son- 
dern dass die Generalversammlung des Kreditsystems die Ancien- 
nität in dieser Hinsicht für sich in Anspruch nehmen müsse. 
Ferner warf sie der Fölkersahmschen Argumentation vor, dass sie 
ganz pro domo spreche und die Rentenbank als Selbstzweck im 
Auge habe. Denn nicht abzusehen sei es, warum „die Durchfüh- 
rung der Bauerverordnung ohne Bestehen, Gedeihen und Ent- 
wickelung der Rentenbank unmöglich sei**. Diese sei doch vielmehr 
nur ^ein Mittel zum Grunderwerb**, warum es aber das einzige 
sein solle, bleibe unverständlich. Sei der Zweck der Bauerver- 
ordnung neben der Verwandlung der Frone in Geldpacht darin 
zu erblicken, dem Bauernstande zum Grundeigentum zu verhelfen, 
so werde dieses Ziel erreicht, sobald der Bauer hierzu gelangt, 
„es möge geschehen sein auf welchem Wege und durch welche 
Mittel es wolle**, niemals aber könne zugegeben werden, dass der 
Zweck der Bauerverordnung der sei, „dass der Bauernstand einzig 
und allein gerade durch die Rentenbank Grundeigentum erwerbe**. 
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^) Ebenda pag. 18. 
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Das wäre dann nicht mehr ein ,z wangloser" Erwerb seitens der 
Bauern, von dem die Bauerverordnung ausdrücklich spreche, son- 
dern das Gegenteil hiervon, und könne den Bauerlandverkauf 
überhaupt hindern, wenn den Kaufliebhabern dieses einzige ge- 
botene Mittel, die Rentenbank, nicht behage und kein anderes vor- 
handen sei. Sollte die Behauptung des Baron Fölkersahm wahr 
sein, dass die Existenz der Rentenbank durch ein konkurrierendes 
zweites Institut gefährdet werde, „so möchte das ein Beweis sein, 
dass die andere Anstalt dem Zweck förderlicher ist als jene*, es 
erscheine aber »von keiner Erheblichkeit*, durch welche Anstalt 
das Ziel erreicht werde. Die eventuellen Einnahmen der Renten- 
bank seien ,|immer nur eine Nebensache" bei dem hohen Ziel, das 
sie verfolgen müsse; erreiche sie dieses nicht, so sei es ein Beweis, 
dass die Hülfe einer konkurrierenden Anstalt notwendig sei, und 
der Behauptung könne gar nicht zugestimmt werden, dass nicht 
,^zwei Anstalten für denselben Zweck besser seien als eine", auch 
hierans gehe wiederum die Auffassung hervor, als müsse die 
Rentenbank Selbstzweck sein etc.^). 

Dass dieses Verfahren Fölkersahms in den Kreisen der Lan- 
desrepräsentation Missstimmung gegen ihn erregt hatte, ging aus 
der Stellungnahme des Junikonvents zu dieser Sache hervor. 
Er beschloss, dass diese Angelegenheit „dem nächsten Landtage 
vorzulegen wäre, da es sich um Aufrechterhaltung von Land- 
tagsbeschlüssen handelt". Eine Minorität der Kreisdeputierten und 
Landräte votierte dahin, dass diese Motivierung fortgelassen werden 
möge und dem „Baron Fölkersahm noch vor dem Landtage Gele- 
genheit zu geben sei, sich über die Motive seiner, dem General- 
gouverneur vorgestellten Denkschrift zu erklären". Trotz dieses 
Beschlusses wurde diese Sache auf dem Landtage vom Mai 1854 
nicht weiter berührt. 

So waren dem Votum Fölkersahms sowohl dasjenige der 
Ritterschaft, wie auch dasjenige der Oberdirektion des Kredit- 
systems entgegengetreten und der Erfolg fiel zu Gunsten des 
letzteren aus. Suworow beantwortete die an ihn aus Petersburg 
gerichteten Anfragen im Sinne der Bestätigung des Reglements 
von 1849. Freilich dauerte es noch 3 Jahre, bis die Entscheidung 
in der Form eines am 11. April 1855 Allerhöchst bestätigten Reichs- 
ratsgutachtens kam, durch welches der Generaigouvemeur er- 



1) Akte zur Verbesserung etc., Lit. B Vol. IX pag. 40 flf. 
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mächtigt wurde, „die von der Sozietät zur Ergänzung ihres Regle- 
ments vom Jahre 1802 verfügten Regeln .... in gehörige Wirk- 
samkeit zu setzen* ^). 

Gleichzeitig mit jenem Vorgange im Frühjahre 1852 wurde 
Fölkersahm in eine andere Angelegenheit, ebenfalls in Veranlassung 
seiner Tätigkeit als Präsident der Rentenbank, verwickelt, die noch 
mehr einen gegen ihn persönlich sich richtenden Charakter annahm. 

Es war schon erwähnt worden, wie gering noch im zweiten 
Betriebsjahre die geschäftliche Tätigkeit der Bank gewesen war. 
Wohl veranlasst durch diese unerfreuliche Erscheinung, hatte der 
Generalgouverneur im Frühjahr 1852 an den Präsidenten der 
Rentenbank die Anfrage gerichtet, ^was abseiten der Verwaltung 
gedachter Bank zur möglichsten Förderung ihrer Operationen 
desideriert wird*. Fölkersahm antwortete, dass die Bank auf 
mancherlei mit der neuen Bauerverordnung nicht übereinstimmende 
Hindernisse stosse. Viele ihrer Vorschriften träten noch nicht ins 
Leben, so diejenigen wegen Abteilung des Gehorchslandes; so 
sei auch das Korroborations- und Ingrossationswesen bei den 
Kreisgerichten noch immer nicht geregelt, eine feste, allgemein 
verbindliche Form für die Handhabung des Gesetzes fehle, und 
dem individuellen Urteil der' einzelnen Behörde sei ein zu weiter 
Spielraum gelassen. Namentlich, so schloss er, werde die Tätig- 
keit der zur Beseitigung aller dieser Übelstände berufenen Ein- 
führungskommission dadurch behindert, „dass insbesondere von 
Seiten der Kirchspielsrichter die Ausführung des neuen Gesetzes* 
gehemmt werde, „indem dieselben, statt die bestimmten Vorschriften 
zu vollziehen, zw^ecklose Anfragen an die Einführungskommission 
richten und solchergestalt immer neue Verhandlungen veranlassen*. 

Der Fürst Suworow sah sich veranlasst, diese Bemerkungen 
Fölkersahms durch die Gouvernementsregierung einigen Kirch- 
spielsrichtern zur Kenntnis bringen zu lassen, zugleich mit der 
Vorschrift, „alle unnötigen Anfragen, sowie jede überflüssige Kor- 
respondenz hinkünftig zu vermeiden* '). 

Unter anderen gelangte diese Admonition auch an die beiden 
Kirchspielsrichter G. von Transehe-Roseneck und C. von Stein- 
Judasch. Beide sahen hierin nicht nur eine unberechtigte Einmi- 
schung Fölkersahms in ein ihm nicht kompetierendes Gebiet, 



1) A. a. O. B Vol. X pag. 21. 
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sondern auch ein denunziatorisches Verhalten desselben, und wandten 
sich beschwerdeführend an den Adelskonvent. Das Schreiben des 
Herrn von Transehe lautete folgendermassen : »Der Präsident der 
Hvländischen Bauerrentenbank Herr Baron von Fölkersahm hat dem 
Oberbefehlshaber dieses Gouvernements die Anzeige gemacht, dass 
»insbesondere von selten der Kirchspielsrichter die Ausfuhrung des 
neuen Gesetzes (vom Jahre 1849) behindert wird'. 

Ich erachte es als Glied der Hvländischen Ritterschaft für 
meine Pflicht, solches zur Kenntnis Eines Hochwohlgebornen Hv- 
ländischen Adelskonvents zu bringen und um dessen Vertretung 
der Kirchspielsrichter gegen eine so harte Anklage zu bitten. 

Ein Hochwohlgebomer Adelskonvent wird aus beigefugter 
Abschrift eines mir als Kirchspielsrichter gewordenen Befehls aus 
der Hvländischen Gouvernementsregierung das nähere zu ent- 
nehmen geruhen. 

Der Herr Baron von Fölkersahm klagt die Kirchspielsrichter 
eines Verbrechens an, auf welche die Strafe der Entziehung aUer 
Standesrechte und der Verweisung zu schwerer Zwangsarbeit in 
Festungen steht. Der Herr Baron von Fölkersahm klagt aber 
nicht nur die Kirchspielsrichter an, denn der Ausdruck ,insbe- 
sondere* begreift in sich, dass auch von anderer Seite her die 
Ausführung des Gesetzes behindert wird; da aber Baron Fölker- 
sahm zu Eingang seiner Anzeige den kompetenten Autoritäten das 
Zeugnis ihrer Bemühungen gibt, so kann die Anklage, welche in dem 
Worte ,insbesondere* liegt, nur gegen den Adel gerichtet sein. 

Ein Hochwohlgebomer Adelskonvent wird ermessen, welche 
Gefahr dem Lande notwendig erwachsen müsse, wenn der Ober- 
befehlshaber des Gouvernements in gleichem Sinne, wie Baron 
Fölkersahm ihm, eine Unterlegung Allerhöchsten Orts gemacht 
hätte. Ich vertraue Einem Hochwohlgebornen Adelskonvente, dass 
er die geeigneten Schritte tun werde, die Anklage des Herrn Baron 
von Fölkersahm, wo erforderlich, ins gehörige Licht zu stellen, 
mir vorbehaltend den Herrn Baron von Fölkersahm vor dem 
nächsten Landtage zur Verantwortung zu ziehen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Eines Hochwohlgeborenen Hvländischen Adelskonvents 

gehorsamster Diener 

G. von Transehe'). 
Roseneck, d. 29. Mai 1853.** 

1) Akte zur Verbesserung etc., Lit. B Vol. IX pag. 71. 
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Die Beschwerde des Herrn von Stein hatte nachstehenden 
Inhah : 

„Aus einem an mich gerichteten Befehl Einer Erlauchten 
Livländischen Gouvernementsregierung vom 22. April d. J. sub 
Nr. 10819 ersehe ich, dass es dem Herrn Präsidenten der Livlän- 
dischen Bauerrentenbank Baron von Fölkersahm gefallen hat, 
Seiner Diwchlaucht dem Herrn Generalgouverneur anzuzeigen, ,dass 
insbesondere von Seiten der Kirchspielsgerichte die Ausführung 
des neuen Gesetzes behindert wird, indem dieselben statt die be- 
stimmten Vorschriften der Agrar- und Bauerverordnung zu voll- 
ziehen, zahlreiche Anfragen an die Einfuhrungskommission richten 
und solchergestalt immer neue, deren eigentliche Tätigkeit lähmende 
Verhandlungen veranlassen'. 

Ist nun der Herr Präsident der Rentenbank weder Mitglied 
Einer Allerhöchst verordneten Einführungskommission, noch mit der 
Beaufsichtigung der Tätigkeit und des Geschäftsganges der Kirch- 
spielsgerichte beauftragt, so erregt es zunächst Verwunderung, 
dass er sich für befugt halten hann Vorwürfe und Anklagen, wie 
die erwähnten es sind, auszusprechen, da dieselben eine genaue 
Einsicht in die Verhandlungen sowohl' Einer Allerhöchst verord- 
neten Einführungskommission als der Kirchspielsgerichte voraus- 
setzen. Kann aber der Unterzeichnete in der Agrar- und Bauer- 
verordnung von 1849 keine Vorschrift finden, die den Herrn Präsi- 
denten der Rentenbank ermächtigte den Kirchspielsgerichten gegen- 
über eine fiskalische Stellung einzunehmen, und muss er sich in 
den angeführten allgemeinen Anklagen gegen die Kirchspielsge- 
richte mit inbegriffen erachten, so bleibt ihm zur Wahrung seiner 
Amtsehre und seiner Amtsbefugnisse nichts übrig, als Einen Hoch- 
wohlgeborenen Adelskonvent zu ersuchen: 

den Herrn Präsidenten der Rentenbank aufzufordern die 
von ihm formulierten allgemeinen Anklagen durch Nach- 
weisung spezieller Fälle zu beweisen und diejenigen 
Kirchspielsrichter namhaft zu machen, die sich des von 
ihm Sr. Durchlaucht dem Herrn Generalgouverneur 
angezeigten Vergehens schuldig gemacht haben sollen. 
Der Unterzeichnete glaubt zu diesem ergebensten Gesuche 
bei der Schwere der vorgebrachten Anklagen um so mehr berech- 
tigt zu sein, als einerseits die Adelsrepräsentation es immer zu 
ihren wesentlichen Prärogativen gezählt hat den Beamten des Adels 
ihren Schutz angedeihen zu lassen, andererseits aber die Bauer- 
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rentenbank, und mithin ihr Präsident, unzweifelhaft Einem Hoch- 
wohlgeborenen Adelskonvent für ihre amtlichen Handlungen ver- 
antwortlich sind. 

Judasch, d. 30. Mai 1852. 

C. von Stein, 

Kirchspielsrichter* ^). 

Auf dem Junikonvent von 1852 waren die Ansichten in Bezug* 
auf die Verhandlung dieser Angelegenheit geteilt. Die Majorität 
der Deputierten stimmte dem Antrage Steins zu, indem sie sen- 
tierten, «dass zum Schutz der verletzten Amtsehre sämtlicher Kirch- 
spielsrichter die Residierung zu beauftragen sei* bei der Gouver- 
nementsregierung darauf anzutragen, dass Fölkersahm angewiesen 
werde, „nach Massgabe der von den Herren Kirchspielsrichtern 
von Stein und von Transehe eingebrachten Bitten, und namentlich 
des von Herrn von Stein gestellten Petitums, seine Anklage zu 
erweisen*, sowie dass diese Angelegenheit „nach Analogie der 
Sache, betreffend die von dem Herrn Rentenbankpräsidenten ge- 
machte Vorstellung gegen die Bestätigung des Reglements des 
Kreditvereins über Kauf und Verkauf von Land an Bauern mit 
Hülfe des Systems, zur Kenntnis des nächsten Landtages ge- 
bracht werde*. 

• Die Minorität, bestehend aus den Herren von Transehe, Baron 
Wolflf, V. Maydell-Linnamäggi und Baron Ungem-Errestfer, sprachen 
sich gegen dieses Sentiment aus, weil ihrer Meinung nach gegen 
Fölkersahm nicht eher vorgegangen werden könne, bevor ihm die 
Gelegenheit gegeben worden sei „sich über die Motive zu seinem 
Memoire zu erklären*. Daher sei den Herren von Transehe und 
von Stein anheimzustellen, gegen Fölkersahm bei den kompetenten 
Behörden zu klagen. 

Die Majorität der Landräte stimmte diesem Minoritätssenti- 
ment prinzipiell zu, wollte aber eine Berichterstattung an den Land- 
tag festgesetzt sehen. Die Landräte von Rennenkampff, von 
Numers und Baron Vietinghoflf adstipulierten dem Sentiment der 
Majorität mit der Motivierung, „dass den Kirchspielsrichtern der 
Schutz des Konvents nicht versagt werden dürfe, weil in der Ver- 
weigerung desselben eine stillschweigende Anerkennung für das 
Verfahren des Rentenbankpräsidenten liegen würde**). 

^) Akte zur Verbesserung etc., Lit. B Vol. IX pag. 73. 

'^) Ritt- Archiv Nr. 34 Llt. C, Koaventsakte v. Juni 1852, Gesuch Nr. 5 u. 6. 
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Das Sentiment der Majorität wurde zum Beschluss erhoben 
und am 10. Juni 1852 sub Nr. 334 der Gouvernementsverwaltung 
zugefertigt. 

Am 18. September 1852 sub Nr. 11 15 antwortete hierauf der 
Generalgouverneur dem Landratskollegium in einem Schreiben, in 
dem er sehr für Fölkersahm eintrat und den Antrag des Konvents 
auf das entschiedenste zurückwies. In scharfer Polemik machte er 
dasselbe auf das seiner Auffassung nach Ungehörige des Konvents- 
schlusses aufmerksam und suchte nachzuweisen, dass Fölkersahm 
vollkommen ungerechtfertigterweise angegriffen worden sei. Er 
könne, so hiess es in dem Schreiben, „nach sorgfältiger Prüfung 
der Sache* sein „Befremden über den in Rede stehenden Beschluss 
der Adelsrepräsentation nicht unterdrücken". Es müsse „allem vor- 
gängig bemerkt werden, dass der Baron Fölkersahm nicht aus 
eigener Bewegung, sondern infolge* seiner „ausdrücklichen Auf- 
forderung, sich darüber amtlich zu äussern, was abseiten der Bank- 
verwaltung zu nützlichster Förderung ihrer Operationen desideriert 
wird*, die erwähnte Antwort erteilt habe. Eine spezielle Anklage 
gegen sämtliche Kirchspielsrichter sei hierbei weder beabsichtigt 
gewesen, noch auch enthalte jene Bemerkung irgend etwas, „was 
in diesem Sinne gedeutet werden könnte*. Jene Bemerkung des 
Baron Fölkersahm sei „obrigkeitlich als gegründet anerkannt* 
und darauf am 22. April ein Zirkular an jene Kirchspielsrichter er- 
lassen worden; in Anbetracht dessen „musste der Konvent .... 
sich selbst sagen*, dass wenn deshalb einige Kirchspielsrichter 
bei ihm Klage fuhren, „die Annahme und Beurteilung solcher Be- 
schwerde, als gegen eine administrative Anordnung der Obrigkeit 
gerichtet, ganz ausser der Kompetenz der Adelsrepräsentation lag*. 
Daher sei jener Beschluss derselben ^als unzuständige Einmischung 
in die Wirksamkeit der Gouvernementsobrigkeit mit der Empfeh- 
lung zu bezeichnen, dass die Adelsrepräsentation für die Zukunft 
sich derartiger Ubergriflfe enthalten möge* etc. Da ferner nun der 
Präsident der Rentenbank durch eine irrtümliche Auffassung bloss- 
gestellt worden sei, so müsse er darauf antragen, dass die vor- 
stehende Auffassung, die gleichzeitig der Gouvernementsregierung, 
der Einführungskommission und dem Baron Fölkersahm mitge- 
teilt worden sei, durch das Landratskollegium auch sämtlichen 
Kirchspielsrichtern bekannt gemacht werden möge^). 

M Akte zur Verbesserung etc., Vol. IX pag. 107. 
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Es gelang dem Landmarschall Baron Nolcken die Residierung 
von der Ausführung dieser letzteren peinlichen Anordnung wegen 
der Publikation an die Kirchspielsrichter zu liberieren. Er rich- 
tete an den Fürsten Suworow ein Schreiben, in dem er ihn bat, 
die Repräsentation von der Ausfuhrung dieses Auftrages dispen- 
sieren zu wollen, „weil dieselbe bei der in Rede stehenden kirch- 
spielsrichterlichen Beschwerde nicht beteiligt sei*. Suworow ging 
hierauf ein und beauftragte darauf den Zivilgouverneur, diese 
Publikation mittelst Zirkular an alle Kirchspielsrichter Livlands 
gelangen zu lassen und ihnen namentlich zu eröffnen, dass sie 
„durchaus keinen Grund gehabt, weder überhaupt wegen der in 
Rede stehenden obrigkeitlichen Massnahme, noch insbesondere 
wider den Baron Fölkersahm Beschwerde zu führen, während es 
auf der andern Seite dem Adelskonvent nicht zugestanden, die 
desfallsigen Beschwerden einiger Kirchspielsrichter, wie geschehen, 
an die Gouvernementsregierung zu bringen* ^). 

Durch diese energische Stellungnahme des Fürsten Suworow 
für Fölkersahm und gegen den Adelskonvent war diese Angele- 
genheit erledigt. 

In den Reihen seiner speziellen Anhänger hatte dieser Vorgang 
Fölkersahm nicht, oder doch nur ganz ausnahmsweise geschadet. 
Dieses wurde bei Gelegenheit einer Versammlung der Glieder der 
liberalen Partei konstatiert, die am 15. Juli 1852 in Kremon statt- 
fand. Daselbst referierte Fölkersahm über diesen Konflikt, und 
mit Ausnahme der Herren W. von Bock-Schwartzhof und Otto 
Baron Laudon-Serben äusserte sich niemand von den zahlreich 
Anwesenden in irgend einer Hinsicht tadelnd über das Verhalten 
des Präsidenten der Rentenbank. Ersterer führte aus, wie Fölker- 
sahm seines Erachtens ,seine Stellung verkannt und seine Kom- 
petenz überschritten* habe. Denn die Oberdirektion der Renten- 
bank sei keineswegs eine politische Aufsichtsbehörde, .... viel- 
mehr sei sie die Verwaltungsbehörde eines vom resp. Publikum 
fakultativ zu brauchenden oder nicht zu brauchenden Kreditinstituts, 
dessen Oberdirektion sich also auch nur innerhalb der geschäfts- 
ordnungsmässigen und technischen Schranken desselben dem Ge- 
neralgouverneur gegenüber hätte äussern sollen* etc. Laudon 
stimmte dieser Ausführung bei; als aber Fölkersahm ^mit einem 
kurzen gelassen verlautbarten Widerspruch* hierauf geant- 
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wortet hatte, war die Diskussion über diesen Gegenstand beendet 
und die Versammlung beschäftigte sich mit dem eigentlichen Zweck 
ihrer Konvozierung '). 

Dass diese Unannehmlichkeiten Fölkersahm persönlich sehr 
nahe gingen und in ihm den Gedanken wachriefen, seiner Stellung 
als Präsident der Rentenbank zu entsagen, ging aus nachstehen- 
dem Brief seines Freundes, des Landrats F. von Sivers, vom 17. De- 
zember 1852 hervor, in dem es unter anderem hiess: „Ich weiss 
und fühle, wie drückend Dir diese Stellung sein muss bei der gegen- 
wärtigen Zusammenstellung des Konvents, weil man, statt Dich zu 
unterstützen, Dir nach Möglichkeit Hindernisse in den Weg legt; 
mit Deiner Abdankung verliert aber die Sache unendlich viel, 
wenn sie nicht gar ganz zusammenbricht; dieses hast Du zu be- 
denken, weil Du alles tun musst, die von Dir ins Leben gestellte 
Sache zu stützen. Wer aushält, erlebt Wunder, und so halte also 
auch Du aus, bitte, bitte!**) 

Der Zweck der nach Kremon zusammenberufenen Versamm- 
lung bestand darin, dass ein Verein gegründet werden sollte zur 
Beschaffung einer „Unterstützungskasse für unbemittelte Studenten 
der Universität Dorpat", mit der Motivierung, um hierdurch seitens 
der Gründer ein „Merkmal" zu liefern „ihrer Achtung für wissen- 
schaftliche Bildung und in Anerkennung der bisherigen Wirksam- 
keit der Universität Dorpat". Die Kasse sollte erhalten werden 
durch einen jährlichen Beitrag von 10 Rbl. von jedem der unter- 
zeichneten Stifter. Die Stipendien konnten die Höhe von 150—300 
Rbl. erreichen und sollten verteilt werden können „an Studie- 
rende jeder Nation, jeden Glaubens, jeden Standes und jeder 
Fakultät, jedoch nur zum Zweck eines regelmässigen Kursus auf 
der Universität Dorpat" etc.^. 

Auf den Vorschlag des Herrn W. v. Bock erhielt die Stiftung 
den Namen: „Stiftung vom Jahre 1851 für akademische Bildung,* 
Derselbe wurde einstimmig als kassafuhrender Direktor und Schrift- 
fuhrer in den Vorstand des Vereins gewählt, deren Funktionen er 
bis in die 60 er Jahre ausführte. 

Unterzeichnet war die Stiftung von folgenden, damals in 
Kremon anwesenden Gliedern der Fölkersahmschen Partei : H. Föl- 



1) W. von Bock: „Erinnerungen an H. Fölkersahm'^; pag*. 33. 

2) Archiv der Gesellschaft för Geschichte und Altertumskunde der Ostsee- 
provinzen Russlands. 

*) Abschrift der Stiftungsurkunde im Archiv Fölkersahm, attestiert vom 
^chriftftlhrer W. v. Bock am 30. Juni 185a. 
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kersahm; G. G. Wolff; H. Bock; Fr. Sivers; Richard Wolff 
A. Samson; Th. v. Krüdener; August v. Oettingen; W. v. Bock 
Leon V. Brasch; E. v. Wulf; A. v. Sivers; Ed. v. Krüdener 
C. von MensenkampfF; Burchard Klot; Friedrich WolfF; H. von 
Sivers -Laudon; C. v. Gavel; Karl Bruiningk-Palloper; Karl Brui- 
ningk; Jakob Klot; G. v. Krüdener. 

Es wurde angenommen, dass zugleich mit diesem humanen 
Zweck auch der parteipolitische verbunden werden sollte, sich 
jährlich einmal an dem Stiftungstage des Vereins zusammen- 
zufinden, um in regem Konnex zu bleiben. Das Ausbleiben ein- 
zelner Fraktionsgenossen wurde schon damals, namentlich von 
Fölkersahm und August Oettingen, scharf beurteilt, so namentlich 
das Nichterscheinen Artur Richters, der sich krankheitshalber ent- 
schuldigt hatte ^). 

Der Verein besteht noch zurzeit unter der gebräuchlichen 
Bezeichnung „Fölkersahm- Stiftung" und hat im Laufe der Jahre 
vielen armen Studenten Subsistenzmittel gewährt. 

Nach diesen Vorgängen des Winters und Frühjahrs 1852 war 
eine Zeit ruhiger, parteiloser Landesarbeit gefolgt. Das Jahr 1853 
hatte nur einen Adelskonvent, im August, notwendig gemacht, 
der über die laufenden Angelegenheiten Beschluss fasste, unter 
denen sich einer von besonderer Bedeutung befand. 

G. von Koskull zu Goldbeck nämlich hatte einen Antrag 
eingereicht, dahin gehend, „aus den verschiedenen Kreisen Liv- 
lands Gutsbesitzer zu ernennen, die, mit den Lokalverhältnissen 
derselben bekannt, nach einer genauen Beprüfung der Agrarver- 
ordnung in ihrer praktischen Anwendung dem versammelten 
Landtage im Jahre 1855 desfallsige Vorschläge zu machen haben 
werden**. Der Antragsteller wies darauf hin, wie schon der 
Kaiserliche Ukas vom 9. November 1849 nach Ablauf von 6 Jahren 
Abänderungsvorschläge von selten des Generalgouverneurs in 
Gemeinschaft mit dem Adel in Aussicht genommen habe. Nun 
seien schon so manche §§ der letzten Bauerverordnung auf Hin- 
dernisse gestossen, ^die eine gänzliche Weglassung oder zum 
mindesten eine Abänderung derselben wünschenswert erscheinen* 
Hessen. Daher dränge sich „eine vorläufige Beprüfung der in der 
Praxis als zwecklos oder gar als nachteilig sich erweisenden 
Bestimmungen als eine Notwendigkeit auf**. 



i) W. von Bock: .^Erinnerungen an H. Fölkersahm." 
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Dass dieser Vorschlag zunächst nicht als eine Massregel im 
reaktionären Sinne, sondern als durch die praktische Erfahrung 
der letzten Jahre gebotene aufgefasst wurde, ging daraus hervor, 
dass sich im Konvent in Bezug auf die Behandlung desselben 
keine Meinungsverschiedenheit geltend machte, sondern einstimmig 
beschlossen wurde, ihn „dem nächsten Landtag .... zur Ver- 
fügung zu stellen**, da die im Gesetz vorgesehene Frist erst im 
November 1856 ablaufe. 

Dem Mailandtag 1854 lag ausser dem Antrage des Herrn 
V. KoskuU noch ein zweiter, ganz in demselben Sinne, des Land- 
rats von Hagemeister vor und auch dieses Mal wurden beide im 
Prinzip einstimmig akzeptiert. Nur insofern erhielt diese Sache 
eine einigermassen politische Färbung, als zu Gliedern der bean- 
tragten Komniission vorzugsweise konservative Parteigänger er- 
wählt wurden, nämlich : für den Riga-Wolmarschen Kreis die Herren : 
von Löwis- Kaipen und Baron Campenhausen -Grellen; für den 
Dorpat-Werroschen: Baron Ernst Nolcken und Dr. v. Sivers-Alt- 
Kusthof ; für den Wenden-Walkschen : Herr v. Koskull-Goldbeck und 
von Hagemeister - Alt Drostenhof und für den Pernau-Fellinschen: 
die Herren v. Helmersen-Karolen und v. Zur-Mühlen-Tennasilm. 

Dieser Mailandtag von 1854 stand wesentlich unter dem Ein- 
druck des im Oktober 1853 ausgebrochenen Krimkrieges. Die ge- 
samte Ritterschaft identifizierte sich auf das unbedingteste mit dem 
Schicksal, dem Russland entgegenging, mit dem des „Vaterlandes*, 
wie solches in späteren Dezennien bei gleicher Gelegenheit in so 
hohem Masse nicht mehr der Fall war. Diesen Gefühlen gab der 
Landmarschall Baron Nolcken in seiner Eröffnungsrede Ausdruck. 
,,Tief durchdrungen**, so sagte er, „von der Überzeugung des 
Rechts, das unserer Sache zur Seite steht .... hat sich eine 
patriotische Bewegung der Herzen aller bemeistert, wie Ähnliches 
vielleicht nur in der Geschichte der alten Völker vorgekommen 
sein mag.** Diese Begeisterung erwecke das Bedürfnis sich Opfer 
aufeuerlegen, um „die Mittel des Staates vergrössern zu helfen*. 
Blicke man in dieser Hinsicht auf alle Gouvernements des Reichs, 
so könne man nur „bewundernd ausrufen: Ja! Russland ist gross 
und unüberwindlich, denn ein solcher Geist ist eine feste Burg*. 
Auch an die Ritterschaft trete nun die Frage heran, wie sie „das 
tief gefühlte Bedürfnis, Gut und Blut für das Vaterland zu opfern*, 
am würdigsten betätigen solle. Die adlige livländische Jugend 
eile schon zu den Fahnen und viele würden noch folgen. Den 

18 
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älteren Gliedern der Ritterschaft liege es nun ob, in einer Adresse 
an den Kaiser dem Gefühle Ausdruck zu geben, das „wir alle 
mit der Muttermilch eingesogen haben, nämlich: treu bis in den 
Tod zu sein Gott, Kaiser und Vaterland* etc.^). 

Zahlreiche Anträge bezogen sich auf die in dieser Rede ange- 
deuteten Massnahmen. Der Landrat Baron VietinghoflF hatte vor- 
geschlagen, aus Landesmitteln die Summe von 66.ooo Rbl. zum 
Bau von „Kanonenbooten* herzugeben; Landrat von Stryk befür- 
wortete die Anstellung von 6 lutherischen Feldpredigern in der 
Türkei und in Asien für die Dauer des Krieges; für die Bewachung 
der baltischen Küste und zur Befestigung Dünaburgs wurden Mass- 
nahmen auf Landeskosten in Aussicht genommen ^. 

Vor allem aber handelte es sich um die an den Kaiser zu 
richtende Adresse, die im Zusammenhang mit dem Antrag des 
Landrats Vietinghoflf überreicht werden sollte. Einstimmig und 
„mit lauten Beifallsrufen* hatte der Landtag beschlossen, mittelst 
jener Eingabe Sr. Majestät „die gehorsame Bitte zu unterbreiten*, 
66.000 Rbl. „als Beitrag zum Bau von Kanonenbooten und zu an- 
deren Kriegszwecken* dem Fürsten Suworow zur Disposition stellen 
zu dürfen. Der Landmarschall und der residierende Landrat wur- 
den ersucht den Entwurf der Adresse zu machen. Wenige Tage 
darauf, am 13. Mai 1854, Hess Baron Nolcken diese verlesen, die 
von allen Landräten bereits genehmigt worden war. Trotzdem 
wurde die Redaktion nicht ohne weiteres akzeptiert, sondern führte 
zu recht lebhaften Diskussionen und wiederum zur Betätigung der 
parteipolitischen Gegensätze, ja sogar zu prinzipiellen Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb der liberalen Fraktion selbst. Fölker- 
sahm nämlich hatte von sich aus ebenfalls eine Adresse aufgesetzt 
und diese in Nr. 35 des St. Petersburger Hotels, dem Versamm- 
lungslokal seiner Partei, zur Beprüfiing vorgelegt. Dieser Entwurf 
lautete folgendermassen : 

„Erst spät naht sich die livländische Ritterschaft Ew. Majestät 
Throne mit dem Zeichen ihrer Gesinnung. Nur zufallige Umstände, 
nicht Mangel an Hingebung für die heilige Aufgabe der Gegen- 
wart, haben diese Verzögerung herbeigeführt. Alle Teile Ew. 
Majestät grossen Reiches haben in den verschiedensten Opfern 
einen Ausdruck gesucht für die Treue gegen Ew. Majestät glor- 

1) Landtagsrezess von 1854 pag. 4. 

y Landtagsrezess von 1854 pag. 11, 96, 75 und 132 ff. 
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reiches Herrscherhaus. Auch der livländischen Ritterschaft konnte 
die gewohnte stille Pflichterfüllung nicht genügen, in einem Augen- 
blick, wo die herannahenden grossen Ereignisse von jedem ein 
Bekenntnis und eine Betätigung fordern. Die livländische Ritter- 
schaft hat, indem sie Ew. Majestät untertänigst um Erlaubnis bittet, 
dem Herrn Kriegschef von Livland die Summe von 66.000 R. S. 
zum Bau von Kanonenböten und anderen Kriegszwecken zur be- 
liebigen Disposition stellen zu dürfen, nur versucht, ihren lokalen 
Verpflichtungen zu genügen, aber sie fühlt sich im Bewusstsein 
ihrer Aufgabe gedrungen Ew. Majestät auszusprechen, dass sie ihr 
\'^ermögen, ihre Befähigungen, ihr Blut zur Verfügung Ew. Majestät 
stellt. Die livländische Ritterschaft hat in Ew. Majestät stets den 
Schutzherrn ihrer höchsten, unveräusserlichen Güter, ihres Glau- 
bens, ihrer Sprache und der Sitte ihrer Väter verehrt, und würde 
es derselben im Widerspruche mit der ritterlichen Gesinnung er- 
scheinen, wenn sie neben diesem Schutze ein Mass für diese Opfer 
denken sollte. Welche Opfer auch die nächste Zukunft erheischt, 
zu welchen Leistungen auch die livländische Ritterschaft aufge- 
rufen werden sollte, sie bittet Ew. Majestät zu glauben, dass sie 
mit jener geistigen Erbschaft ihrer Väter auch den ursprünglichen 
Rittersinn der Wahrheit und Treue bewahrt, welcher Leben und 
alle zeitlichen Güter stets als Eigentum des Vaterlandes ansieht" ^). 
Über diese Redaktion im Vergleich zu der von Nolcken ent- 
worfenen, sowie über die Verhandlung in jener Parteiversammlung 
lauteten die Erinnerungen eines Zeitgenossen und Mitgliedes jener 
Fraktion, des Herrn Woldemar von Bock-Schwartzhof, folgender- 
massen: ,Der damalige Landmarschall Gustav Nolcken, zweiter 
Sohn des 1853 verstorbenen Georg Nolcken, hatte einen Wortlaut 
beantragt, der, übrigens durchaus unanstössig, den in solchen 
Fällen unvermeidlichen ,Brustton' anschlug. Fölkersahm hinwie- 
derum hatte einen Konkurrenzwortlaut entworfen, den er, gestützt 
auf seine Partei, gegen den Nolckenschen durchzusetzen hoffte: 
im Grunde die reine Kraftprobe. Auf einer Versammlung seiner 
Partei in dem herkömmlichen Lokal, im Hotel St. Petersburg 
Nr. 35, die auch ich besuchte, trug er denselben vor. Natürlich 
durften auch hier hochtönende Loyalitätsphrasen nicht fehlen, doch 
imponierte mir die ebenso zeitgemässe und feine, wie unter den 
gegebenen Umständen äusserst kühne Schlusswendung, denn sie 

1) Ritt.-Archiv Nr. 100 Vol. LVII, Landtagsakte von 1854. 
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konnte, ja musste logischerweise aufgefasst werden als Abhängig- 
machung unserer Loyalität gegen den Kaiser von des Kaisers 
Loyalität gegen uns. Die Schlusswendung nämlich ging ungefähr 
dahin, ihm, dem Kaiser als dem erhabenen Schutzherm unserer 
unveräusserlichen Güter, gegenüber kenne die livländische Ritter- 
schaft in Hingabe ihres Gutes und Blutes keine Grenzen! Nun 
aber sollte sich das möglichst Unerwartete und Komische begeben, 
dass, zunächst wenigstens, seine ,orthodoxen' Anhänger*, zu denen 
sich der Schreiber dieser Erinnerungen nicht rechnete, „. . . . ihn 
im Stich zu lassen schienen, während, einen Augenblick wenigstens, 
gerade ich, der nun schon .... skeptisch .... ihm gegenüber- 
gestanden hatte, sein einziger Nothelfer schien werden zu sollen. 
Stehend und umstanden von den übrigen, hatte er seinen Entwurf 
vorgelesen, aber statt des gewohnten Jubels umgab ihn verlegenes 
Schweigen, und als er betreten um sich schaute, gewahrte er 
nichts als lange Gesichter seiner AUergetreuesten. Sie hatten eben 
nur den verhassten Huldigungsklingklang gehört, während ihnen 
die feine Schlusspointe völlig entgangen war. Mit dem Ausdruck 
tiefster Entmutigung wandte er sich an mich mit den Worten: 
,Bock, was sagen vSie dazu?* Meine mit Überzeugung und Wärme 
zwar, doch zugleich auch mit dem vollen Bewusstsein der Para- 
doxie des Auftrittes ausgesprochene Antwort lautete ungefähr: 
ich sei zwar mit der stillen Hoffnung nach Riga gekommen, dass 
irgend etwas Derartiges in dem geschichtlich so bedeutenden 
Moment zustande kommen dürfte; doch müsse ich bekennen, sein 
soeben vernommener Entwurf habe meine kühnsten Erwartungen 
übertrofFen! Fölkersahms Auge erglänzte und seine anfangs so 
decontenancierten Zuhörer, die mich doch gut genug kannten, um 
zu wissen, dass mein Beifall nicht der Phrasenhülse gelten konnte, 
Hessen sich nun gelehrig den schmackhaften Kern herausschälen 
und als es dann auf dem Landtage zur Abstimmung über die 
beiden Konkurrenzentwürfe kam, stimmten sie wie ein Mann für 
den Fölkersahmschen* *). 

So standen sich die Parteien wieder gerüstet gegenüber, als 

Nolcken seinen Entwurf verlesen Hess. Unmittelbar darauf trug 

Fölkersahm den seinigen vor und beantragte ein Ballotement über 

denselben, falls er nicht einstimmig angenommen werden sollte. 

Nun entspann sich eine sehr lebhafte Diskussion. Einige 



J) W. V. Bock: ^Erinnerungen an Hamilkar Fölkersahm^ pag. 36. 
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Herren, so der Kreisdeputierte von Tiesenhausen-Weissensee, 
wollten Fölkersahm das Recht bestreiten, überhaupt einen neuen 
Entwurf einzubringen, da der Landtag den Landmarschall und die 
Residierung mit der Abfassung der Adresse betraut habe. Auch 
Nolcken war dieser Ansicht in thesi, erklärte aber zugleich, sich 
„seines Rechtes soweit begeben zu wollen, als er hiermit dem 
Herrn Baron Fölkersahm eine Gleichberechtigung zuerkenne". 
Viel wurde nun noch hin und her geredet über die Art, wie die 
Beprüfung der beiden Redaktionen vor sich gehen sollte etc., bis 
Nolcken wiederum das Wort zur Entscheidung ergriff. Er führte 
aus, wie „die Anschauung in beiden Adressentwürfen dieselbe sei, 
nur dass in dem seinigen den Gefühlen diejenigen Schranken ge- 
zogen seien, die er einhalten zu müssen geglaubt, dagegen in der 
Adresse des Baron Fölkersahm diesen Gefühlen mehr freier Lauf 
gelassen sei", und schlug eine Abstimmung durch Aufstehen und 
Sitzenbleiben vor. Mithin war der Versammlung diese Frage nun 
doch als eine prinzipielle insofern zum Bewusstsein geführt worden, 
als der eine Entwurf absichtlich mehr einen konstitutionellen 
Rechtsstandpimkt, der andere mehr den realpolitischen der unbe- 
dingten Loyalität vertrat. Nachdem nun noch längere Zeit disku- 
tiert worden war, einigte man sich dahin, dass zur Entscheidung 
darüber, welcher Entwurf nun die Majorität habe, die Landtags- 
glieder sich in der Weise im Saale teilen sollten, diass diejenigen, 
die für die Nolckensche Adresse seien, sich rechts, die anderen 
links vom Sitz des Landmarschalls aufstellen sollten. Dieses ge- 
schah, ergab aber ein so zweifelhaftes Resultat, dass Nolcken 
erklärte, er könne hieraus kein Resultat ziehen und es müsse 
morgen ballotiert werden, jedoch in der Weise, dass, da bei einer 
Loyalitätsadresse Stimmen mit „Nein" nicht am Platz seien, die 
Bälle auf der einen Seite für die eine Fassung und auf der anderen 
Seite für die andere zählen sollten, wodurch nur affirmative VotdL 
abgegeben werden würden. 

Am 14. Mai 1854 fand sodann dieses Ballotement statt, das 
wieder den Beweis lieferte, dass die konservative Partei die mäch- 
tigere war, denn der Fölkersahmsche Entwurf fiel gegen den 
Nolckenschen mit 74 gegen iio Bälle durch. Diese Niederlage in 
der oben als „Kraftprobe" bezeichneten Konkurrenzangelegenheit 
war für die Liberalen um so peinlicher, als die beiden gegne- 
rischen Führer hierbei mehr oder weniger persönlich als Verfasser 
der Entwürfe engagiert waren, und so erklärte es sich, dass Föl- 
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kersahm sie besonders empfand. ,Nun aber verfiel er**, so schrieb 
W, von Bock weiter in seinen Erinnerungen, „der offenbar auf 
einen glänzenden Sieg über seinen Nebenbuhler Nolcken gerechnet 
hatte, in die heftigste Aufregung, was ihm bei seiner bewunde- 
rungswürdigen Selbstbeherrschung nur selten begegnete". Es sei 
Nolcken eine Verletzung der Geschäftsordnung bei der Abstim- 
mung vorgeworfen worden, die es seinen Gegnern von nun an 
unmöglich machen sollte femer unter seiner Leitung zu tagen. 
Freilich seien die „ruhiger Beurteilenden" anderer Meinung gewesen 
und hätten die Leitung Nolckens fiir korrekt gehalten, doch seien 
sie mit ihrer Ansicht nicht durchgedrungen und bald habe es sich 
gezeigt, dass die Missgünstigen einen „Hauptschlag* in Aussicht 
genommen hatten. Es wurde bekannt, „dass noch am Abend des- 
selben Tages auf Nr. 35*, fuhr Herr v. Bock fort, „eine grössere 
Versammlung als gewöhnlich abgehalten werden solle, bei der 
mich einzufinden auch ich aufgefordert wurde. Zugleich aber 
erhielt ich die Mitteilung, diesmal sollten die Türen von Nr. 35, 
eines ziemlich geräumigen Saales, weiter als gewöhnlich geöffnet, 
d. h. auch möglichst viele, die weder im engeren noch im weiteren 
Sinne zur Partei gehörten und die sonst ^nimmer Zutritt erlangt 
haben würden, Einlass erhalten. In der Tat fand ich abends einen 
Galgentisch von möglichst grossen Dimensionen hergerichtet und 
es blieb auch kein Platz unbesetzt; die Anzahl der Anwesenden 
belief sich auf 60—70, reichlich das Doppelte des durchschnittlichen 
Parteibestandes. An der Aussenseite der kurzen Quertafel hatte 
Fölkersahm Platz genommen, umgeben von einem Generalstab 
AUerergebenster. Mich langweilte im Grunde diese ganze Sache, 
obgleich ich selbst von Herzen für den Fölkersahmschen Entwurf 
gestimmt hatte und dessen Verwerfung bedauerte. Da aber einmal 
der Nolckensche, wie ich überzeugt war, völlig regelrecht durch- 
gedrungen war, so konnte man, so däuchte mir, dem Uneinge- 
weihten, füglich sich dabei beruhigen, um so mehr, als es praktisch 
ziemlich gleichgültig war, ob der eine oder der andere Wortlaut 
nach Petersburg gelangte. 

Ich hatte also fast an dem äussersten Ende einer der beiden 
Langtafeln, mithin weit ab von Fölkei-sahm, zu einigen näheren 
Bekannten mich gesetzt. Ich hatte gar nicht beachtet, dass immer 
noch kein Trinkspruch laut geworden, kein Toast ausgebracht 
war, als plötzlich der von Fölkersahm und August Oettingen 
1852 in Kremon so misstrauisch und unglimpflich vermisste Artur 
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Richter an mich herantrat, um mich zu fragen, ob ich es nicht an- 
gemessen fände, dass man unserem Freunde Fölkersahm, gleichsam 
als Entschädigung für die heute Vormittag erlittene Niederlage, 
einige freundliche Worte widme? Und als ich diesem Gedanken 
beistimmte, fragte er mich weiter, ob ich nicht geneigt wäre selbst 
diese freundlichen Worte zu sprechen? Auch dagegen hatte ich 
nichts einzuwenden, falls er mit seiner sonoren Stimme Still- 
schweigen gebieten wollte Nachdem dieses geschehen, erhob ich 
mich, schlug an mein Glas und sagte etwa: Ich glaube den unge- 
teilten Gefühlen der Versammlung Ausdruck zu geben, wenn ich 
unserem hier anwesenden verehrten Freunde Baron Fölkersahm 
das lebhafte Bedauern darüber ausspräche, dass der von ihm bean- 
tragte Wortlaut der an den Kaiser zu richtenden Adresse nicht die 
Mehrheit der versammelten livländischen Ritterschaft habe finden 
können. Da indes letztere für den Entwurf des Landmarschalls 
sich ausgesprochen, so hätten wir zwar diesem Beschluss uns zu 
fügen, doch nicht ohne die HoflEnung, der Tag sei nicht mehr allzu 
fern, da der Grundgedanke des Entwurfs des Baron Fölkersahm 
zu der Überzeugung der ganzen ungeteilten Ritterschaft werde 
geworden sein. Einen besonderen Toast brachte ich nicht aus, 
sondern nahm ohne weiteres meinen Platz wieder ein, doch wurden, 
soweit ich merken konnte, meine Worte gut aufgenommen. Sobald 
aber einige Stille eingetreten war, sah ich Fölkersahm sich erheben 
zu einer längeren, anfangs ruhig und fast monoton einherschrei- 
tenden Ansprache, deren Inhalt und Verlauf etwa dieser war: Er 
fühle das Bedürfnis, heute einen Rückblick auf die Geschichte 
,unserer Partei* zu werfen, 1839 habe sie aus 5 Personen bestan- 
den, 1842 sei sie auf 27 angewachsen, dann auf einige 30, heute 
sei sie so gross geworden, dass dieser grosse Saal sie kaum 
fassen könne. 

Hier werden wohl alle Uneingeweihten gleich mir gedacht 
haben, die Fortsetzung werde, im Anschluss an meine Schluss- 
wendung, etwa lauten: Warten wir also noch ein Jahrzehnt oder 
länger, dann wird ,unsere Partei' sich mit der ganzen Ritterschaft 
decken. Aber nein .... mit plötzlich gehobener und verschärfter 
Stimme rief er in den Saal hinein: ,Heute aber gebe ich die 
HofiEnung auf!* .... Das Ausserordentliche, das nun kam, war 
nichts Geringeres, als, nach einem wortreichen und so überaus 
heftigen Zornesausbruch, gerichtet gegen Nolcken und die ... . 
Majorität von heute vormittag, wie ich ihn binnen meiner mehr 
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als dreizehnjährigen Bekanntschaft mit Fölkersahm noch nie erlebt 
hatte, die feierliche Beteuerung, mit beiden sei kein politisches 
Zusammenleben mehr möglich. Darum fordere er jetzt die hier 
anwesende Versammlung auf, ihren Austritt aus der Ritterschaft 
sofort zu erklären und sich ausserhalb derselben als neue politische 
Körperschaft zu konstituieren! 

Inmitten allgemeinen Schweigens .... stand ich, diesmal 
unaufgefordert, auf, schlug abermals an mein Glas und sprach in 
kurzer, scharfer, trockener Rede mein Erstaunen über das soeben 
Gehörte aus. Das Betreten des uns zugemuteten Weges würde 
nichts anderes bedeuten, als das Verlassen desjenigen Rechts- 
bodens, der uns allein die Möglichkeit verfassungsmässig poli- 
tischen Wirkens gewähre. Was andere zu tun gedächten, wüsste 
ich zwar nicht, was aber ich wüsste und hiermit auf das be- 
stimmteste erklärte, das sei, dass ich dem Baron Fölkersahm auf 
diesem Wege niemals folgen werde! Und abermals setzte; ich 
mich, und auf diese Worte folgte Schweigen. Dass aber mir zur 
rechten Zeit das rechte Wort war gegeben gewesen, das ging 
schon gleich daraus hervor, dass auch Fölkersahm, der vielge- 
wandte und sonst stets so schlagfertige Redner par excellence, 
verstummte, dass überhaupt mehr kein lautes Wort gesprochen 
wurde, wohl aber mehrere seiner bisherigen Partisanen mir dankbar 
die Hand drückten oder mir zuraunten, ich hätte nur ausge- 
sprochen, was auch sie gedacht, kurz, man ging sehr bald ohne 
Sang und Klang auseinander und .... das angestrebte, unbe- 
kannte Etwas war und blieb ein totgeborenes Kind. 

Doch sollte dieser .... unfruchtbare Akt .... noch ein .... 
Nachspiel haben. Tags darauf abends nämlich versammelte sich 
in ebendemselben Ix>kal bei einem prosaischen Glase Tee die 
wirkliche Partei, die, wiewohl im weiteren Sinne genommen, denn 
z. B. auch ich ward, ungeachtet meines lauten Protestes vom 
vorigen Tage, zugezogen, durch ihre in dem Lokale sich fast ver- 
lierende Kleinheit merkwürdig abstach von der gestern anwesen- 
den Menge, die der Saal kaum fassen konnte. Fölkersahm er- 
öffnete die Versammlung mit der kleinlaut nüchternen Bemerkung, 
dass von dem gestern Unternonmienen nicht weiter die Rede sein 
könne, dass aber die Partei um so mehr über die Frage schlüssig 
werden müsse, ob sie für den Rest der Landtagszeit unter des Land- 
marschalls Nolcken Leitung noch an den Verhandlungen sich be- 
teiligen können.* 
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über diese Frage sei nun lange hin und her diskutiert wor- 
den, bis Fölkersahm schliesslich zu einer Abstimmung über sie 
schreiten wollte. Woldemar Bock, der sich wenig an den Ver- 
handlungen beteiligt hatte, wurde von Fölkersahm wiederholt auf- 
gefordert die für die Abstimmung notwendige Formulierung zu 
entwerfen, worauf er erst einging, nachdem er sich vorher von 
ihm und von der ganzen Gesellschaft hatte zusichern lassen, dass 
die Abstimmung niemanden binde, sondern nur statistische Trag- 
weite haben solle. „Die nun alsbald gestellte Frage**, so hiess es 
in jenen Aufzeichnungen weiter, „wurde gegen eine erhebliche 
Minorität, zu der auch ich gehörte, von der Majorität zwar im Sinne 
Fölkersahms, d. h. für die Nichtbeteiligung, beantwortet. Weil 
aber die Abstimmung keine bindende Kraft hatte, so zog Fölker- 
sahm selbst mit aller nötigen Resignation die richtige Konsequenz, 
die Nichtbeteiligung könne nicht, wie er es gern gesehen hätte, 
beim Beginn der nächsten Landtagssitzung feierlich proklamiert 
werden, ohne die innere Spaltung der Partei vor den Gegnern 
zu offenbaren.^ Daher „empfahl er: erstlich also, an den Verhand- 
lungen in keiner Weise sich zu beteiligen, jedesmal aber, wenn 
abgestimmt würde", .... den Rittersaal, um rauchen zu gehen, 
zu verlassen, „um erst nach der Abstimmung .... in denselben 
zurückzukehren**. Dieser Vorschlag wurde von der Majorität ak- 
zeptiert, worauf man sich trennte. Praktisch sei die ganze Mass- 
regel indessen von wenig Bedeutung gewesen und auf den Land- 
tagssitzungen kaum bemerkt worden. 

So sei diese an sich nicht wesentlichr Angelegenheit der 
Redaktion der Adresse an den Kaiser der Anlass geworden nicht 
nur zu einer empfindlichen Niederlage Fölkersahms, sondern auch 
zu einer teils ausgesprochenen, teils passiven Opposition gegen 
ihn innerhalb seiner Partei. 

Es ist nun die überraschende Tatsache zu konstatieren, dass 
ein Vorgang von so wesentlich prinzipieller Bedeutung, wie der 
vorstehend geschilderte, von zwei anwesenden Augenzeugen in 
durchaus verschiedener Weise aufgefasst und wiedergegeben wor- 
den ist. Zusammen mit Woldemar von Bock, dessen Erinne- 
rungen wir soeben hörten, machte jene Versammlung am 14. Mai 
1854 in Nr. 35 des Hotels St. Petersburg auch ein anderer Freund 
und Parteigenosse von Fölkersahm und von Bock mit, Baron 
Paul von Ungern-Sternberg, der ebenfalls zu denen gehört hatte, 
die am Vormittag für den Entwurf ihres Parteihauptes gestimmt 
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hatten, und jenen Vorgang im Saal in einem Privatbriefe vom 
15. Mai folgendermassen schilderte: 

„Als am folgenden Tage, den 13. Mai, Nolcken seine Adresse 
vorgetragen hatte, erbat sich Fölkersahm die Erlaubnis einen 
anderen Entwurf dem Saal vorlegen zu dürfen. Dieses wurde 
genehmigt. Beifolgend schicke ich beide Adressen, und Du wirst 
selbst erkennen, worin sie sich unterscheiden und wie Nolcken 
eine gewöhnliche, extrem loyale Kundgebung gemacht, während 
Fölkersahm in angemessener Weise angedeutet, dass wir Deutsche 
sind in Glauben, Sprache und Gesinnung und dass wir bei dem 
Schutz für diese teuersten Güter kein Opfer scheuen würden. Die 
Selbstachtung war gewahrt, der günstige Moment benutzt und dem 
Kaiser angedeutet, was wir wünschen und was wir, bei Erfüllung 
dieses Wunsches, in Wahrheit zu opfern bereit sind. Als diese 
Sätze von Fölkersahms kräftigem, sonorem, durchdringendem, von 
innerer Glut erfülltem Organe im Saale vorgetragen wurden, ging 
eine gehobene Stimmung durch die Brust eines jeden Patrioten. 
Ein eigenes, wunderbares Gefühl der Rührung, des Stolzes, der 
Freude durchdrang uns, innere Würde und Selbstachtung gab ihm 
die Weihe. 

Dagegen erhoben sich aber die Stimmen der Politiker, der 
persönlichen Feinde und der Bedenklichen. Ein Versuch, die 
wStimmung des Saales in einer entschiedenen Weise kennen zu 
lernen, war nicht möglich; es schien die grössere Hälfte doch noch 
för die wahre Sache zu sein und es musste zum folgenden Tag 
ein Ballotement angesetzt werden. Hier gingen die Machinationen 
ihren Lauf .... Nolcken .... legte es seinen Anhängern ans 
Herz, dass sie sich zwischen dem Landmarschall und der von ihm 
erfüllten Aufgabe oder einem unberufenen Eindringling, der den 
Erguss seiner Eitelkeit dem Saal aufdrängen wollte, zu entscheiden 
haben würden. Fölkersahm verteidigte sich kräftig und entschieden, 
indessen die Vorurteile gegen ihn waren aufgerufen und sein Wort 
fand keinen Glauben .... Das Ballotement ging vor sich und wir 
wurden mit 1 10 gegen 74 Stimmen geschlagen .... 

Am Abend -war eine grosse Parteiversamtnlung, wo Wold. 
Bock in warmen Worten das Verdienst Fölkersahms als Vertreter 
des Deutschtums hervorhob und Fölkersahm in lebendiger Rede 
unsere jetzige Stellung entwickelte. Es wurde viel und lebhaft 
diskutiert, ob wir alle alles im Stich lassen und den Saal und 
Landtag verlassen sollten. Indes kam es zu keinem entschie- 
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denen Resultat, da viele Stimmen und namentlich Bock sich 
dagegen erklärten, alles für verloren anzusehen. Die Möglichkeit 
eines Massenaustritts ward aber .... doch anerkannt. Ich sprach 
mich dafür aus, dass wir nicht im Unmut handeln und dass, wenn 
Vorgänge uns zu einem so entschiedenen Schritt zwingen sollten, 
dieses nicht im Saal früher erklärt werden dürfe, als bis alles in 
ruhiger und klarer Weise überlegt worden sei. Es steht zu viel 
auf dem Spiel und der Riss in der Ritterschaft, der sich gestern 
klaffend öffnete, muss dann ganz unheilbar sein und alles ist dann 
verloren. Doch genug davon." 

Mit Bezugnahme auf denselben Gegenstand schrieb Baron 
Ungern femer am i8. Mai 1854: 

„Was die öffentlichen Angelegenheiten unserer Parteistellung 
betrifft, so ist infolge der Niederlage bei der Adressfrage von 
Fölkersahm eine eigene Taktik vorgeschlagen worden. Er will 
nämlich weder an der Diskussion, noch an Abstimmungen sich 
beteiligen und nur bei Wahlen ballotieren. Sein Wunsch ist, dass 
wir auf der Wahl der Repräsentation nicht als Kandidaten auf- 
treten, wie er dieses schon auf dem früheren Landtage vorge- 
schlagen. Diese Taktik hat in der Partei selbst entschiedenen 
Widerspruch erfahren und nur 30 Stimmen sind Fölkersahm bei- 
getreten, während etwa ebensoviele sich in keinem Stück von der 
Landtagsverhandlung ausschliessen wollen. Für letztere Ansicht 
sprachen sich hauptsächlich Bock und Rennenkampff aus; es wird 
schon von uns eine bezügliche Erklärung projektiert, da wir alle 
drei nicht damit übereinstimmen manoevres zu machen. Bocks Auf- 
treten in den Partei Versammlungen ist durchaus gemässigt und 
findet lebhafte Anerkennung bei Leon Brasch und Maydell, die 
mir öfter Lobsprüche über meinen Freund gemacht haben.* 

Und ferner hiess es im Brief vom 22. Mai 1854: 

„Das exklusive Parteitreiben, wie es jetzt von Fölkersahm 
und seinen nächsten Freunden exerziert wird, muss ich tief be- 
klagen. Die Herren bleiben konsequent dabei, nur bei Wahlen 
2U stimmen, sich aber sonst bei keiner Diskussion und keiner Ab- 
stimmung zu beteiligen. Sie lassen die wichtigsten Fragen .... 
von anderen Männern vertreten und werden dereinst schon ver- 
antworten müssen, dass sie aus Parteieigensinn die wichtigsten 
Interessen vor ihren Augen und Ohren haben verraten und miss- 
handeln sehen, ohne nur einen Versuch zu deren Abwendung zu 
machen .... Wold. Bock nimmt sich gemässigt und offen; er 
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ist über diese Parteimachinationen erhaben und findet in Leon und 
uns allen eine lebhafte Anerkennung.** 

Beide Berichte handeln somit von der Versammlung am 
14. Mai 1854, Sie unterscheiden sich aber wesentlich darin, dass 
W. V. Bock mitteilt, Fölkersahm habe den Austritt seiner Partei- 
genossen aus der Ritterschaft vorgeschlagen, während P. Baron 
Ungern nur von einem Vorschlage Fölkersahms spricht, von nun 
ab den Saal und den Landtag zu meiden, ein Antrag, der am 
nächsten Abend, den 15. Mai 1854, nach dem Bericht von W. von 
Bock dahin modifiziert wurde, dass die Parteiglieder zwar doch 
wohl auf den Saal gehen, jedoch, wie P. von Ungern schreibt, 
weder an der Diskussion, noch an den Abstimmungen, ausser bei 
Wahlen, teilnehmen sollten. 

Ferner berichtet Bock, dass die Versammlung vom 14. Mai 
1854 im ganzen schweigsam verlaufen sei. Ungern dagegen, dass 
man viel diskutiert habe. Bock schreibt ausdrücklich, dass nach 
dem Vorschlage von Fölkersahm und dessen Widerlegung durch 
ihn, Bock, Schweigen gefolgt, dass also über diesen Antrag 
nicht weiter verhandelt worden sei. 

Sowohl über den Inhalt der Verhandlung der Versammlung 
also, wie über ihren formellen Verlauf stimmen beide Berichte 
ganz und gar nicht überein, wobei betont werden muss, dass die 
beiden Referate ein qualitativ vollkommen gleichwertiges histo- 
risches Material darbieten, und dem Leser muss es überlassen 
bleiben, welchen Bericht er für den korrekteren hält. Dass Fölker- 
sahm selbst sich mit Entschiedenheit gegen eine Massregel, wie er 
sie nach dem Bericht von Bock vorgeschlagen haben soll, aus- 
spricht, das geht aus folgendem Briefe des Baron P. von Ungern 
vom 21. November 1848 hervor. In diesem schrieb er von einem 
damals einflussreichen konservativen Landtagsgliede, er sei so un- 
zufrieden mit den Beschlüssen der liberalen Majorität des Saales, 
dass er „sogar soweit ging, offiziell seinen Austritt aus der Matrikel 
anzukündigen, um dann freie Hand zu haben, um gegen diese 
Majorität wirken zu können**. „Er soll*\ so hiess es in dem Briefe 
weiter, „zwar seine Schrift, die er dem Generalgouverneur ein- 
gereicht, und seinen Austritt zurückgenommen haben, indes ist 
es doch immer noch nicht sicher mit ihm .... Fölkersahm sjprach 
sich in einem Abendzirkel sehr trübe über diese Zeichen der Zeit 
aus und sagt^ das gewichtige Wort: ,Solche bisher unerhörte 
Fälle von Opposition gegen den Willen aller, der sogar soweit 
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geht, alle Gemeinschaft der Korporation aufzugeben und Schritte 
zu tun, die notwendig alles Bestehende auflösen müssen, sind ein 
Beweis, dass unsere Zustände faul sind.* 

Nach dem Bericht von W. v. Bock hätte mithin Fölkersahm 
im Jahre 1854 denjenigen vSchritt empfohlen, den er 1848 so ernst 
verurteilte, nach dem Bericht von P. Baron Ungern wäre solches 
nicht der Fall gewesen. 

Doch abgesehen von dem Misserfolg mit dem Entw^urf der 
Adresse, standen Fölkersahm noch andere peinliche Eindrücke auf 
diesem Landtage bevor. 

Es handelte sich um die Wahl des neuen Landmarschalls. 

Am II. Mai 1854 fand diese statt, wobei im Skrutinium 
die Stimmen recht geteilt waren. Die meisten erhielt hier der 
Kreisdeputierte Christian von Stein-Judasch mit 59 Wahlzetteln, 
dann folgte Dr. August von Oettingen mit 54, Georg von Tran- 
sehe-Roseneck mit 44 und Fürst Paul Lieven-Kremon mit 21 Stim- 
men. Von den beiden alten Führern und Gegnern kam Gustav 
Nolcken nicht in Betracht, da der Landmarschall aus dem lettischen 
Distrikt zu wählen war, und von Hamilkar Fölkersahm hatten die 
Parteien als Kandidaten zum Landmarschall abstrahiert, für ihn 
den durch das Abschiedsgesuch des Grafen Stackelberg-Ellistfer 
vakant gewordenen Posten eines Landrats estnischen Distrikts in 
Aussicht nehmend. Neue, jüngere Kräfte traten in die Arena ein, 
so der Dr. Augfust von Oettingen, der mehr und mehr in raschem 
Aufstieg auf der Skala der Landesämter die öffentliche Aufmerk- 
samkeit auf sich lenkte. Er war der älteste Sohn des Landmar- 
schalls und Landrats Alexander von Oettingen und dessen Ge- 
mahlin Helene, geb. v. Knorring, und wurde in Wissust am 5. Juli 
1823 geboren. Erzogen in der Krümmerschen Anstalt in Werro, 
studierte er 1841 — 1843 in Dorpat und 1844— 1845 ^^ Heidelberg, 
wo er im Jahre 1845 ^^^ Grad eines Doktors juris erlangte. Bald 
darauf kehrte er nach Livland zurüc]^, schloss sich der liberalen 
Partei an und diente von 1847 ^*s 1850 als Kirchspielsrichter'). 

Bereits der Landtag von 1850 erwählte ihn zu dem wichtigen 
Amt eines Sekretärs der Einfohrungskommission und nun konzen- 
trierte der kaum erst 31 Jahre alte Mann schon die zweitmeisten 
Stimmen im Skrutinium zur Wahl eines Landmarschalls auf sich. 



1) C. V. Rautenfeld: „Die Livländischen Landmarschälle^ etc. Baltische 
Monatsschrift v. März 1899, pag. sog. 
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Im späteren \'^erlauf des Landtages wurde er sodann noch als 
Vizepräsident des Hofgerichts in Aussicht genommen und erhielt 
auch bei dieser Wahl die zweitmeisten Stimmen, nämlich 71 gegen 
den Ritterschaftssekretär Budberg, auf den, 76 entfielen. 

In fast überraschender Weise war ferner die Kandidatur des 
Fürsten Paul Lieven aufgetreten, denn während Oettingen schon 
mehrere Jahre im Landesdienste gestanden hatte, war dieser bisher 
nur in Petersburg und im Innern des Reiches angestellt gewesen. 
Seine Eltern waren der Generalleutnant Fürst Johann Lieven und 
Marie geb. von Anrep. Am 21. Januar 1821 geboren, hatte er von 
1838—1841 in Dorpat Kameralwissenschaften mit soviel Auszeich- 
nung studiert, dass er zwei goldene Preismedaillen erhielt und sich 
daselbst im Jahre 1844 den Magistergrad erwarb^). 

Zunächst nun sollte noch keiner dieser beiden jungen Herren 
die hohe Staffel eines livländischen Landmarschalls ersteigen. Im 
Ballotement erhielt der Kreisdeputierte Christian von Stein die 
meisten Stimmen, nämlich 106 gegen 84, dann folgte Fürst Lieven 
mit 99 gegen 91, erreichte also auch schon die absolute Majorität, 
als dritter konzentrierte Transehe 84 gegen 107 Bälle auf sich und 
für Oettingen stimmten 67 wählende mit Ja und 123 mit Nein. 

So war denn Stein der erwählte Landmarschall. Er war am 
17. Mai 1806 geboren als Sohn des Magnus von Stein und der 
Gertrud von Hübbenet, studierte von 1824 —1828 in Dorpat Philo- 
sophie und hatte dann in Petersburg und Moskau als Lehrer ge- 
dient. Seit 1850 war er Kreisdeputierter des Rigaschen Kreises, 
woselbst er das Gut Judasch besass. Er blieb unverheiratet und 
starb schon vor Ablauf seines Trienniums an der Cholera am 
15. November 1856^). 

Dieser Mann gehörte eigentlich keiner der Parteien ganz an 
und wurde nicht etwa als Gegenkandidat der konservativen Frak- 
tion betrachtet. Daher überraschte dieses Resultat im Grunde die 
Glieder beider Lager®). 

Ganz anders bewusst standen sich diese ausgerüstet gegen- 
über, als wenige Tage darauf, am 18. Mai 1854, zur Landrats- 
wahl geschritten werden sollte. In geschlossenen, kompakten 



i) C. von Rautenfeld: „Die Livländischen Landmarschälle'' etc. Baltische 
Monatsschrift vom März 1899 pa^. iio. 

^) Ebenda pag. 208. 

3) Mündliche Mitteilung eines Zeitgenossen, des dim. Landrats £. von Oet- 
tingen-Jensel. 



Digitized by 



Google 



— 287 — 

4 

Massen wurde von beiden Seiten gestimmt, handelte es sich doch 
nun um den Sieg des einen oder des andern altgewohnten Hauptes 
der Parteien. Die i6i abgegebenen Stimmen konzentrierten sich 
derartig auf diese beiden Kandidaten, dass nur zwei v on ihnen auf 
einen dritten, den Kreisdeputierten L. von Brasch-Ropkoy ent- 
fielen. Hierbei zeigte es sich, dass sich die Liberalen noch stets, 
wie seit dem Landtage von 1851, in starker Minorität befanden; 
denn Nolcken erhielt im Skrutinium und im Ballotement je 98 
Stimmen und Fölkersahm nur 61 Zettel und 60 bejahende Bälle. 

Dieser Wettkampf war schon äusserlich insofern entscheidend 
für die fernere politische Tätigkeit Fölkersahms, als fortan während 
seines nur noch kurz bemessenen Lebens von einer Zugehörigkeit 
zum Adelskonvent nicht mehr die Rede war. Zur Zeit des nächsten 
Landtages, der im November 1856 zusammentrat, hatte ihn der 
Tod bereits ereilt. 

Jedoch nicht nur das Amt eines Landrats wurde ihm versagt, 
selbst seine Wiederwahl auf den Posten des Präsidenten der Renten- 
bank wurde nur mit Mühe durchgesetzt. Auf dem Märzlandtag 
von 1850 hatte er doch noch 70 gegen 52 Stimmen erhalten. 
Nunmehr entfielen im Skrutinium von 153 Wahlzetteln nur 77 auf 
seinen Namen, und im Ballotement erhielt sein konservativer Gegen- 
kandidat, der zum Mitglied der Kommission zur Revision der Bauer- 
verordnung erwählte Alexander von Löwis-Kaipen 76 Stimmen, 
während Fölkersahm ihn mit einem Plus von nur 5 Stimmen schlug. 
War ihm somit die Kränkung erspart geblieben, als Präsident der 
Rentenbank abgewählt zu werden, so bewies doch auch dieser 
Vorgang, wie sehr er und seine Partei im Saal an Boden verloren 
hatten. 

Unter dem Eindruck dieser Tatsache war es, als gegen Schluss 
des Landtages in dem einige Werst von Riga an der Poststrasse 
gelegenen Restaurant „Coudray* die Jahresversammlung der i, Stif- 
tung für akademische Bildung* zusammenberufen wurde. W. von 
Bock-Schwarzhof, der als kassaführender Direktor des Vereins 
zugegen sein musste, hatte sich um die Mittagszeit dorthin be- 
geben und war von einer zahlreichen, bereits vom Morgen an dort 
„kneipenden Gesellschaft* empfangen worden. „Ich musste gleich 
bei meinem Eintritt", so schrieb er in seinen Erinnerungen, „mit 
einem mir freundlich entgegengetragenen champagnergefüllten 
Pokal von ungewöhnlicher Grösse Bescheid tun.* Erst lange nach 
ihm traf Fölkersahm ein. „Ich sehe ihn noch vor mir*, so schil- 
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derte Bock den deprimierenden Eindruck, den er hervorrief, ,wie 
er, scheinbar erkältet, in dem zugigen Lcdcal, bei unangenehmemt 
nasskaltem Wetter, in einen dunklen Zirkelmantel gehüllt, einsam 
dasass, ohne an den Tafelfreuden Anteil zu nehmen, schweigsam, 
in sich gekehrt, sichtlich leiblich und seelisch verstimmt" . . . „Ich 
habe ihn seitdem nicht wieder gesehen. Aber auch für unsere 
Landespolitik blieb* er „fortan ein unsichtbarer und fast 2 Jahre 
vor seinem leiblichen Tode ein toter Mann* '). 

Zu einer aktiven Beteiligung als vollberechtigter livländischer 
Edelmann fehlte Fölkersahm bald auch die formelle Qualität; denn 
nachdem er schon vor einiger Zeit sein öut Rujen-Grosshof ver- 
kauft hatte, wurde er gemeinsam mit August Oettingen Besitzer 
der bei Dünaburg belegenen kurländischen Kalkuhnenschen und 
Klopmansrodeschen Güter, und da femer der Duckershofsche 
Pfandkontrakt im Jahre 1855 ebenfalls aufgehoben wurde, so 
hatte Fölkersahm in der letzten Zeit seines Lebens aufgehört liv- 
ländischer Rittergutsbesitzer zu sein. 

Als eine Folge des intensiven Parteiwesens, wie es nunmehr 
über ein Dezennium geherrscht hatte und schon lange vielfach als 
ein beklagenswerter Missstand empfunden und geäussert worden 
war, tauchte der Gedanke einer Reorganisation der Fraktionen auf 
und fand auf eben derselben Versammlung in Coudray seinen Aus- 
druck. Diesen Vorgang schilderte W. von Bock folgendermassen: 

„An der Mittagstafel nahm einer der Gäste, der mir befreun- 
dete Ratsherr Petersen, auf diesem Landtage einer der Vertreter 
der Stadt Riga, neben mir Platz, um mir über die trostlose Zer- 
fahrenheit im Schosse der Ritterschaft sein übervoll geladenes 
Patriotenherz auszuschütten und mich, von dem er nach allem 
Vorgefallenen wohl wissen konnte, dass ich meine landespolitische 
Seele weder Nolcken noch Fölkersahm verschrieben hatte, zu 
bitten, mich an die Spitze einer erst noch zu bildenden, soge- 
nannten ,Mittelpartei* zu stellen. Ich setzte ihm .... die persön- 
lichen und sachlichen Schwierigkeiten eines solchen Unternehmens 
auseinander und hob meine persönliche Ungeeignetheit zu einer 
solchen Rolle hervor, wie sehr auch ich das seitherige sinnlose 
und gehässige Parteitreiben, namentlich auch auf Seiten der Fölker- 
sahmjaner durch dick und dünn bis an den Hals, satt hätte und 
für ein Verderben des Landes hielte. Er aber Hess nicht nach, 

») W. V. Bock: „Erinoerungeii'' etc pag. 43. 
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sondern bat mich, wenigstens mit meinem, wenn ich nicht irre, 
auch ihm irgendwie verwandten Vetter Konrad von Brasch-Aya, 
einem ihm besonders befreundeten besonnenen Anhänger Nokkens, 
der über die Parteiverhetzung ähnlich dachte, wie er und ich, 
Fühlung zu gewinnen, was ich denn auch, ohne mich vorerst 
programmatisch zu binden, zu tun versprach/ 

Dieser Plan hatte keine praktische Folge. Zwar verhandelte 
Bock einige Tage darauf mit Konrad von Brasch, und dieser 
schickte ihm auch im Herbst 1854 seine über die Bildung einer 
„Mittelpartei" niedergeschriebenen Gedanken zu. Die von Bock 
ihm hierauf im Februar 1855 übermittelte Antwort auf diese blieb 
seinerseits ohne Erwiderung und bildete die letzte Phase dieses 
Unternehmens "). 

Das Jahr 1854 verlief nach Schluss des Landtages ohne 
weitere für Livland bedeutungsvolle politische Ereignisse. Der 
nächste Adelskonvent trat erst am 10. Februar 1855 zusammen, als 
der Landmarschalt Stein nach längerem Aufenthalt aus Petersburg 
heimgekehrt war. In seinem Bericht konnte er mitteilen, dass er 
am 26. Januar 1855 von dem Kaiser sehr gnädig empfangen und 
in deutscher Sprache angeredet worden sei. Er hatte von dem 
Krieg und seinen Eventualitäten gesprochen, und als ihm Stein 
versicherte, „wie Se. Majestät unter allen Umständen auf die uner- 
schütterliche Treue des livländischen Adels zählen könnte", ent- 
liess ihn der Kaiser mit den Worten: „Vertrauen Sie auf die Vor- 
sehung, Ich rechne auf die Ausdauer meiner Untertanen die Leiden 
des Krieges zu ertragen. Ich bin vollkommen überzeugt von der 
Treue und Liebe der Livländer; ich liebe sie und übertrage diese 
Gesinnung als ein Erbteil auf meine Kinder. Ich bitte Sie, sagen 
Sie dieses den Ihrigen von Mir"*)! 

Die Ausdauer, die er seinen Untertanen angesichts der Miss- 
erfolge des Feldzuges zutraute, verliess den Monarchen selbst 
gar bald. 

Wie ein Vermächtnis im Bewusstsein seines herannahenden 
Lebensendes klangen diese warmen Worte und sie waren die letz- 
ten, die der stolze Kaiser an einen livländischen Landmarschall 
richtete, denn schon wenige Wochen darauf, am 21. Februar 1855, 
noch während der Konvent tagte, starb er eines plötzlichen Todes. 



1) W. V. Bock: „Erianeningen" etc. pag. 44. 

*) Ritt-Archiv Nr. 34 Lit. C, Konventsakte v. 1855. 
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Am 22. Februar assistierte die Adelsrepräsentation der Ver- 
lesung des Manifestes wegen der Thronbesteigung Alexanders II. 
und leistete den Huldigungseid. 

Die nun notwendig werdende Aktion wegen Bestätigung der 
Landesprivilegien trat erst später, nämlich im Jahre 1856, ins Leben. 

Das glückliche Resultet, zu dem sie führte, deren einzelne 
Stadien einer späteren Darstellung vorbehalten bleiben, erlebte 
Fölkersahm noch am Abend seines Lebens, ohne selbst hierbei 
tätig sein zu können. Zurückgezogen von allen öffentlichen Ge- 
schäften, mit alleiniger Ausnahme der Verwaltung der Rentenbank, 
führten ihn die neu übernommenen Verpflichtungen öfter nach 
Kalkuhnen. Auf einer Ruckreise von dort zog er sich eine Er- 
kältung zu, die sich in einer Zungenentzündung (glossitis) äusserte; 
er starb nach kurzem Krankenlager in Riga am 19. April 1856, in 
noch nicht vollendetem 46. Lebensjahre. 

Wohl war es erklärlich, dass der so viel schaffende Mann 
unter der gezwungenen Müsse der letzten Jahre schwer litt und sie 
auf seinem Gemütszustand schwer lastete. Dieser Tatsache gab 
sein treuer Freund, der Landrat F. von Sivers-EuseküU, noch 
wenige Tage vor Fölkersahms Tode in einem Briefe vom 4. April 
1856 an ihn beredten Ausdruck, in dem es hiess: „Deine Seelen- 
wunden kann ich mir nicht anders erklären, als Du fühlst die Krafl 
Grosses zu leisten und kannst die Fesseln nicht ertragen, die Dir 
unser Land auferlegt. Peinigend, sehr peinigend sind solche 
Fessel, und schmerzhaft und ewig schade bleibt es, dass so schöne 
Kräfte unbenutzt liegen bleiben für diese Erde, verloren aber sind 
sie nicht: denn man nimmt die Seelenkräfle mit, wenn man diese 
Erde verlässt, und in anderer Gestalt durchwandern wir noch 
manchen Weltkörper, wo wir mehr Anerkennung der Seelenkräfte 
finden, die die Allmacht Gottes uns verliehen, dem einen mehr, 
dem andern weniger. Du musst Dich darin finden, was nicht 
zu ändern ist, und nie verzweifeln: kannst auch nicht wissen, ob 
nicht auch hier noch die Zeit kommt, wo den Leuten die Augen 
aufgehen. Ein schönes unvertilgbares Werk hast Du ja auch 
gestiftet durch die Bauerverordnung von 1849, die die konser- 
vativen Herren nicht umstossen können, NB. wenn wir ihnen nur 
einigermassen mit Kraft entgegentreten, und da ruht unsere HoflF- 
nung wieder nur auf Dich, der Du Dich auf dem Landtage im 
November jedenfalls an die Spitze stellen musst. Ohne Deine 
Anführung geht es nicht, und Du darfst Dein Kind nicht fallen 
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lassen. Du hast es geschaffen und Deine Pflicht ist es, für sein 
Gedeihen zu sorgen. Schon im voraus lacht mir das Herz im 
Leibe, wie die Kerle von Dir Klopf bekommen werden. Was 
Du mir von Deiner geschwächten Energie sagst, herbeigeführt 
durch Altwerden und sich mehrende Körperschwäche, lass ich nicht 
gelten, denn in Dir liegt eine Energie, die durch nichts zu er- 
drücken ist. Du unterschätzt Dich ohne Zweifel in Deinem Aus- 
sprechen gegen mich und verdienst dafür Tadel. Gewiss, gewiss, 
eine Seele, wie sie Dir Gott gegeben, verliert niemals ihre Kraft. 
Frage Dich ernstlich, so gibst Du mir recht. Du bist vermögend 
alles zu überwinden, jeden Sturm zu dämpfen, er komme, von wo er 
wolle. Beruhige mich über Deinen Ausspruch, mich, der ich Dir so 
von Herzen zugetan bin: denn es quält mich gewaltig, Dich von 
Deinen Seelenleiden so sprechen zu hören. Niemals kann ich sie 
zugeben: Du bist sehr krank gewesen, als Du mir so schriebst**). 

Der grosse Reformator war tot und sein Werk gehörte der 
Geschichte an. Anders und einfacher war seine Beurteilung als 
Politiker und anders diejenige seiner als Mensch. Wie schwer sie 
war bei einer so ungewöhnlichen, so komplizierten Persönlichkeit, 
darüber schrieb viele Jahre später einer seiner wärmsten Freunde, 
der Wirkliche Geheimrat, Reichsratsmitglied Georg von Brevem, 
einer Bekannten folgenden Brief: „Es war eine von den genialen 
Naturen, die von ihren Bewunderern selten, von ihren Feinden nie 
richtig verstanden werden. Fölkersahm hat sich Kopf utid Flügel 
zerschmettert an dem engen Käfig unserer kleinen Verhältnisse, 
denen er andererseits doch wieder durch Mangel an Geld und 
Sprachkenntnisse nicht genügend gewachsen war. Er war so wenig 
zu einem erwerbsamen livländischen Landedelmann, als zu einem 
guten livländischen Ehemann und Hausvater geschaffen. Ich habe 
ihn sehr geliebt, aber vielfach Ursache gehabt sehr mit ihm unzu- 
frieden zu sein, tiie in seinem Betragen gegen mich, denn er hat 
mich auch sehr geliebt" etc.*). 

Was den Politiker betraf, so erschien sein Tod in jener par- 
teilich hochgespannten Zeit den einen als ein Glück, den andern 
als ein unersetzlicher Verlust. Geschadet habe er dem Lande und 
Adel, meinten jene, die nunmehr noch sicherer waren der Herr- 
schaft im konservativen Sinne, seit der grosse Gegner tot. Ge- 

1) Archiv der Gesellschaft für Geschichte und Altertumskunde der Ostsee- 
provinzen Russlands. 

^j Aus der Brieflade der Frau Marie von Lueder geb. von Essen in Reval. 
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storben sei er aa der Erkrankung desjenigen Organs, durch das 
er vermittelst seiner grossen Rednergabe soviel verschuldet habe. 
Die Liberalen trauerten um ihn als ihren Fülirer und fürchteten 
die Reaktion um so mehr. Dass aber auch im Lande viel Trauer 
war, das zeigte sich bei seiner Grablegung. Diese schilderte einer 
seiner intimen Freunde in folgender Weise. 

„Alles, was an dem geliebten Manne gehangen, eilte sofort 
auf die Trauerbotschaft nach Riga; auch ich war mit einem 
intimen Freunde des Verstorbenen dahin aufgebrochen, um am 
24. April die Beerdigung Fölkersahms mit zu begehen. 

Um 2 Uhr mittags, bald nach unserer Ankunft, war die Be- 
stattung angesagt und begaben wir uns in die Jakobikirche; im 
Altarchor stand der Sarg in Blumen verhüllt, umgeben von August 
von Oettingen, Wilh. Petersen, Robert v. Schoultz, Dr. v. Engel- 
hardt, Advokat Goldmann und B. v. Klot. Als wir unsere Sitze 
in der Trauergemeinde eingenommen, erschienen unweit des Sarges 
12 Rujensche Bauerwirte in ihren grauen Röcken. Diese w;u-en 
auf » das erste Gerücht von ihres ehemaligen Gutsherrn Tode, 
150 Werst weit von Riga, sofort mit Postpferden aufgebrochen, 
um ihre Trauer und ihre Anerkennung dem Gründer ihrer Selb- 
ständigkeit zu beweisen, obwohl das Gut bereits in anderen Hän- 
den war. Da sie uns zunächst standen, fragten wir sie, die uns 
kannten, wie sie es möglich gemacht so eilig au&ubrechen und 
hier zu erscheinen, und erwiderte deir Führer derselben, eine athle- 
tische Gestalt: ,Als die Nachricht bei uns eintraf, war*s im Gebiet» 
wie wenn Feuer ausgebrochen wäre, alles rannte zusammen. Wir 
die nächsten machten uns auf, verliessen Weib, Kind, Acker und 
Pflug, um nicht zu fehlen. 2 alte 70jährige Greise wollten auch 
mit, aber konnten nicht die Postwagenreise machen'. 

Diese 12 Rujenschen Wirte standen gesenkten Hauptes, aber 
im Bewusstsein ihrer Tat unter der Kanzel und ersetzten in eigen- 
tümlich charakteristischer Weise denjenigen ausgebliebenen Geburts- 
adel des Landes, welcher sich zumeist freute von dem ,Demokraten* 
befreit zu sein. 

Als die abzusingenden Grablieder verteilt wurden, trat der 
Rujensche Athlet vor ^und erbat sich einige Exemplare, die er 
denjenigen der Seinigen austeilte, welche Deutsch verstanden. 

Kurz vor der Grabrede erschien Emil v. Wulf aus Serbigall» 
ein treuer Anhänger des Verstorbenen; nach eiliger Begrüssung 
eines anderen trauernden Freundes traten beide überwältigt bei- 
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sehe, um ihren Schmerz nicht zur Schau zu tragen. Unter den 
Leidtragenden sah man auch den Generalgouverneur Fürsten 
Suworow, auf dessen Betrieb der Pastor F. Walter aus Wolmar 
erschienen war, um dem Verstorbenen die Leichenrede zu halten, 
und damit hatte dieser oft richtig fühlende Gouverneur gewiss ganz 
im Sinne des auch von ihm verehrten Toten gehandelt. Nach der 
Friedensformel erfolgten seitens Walters zu meinem nicht geringen 
Erstaunen die Worte der Fölkersahmschen Devise, welche auch 
zugleich seine Grabschrift waren: 

,Nicht die Rechte, die jemand ausübt, sondern die 
Pflichten, die er sich auterlegt, geben ihm seinen Wert'. 

,Diese Devise, dieses Motto des Verstorbenen', sagte Walter, 
,ist diejenige, welche jeder wahre tüchtige Geburtsadel, nach dem 
Zeugnisse der Weltgeschichte, sich vorgestellt hat und betätigen 
muss. Friedrich der Grosse nannte sich den ersten Diener seines 
Staates. Nikolaus von Russland, der starke Mann, erklärte, dass 
er nicht über, sondern unter dem Gesetz stehen wolle; der fran- 
zösische Adel hat das Wort aufgebracht: ,noblesse oblige', und 
wo nur Gesinnungstüchtigkeit gilt, da pocht man nicht vorzugs- 
weise auf Vorrechte, sondern auf selbstübernommene Pflichten. 
Solche Erkenntnis, solche Überzeugung, solche Gesinnung sei aber 
im letzten Grunde Frucht christlicher Saat. Niemand kann Rechten 
entsagen und sich statt dessen mit Pflichten belasten, der nicht 
erkannt hat, dass Geben seliger ist als Nehmen und Entbehren 
grösser als Geniessen. 

Unser Verstorbener, welcher wenig für einen Christen galt, 
hatte die schwierigsten Pfade betreten, um zur rechten Lebens- 
erkenntnis zu gelangen; er war in den Zweifel geraten, um durch 
Forschung, Sichtung und Kritik an die klare Quelle zu kommen, 
welche der unbefangene Glaube mit der Hand schöpft: aber er hat 
redlich gekämpft und ist nicht im Schlamme stecken geblieben, 
man muss ihm das Prädikat eines stets ehrlichen Kämpen zuge- 
stehen, auch wenn er oft auf der anderen Seite der Quelle stand. 
Sein Ziel war ein edles, hohes, und dass er, wo es galt, nicht fehl- 
gegfriffen, sondern festgestanden, weiss ich, der ich an seinem 
Grabe die Wahrheit zu sprechen habe, aus eigenster Erfahrung, 
und so*, sprach Walter weiter, ,schaut hin auf die Männer, die 
hier unter der Kanzel stehen, was bedeutet ihr Erscheinen, wer 
hat sie hergerufen, welches Zeugnis geben sie? Ich habe mit 
dieser Gemeinde gesprochen und kann versichern, dass sie sehr 
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glücklich und sehr dankbar sind, und nun frage ich : sind das her- 
vorstechende Eigenschaften unseres Landvolkes ? Wer den Letten 
kennt und seine Geschichte dabei miterwägt, der weiss auch, dass 
derselbe, wenn überhaupt, dann aber schwer mit glücklichem, und 
am seltensten mit dankbarem, Herzen am Grabe seines Herrn er- 
scheint, geschweige denn das gar ausspricht, ihn segnet und dabei 
Opfer bringt. 

Fölkersalims Wirken fürs Ganze und Einzelne war wahrlich 
nicht vergebens, wenn es auch die Gegenwart nicht anerkennen 
will oder kann, so sage ich dennoch, Fölkersahm wird im Munde und 
Gedächtnisse des Adels und des Volkes unseres Landes fortleben.' 

Hiernächst verbreitete sich Walter darüber, wie dem Ent- 
schlafenen von manchem vorgeworfen werde, kein rechter Christ 
gew^esen zu sein, und sprach aus, dass das 19. Jahrhundert einen 
andern Massstab an die Beurteilung des Nächsten lege, als es 
früherhin üblich war, und sage schon früherhin ,das Sprichwort, 
dass jeder erst vor eigener Türe fegen solle, ehe er des andern 
gedenke, so sei das gegenwärtig im erhöhten Masse der Fall, wo 
man erkannt habe, dass man das innerste V^erhältnis des Menschen 
zu Gott nicht ergründen könne und beurteilen dürfe. Der Ver- 
storbene hatte mit seinem hellen Geiste die Herrlichkeit Christi 
wohl erfasst, sagte er doch im Gespräche: ,Ein Höheres als Jesus 
Christus und seine Erscheinung und Lehre kann ich mir nicht 
denken, und was Hohes und Edles hier auf Erden lebt, das ist 
eine Frucht Christi*, und hieran knüpfte Walter die Worte: »Ver- 
gesset nicht, dass nicht alle, die da <,Herr, Herr!* sagen werden, ins 
Himmelreich kommen, sondern ^^die da den Willen tun meines Vaters 
im Himmel'', und dass zu manchem, den wir für einen gewaltigen 
Christen hielten und der sich selbst dafür ausgab, Gott sprechen wird: 
^Ich kenne dich nicht", und zu andern, die nach seinem Worte 
gehandelt haben: ^Gehe ein zu deines Herrn Freude".* 

Diese Grabrede Walters machte einen gewaltigen Eindruck 
und gab den Freunden und Anhängern Fölkersahms vielfachen 
Trost, und alles bestrebte sich seine Hochachtung und Liebe für 
den Verstorbenen hier noch zuletzt an den Tag zu legen. Der 
Fürst Suworow, der Kommandant von Riga Wrangell waren die 
ersten, welche sich an den Sarg begaben, um ihn durch die Kirche 
auf die Schleife zu tragen, und Anhänger und Gegner folgten ernst 
und still dem Zuge zu Fuss auf den Kirchhof, wo dann die 
12 Rujenschen Grauröcke es sich nicht nehmen Hessen, den Sarg in 
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den Kirchhof und zur Grabstätte zu tragen. Als der Sarg in der 
Kapelle abgestellt worden, nahm ein jeder der Leidtragenden einzeln 
durch stilles Gebet und Handauflegung auf den Sarg letzten Abschied. 
Mancher brach sich noch eine Blume aus den Kränzen, welche durch 
Fürsorge der Frauen den Sarg umhüllten, dann ging alles still heim. 

Seitdem sind jetzt 12 Jahre hingegangen. Fölkersahm ist 
nicht nur unvergessen, sondern seine Saat, damals durch Kampf 
und Sturm bedroht, ist als eine schöne Frucht über alle drei 
Ostseeprovinzen aufgegangen. 

Tempora mutantur et nos mutamur in illis"^)*). 

Fast um dieselbe Zeit, als jene Worte niedergeschrieben wur- 
den, bewies die Hvländische Ritterschaft durch die Tat, dass auch 
ihr Fölkersahm unvergessen sei und sie ihm ein ehrenvolles und 
dankbares Andenken bewahre. In einem Antrag des Landrats 
Artur von Richter vom 13. Oktober 1867 schlug er dem versam- 
melten Landtage vor, „das Porträt des weiland Landmarschalls 
Hamilkar Baron Fölkersahm anfertigen und im Rittersaal an geeig- 
netem Ort aufstellen zu lassen*'. In der Motivierung hierzu führte 
er unter anderem aus, wie die Ritterschaft bisher stets „der schönen 
Pflicht der Dankbarkeit" Männern gegenüber nachgekommen sei, 
„deren Namen epochemachend in spätere Zeiten hinüberklingen, 
weil sie, bevorzugt durch besondere Geistesgaben, in aufgeklärter 
und treuer Vaterlandsliebe, in deutscher Gesinnung .... hervor- 
ragenden Anteil genommen haben an der Lösung besonders wich- 
tiger und die Zukunft entscheidender politischer Aufgaben". Ein 
solcher Mann sei Hamilkar Fölkersahm gewesen. Seiner Erkenntnis 
von der Unhaltbarkeit der auf die Bauerverordnung von 18 19 ge- 
gründeten agraren Zustände, seiner Initiative zur Regelung der 
livländischen Agrarverhältnisse und seiner Energie bei Durchführung 
des begonnenen Werkes verdankt die livländische Ritterschaft wohl 
recht eigentlich das Glück, dass die Emanzipation der Leibeigenen 
im übrigen Reiche und die damit verbunden gewesene zwangs- 
weise und normierte Ablösung des Gehorchs und Obroks unser 
engeres Vaterland unberührt gelassen und die materielle Wohl- 
fahrt der Ritterschaft und die geistige und materielle Entwickelung 



1) Sitzungsberichte der Kurländlschen Gesellschaft für Literatur und Kunst 
vom I. Mai 1868 pag:. 256 ff. 

S) cf. auch: Bischof Dr. Ferdinand Walter, well. Generalsuperinteirdent in 
Livland. Leipzig, Verlag yon Duncker und Humblot, 1891: „Nachruf an Baron 
Hamilkar Fölkersahm" pag*. 399 310 
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des livländischen Bauernstandes möglich gemacht haben. Selbst 
,,Fölkersahms ehemalige politische Gegner werden jetzt, wo das 
Grab sich über ihn geschlossen und ein unbefangenes Urteil seine 
eminente Bedeutung, seine fruchtbringende Wirksamkeit messen 
kann . . . , ihm dieses Verdienst nicht absprechen wollen, können 
sie sich doch andererseits mit vollem Recht auch das Verdienst 
zuerkennen, durch ihre Opposition vieles zur Sichtung und not- 
wendigen Beschränkung der neuen Ideen beigetragen zu haben". 

Diesem Antrag entsprechend, beschloss der Landtag das Bild 
von Hamilkar Fölkersahm anfertigen und in dem Residiersaal des 
Ritterhauses aufhängen zu lassen. 

In der Tat wurde, die in dieser Motivierung betonte Initiative 
Fölkersahms als der springende Punkt seines Strebens und seines 
Verdienstes empfunden, denn die Erkenntnis der Notwendigkeit 
der Reform vindizierte man vielfach auch anderen patriotischen 
Männern. So hatte schon Heinrich von Hagemeister-Alt-Drosten- 
hof gegen die schrankenlose Freiheit und Gleichheit gekämpft, 
wie sie die Bauerverordnung von 18 19 in Aussicht nahm, und war 
für „Sicherstellung des erblichen Niessbrauchs der Gesinde seitens 
der Bauerwirte** eingetreten, damit ihnen „kein schlechteres Recht 
geboten werden möge**, als sie nach der Bauerverordnung von 
1804 bereits besassen^). So auch war namentlich Gustav Rein- 
hold von RennenkampfF zu Schloss Heimet schon 18 18 in einem 
umfangreichen Werk für eine Beschränkung des freien Eigentums- 
rechts der Gutsherren insofern eingetreten, als er wünschte, dass 
„nur eine Quote der Bauerländereien, ein Dritteil, der völlig freien 
Verfugung des Gutsherrn anheim gegeben werde, zwei Dritteile 
dagegen dauernd bäuerlicher Pachtnutzung vorbehalten werden 
müssen** *). Die Idee einer Verbesserung des Bauernstandes im 
Sinne der „Fölkersahmschen Agrarreform** war mithin nicht neu, 
die Tatsache der Verwirklichung dieser Idee aber war neu. 



Der liberalen Partei fehlte nun ihr anerkanntes Haupt und 
ihr Führer und noch unumschränkter erschien daher die Macht der 
Konservativen. In dieser Situation war es, da ganz unerwartet 
der erst 50 Jahre alte Landmarschall Christian von Stein starb. 



1) Tobien: „Die Agrargesetzgebung in Livland im 19. Jahrhundert^ pag 340. 
«) Ebenda pag. 343. 
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Er war Anfang August zu den Krönungsfeierlichkeiten nach 
Moskau abgereist, erkrankte dort an der Cholera und verschied 
in Riga am 15. November 1856, unmittelbar vor dem am 20. No- 
vember zusammentretenden extraordinären Landtage. Dieser war 
zusammenberufen worden, vorzugsweise um das Elaborat der auf 
dem Mailandtag von 1854 ^ivählten Kommission zur Revision der 
Bauerverordnung von 1849 ^ beprüfen und über dasselbe Be- 
schluss zu fassen. Der Landrat Baron Gustav Nolcken wurde ein- 
stimmig als stellvertretender Landmarschall bis zum nächsten ordi- 
nären Landtage erwählt. So war die Leitung in die Hände des kon- 
servativen Führers gelegt worden in einer Versammlung, deren 
Hauptaufgabe darin bestand, die agraren Verfassungsvorschläge 
einer ebenfalls konservativ zusammengesetzten Kommission zu be- 
raten. Die Chancen standen nicht günstig für die frühere Fölker- 
sahmsche Fraktion und wohl bewusst war sie sich ihrer miss- 
lichen Lage, wie es aus den Aufzeichnungen eines Zeitgenossen 
hervorging, in denen es hiess: „Leider hatte im April 1856 der Tod 
Fölkersahm, diesen für Livland so segenbringenden Mann, hinweg- 
gerafft, so dass seine Stütze der liberalen Partei auf dem Landtage 
vom November 1856 fehlte und der reaktionären Strömung kein 
Halt geboten werden konnte. Ist es doch bezeichnend, dass in 
der Eröffnungsrede dieses Landtages, die der Landmarschall Gustav 
Baron Nolcken hielt**, er den Landtagsgliedern Mässigung anem- 
pfahl. „Dieser Warnungsruf aus dem Munde des Leiters der Reak- 
tion war nur durch den Umstand zu erklären, dass die vom Land- 
^^g 1S54 niedergesetzte Kommission masslos reaktionäre Abände- 
rungsvorschläge gemacht hatte" ^). 

Doch in dem ewigen Wandel der Zeiten war auch diese 
Strömung eine nur vorübergehende. Wenige Jahre nachher sah 
die Ritterschaft wiederum in der Selbstentäusserung korporativer 
Privilegien das Wohl des Landes im Sinne der ihr von ihrem grossen 
Reformator hinterlassenen Devise: 

„Nicht die Rechte, die Jemand ausübt, sondern die 
Pflichten, die er sich auferlegt, geben ihm den Wert.** 



i) Landrat E. yon Oettingen: „Erinnerungeii an Hamilkar Pölkersahm. "* 
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